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Vorbemerkung. 



JJer namentlich um die Erforschung der Geschichte des 
dreissigjährigen Krieges vielverdiente Gelehrte Prof. Gindel^ 
wurde mitten in seinem rastlosen Schaffen dahingerafft. Was 
er an verarbeitetem Material zum 5. Bande seiner gross ange- 
legten Geschichte des Krieges hinterlassen, wurde von seiner 
Witwe dem Gefertigten behufs eventueller Herausgabe zur Ver- 
fügung gestellt. Schon die erste Durchsicht des Manuscripts 
ergab, dass an die Veröffentlichung eines flinften Bandes nicht 
gedacht werden könne, weil der Verewigte nur einen Theil des 
einschlägigen Stoffes druckfertig hinterlassen hatte. Ganze 
Capitel, wie das über die Schlacht bei Lutter, über Waldstein's 
Kampf gegen Mansfeld und andere waren noch überhaupt nicht 
in Angriff genommen, andere zwar begonnen, aber durchaus 
nicht abgeschlossen, einzelne Theile, wie der über die Jugend 
Waldstein's, durch andere Arbeiten, insbesondere jene von Stieve, 
überholt. Es empfahl sich daher, dasjenige, was wirklich voll- 
endet vorlag und eine Erweiterung des historischen Wissens 
gegenüber dem bisher Gebotenen bedeutet, herauszunehmen 
und unter dem zusammenfassenden Titel von Beiträgen zur 
Publication zu bringen. Ausser vorherrschend formalen und 
stilistischen Aenderungen ist der Text beibehalten, wie er der 
Feder Gindel^^'s entstammt. 

Patsch, im September 1900. 

Hirn. 
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A. 

Kampf gegen den Administrator Yon Halberstadt 
und gegen Hansfeld (1623—1624). 

Wilhelm von Weimar hat sich mit Christian von Halber- 
stadt nach der Erstürmung der Siadt Derenburg (26. März 1623) 
vereint. Ihre vereinten Truppen mögen ungefähr 12.000 Mann 
stark gewesen sein/ über die nun der letztere das Commando 
führte. Vierzehn Tage später rückte Christian in Wolfenbüttel 
ein, wo es zu wiederholten Besprechungen mit seiner Mutter 
und seinem Bruder kam, über deren Inhalt man nur die Ver- 
muthung aussprechen kann, dass sein kriegerisches Vorgehen 
eher getadelt als gelobt wurde, und dass die Mutter nur mit 
Bangen der Entwicklung der Ereignisse zusah. Bei dieser 
Gelegenheit und später wurde in der Umgebung Christians an- 
gedeutet, dass seine kriegerischen Absichten auf Böhmen und 
Schlesien gerichtet seien, da die böhmischen Edelleute, die da- 
mals in Berlin weilten (unter denen auch der jüngere Graf 
Thum hervorzuheben ist)* oder in seinem Gefolge sich befanden, 
ihm jeglichen Erfolg in Aussicht stellten, wenn er die Grenzen 
dieser Länder überschreiten würde.® Auf katholischer Seite 
fürchtete man sich weniger vor diesem kühnen Feldzuge als 
vor den unmittelbaren Gefahren und Brandschatzungen. Dem 
Stifte Hildesheim legte Christian eine Contribution von 5000 
Thalem auf, und als diese nicht rechtzeitig gezahlt wurde, ver- 
langte er als Strafe noch 16.000 Thaler und liess einen Theil 
seines Volkes in das Stift einrücken; Gleiches that er in dem 
westfälischen Kreise, in dem er sich der Stadt Rinteln und einiger 

^ Gindely, Geschichte des dreissigjährigen Krieges IV, 505. 

* Sachs. St.-A. Die sächsischen Gesandten zu Jüterbogk an Karsachsen 

ddo. 21. April/1. Mai 1623. 
» Sachs. StA. Hahn an Kursachsen ddo. 6.;i6. und 12./22. April 1623. 

1* 
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Pässe über der Weser bemächtigte. Maximilian von Baiem^ 
der seine Bewegungen aufmerksamer verfolgte^ als dies in Wien 
der Fall war^ war erbittert über die zweideutige Haltung des 
niedersächsischen Kreises, der einerseits den Kaiser seines Ge- 
horsams versicherte, andererseits den Halberstädter durch Ver- 
mittlung des Herzogs von Braunschweig in seine Dienste nahm 
und sich demgemäss seinem feindseligen Gebahren nicht wider- 
setzte. Maximilian rieth dem Kaiser, sich an den Herzog Christian 
den Aelteren von Celle und an den Administrator von Magde- 
burg zu wenden und, da beide ihm freundlich gesinnt seien, sie 
nicht blos zur Treue zu ermalmen, sondern durch ihre Vermitt- 
lung den niedersächsischen Kreis zur Berufung Tilly's und seines 
Kriegsvolkes zu vermögen, damit er sich dem voraussichtlichen 
Einbruch Mansfeld's' widersetze und überhaupt alle Feinde zu 
Paaren treibe.* Wir bemerken, dass der Herzog von Lüne- 
burg-CeUe wohl hauptsächlich deshalb sich dem Kaiser freund- 
lich näherte, weil er im Falle des unbeerbten Todes des Her- 
zogs Friedrich Ulrich und der Aechtung des Halberstädters die 
Succession in Braunsch^eig seinem Hause sichern wollte.^ 

Nicht blos Maximilian sah dem in Norddeutschland sich 
vorbereitenden Gewitter mit Besorgniss entgegen, auch der Kur- 
fürst von Sachsen verbarg weder seine Angst, noch seinen Un- 
willen. Zwischen ihm und dem Kaiser war seit dem Begens- 
burger. Kurfürstentage eine Entfren^dung eingetreten; er hatte 
zwar in Annaberg gegenüber dem Kurfürsten von Brandenburg 
jede Bekämpfung des Kaisers abgelehnt, aber den letzteren 
doch empfinden lassen, dass er die Uebertragung der Kur nicht 
billige, wiewohl er sie selbst früher gutgeheissen hatte. Er 
lehnte * deshalb auch die Einladung zu einer Zusammenkunft 
mit dem Kaiser, die dieser von Prag aus an ihn ergehen liess, 
um ihn für die Uebertragung der Kur zu gewinnen, um so ent- 
schiedener ab, als Ferdinand ihm durch den Landgrafen von 
Darmstadt sagen liess, dass er der in Prag gesperrten Luthe- 
rischen Kirchen nicht erwähnen dürfe. Johann Georg bemerkte 
in seiner Antwort, dass unter dieser Bedingung die Zusammen- 



^ Wiener St.-A. Maximilian an Ferdinand II. ddo. 16. April 1623. 

' Opel, Der niedersächsisch-dänische Krieg I, 433. Diesen Schluss ziehen 

wir wenigstens aus dem Berichte Opel's üher die Gesandtschaft Christians 

des Aelteren nach Wien. 
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kunft eher zu einer Entfremdimg als zu einer Einigung führen 
würde und er sich zu bindenden Erklärungen in der Kurfrage 
nur in Anwesenheit des Kurfürsten von Brandenburg entschliessen 
könnte.^ Der Eindruck, den diese Erklärung auf den Kaiser 
hätte machen können, wurde aber durch ein Begleitschreiben 
des Landgrafen von Darmstadt verwischt, in dem es hiess, dass 
sich der Kurfürst durch nichts von der schuldigen Unterthänig- 
keit werde abwendig machen lassen. 

Indem also der Kurfürst sich durch nichts zu feindlichen 
Handlungen gegen den Kaiser verleiten lassen wollte, musste 
er selbständig den drohenden Kriegsgefahren begegnen und 
beschloss deshalb, die obersächsischen Stände auf einem Kreis- 
tage zu versammeln. Er wollte ihnen denselben Vorschlag machen, 
der von den niedersächsischen Kreisständen angenommen worden 
war, nämlich zu rüsten und sich mit der geworbenen Mann- 
schaft gegen jeden Einbrecher zu verthei^igen, nur meinte er 
es aufrichtig und spielte nicht unter der' Decke mit Mansfeld, 
dem Halberstädter und seinem Weimarer Vetter, sondern gebot 
dem letzteren, sich mit seinem Volke augenblicklich aus dem 
obersächsischen Kreise zu entfernen, wenn er nicht mit Gewalt 
dazu gezwungen werden wollte.^ Da Wilhelm darauf seinen 
Zug nach dem niedersächsischen Kreise unternahm und bei 
dieser Gelegenheit Derenburg plünderte, zeigte sich in augen- 
scheinlicher Weise die Ge&hr, wenn ihm und seinen Bundes- 
genossen nicht rasch das Handwerk gelegt und der Intervention 
der Ligisten vorgebeugt wurde. Da auch die Mehrzahl der 
niedersächsischen Kreisstände sehnsüchtig den Frieden wünschte, 
so beschlossen sie eine Deputation zu dem obersächsischen Kreis- 
tage nach Jüterbogk abzuschicken und sich daselbst über die 
nothwendigen Massregeln zu berathen. Gleichzeitig wurden die 
Rüstungen im niedersächsischen Kreise energisch betrieben und 
aus der eingeschickten Mannschaft sieben Regimenter formirt, 
neben denen die Truppen des Halberstädters ihre besondere 



^ Säehs. St.-A. Maximilian an Kursachsen ddo. 4. April 1623. Ferdinand 
an Kursachsen ddo. 15. April 1623. Kursachsen an Ferdinand ddo. 
12./22. April 1623. Ludwig von Hessen an Ferdinand ddo. 14,/24. April 
1623. 

' Sachs. St.-A. Karsachsen an Christian von Haiherstadt ddo. 26. März/ 
5. April 1623. 
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Stellung einnahmen.* Unter den norddeutschen Fürsten blieb 
nur der Kurflirst von Brandenburg consequent in Beinen Sym- 
pathien für den Pfalzgrafen, und desl^db war er der sich vor- 
bereitenden Bewegung günstig gesinnt. An seinen CoUegen, in 
Sachsen schrieb er auf die Nachricht, dass der Kaiser Kosaken 
werben lasse: ,E8 wäre gerade das rechte Trinkgeld (für uns), 
wenn wir alles thäten, des Mansfelders Vorhaben zu vereiteln, 
während die Kosake^;! indessen mit unseren armen Landen und 
Leuten nach Belieben umgehen würden.' 

Als der obersächsische Kreistag in Jüterbogk zusammen- 
trat, fanden sich die Kurfürsten von Sachsen und Brandenburg 
persönlich ein, und ausserdem waren der niedersächsische Kreis 
und der König von Dänemark durch Gesandte vertreten. Es 
war ein klug berechneter Schachzug, den der König im Interesse 
des Pfalzgrafen that: er schlug vor, dass die sämmtlichen pro- 
testantischen Stände Deutschlands dem Kaiser ihre Missbilligung 
bezüglich der Uebertragung der Kur ausdrücken sollten. Wenn 
es der Kurfürst von Sachsen mit seiner vor der Welt zur Schau 
getragenen Missbilligung dieses Actes ernstlich meinte, so konnte 
er sich von diesem Schritt nicht ausschliessen, und waren einmal 
die protestantischen Stände wenn auch nur in einem Proteste ge- 
eint, so konnte die Einigung noch weiter gehen. Johann Georg 
sah dies nur zu wohl ein und wich daher gleich im Beginn der 
ihm gestellten Schlinge aus, indem er unter verschiedenen Vor- 
wänden den von Dänemark gestellten Antrag ablehnte. Auf 
diese Weise wurde in Jüterbogk am 10. Mai 1623 nur die Aus- 
rüstung von 8000 Mann beschlossen, mit der ausdrücklichen 
Bedingung, dass dieselben nur zur Vertheidigung, also gegen 
allMlige Schädiger des Reiches verwendet werden sollen. Den 
niedersächsischen Deputirten versprach man Hilfe, wenn jemand 
sie feindlich anfallen würde; diese aber schon jetzt zu leisten, 
hielt man für bedenklich, da man nicht wusste, ob die ,namhaft 
gemachten und ausserhalb des sächsischen Kreises befindlichen 
Armeen etwas Feindliches versuchen würden^ Unter diesen 
Armeen mag man neben der des Mansfelders auch die ligistische 
verstanden haben; gegen die letztere wollte sich aber Kursachsen 
um keinen Preis zu etwas verbinden, daher die vorsichtige 



^ Sachs. St.-A. Christian der Aeltere von Lüneburg an Karsachsen ddo. 
U./24. April X623. 
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Sprache des Kreistages zn Jüterbogk. Derselbe hatte demnach 
kein anderes Resultat^ als dass die von der kaiserfeindlichen 
Partei auf ihn gesetzten Hoffnungen nicht erfüllt wurden.^ 

Bei der friedfertigen Haltung des Kurfürsten von Sachsen 
konnte der Kaiser demnach hoffen^ dass, im Falle die Verbin- 
dung des Halberstädters mit Mansfeld zu Stande kommen würde, 
er bei ihrer Bekämpfimg so wenig durch eine Coalition der 
deutschen Fürsten gestört sein würde wie das Jahr zuvor bei 
dem Kriege in Elsass und der NiederpfisJz. Obwohl er also 
mit ziemlicher Sicherheit hoffen durfte, dass die Kräfte der Liga 
ausreichen würden, so wollte er doch den bevorstehenden Kampf 
vermeiden, und lieh deshalb Rathschlägen das Ohr, welche ihm zu 
Verhandlungen mit Mansfeld und dem Halberstädter riethen. 
Maximilian war es selbst, der dem Kaiser hiezu rieth, wiewohl 
er aus Erfahrung wusste, wie wenig man den Versprechungen 
Mansfeld's trauen durfte. Der Graf von Oldenburg erbot sich 
zum Vermittler bei der Verhandlung mit Mansfeld; allein wie- 
wohl der Kaiser ausdrücklich ihn und sogar auch den König 
von Dänemark hiezu bevollmächtigte, so kam es doch nicht 
dazu, und so musste man in Wien dieses Feindes gewärtig sein.^ 

Aussichtsvoller gestalteten, sich die Bemühungen, den 
Halberstädter zur Niederlegung der Waffen zu bewegen, da 
der letztere nicht blos durch die Zusicherung der Straflosig- 
keit von kaiserlicher Seite, sondern auch durch die Bemühungen 
seiner Verwandten hiezu bewogen werden sollte. Christian IV. 
bemühte sich selbst darum, und zwar lange bevor er in Jüter- 
bogk den erwähnten Antrag gestellt hatte, und auch nachher, 
als er mit demselben durchgefallen war, denn die Sehnsucht 
nach Frieden beseelte ihn fast ebenso wie die nach der Re- 
stitution des Pfalzgrafen. Da der Halberstädter den Wünschen 
seiner Verwandten Rechnung tragen zu wollen schien, so theilte 
Christian IV. dies dem Kaiser mit dein Zusätze mit, dass der- 
selbe erbötig sei, seine Truppen zu entlassen, wenn er des Par- 



1 S&chs. St.-A. Kreisabschied von JAterbog^k ddo. 30. April/ 10. Mai 1623. 
Ebend. BeSolution, den oiedersächsischen Gesandten gegeben. Ebend. 
Karsachsen an Christian IV. von Dänemark ddo. 80. April/ 10. Mai 1623. 

'Münchner St.-A. Maximilian an Ferdinand II. ddo. 11. und 21. April 
1623. Sachs. St.-A. Vollmacht Ferdinands II. für den Grafen von Olden- 
burg ddo. 10. Mai 1623. Wiener St.-A. Ferdinand II. an Christian von 
Dänemark ddo. 13. Mai 1623. 
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dons für sein bisheriges Treiben versichert sein würde. Der 
König bat^ dass der Kaiser das Vergehen des Herzogs milde 
beurtheilen und es nicht sowohl seiner Bosheit, als Jugendlichem 
Uebermuth' zuschreiben möge. Auf diese Bitte, der sich sftmmt- 
liehe Fürsten des Hauses Braunschweig anschlössen, bewilligte 
der Kaiser den verlangten Pardon und versicherte den Halber- 
städter in dem ungestörten Besitze seines Stiftes unter der Be- 
dingung, dass er seine Truppen allsogleich entlasse und sich zum 
Gehorsam bereit erkläre.^ 

Die Nachricht von dem kaiserlichen Entschlüsse wurde 
von dem Administrator von Magdeburg mit grosser Befriedi- 
gung aufgenommen, aber seine Freude war nicht ungetrübt, 
da er wusste, dass Christian von Halberstadt seine Zustimmung 
zu den Fürbitten seiner Verwandten gar nicht oder nur wider- 
'^''f^g gegeben habe, seine Truppen täglich verstärkte und 
eine Zusammenkunft mit dem Landgrafen Moriz in Magdeburg 
gehabt hatte, ^ die auf keine friedlichen EntschUessungen deutete. 
Der dänische König lud nach Empfang des kaiserlichen Briefes 
den Halberstädter sammt seinem Bruder und seiner Mutter zu 
einer Besprechung ein; da aber nur die beiden Letzteren der 
Einladung folgten, so ermahnte er den Ausbleibenden, er möge 
den angebotenen Pardon um jeden Preis annehmen, da man 
von dem Kaiser füglich nicht mehr verlangen könne, als er 
anbiete, und Christian sonst Gefahr laufe, sich zu Grunde zu 
richten. Der Wortlaut der Botschaft Hess keinen Zweifel dar- 
über aufkommen, dass der König es mit seinen Rathschlägen 
ernst meinte und den weitem Angriff auf den Kaiser ftlr ein 
zu gewagtes Unternehmen hielt. 

Es scheint, dass Christian von Halberstadt nicht leicht- 
fertigen Herzens den Bitten des Königs von Dänemark, denen 
sich auch sein Bruder anschloss, widerstand, denn es wird uns 
in verlässlicher Weise berichtet, dass er von Groningen, seiner 
bischöflichen Residenz im Stifte Halberstadt, wo er damals sein 
Hauptquartier aufgeschlagen hatte, sich auf den Weg zu der 
gewünschten Zusammenkunft begeben habe, aber an der Weiter- 
reise von dem Herzog Wilhelm von Weimar und den übrigen 



^ Wiener St.-A. Ferdinand an Christian Yon Dänemark ddo. 29. April 1623. 

* Sachs. St.-A. Musterrolle des Halberstädters ddo. 14./24. Mai 1623. Ebend* 

Der Administrator von Magdeburg an Eursachsen ddo. 12./22. Mai 1623. 
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Obersten, die ihm gefolgt waxen, gehindert wurde. Sie ver- 
langten von ihm, dass der angebotene Pardon sich auch auf 
sie beziehen und sie aller ihrer Güter, sei es wo immer (also 
auch in Böhmen und Oesterreich) versichert sein soUten. Da 
sich in seinem Heere eine bedeutende Anzahl böhmischer Edel- 
leute befand, so hätte die Annahme dieser Bedingung für den 
Kaiser die theilweise Rückgängigmachung der in Böhmen voll- 
zogenen Confiscationen zur Folge haben müssen. Christian von 
Halberstadt schloss sich den Forderungen seiner Obersten an 
und berichtete hierüber an den König, indem er gleichzeitig ver- 
langte, dass seine Truppen entlohnt und, im Falle die Einigung 
mit dem Kaiser zu Stande käme, er gegen alle Processe wegen 
Schadenersatz gesichert sein solle. ^ Für den Unterhalt seiner 
Truppen hatte der Halberstädter aus seinem Stifte Geld auf jede 
Weise herausgeschlagen, Theile desselben verpfändet, freiwillige 
Gaben angenommen, Steuern ausgeschrieben, und doch hatte das 
sammt allen Zahlungen, die ihm sein Bruder geleistet oder die 
er sonst wo aufgetrieben, nur zum geringeren Theile genügt.^ 
Der Kaiser hatte gleichzeitig mit dem angebotenen Pardon 
den Reichshofrath Recke in den niedersächsischen Kreis ge- 
schickt und die Stände um ihre Hilfe ersucht, wenn der Halber- 
städter im Ungehorsam verharren würde. Auf dem Kreistage, 
der in Gardelegen Ende Mai 1623 zusammentrat, machte sich 
insofern eine dem Kaiser geneigte Stimmung geltend, als die 
Stände den Halberstädter um die Annahme des Pardons er- 
suchten und' sogar der König von Dänemark die Stände schliess- 
lich ermahnte, zur Vertreibung Mansfeld's aus Ostfriesland Vor- 
kehrungen zu treflfen, damit dem kaiserlichen Volk nicht Anlass 
zum Vormarsch geboten werde. Die Kreisstände würdigten 
diese Bitte und ersuchten den Kurfürsten von Sachsen, er möge 
sein Ansehen bei den drei Weimarer Herzogen und bei dem 
von Altenburg dahin geltend machen, dass sie mit ihrem Volk 
den niedersächsischen Kreis verlassen möchten; endlich theilten 
sie ihm mit, dass sie für den 28. Juni eine Zusammenkunft 



^ Sachs. St.-A. Proposition des Königs von Dänemark abgelegt bei Christian 

von Halberstadt ddo 13./23. Mai 1623. Antwort des Letzteren ddo. 

15./25. Mai 1623. Ebend. Levin Ludwig Hahn an Eorsachsen ddo. 

14./24. Mai 1623. Ebend. Die Obersten an Christian von Halberstadt 

ddo. 15./2Ö. Mai 1623. 
* Opel» I berichtet über die Geldmanipulation des Halberstädters. 



Digitized by 



Google 



10 

nach Lüneburg bernfen hatten, um sich daselbst über die nöthi- 
gen Vorkehrungen bei den mancherlei drohenden Gefahren zu 
berathen. Ein entscheidender Beschluss^ sich entweder auf die 
Seite des Halberstädters oder des Kaisers zu stellen und diesen 
oder jenen mit ihren Waflfen zu unterstützen, wurde aber doch 
nicht gefasst.^ 

Die Einwendungen, die der Halberstädter gegen den Pardon 
gemacht hatte, wurden von Dänemark und Kursachsen gewtirdigt, 
und beide Fürsten baten Ferdinand um die gewünschte Er- 
weiterung desselben.^ In Wien nahm man keinen Anstand, 
den Pardon auch auf die gesammten Truppen des Halberstädters 
auszudehnen, doch mit der Beschränkung, dass nur die in Deutsch- 
land ansässigen Officiere weder an Ehre noch Vermögen ge- 
schädigt werden sollten; die Flüchtlinge aus Oesterreich und 
Böhmen sollten nur an ihrer Ehre, nicht aber an ihrem Ver- 
mögen gesichert sein und dies nur unter der Bedingung, dass 
sie nicht mehr in ihre Heimat zurückkehren würden. Im Falle 
Christian acht Tage nach Kenntnissnahme des angebotenen 
Pardons denselben nicht annehmen würde, sollte er nicht weiter 
giltig sein.* 

Als der niedersächsische Kreistag in Lüneburg zusammen- 
trat, fanden sich fast alle Kreisflirsten und Kreisstände ein, 
nur der König von Dänemark fehlte ebenso wie in Gardelegen. 
Auf Andringen des Administrators von Magdeburg, der den 
Vorsitz führte, wurden die Berathungen am 4. Juli 1623 er- 
öfihet und das Gesuch des Königs, der erst später erscheinen 
und deshalb die Verhandlungen aufgeschoben wissen wollte, 
abgelehnt. Die allgemeine Lage hatte sich seit dem Tage von 
Gardelegen nicht gebessert. Mit halben Entschlüssen, wie sie 



^ Sachs. St.-A. Instruction für die Gesandten des niedersächsischen Kreises 
ddo. 21./31. Mai 1623. Die Gesandtschaft wurde nicht abgeschickt, statt 
dieser aber ein Schreiben, das der Instruction ziemlich gleichkam. 
Ebend. Die niedersächsischen Kreisstände an Kursachsen ddo. 21. /31. Mai 
und 24. Mai/ 3. Juni 1623. Christian IV. an den niedersächsischen Kreis- 
tag ddo. 18./28. Mai 1623. 

' Sachs. St.-A. Kursachsen an Ferdinand II. ddo. 11./21. Juni 1623. Wiener 
St.-A. Christian IV. an Ferdinand II. ddo. 23. Mai/ 2. Juni 1623. 

^ Sachs. St.-A. Ferdinand II. an Kursachsen ddo. 30. Juni 1623. Ebend. 
Ferdinand an Friedrich Ulrich von Braunschweig. Wiener St.-A. Gut- 
achten des Reichshofrathes ddo. 29. Juni 1623. Ebend. Pardon für den 
Halberstädter ddo. 1. August 1623. 
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dort gefasst worden waren, und die dem Halberstädter den 
Aufenthalt im Kreise nicht wehrten, wurde die Gefahr, dass 
der Kreis zum Kriegstheater werden könne, nicht beseitigt, 
sondern musste geradezu herbeigezogen werden. Der Kaiser 
kündigte diese Eventualität am 21. Juni 1623 durch die Mit- 
theilung an, dass er dem Grafen Tilly den Befehl zum Einmarsch 
in das Kreisgebiet ertheilt habe, wenn bis zum 8. Juli der 
Halberstädter den Pardon nicht angenommen habe oder seine 
Truppen nicht entwafihet seien. Die Proposition, über welche 
auf dem Kreistage berathen werden sollte, legte die Schwierig- 
keiten vor: sie überliess es dem Urtheil der Anwesenden, zu 
entscheiden, was man bezüglich des Halberstädters thun solle, 
wenn er den Pardon nicht annehmen und es zwischen ihm 
und Tilly in- oder ausserhalb des Kreises zum Kampfe kommen 
würde; sie verschwieg auch nicht, dass der Kaiser durch den 
Reichshofrath Recke bewaffnete Hilfe verlange, falls solche noth- 
wendig sein würde. 

Wir müssen über die kriegerischen Massregeln des Kaisers 
und der Ligisten während der vergangenen Monate bericMten, 
bevor wir weiter über die Beschlüsse des Kreistages und die 
damit im Zusammenhange stehenden Ereignisse näher eingehen. 
Anfangs Januar 1623, zur Zeit also, als der Regensburger Depu- 
tationstag eben eröffnet war, und als man den vermuthlichen 
Widerstand des Halberstädters nicht besonders beachtete, sollte 
der ligistische General, dessen Truppen im oberrheinischen und 
westfälischen Kreise, namentlich aber in der Wetterau einquartiert 
waren, die Execution gegen den Landgrafen Moriz von Kassel 
durchAihren, wenn derselbe, dem Marburg abgesprochen war, 
es an seinen Darmstädter Vetter nicht gutwillig abtreten würde. 
Zu dem letzteren schien wenig Aussicht vorhanden zu sein; es 
fehlten zwar dem Landgrafen alle Mittel zum Widerstände, 
aber trotzdem wollte er nichts von Nachgiebigkeit wissen und 
erwiderte auf derartige Zumuthungen: ,Der Teufel hole euch, 
ich will mich nicht ergeben.' Dazwischen bemächtigte sich 
seiner wohl auch eine verzweiflungsvolle Stimmung, ,man hörte 
ihn rufen: Mein Gott, wie hast du mich verfassen, wie bin ich 
ein armer Mann!' Aber immer raffte er sich wieder auf und 
brütete über die Mittel zu einem nachhaltigen Widerstände.^ 



^ Münchner St.-A. Tillj an Maximilian ddo. 8. Januar 1623. 
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Da mittlerweile die Rüstungen Christians von Halberstadt und 
Wilhelms von Weimar bedrohliche Dimensionen annahmen^ 
dachte man in Regensburg an die Verstärkung der ligistischen 
Streitkräfte. In besonderen Verhandlungen waren darüber unter 
den KathoUken Vereinbarungen getroffen worden, und der E^ser 
hatte eine Mithilfe von 8000 Mann in Aussicht gestellt.* Man 
wollte mit vereinten Kräften in den niedersächsischen Kreis 
eindringen und den Halberstädter niederwerfen. Nun wurde 
auf dem Deputationstage auch der von dem Landgrafen Moriz 
so sehr gefiirchtete Spruch gefüllt und er zur Abtretung Mar- 
burgs an deinen Darmstädter Vetter verurtheilt. Wenige Tage 
später ersuchte Tilly ihn um freien Durchzug durch sein Land, 
wodurch er nicht blos mit tausendfachem Schaden, sondern auch 
mit der Gefahr bedroht wurde, dass gleichzeitig die Execution 
in Bezug auf Marburg gegen ihn durchgeführt werden würde, 
wie sich denn thatsächlich Tilly hiezu erbot. Moriz schlug 
aus diesem Grunde den verlangten Durchzug ab; aber da sich 
dadurch die Gefahren ftlr ihn nur steigerten, so unternahm er 
am 17. Mai 1623 eine Reise zu dem Könige von Dänemark 
und ermahnte ihn, sich zum Schutze der protestantischen Inter- 
essen zu erheben, da sonst das Verderben auch die sächsischen 
Kreise erreichen würde; die gleiche Bitte stellte sein Sohn bei 
den niedersächsischen Kreisständen, beide jedoch vergeblich. 
Christian IV. wollte sich nach dem abschlägigen Bescheid, den 
er in Jüterbogk erhalten hatte, nicht in die deutschen Ange- 
legenheiten einmengen,* und so war Moriz auf sich allein an- 
gewiesen. Die Execution bezüglich Marburgs wurde jedoch 
nicht vorgenommen, obwohl sich Tilly wiederholt dazu anbot, 
weil Maximilian die Zahl der Feinde nicht vergrössem und 
deshalb den Landgrafen Moriz nicht zum Aeussersten treiben 
wollte. Der Herzog von Baiem erachtete die Macht der Feinde 
auch ohne Moriz für bedrohlich genug, so dass er die ligistischen 
Streitkräfte unzureichend fand und den Kaiser ununterbrochen 
an die Erflülung seines Versprechens mahnte. Aus diesem 
Grunde ersuchte er auf die Nachricht, dass zwischen Spanien 
und den Holländern Verhandlungen über einen Waffenstillstand 



1 Gindely, IV, S. 611. 

' Wiener St.-A. Moriz von Kassel an den Kaiser ddo. 28. März/ 7. April 

1623. Münchner R.-A. Vortrag Moriz' yon Hessen, gehalten vor Christian IV. 

ddo. 7./17. Mai 1623. Ebend. Tilly an Maximilian ddo. 17. April 1623. 



Digitized by 



Google 



13 

eingeleitet wurden, den Kaiser^ dieselben um jeden Preis zn 
hindern, denn die GeneraLstaaten würden, wenn sie keinen An- 
griff von Spanien befürchten mnssten, die Rohe in Deutschland 
umsomehr zu stören suchen. Er billigte es auch, dass der 
ligistische Feldmarschall Anholt seine Quartiere im Bisthum 
Osnabrück nahm, um eini^m Vormarsch Mansfeld's aus Ostfiries- 
land die Spitze zu' bieten; kurz er traf alle jene Anordnungen, 
die eigentlich vom Kaiser hätten ausgehen sollen, aber bei der 
eigenthümlichen Stellung des ligistischen Heeres und bei der 
Wiener Lässigkeit doch nur allein von ihm ausgingen. Er war 
es auch, der den Kaiser ununterbrochen vor dem Halberstädter 
warnte, ihn ermahnte, den niedersächsischen Ej*eis in kate- 
gorischer Weise zur Entwaffnung desselben zu zwingen und 
allen unterthänigen Versicherungen keinen Glauben zu schenken. 
In combinirter Weise sollte das kaiserliche und ligistische Kriegs- 
Yolk gegen den Kreis vorrücken, um das Kriegsfeuer dort aus- 
zulöschen. Collalto sollte mit 3400 Mann heranziehen tmd Erz- 
herzog Leopold den Best herbeischaffen. Da er vermuthete, 
dass Bethlen nicht ruhen werde, so rieth er zur Anwerbung 
von Kosaken, mit denen ein Einfall in Siebenbürgen versucht 
werden könnte. Als man trotz aller dieser Bitten in Wien infolge 
einer unerträglichen Lässigkeit die nöthigen Befehle nicht er- 
theilte, betraute Maximilian seinen Gesandten in Wien, den 
Dr. Leucker, eigens mit den Unterhandlungen. Den Erfolg 
seiner an den Elaiser gerichteten Bitten und Bathschläge suchte 
er dadurch zu sichern, dass er in einem umständlichen Schreiben 
die drohenden Gefahren nochmals erörterte: Die Gegner des 
Kaisers suchten ihm ganz Europa zu Feinden zu machen, um 
die verlorenen Güter wieder zu gewinnen und namentlich Böhmen 
anzugreifen, Tilly sei nicht stark genug, den Gefahren zu be- 
gegnen, wenn der Kaiser nicht stärker rüste und die versprochene 
Hilfe nicht vergrössere. Auch den ligistischen Fürsten würde 
sonst die Geduld ausgehen, und sie würden vielleicht ,andere 
Consilia^ an die Hand nehmen, das heisst sich von dem Bünd- 
nisse zurückziehen.^ Zuletzt schickte er an Ferdinand einen 



* Wiener St.-A. Maximilian an Ferdinand II. ddo. 12. und 29. April, 14. Mai 
1623. Ebend. Maximilian an Tilly ddo. 27. April 1623. Ebend. Ferdi- 
nand an Maximilian ddo. 5. Mai 1623. Münchner St.-A. Maximilian an 
Ferdinand ddo. 10., 3%, Mai und 10. Juni 1623. Ebend. Instruction für 
Leucker ddo. 26. Mai 1623. 



Digitized by 



Google 



14 

aufgefangenen Brief^ der über die Pläne seiner Feinde Auf- 
schlüsse bot^ and machte ihn endlich darauf aufmerksam^ dass 
der Pfalzgraf noch immer den königlichen Titel flihre. 

Als der Kaiser den Fürsten von HohenzoUem nach München 
schickte^ um da eine Theilung des in Heidelberg und Mann- 
heim eroberten Geschützes zu vereinbaren, wurden demselben 
von Maximilian, der sich durch Geld wichtig Nachrichten aus 
dem gegnerischen Lager zu verschaffen wusste, weitere Mit- 
theilungen, namentlich über die französischen Pläne gemacht. 
Er beschuldigte die französische Regierung, dass sie an der 
Herstellung einer Liga arbeite, durch die es Spanien unmögtich 
gemacht werden sollte, den Kaiser länger zu unterstützen; die 
französischen Unternehmungen seien auf den Elsass, Tirol, das 
Veltlin u. s. w. gerichtet und beabsichtigten überhaupt die Er- 
niedrigung des Hauses Oesterreich. ^ Nicht zufrieden damit, 
diese Nachrichten durch HohenzoUem einzuschicken, betraute 
Maximilian später auch den Dr. Mändl, den er eigens zu diesem 
Behufe nach Wien geschickt hatte, mit noch detaillirteren Mit- 
theilungen. Mansfeld habe das nöthige Geld und einige Tausend 
Mann zur Stärkung seiner Armee aus Frankreich erhalten, 
werde am 16. Juli aus Ostfriesland hervorbrechen und je nach 
Beschaffenheit der Umstände entweder auf die untere Pfalz und 
das Elsass oder auf die Oberpfalz und Böhmen marschiren, 
auf dem Wege sich jedenfalls mit dem Halberstädter verbinden 
und Tilly erdrücken. An diese Mittheilungen knüpfte er die 
Bitte, der Kaiser solle so rasch als möglich seine Truppen nach 
Deutschland abschicken und die Infantin ersuchen, dass sie dem 
General Cordova den Auftrag gebe, dem Mansfeld aufzulauern 
oder überallhin zu folgen und ihn anzugreifen.* Vor allem bat 
aber Maximilian, dass man eine Gegönliga zustande bringe, an 
der sich neben Spanien auch England und Sachsen betheiligen 
sollten. König Jakob von England beabsichtigte man durch 
das Versprechen der Restitution des pfalzgräflichen Sohnes zu 
gewinnen. Die Bestürzung mag jetzt in Wien gerade so gross 
gewesen sein wie vor zwei Jahren, als man zur Zeit der An- 
wesenheit Digby's dem Herzog von Baiem die Verzichtleistung 
auf die versprochene Kur zumuthete. Dem Kurfürsten von 



* Wiener St.-A. Zollern an Ferdinand ddo. 28. Juni 1623. 
« Wiener St.-A. Vortrag MändFs ddo. 29. Jnli 1623. 
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Baiem versprach aber der Kaiser^ dass er allen seinen Mah- 
nungen und Wünschen nachkommen werde^ dass er nicht blos 
dem CoUalto den Befehl zum unverzüglichen Abmarsch gegeben 
habC; sondern seine ganze Armee in dem Bisthum Bamberg 
einlagern werde. ^ Diese Verheissungen passten schlecht zu den 
Klagen der kaiserlichen Räthe, denen zufolge es an Geld^ Pro- 
viant und Waffen mangelte^ und bald zeigte es sich denn 
auch, dass die Erfüllung der von Ferdinand gemachten Zu- 
sagen thatsächlich im Verhältniss zu dessen schwer zu beseiti- 
genden Mängeln standen. Gleichzeitig sollten auch einige Tau- 
send Kosaken, die aus Polen nach Mähren vorgedrungen waren, 
auf dem deutschen Kriegsschauplatz verwendet werden. Ferdi- 
nand behauptete, dass sie durch das Gerücht von dem in Deutsch- 
land sich vorbereitenden Kriege angelockt und ohne sein Vor- 
wissen ausgezogen seien, was, so ungeheuerlich es auch klingen 
mag, dennoch wahrscheinlich ist, da man nichts von Werbungen 
weiss, die er in Polen angestellt hätte. Nachdem sie einmal 
nach Mähren vorgedrungen waren, nahm er sie in seinen Sold. * 
Es handelte sich nun darum, dass der Kaiser von dem Kur- 
fürsten von Sachsen die Erlaubniss für den Durchzug seiner 
Truppen nach dem niedersächsischen Kreis erlange. Ferdinand 
Hess durch seinen Reichshofrath, den Freiherm Otto von Nostitz, 
um dieselbe nachsuchen, dabei sollte dieser auch trachten, den 
Kurfürsten zur Theilnahme an der von ihm gegen Frankreich 
geplanten Gegenliga zu gewinnen. Nostitz sollte ihm vorstellen, 
dass Frankreich deshalb den Grafen Mansfeld unterstütze, da- 
mit dieser sich nach Böhmen wende und es selbst sich des 
Elsasses bemächtigen könne, was im Falle des Erfolges den Ver- 
lust der von dem Kurfürsten besetzten Lausitz zur Folge haben 
müsste. Um ihn für die vorgeschlagene Allianz zu gewinnen, 
stellte Ferdinand dem Kurfürsten die Restitution des jungen 
Pfalzgrafen in Aussicht. So sehr Johann Georg um die Lausitz 
besorgt war, so wagte er doch nicht, sich dem verlangten Bündniss 
anzuschliessen und sein Volk mit dem kaiserlichen zu verbinden, 
er war nur bereit, ihm den Durchzug zu gestatten, rieth dem 



^ Wiener St.-A. Bericht der depntirten Räthe itä Vereine mit den spani- 
schen Gesandten an den Kaiser. Ebend. Ferdinand an Maximilian ddo. 
6. Juli 1628. Ebend. Ferdinand an den Fürsten von HohenzoUern ddo. 
4. JnU 1623. 

' Sachs. St.-A. Ferdinand an Knrsachsen ddo. 15. Juni 1623. 
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E^aiser aber ab^ seine ganze Macht nach Deutschland yorrticken 
zu lassen^ weil das nnr Misstrauen erzeugen würde. ^ In der 
Thai verfügte der Kaiser in diesem Augenblicke über eine stärkere 
mobile Armee als je zuvor; ein Bericht des Marchese von Monte- 
negrO; der das Obercommando führte und die Truppen über 
die Qrenze dirigiren sollte^ gibt die Stärke derselben auf 
20.000 Mann zu Fuss und 10.000 Reiter^ darunter die Kosaken 
mitbegriffen, an. 

Als Tilly auf sein Gesuch um Areien Durchzug durch das 
Kasseler Gebiet einen abschlägigen Bescheid erhielt^ kehrte er 
sich nicht darum und rückte trotzdem vor; nun kam es hie 
und da zu harten Zusammenstössen, wiewohl der Landgraf sich 
nicht direct zu widersetzen wagte.* Auf dem weiteren Marsche 
erliess Tilly ein Schreiben an den Herzog Friedrich Ulrich von 
Braunschweig; in dem er mittheilte^ dass ihm die Haltung seines 
Bruders Veranlassung geben würde^ in sein Herzogthum einzu- 
rücken, zu diesem Behufe fordere er ihn zur Freihaltung aller 
Pässe auf.' An diese Erklärung schloss sich ein lebhafter Brief- 
wechsel zwischen den beiden braunschweigischen Brüdern einei> 
seits und dem Kaiser und Tilly andererseits an^ in dem die 
Pardonfrage mitspielte^ bis Tilly zuletzt am 22. Juni einen 
Trompeter an den Herzog von Braunschweig abordnete, ihm 
den unmittelbaren Einzug in sein Land ankündigte und für 
seine Truppen Proviant verlangte. 

Die Truppen des Halberstädters beliefen sich um diese 
Zeit zufolge verlässlicher Nachrichten auf 22.000 Mann zu Fuss 
und 56 Reitercomets; die Infanterieregimenter wurden von den 
Herzogen Wilhelm und Bernhard von Sachsen- Weimar, von 
Kniphausen, Spee, Sparr und anderen mehr oder weniger be- 
währten Haudegen, die Reiterregimenter von dem jüngeren 
Grafen Thum, von Friedrich von Sachsen-Altenburg, Johann 



^ Sachs. 8t.-A. Ferdinand II. an Eursachsen ddo. 6. Juli 1623. Ebend. Kar- 
sachsen an Ferdinand ddo. 9./19. Jnli 1623. Instruction für Nostitz ddo. 
14. Juli. 1623. Antwort Kursachsens dem Otto von Nostitz ertheilt ddo. 
9./19. JuU 1623. 

* Sachs. St-A. Tillj an Karsachsen ddo. 21. Juni 1623. 

' Theatrum Europaeum. Sachs. St.-A. Friedrich Ulrich von Braunschweig 
an Ferdinand ddo. 9./19. Juui 1623. Ebend. Friedrich Ulrich an Kur- 
sachsen ddo. 13./23. Juni 1623. Tilly an Friedrich Ulrich von Braunschweig 
ddo. 14. Jani 1623. Wiener St.-A. Tilly an den Kaiser ddo. 14. Juli 1623. 
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Friedrich von Weimar u. s. w. commandirt. Nach verlässlichen 
Berichten fehlte es den Trappen jedoch an Ordnung und Zu- 
sammenhang; man sah auf den ersten Blick; dass es zusammen- 
gelaufenes Gesindel war, von dem kaum die Hälfte ordentlich 
bewafinet war, so dass die Freunde des Kaisers bei dem be- 
vorstehenden Kampfe keine Gefahr für ihn befürchteten. Christian 
von Halberstadt war jedoch guten Muthes und verkündigte 
vor aller Welt in schwärmerischer Weise, dass er den Degen 
für seine Base Elisabeth, ,die Königin von Böhmen^, ziehe. 
Einzelne Fahnen seiner Regimenter waren mit dem Buchstaben E 
geschmückt, über dem eine Krone angebracht war, und darüber 
prangte in goldener Schrift die Devise: , Alles für Gott und für 
sie.'^ Von den böhmischen Edelleuten, die sich zumeist in Berlin 
und Hamburg aufhielten, wurde er fortwährend zum Zuge nach 
Böhmen gedrängt; Berka, der ehemalige Oberstburggraf während 
der Regierang des Winterkönigs, behauptete, dass der Halber- 
städter mit offenen Armen daselbst empfangen werden würde, 
und dass 8000 Reiter heimlich ausgerüstet seien, um sich ihm 
anzuschliessen. Seinen Muth zeigte der Halberstädter schliess- 
lich dadurch, dass er gegen Tilly angriffsweise vorging. Es 
kam in der Nähe von Göttingen zwischen dem Obersten, Herzog 
Franz Albrecht von Lauenburg, der unter den Ligisten diente, 
und dem Halberstädter zu einem Gefecht, in dem das ligistische 
Regiment theils aufgerieben, theils zersprengt und gefangen ge- 
nommen wurde, und bei dieser Gelegenheit fielen auch Brief- 
schaften in die Hände der Sieger, welche den Beweis lieferten, 
dass der geschlagene Herzog von Lauenburg in einem unsitt- 
lichen VerhältnisB zur Gemahlin des Herzogs von Braunschweig 
gestanden habe. Wenn wir kleinere Operationen nicht weiter 
beachten, so ruhten die Waffen zwischen den Ligisten und 
ihren Gegnern nun einige Zeit; offenbar wollte Tilly die Be- 
schlüsse des Lüneburger Kreistages abwarten und sehen, ob 
sich ihm die Stände anschliessen würden, in welchem Falle er 
seine Operationen nicht weiter ausgedehnt hätte, als es die 
Niederwerfung des Halberstädters erheischte. Die Bitte des 
Kreistages, die Execution um einen Monat aufzuschieben, über- 

' Die Devise war französisch und lautete: ,Tout pour Dieu et pour eile.* 
Opel, I, 448 und 449. Wiener St.-A. Recke an Ferdinand ddo. 2. Juli 
1623 sammt einer Beilage. Wiener St.-A. Tilly an Ferdinand II. ddo. 
14. Juli 1623. 

ArohiY. LXXXIX. Bd. I. H&lfte. 2 
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zeugte ihn, dass er nur mit Waflfengewalt zum Ziele gelangen 
werde, und indem er dem Kaiser im eigenen Interesse jede 
Nachgiebigkeit widerrieth, ging er jetzt offensiv vor, griff das 
Amthaus Friedland an, nahm dasselbe am 24. Juli 1623 ein 
und rückte darauf weiter im Braunschweigischen vor, ohne 
dessen Grenzen zu überschreiten. 

Wir knüpfen hier an den unterbrochenen Bericht über 
die Kreistagsverhandlungen an. Die Stände wollten auf die 
oben mitgetheilten kaiserlichen Erklärungen keine Entscheidung 
treffen, sondern dieselbe hinausschieben, weil sie innerlich mit 
dem Halberstädter einverstanden waren; deshalb ersuchten sie 
den Kaiser, er möge den Tag, an dem Tilly in den Kreis ein- 
rücken dürfe (8. Juli), wenn der Administrator die Waffen nicht 
niedergelegt haben würde, um einen Monat hinausschieben. 
Diese Bitte stellten sie am 13. Juli, also fünf Tage, nachdem 
der Termin verstrichen war. Der Kreistag musste befürchten, 
dass, wenn Tilly seiner Pflicht nachkam, die Bitte viel zu spät 
gestellt worden war, allein man versuchte in Lüneburg nur die 
/l Entscheidung so viel als möglich hinauszuschieben, weil man 
^//eigentlich doch geneigt war, sich an den Halberstädter anzu- 
^ schliessen, und es Tilly's wegen nur nicht recht wagte. Von 
denselben Gefühlen der Angst und Heuchelei waren die Ver- 
sprechungen geleitet, welche die Stände in diesem Augenblicke 
dem Kaiser machten, um, wenn noch möglich, den Grafen Tilly 
von ihren Grenzen fernzuhalten. Sie versicherten ihn, dass, 
wenn der Halberstädter binnen Monatsfrist den angebotenen 
Pardon nicht annehmen würde, sie ihren ,geschworenen Eiden 
und Pflichten und des heiligen Reiches Ordnungen^ gemäss 
sich um den Halberstädter nicht im geringsten interessiren, 
sondern gänzlich entschlossen seien, ,bei dem Kaiser zu stehen 
und eine solche Realdemonstration zu thun, daraus Seine Ma- 
jestät ihre allerunterthänigste Devotion und aufrichtiges Gemüth 
verspüren könnet Siö wollten die Kreistruppen baldmöglichst 
zu einem Corps formiren und ersuchten deshalb um die ent- 
sprechenden Befehle an Tilly. ^ Diese Versicherungen, die den 
Kaiser sehr angenehm berührten, und die sein Vertrauen auf 
den niedersächsischen Kreis so erhöhten, dass er sogar um 



^ Wieaer St.-A. Zuschrift des niedersächsischen Kreistages an den Kaiser 
ddo. 3./13. Juli 1623. 
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seine J^ilfe ersuchte, wenn der Halberstädter in den oberrhei- 
nischen und westfälischen Kreis verfolgt werden müsste, waren 
aber bei der Mehrzahl der Ereisstände nicht aufrichtig gemeint. 
Sie selbst gaben von ihrem Gewissenskampf dem Kurfürsten von 
Sachsen in einer Botschaft unverhohlene Kunde, in der sie alle 
die Schwierigkeiten eines Entschlusses andeuteten; sollten sie 
sich für den Kaiser erklären, der mit Confiscationen und Grlaubens- 
druck in Böhmen vorgehe? und dürfen sie den Halberstädter, 
einen erbgesessenen Fürsten und Vertheidiger des Glaubens, 
feindlich behandeln? Beide Fragen beantworteten sie mit Nein, 
aber da die Parteinahme für den Halberstädter mit grossen Ge- 
fahren verbunden sei, wollten sie sich ruhig halten. Von einer 
Parteinahme für den Kaiser, wie sie solche eventuellen Falls 
demselben in Aussicht stellten, war also in der Botschaft keine 
Rede. ,Sollte,^ hiess es dann weiter, ,uns einige Adversität zu- 
stossen, so hätten wir ein gut Gewissen . . . und könnten vor 
Gott und der Welt den Beweis liefern, dass . . . die in allen 
Rechten und Reichsconstitutionen erlaubte Defension fürs Vater- 
land . . . uns abgerungen würde/ Sie ersuchten deshalb den 
Kurfürsten von Sachsen, dass er ihnen mit den obersächsischen 
Truppen zu Hilfe konmie: gegen wen, deuteten sie nicht an, 
aber die eben mitgetheilten Worte lauteten nicht zu Gunsten 
des Kaisers.^ 

Thatsächlich hatte die Friedenspartei in Lüneburg einen 
schweren Stand. Abgesehen von der eigenen Ueberzeugung, 
die die Kreisstände ins feindliche Lager drängte, wurden sie 
auch von einigen der bewährtesten Anhänger des Pfalzgrafen, 
die auch nach Lüneburg gekommen waren, in diesem Sinne 
bearbeitet, nämlich von Wilhelm von Kassel, dem Sohne des 
unversöhnlichen Moriz, von Achaz von Dohna und von Voppius, 
dem Vertreter der Generalstaaten. Dazu trat der König von 
Dänemark aus seiner bisherigen Zurückhaltung heraus, er er- 
suchte die Kurfürsten von Sachsen und Brandenburg um eine 
persönliche Zusammenkunft, die nur im Interesse der protestan- 
tischen Sache gedeutet werden konnte,^ und da man das in 
Lüneburg wusste, hatte die Friedenspartei noch einen härteren 



^ Sachs. St-A. Instraction für die uiedersächsischen Kreisgesandten. 
' Sachs. St.-A. Christian IV. an Karsachsen und an Kurbrandenbnrg ddo. 
9./19. Juli 1623. Kursachsen an Christian IV. ddo. 17./27. Juli 1623. 
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Stand. Da man jedoch die nothwendigen Kriegsvorbereitungen 
nicht getroffen hatte^ so mnsste man sich vorlänfig stille halten^ 
nnd daher der Brief an den Kaiser und daher die Botschaft 
an Tilly und den Halberstädter, die beide ersuchen sollte, des 
Kreises Grenzen zu meiden. 

Die Kreisgesandten begaben sich zuerst zu dem Letzteren 
und brachten ihr Anliegen bei ihm vor. Als derselbe noch 
vor ihrer Ankunft von dem Inhalt ihrer Bitte erftihr, richtete 
er an den Kurftlrsten von Sachsen eine jener abgebrauchten 
Versicherungen, in der er sich zur Annahme des Pardons erbot, 
wenn nicht blos er, sondern alle seine Untergebenen — und 
also namentlich die Böhmen und Oesterreicher — in jeglicher 
Weise versichert und ihnen das abgewonnene Eigenthum zu- 
rückgestellt werden würde. Er stellte damit eine Bedingung, 
deren Annahme für den Kaiser wegen der finanziellen Schwierig- 
keit unmöglich war, und die deutlich zeigte, dass es sich ihm 
nur um Gewinnung an Zeit für weitere Küstungen handelte. ^ Ob 
Ferdinand von Sachsen aus von der Erklärung des Halber- 
städters in Kenntniss gesetzt wurde, wissen wir nicht anzugeben, 
jedenfalls erfolgte von ihm am 1. August noch eine neue Decla- 
ration in Betreff des Pardons. — Nun trafen die Kreisgesandten 
bei Christian von Halberstadt ein und brachten ihre Bitte vor, 
die jedenfalls aufrichtig gemeint war, denn wenn der nieder- 
sächsische Kreistag sich auch später mit ihm vereinen wollte, 
so wünschte er doch vorläufig, dass Christian sich aus dem 
Kreise entferne und Tilly nach sich ziehe. Der Halberstädter 
gab ihnen eine zustimmende Antwort, und er erklärte am 19. Juli 
1623, binnen drei Tagen abmarschiren zu wollen, und richtete 
bei dem bald darauf thatsächlich erfolgten Abmarsch an die 
Kreisstände ein Schreiben, in dem er mancherlei Thatsachen ver- 
drehte, seine ursprüngliche Versöhnlichkeit behauptete und sich 
dann in Vorwürfen ergoss. In vertraulichen Unterredungen sprach 
er jetzt offener als je seinen Hass und seine Verachtung über 
die bestehenden Verhältnisse aus. Bei einem Abendgelage, das 
er gerade in diesen Tagen abhielt, und an dem sich zahlreiche 
Personen betheiligten, erörterte er die politische Lage mit einer 



^ Sachs. St.-A. Christian von Halberstadt an Kursachsen ddo. 8./ 18. Juli 
1623. Sachs. St.-A. Ferdinand an den niedersächsischen Kreis ddo. 24. Juli 
1623. 
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Ungezwungenheit, wie sie ihm sein hoher Rang and die niedrige 
Stellung der Anwesenden erlaubte; er geisselte alle seine Gegner 
in unbarmherziger Weise, entlud aber zumeist seinen Groll über 
König Jakob, diesen ,alten Hosenscheisser,^ der der ,grösste Cou- 
jon' auf der Welt sei; er sei ein ,Lump', der die ,deutschen Cou- 
jons' Prinzen nenne. ,Ist das nicht eine Gemeinheit, dass er 
seiner Tochter, deren Excremente mehr werth sind, als er selbst, 
das tägliche Brot nicht zuschickt, sondern ihr lieber räth, nach 
Brüssel bei den Nonnen betteln zu gehen?' ,Wenn ich jemals 
des Kaisers Freund werden solle', mit diesen Worten schloss 
er seine Rede, ,so müsste er mich zum Executor über England 
und die deutschen Coujons machen, ich würde ihm treulich 
dienen und glauben, dass er redlich fechte/^ 

Nachdem die Kreisgesandten die zustimmende Antwort 
des Halberstädters empfangen hatten, begaben sie sich zu Tilly, 
um an ihn dasselbe Ansuchen zu stellen. Derselbe begnügte 
sich jedoch nicht mit der Versicherung des thatsächlichen Ab- 
zuges des Halberstädters; er wollte wissen, wohin er seinen 
Weg nehmen oder in wessen Dienste er treten werde, und wie 
er (Tilly) versichert sein könne, dass Christian das gegebene 
Wort einhalten werde. Auf alle diese Fragen konnten die Ge- 
sandten keine genügende Antwort geben, und so blieb Tilly 
im Kreise.* 

Christian von Halberstadt verwirklichte mittlerweile sein 
Versprechen, nachdem er einen der Weimarer Herzoge nach 
dem Haag geschickt und durch diesen einen Vertrag mit den 
Generalstaaten abgeschlossen hatte, infolge dessen er in ihre 
Dienste trat und mit seinen Truppen zu ihnen stossen sollte. 
Da er dadurch sein Bisthum preisgab, wollte er dem Kaiser 
bei der Occupation desselben einige Schwierigkeiten bereiten, 
und resignirte am 28. Juli auf dasselbe zu Gunsten des dänischen 
Prinzen Friedrich, nachdem die bezüglichen Verhandlungen 
schon einige Wochen von ihm gefuhrt worden waren.* Er 
wollte nun ohne jeglichen Zusammenstoss mit Tilly nach dem 
Rhein ziehen, und deshalb rückte er über die Weser nach dem 



^ Münchner St.-A. Heinrich yon der Tauber an Streich ddo. 11./21. Juli 
1623. 

* Sachs. St.-A. Bericht der niedersächsischen Kreisgesandten ddo. 14./24. Juli 
1623. 

• Londorp, Acta publica I, 1117. Opel, I, 539. 
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Stifte Paderborn. Er war seinem Gegner um zwei Tages- 
märsche voraus; da ihm aber der Letztere in grösster Eile nach- 
folgte, war die Gefahr eines Zusammenstosses schon am 4. August 
unmittelbar bevorstehend, und die Aussichten auf Erfolg ge- 
stalteten sich flir Christian jetzt um so trüber, als sich Tilly 
an diesem Tage mit dem Freiherm von Anholt und seinen 
Truppen vereinigt hatte und dadurch nicht blos in der Qua- 
lität seiner Truppen, sondern auch in der Zahl überlegen war. 
Die beiderseitigen Heere folgten einander zwei Tage lang durch 
das Stift Münster auf dem Fusse nach; manchmal schien es, 
als ob sich Christian zur Wehre setzen wolle, allein stets wich 
er wieder aus und trachtete nur, nach dem Rhein zu gelangen, 
den er bei Rees oder Schenkenschanz übersetzen wollte und 
wohin ihm die Generalstaaten ihre Truppen zur Erleichterung 
des Ueberganges entgegenschickten. Er gab deshalb am Abend 
(den 5. August) den Befehl, dass sämmtliche Truppen um 
2 Uhr Morgens marschbereit sein sollten, allein dieser Befehl 
wurde nicht durchgeführt, und so wurde am anderen Morgen 
seine Nachhut von der Tilly' sehen Cavallerie angegriffen. Christian 
setzte zwar den Rückzug mit möglichster Eile fort, aber von 
Tilly immer heftiger verfolgt, wurde er endlich um die Mittags- 
zeit am 6. August 1623 genöthigt, bei Stadtlohn dem Feinde 
zu stehen. Obwohl er sich einer trefflichen Stellung erfreute, 
da sein linker Flügel durch einen Morast gedeckt wer, so erlitt 
er doch durch den mit Geschick und Tapferkeit durchgeftQirten 
Angriff seiner überlegenen Gegner eine vollständige Niederlage. 
Tilly berichtete über dieselbe, dass er die ganze feindliche Artil- 
lerie und den grössten Theil der Bagage erbeutet habe, und dass 
in der Schlacht und auf der Flucht an 6000 Mann getödtet und 
4000 Mann gefangen wurden. Dem Halberstädter gelang es, 
an der Spitze von 2000 Mann nach den Niederlanden zu ent- 
kommen. Dagegen wurden die Herzoge Friedrich von Sachsen- 
Altenburg und Wilhelm von Sachsen- Weimar, die Obersten 
Frenck und Sydon, die schon in Böhmen gegen den Kaiser 
gefochten hatten, und ein Graf Schlick gefangen genommen. 
Der Sieg war, wenn möglich, noch vollständiger als jener, den 
Tilly das Jahr zuvor bei Wimpfen erfochten hatte. Der jüngere 
Graf Thum wurde an der Spitze seines Reiterregiments zwei- 
mal schwer verwundet, was unter den böhmischen Exulanten 
viele Theilnahme erregte, da man hauptsächlich seiner Ueber- 



Digitized by 



Google 



23 

redungsgabe das Verdienst der kriegerischen Haltung des Halber- 
städters zuschrieb. ^ Tilly rühmte in seinem Berichte die tapfere 
Haltung des Oberstlieutenants Herzogs Franz Albrecht von 
Sachsen-Lauenburg; desjenigen Fürsten^ auf dessen Andenken 
später so vielfacher Schimpf gehäuft wurde. Am Schlüsse er- 
suchte er um seine Entlassung, wenn ihm nicht die nöthigen 
Mittel zur Kriegfiihrung gewährt und ihm nicht freie Hand ge- 
lassen werde, im entsprechenden Falle seine Massregeln treffen 
zu dürfen. Maximilian, der sich durch die letzte Bitte getroffen 
fühlte, weil er seinem General verboten hatte sich zu schlagen 
ausser im Falle der Gewissheit des Sieges, wollte nichts von 
seiner Entlassung wissen, stellte ihm eine Entlohnung von der 
Liga in Aussicht, die auch in der That im kommenden Jahre 
erfolgte,* und sprach in einem schmeichelhaften Schreiben an 
Tilly die Hoffnung aus, dass er sich vor der ,Welt und Nach- 
kommenschaft^ noch einen unsterblichen Namen erwerben werde. 
Für den erfochtenen Sieg lohnte der Kaiser den Grafen mit 
einem Geschenk von 20.000 Thalem und einer Jahrespension 
von 1000 Thalem; allein diesmal verliess den Letzteren die 
sonstige Bescheidenheit, denn er lehnte diese Gaben ab und 
verlangte dafür die Ueberweisung des Leitmeritzer Kreises zu 
seinem Unterhalt auf Lebenszeit. Es wird behauptet, dass dieses 
Gesuch in ernstliche Erwägung gezogen wurde, was aber sicher 
nicht der Fall ist, weil sich der Erfüllung desselben nicht blos 
die böhmischen Stände, sondern auch die beiden tonangebenden 
Persönlichkeiten, die Fürsten von Liechtenstein und Waldstein, 
entgegengesetzt hätten, und so musste sich also Tilly mit dem 
dargebotenen Geschenke begnügen.^ 

Bezüglich der Gefangenen befahl Maximilian, dass Tilly die 
niedriggestellten Personen entlassen solle, nachdem sie sich eidlich 
verpflichtet hatten, nicht mehr gegen den Kaiser zu kämpfen, 
die Uebrigen möge er aber in Gewahrsam behalten. Bezüglich 
derselben verlangte später der Kaiser, dass sie ihm ausgeliefert 
würden, und so mussten die Herzoge Friedrich von Sachsen- 
Altenburg und Wilhelm von Weimar mit den Obersten Frenck 



* Sachs. St.-A. Tilly an Kursachsen ddo. 7. August 1623. Ebend. Kropf an 
Daubel ddo. 10./20. August 1623. Ebend. Tilly's Relation ddo. 10. Au- 
gust 1623. 

«Münchner R.-A. Maximilian an Tilly ddo. 21. August 1623. 

8 Sachs. St.-A. Zeidler an Langenfeld ddo. 14./24. Januar 1624, 
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und Spee (die Anderen hatten sich bereits losgekauft) die Reise 
nach Oesterreich antreten^ wo man sie in Wiener-Neustadt in 
Haft behielt. Man wollte durch diese Einkerkerung unter den 
deutschen Fürsten einigen Schrecken verbreiten, allein die Zeit 
war zu ungünstig flir eine strenge Uebung der kaiserlichen 
Justiz^ und so Hessen sich die beiden Herzoge wegen ihrer 
Haft kein graues Haar wachsen, weil sie überzeugt waren, dass 
ihnen nichts geschehen könne, und weil die Haft auch nicht 
streng geübt wurde. Nur insoweit bewahrten sie den Anstand, 
als sie den Kaiser in einem demüthigen Schreiben um ihre 
Begnadigung baten. Der Reichshofrath, dem ihr sowie der 
beiden Obersten Gesuch zur Begutachtung überwiesen wurde, 
bemerkte, dass sich Wilhelm von Weimar mit seinen beiden 
Brüdern seit der Schlacht auf dem weissen Berge an allen her- 
vorragenden Eilmpfen betheiligt habe, kam aber doch in seiner 
Anklage zu dem Schlüsse, dass man die beiden Fürsten werde 
fi-eigeben müssen, nur gegen Spee und Frenck rieth er die 
Confiscation ihrer Güter und die Stellung vor ein Kriegsgericht 
an. ^ Der Kaiser wollte die beantragte Freilassung zugestehen, 
wünschte aber des Anstandes halber darum von dem Kurflirsten 
von Sachsen ersucht zu werden, welcher Wunsch von Eggen- 
berg dem sächsischen Gesandten angedeutet wurde. Als die 
Nachricht anlangte, dass die Brüder des Weimarer Herzogs 
sich in Holland aufhielten, rieth der Reichshofrath nur zur Ent- 
lassung des Altenburgers. Der Rath wurde befolgt und Wilhelm 
von Weimar trotz der mittlerweile eingelegten Fürbitte des 
Kurfürsten von Sachsen noch in Haft behalten. Da nun auch 
die Statuten eines ,Friedensbundes', mit dessen Gründung sich 
Wilhelm im Herbst des Jahres 1622 beschäftigt hatte, und der 
nichts Anderes als einen Angriflf gegen den Kaiser und seine 
Freunde bezweckte, in Wien bekannt wurden, wurde der Reichs- 
hofrath Recke nach Wiener-Neustadt abgeschickt, um den Herzog 
über die einzelnen Punkte zu examiniren. Diesmal musste der 
Herzog eine demüthigende Rolle spielen, er konnte doch nicht 
oflfen zugaben, mit welchen feindseligen Gesinnungen er sich 

* Sachs. St.-A. Kursachsens Memorial für Zeidler ddo. 10./20. Januar 1624. 
Zeidler an Kursachsen ddo. 10./20. September 1623. Wiener St.-A. Gut- 
achten des Reichshofraths ddo. 20. und 30. Januar 1624. Sachs. St.-A. 
Zeidler an Kursachsen ddo. 18./28. Februar und 25. Februar/ 6. März 1624. 
Wiener St.-A. Gutachten des Reich shofrathes ddo. 28. März 1624. 
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gegen den Kaiser getragen habe, und so suchte er in kläg- 
licher Weise den einzelnen Punkten des Friedensbundes eine 
harmlose Deutung zu geben, wenn dies halbwegs möglich war; 
zuletzt blieb ihm aber nichts Anderes übrig, als zu bekennen, 
dass er den Kaiser höchlich beleidigt habe, Reue zu zeigen 
und für die Zukunft das Beste zu versichern.* 

Trotzdem wurde er noch immer nicht entlassen, da man 
an der Haltung seiner Brüder Anstoss nahm. Einer derselben, 
Johann Ernst, bequemte sich deshalb zu Versicherungen, die 
man als Spott ansehen könnte, wenn sie nicht ernstlich von 
ihm vorgebracht worden wären. Den Dienst der Generalstaaten 
könne er vorläufig nicht aufgeben, sagte er, versicherte aber, 
dass er später sich gegen den Kaiser nicht gebrauchen lassen 
werde. Er hoffte, diese seine Erklärung würde genügen, um 
ihm die Verzeihung zu erwirken. Der Kurfürst von Sachsen 
theilte diese Ansicht und forderte ihn auf, sich an den Kaiser 
zu wenden und ihn um die Ertheilung des Pardons zu bitten. 
Nun zögerte Johann Ernst wieder, machte allerlei Einwendungen 
und neue Forderungen, so dass der Kurfürst, der wohl merkte, 
daiss sich Johann Ernst dem Bunde, der sich seit Beginn des 
Jahres 1625 unter der Aegide des Königs von Dänemark zu 
bilden begann, anschliessen wolle, seine Vermittlerrolle aufgab 
und nichts von der Befürwortung seines Vetters beim Kaiser 
wissen wollte. Unter diesen Umständen dachten auch die jüngeren 
Brüder Wilhelms nicht an eine Aussöhnung mit Ferdinand, 
und für Wilhelm selbst öffneten sich noch nicht die Thore 
seines Gefängnisses. * 

Während der Halberstädter seinen Zug nach dem Bisthum 
Münster ausführte und bei Stadtlohn geschlagen wurde, ver- 
sammelten sich die niedersächsischen Kreisstände abermals in 
Braunschweig, und zwar diesmal in Anwesenheit des Königs 
von Dänemark. Wenn wir einem nach Wien erstatteten Be- 



* Wiener St.-A. Protokoll über das Verhör ddo. 8. Juni 1624. Ebend. Be- 
richt Beckers. 

' Sachs. St.-A. Instruction Teutleben's bezüglich der Reconciliation Johann 
Emsts von Weimar ddo. 14./24. Juli 1624. Kursachsens Erklärung ddo. 
21./31. August 1624. Eursachsen an Johann Hoffmann ddo. 28. August, 
7. September 1624. Johann Ernst an Kursachsen ddo. 19./29. October 
1624. Kursachsen an Herzog Johann Casimir ddo. 27. October/ 6. No- 
yember 1624. Kursachsens Brief ddo. 6./15. Februar 1624. 
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richte glauben dürfen, so machte diesmal der König von Däne- 
mark dem Obersten Fuchs, der sich im Dienste der österreichi- 
schen Stände als ein tüchtiger Artillerist geltend gemacht hatte, 
den Antrag, sich an die Spitze der Ereistruppen zu stellen und 
den Grafen Collalto, der eben mit den kaiserlichen Truppen im 
Anmärsche war und um die Erlaubniss, in den niedersächsischen 
Kreis einrücken zu dürfen, ersuchte, zurückzuwerfen. Fuchs 
hatte schon seit dem Monat Mai an allen kriegerischen Ver- 
sammlungen theilgenommen, hatte dem Halberstädter als Rath- 
geber gedient und erfreute sich des grössten Zutrauens von 
Seiten des Herzogs von Braunschweig. Der Antrag erschreckte 
ihn, aber schliesslich zeigte er sich erbötig, demselben nachzu- 
kommen und den Kampf mit Collalto aufzunehmen. * Zwei Tage 
darauf traf aber in Braunschweig die Nachricht von der Nieder- 
lage bei StadÜohn ein, und nun war von keinen kriegerischen 
Beschlüssen mehr die Bede. Der Kreistag beschloss, gegen 
den Kaiser in der schuldigen ,Devotion' zu beharren und dem 
Collalto den Durchzug nicht zu verweigern, wenn er sich mit 
Tilly verbinden, also den Kreis binnen Kurzem verlassen würde. 
Weniger konnte man nicht thun, wenn man sich nicht geradezu 
als Feind des Kaisers erklären und so Collalto zum Angriflfe reizen 
wollte; alle übrigen Beschlüsse zeigen unverhohlen die gegen den 
Kaiser gerichtete feindliche Spitze: so der, dass man den Ein- 
marsch Montenegros nicht dulden werde, und dass der Kaiser den 
Tilly und sein Volk abberufen möge, da der Kreis Volk gewor- 
ben habe, um den all&IIigen Angriffen Mansfeld's zu begegnen. ^ 
Wenn die Beschlüsse des Kreistages bewiesen, dass die 
Stände sich nur widerstrebend in die Folgen des Stadtlohner 
Sieges fügten, so lauteten dagegen die privaten Aeusserungen 
der norddeutschen Fürsten gegen den Kaiser jetzt zuvorkom- 
mender. Der Herzog Ulrich von Braunschweig beklagte aus- 
drücklich, dass der ,leidige Teufel und Störefried' durch eigen- 
nützige Leute seinen Bruder zu seiner feindlichen Haltung 
verleitet habe, und bezeichnete es als eine arge Verleumdung, 
dass er seinen Bruder unter der Hand unterstützt habe. Der 
König von Dänemark wies auf den niedersächsischen Kreis- 

* Wiener St.-A. Erklärung den Obersten Fuchs betreffend ddo. 16./26. Au- 
gust 1623. 

' Sachs. St.-A. Abschied des niedersächsischen Kreistages ddo. 9./19. Au- 
gust 1623. 
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tagsbeschluss hin, der die eventuelle Verbindung der Kreis- 
truppen mit Tilly angeordnet und den er mit ratificirt habe. 
Er versicherte; dass er im Verein mit den niedersächsischen 
KreisfUrsten auf Mansfeld ein wachsames Auge halten werde, 
damit dieser aus Friesland nicht hervorbrechen könne. Auch 
der niedersächsische Kreis wiederholte durch eine eigene Bot- 
schaft dieselben Versicherungen. Der Zweck aller dieser loyalen 
Ergüsse war jedoch nur der, dass man den Kaiser zur Abbe- 
rufung Tilly's vermögen wollte, weil angeblich Niemand mehr 
in Norddeutschland den Kaiser bedrohe.^ Wäre der Kaiser 
von der Aufrichtigkeit der niedersächsischen Kreisfürsten über- 
zeugt gewesen, er hätte gewiss gern den Rückmarsch Tilly's 
anbefohlen, aber da er diese Ueberzeugung nicht gewinnen 
konnte, so wies er die Bitten zurück und betonte ausdrücklich, 
dass er die Armee Tilly's in Rücksicht auf Mansfeld aus dem 
westf^ischen Kreise nicht zurückrufen und deshalb auch den 
niedersächsischen mit Einquartierungen und Durchzügen nicht 
verschonen könne. 

Die Vertreter der niedersächsischen Kreisstände gaben 
sich mit dieser Antwort nicht zufrieden, ihre neuerliche Ein- 
gabe hielt sich aber doch in bescheidenen Grenzen und bewegte 
sich hauptsächlich um ihre eigene Rechtssicherheit, indem sie 
von dem Kaiser bezüglich der niedersächsischen Stifter eine 
sichere Zusage verlangten. Schärfer dagegen war die Entgeg- 
nung des dänischen Gesandten, der nicht blos auf der Verscho- 
nung des niedersächsischen Kreises bestand, sondern auch die 
Abberufang des ligistischen Volkes aus dem westfälischen Kreise 
verlangte und höchstens die Besetzxmg einiger Orte dulden 
wollte, um den Durchbruch Mansfeld' s zu verhindern. Der 
dänische Gesandte und der der Kreisstände lehnten die Bitte des 
Kaisers um Verbindung ihrer Truppen mit der Armee Tilliy's ab. ^ 



* Wiener St.-A. Siverdt Pogwisch im Kamen des Herzogs von Braun- 
schweig an Ferdinand II. ddo. 13. September 1623. Derselbe im Namen 
des Könige von Dänemark an Ferdinand II. ddo. 13. September 1623. 
Sachs. St.-A. Kaiserliche Besolution an die Stände des niedersächsischen 
Kreises ddo. 27. September 1623. 

' Wiener St.-A. Replik des dänischen Gesandten ddo. 4. October 1623. 
Ebend. Memorial der niedersächsischen Abgesandten ddo. 30. September 
1623. Ebend. Kaiserliche Antwort auf die dänische Replik ddo. 10. Octo- 
ber 1623. 
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Selbstverständlich konnte die neue Eingabe des dänischen Ge- 
sandten auf die kaiserlichen Entschliessungen keinen Einfluss 
ausüben. Wir bemerken noch nebenbei, dass die Versiche- 
rungen, dass Dänemark sich dem Grafen Mansfeld widersetze, 
insofern auf Wahrheit begründet waren, als der Letztere keine 
Unterstützung von Christian IV. bekam und daher seinen Ab- 
zug aus Ostfriesland herbeisehnte. 

Alle Aufmerksamkeit war nach der Niederlage des Hal- 
berstädters auf Mansfeld gerichtet, der sich seit dem Frühjahre 
ununterbrochen verstärkt hatte, aber keine Miene machte, aus 
Ostfriesland hervorzubrechen. Man weiss, dass er seine Rüstun- 
gen vorzugsweise mit französischem Gelde zuwege brachte. Die 
Regierung Ludwigs XIII. gedachte sich seit dem Abschlüsse des 
Lyoner Vertrages seiner zur Bekämpfung der Spanier zu bedienen, 
bald wollte sie ihn in das Elsass und die Franche-Comte ein- 
rücken lassen, bald nur zur Unterstützung der Holländer und 
im Jülicher Gebiet verwenden, und erlaubte ihm zu diesem 
Zwecke auch auf französischem Boden 3000 Mann anzuwerben. 

Als die Infantin deshalb Klage erhob, wurde diese Mass- 
regel mit allerlei Vorspiegelungen und Lügen gerechtfertigt und 
dieselbe endlich (am 1. Juli) zurückgezogen, nachdem Mansfeld 
die gewünschte Truppenzahl bereits erlangt hatte. Mansfeld 
verlangte nun in einem Schreiben vom 23. Juni 1623, das er 
an den ligistischen General Anholt richtete, man möge ihm, 
da er im Dienste Frankreichs, Savoyens und Venedigs stehe, 
den freien Durchmarsch durch das Gebiet Kurkölns und Baierns 
gestatten, damit er sich an den Ort seiner Bestimmung begeben 
könne. Es blieb bei dieser Aufforderung, Mansfeld that nichts, 
um sich den Pass zu erzwingen, dazu hätte er eines tüchtigeren 
Heeres bedurft und grösserer Anstrengungen von Seite Frank- 
reichs. Die damalige französische Regierung achtete jedoch trotz 
aller Eifersucht noch zu sehr auf die Bemühungen Gregors XV. 
und seines Nachfolgers Urbans V., da beide die Veltliner Streitig- 
keiten auf friedliche Weise ausgleichen wollten. So blieb Mans- 
feld denn noch immer in Ostfriesland, das er in unerhörter 
Weise bedrückte. Gleich nach seinem Einfalle in das Land 
hatte er dem Grafen Enno die Zahlung von 300.000 Thalern 
zugemuthet, darauf alle festen Plätze eingenommen und mit 
seinen Soldaten die entsetzlichsten Räubereien und Schändlich- 
keiten geübt; das reiche Land büsste durch die systematische 
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Plünderung den grössten Theil seines baaren Geldes and seines 
prachtvollen Viehstandes ein^ und was noch schlimmer war^ die 
bestialischen Excesse brachten in allen Dörfern und Städten 
unsägliche Trübsale in den Schooss der Familien. Es werden 
uns verzweiflungsvolle Thaten berichtet, durch die die Bewohner 
der angedrohten Schmach entgehen oder dieselbe rächen wollten. 
Zu Jemgum stürzten sich sechs Mädchen ins Wasser, weil sie 
die ihnen angethane Gewalt nicht überleben wollten; anders- 
wo ermordete ein Bauer eine Anzahl Soldaten, die matt und 
müde unter seinem Dache Schutz gesucht hatten, weil er 
für die Räuber kein Erbarmen hatte; Mord und Selbstmord 
waren durch einige Monate an der Tagesordnung. Diejenigen, 
die noch Geldmittel besassen, suchten sich durch die Flucht 
aus der eigenen Heimat zu retten, riefen aber dadurch nur die 
Aufmerksamkeit und die Wuth der Mansfeldischen Officiere 
wach, die sich eine so reiche Beute nicht entgehen lassen wollten. 
In Leer liess ein Capitän bei Trompetenschall verkünden, dass 
er die Häuser der Emigranten niederreissen lassen werde, und 
ähnliche Bedrohungen mögen auch anderswo ausgestossen worden 
sein. Den Gesammtschaden, den die Grafschaft Ostfriesland 
erlitt, bewerthete der Graf von Oldenburg, also ein wohlunter- 
richteter und unparteiischer Berichterstatter, auf 10 Millionen 
Thaler. Auf die Klagen des Grafen Enno im Haag über seine 
Behandlung entgegneten ihm die Generalstaaten, dass sie ihm 
nicht helfen könnten, da Mansfeld nicht im Dienste der Repu- 
blik stehe. Enno berief nun die Stände von Ostfriesland nach 
Emden; auf ihre Klagen erklärte der General, dass er sich zu- 
rückziehen werde, wenn man ihm 600.000 Thaler zahlen würde. 
Die neuerlich nach dem Haag gerichtete Bitte um Hilfe war 
abermals vergeblich, dagegen fanden die Bitten Mansfeld's um 
Geld, Pulver und Kanonen im Haag eine bessere Aufnahme, 
indem ihm von allem eine gewisse Menge zugeschickt wurde. ^ 
Nachdem Ostfriesland in dieser jämmerlichen Weise ge- 
plündert worden war, richtete Mansfeld seine raubgierigen Ge- 
lüste auf die Grafschaft Oldenburg, von deren Besitzer er eine 
Contribution und die Erlaubniss zur Anstellung von Werbungen 
verlangte. Der Graf Anton Günther war aber nicht der Mann, 



* Sachs. St.-A. Der Graf von Oldenburg an Karsachsen ddo. 13./23. Januar 
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der sich von den Drohungen Mansfeld's einschüchtern liess, er 
wies seine Truppen, die wiederholt in sein Gebiet eindringen 
wollten, mit blutigen Köpfen zurück und erfreute sich dabei 
der Mithilfe des Königs von Dänemark; so dass sich Mansfeld 
zuletzt mit der Zahlung von 12.000 Thalem begnügen musste, 
die ihm Anton Günther anbot, um von ihm Ruhe zu haben. ^ 

In dieser Weise hatte Mansfeld fast ein Jahr verstreichen 
lassen, ohne mit seinen Truppen, deren Zahl sich jetzt auf 
18.000 Mann belaufen haben mag, etwas Anderes zu leisten, 
als die Einwohner von Ostfriesland zur Verzweiflung zu treiben. 
Nun wollte Tilly nach dem Siege bei StadÜohn den Angriff 
gegen Mansfeld richten, um den Boden Deutschlands vom Feinde 
zu säubern. Nachdem er sich der Stadt Meppen bemächtigt hatte, 
forderte er den Grafen Enno und die Stadt Emden auf, mit 
ihm gemeinsame Sache gegen ihren Bedränger zu machen, und 
zu gleicher Zeit ersuchte er den Grafen von Oldenburg um 
freien Durchzug durch sein Land. So sehr hatte aber der 
Glaubenshass die Norddeutschen jeder Vorschubleistung der 
kaiserlichen Politik unzugänglich gemacht, dass Emden lieber 
eine Besatzung der Generalstaaten aufnahm, um sich mit ihr 
sowohl gegen Mansfeld wie gegen Tilly zu vertheidigen, und 
dass der Graf von Oldenburg wohl die verlangte Erlaubniss gab, 
aber gleichzeitig den friedlichen Abzug Mansfeld's zu vermitteln 
suchte, um nicht den Schein einer Unterstützung des Kaisers 
auf sich zu laden. 

Nach der Beschreibung, die man dem ligistischen General 
von dem ostfriesischen Kriegsschauplatz machte, gewann er 
schon im Monat August 1623 die Ueberzeugung, dass er nur 
durch Verhandlungen zum Ziele gelangen werde, denn der Boden 
liess sich schrittweise gegen jeden Angreifer leicht vertheidigen,^ 
da die Angegriffenen durch Flüsse, Teiche und Moräste gedeckt 
waren und durch die Durchstechung der Deiche das ganze 
Land unter Wasser gesetzt werden konnte. Trotz der augen- 
scheinlichen Gefahr wollte Tilly dennoch vorrücken. Da er 
jedoch bald an Proviantmangel litt, so dass seine Soldaten durch 
10 — 12 Tage kein Brot zu Gesichte bekamen, sich mit Obst 
nähren mussten und deshalb zahlreichen Ruhranfällen unter- 



* Villermont, Em. de Mansfeld II, 140 ff. 
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lagen^ so besann er sich doch eines Anderen nnd nahm die Ver- 
mittlung des Grafen von Oldenburg an, der im Verein mit einem 
dänischen Gesandten den Grafen Mansfeld zum freiwilligen Rück- 
züge bewegen wollte. Der Letztere war dazu bereit, denn seit- 
dem er sich von Tilly gegen die Seeküste gedrängt sah und 
das Land nicht mit weiteren Contributionen belegen konnte, 
litt auch er an Proviantmangel und war dem Verderben preis- 
gegeben. Er stellte die Forderung, dass ihm die Stände von 
Ostfriesland die Summe von 300.000 Thalem auszahlen sollten, 
und wollte dafür ihr Land verlassen. Der Graf von Olden- 
burg suchte sie zu der Zahlung zu bereden und bot ihnen einige 
Erleichterungen dabei an; schon wollten sie nachgeben, als sie 
von den Holländern, die den Abzug Mansfeld's um jeden Preis 
zu hindern suchten, dagegen eingenommen wurden. Da die 
Jahreszeit zu weit vorgerückt war, musste sich Tilly mit diesem 
Nichterfolg zufrieden geben und sich zurückziehen, um für 
eine bessere Verpflegung und für bessere Quartiere zu sorgen; bei 
seinem Rückzuge hatte er den Trost, dass Mansfeld durch die 
Noth, die sich unter seinen Truppen jetzt geltend machte, ge- 
zwungen wurde, Ostfriesland zu verlassen oder daselbst zu 
Grunde zu gehen. ^ 

Als Tilly den Halberstädter bei StadÜohn besiegt hatte, 
hoffte man in Brüssel, dass er denselben auf den niederländischen 
Boden verfolgen und es daselbst zu einem Zusammenstosse 
zwischen der Republik und der Liga kommen würde. Man 
wünschte nichts sehnlicher in Spanien als das, und deshalb bot 
die Infantin dem ligistischen Feldherm die Mithilfe Cordovas 
an, als er den Kampf gegen Mansfeld aufnahm. Allein Tilly 
lehnte dieselbe ab, weil er die Absicht durchschaute und Maxi- 
milian ihm befohlen hatte, die Holländer nur dann anzugreifen, 
wenn sie ihr Volk mit dem des Halberstädters oder Mansfeld's 
verbinden würden. So lange das nicht der Fall war, sollte Tilly 
die geschlagenen Gegner nicht auf den holländischen Boden 
verfolgen. * Maximilian wollte sich unbedingt nicht in den holländi- 
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6., 20. und 27. September 1623. 
' Münchner St.-A. Maximilian an Ehevenhiller ddo. 9. October 1623. Ebend. 

KürkOln an Maximilian ddo. 16. October 1623. Ebend. Khevenhiller an 

Maximilian ddo. 12. September 1623. Ebend. Die Infantin Isabella an 

Ferdinand II. ddo. 21. September 1623. 



Digitized by 



Google 



32 

sehen Krieg verwiekeln lassen, da es den deatsehen Interessen 
widersprach und nur für Spanien von Nutzen gewesen wäre. 
Zudem hatte er auch keine Gründe, Spanien zu Diensten zu 
sein, nachdem dasselbe in Regensburg sich der Uebertragung 
der Kur widersetzt hatte und auch jetzt mit England zu seinem 
Nachtheil verhandelte. In Spanien steigerte diese Haltung Maxi- 
milians die daselbst gegen ihn herrschende unfreundliche Stim- 
mung, die zwar mit Rücksicht auf den Kaiser und den Papst 
unterdrückt wurde, aber zur Folge hatte, dass der Faden der 
englischen Verhandlungen nicht abgerissen wurde. 

Da Tilly nicht in die Niederlande einfallen durfte und 
Mansfeld für ihn in Ostfriesland nicht angreifbar war, so wollte 
man auf katholischer Seite wenigstens Hessen-Kassel und Würt- 
temberg mit seiner Hilfe zur Entlassung ihrer Truppen zwingen. 
Gegen MoHz von Kassel war sein Darmstädter Vetter klag- 
bar aufgetreten, dass er sich dem Regensburger Urtheil nicht 
fügen wolle, und hatte um die Execution nachgesucht. In Wien 
hatte man das Gesuch bewilligt, aber die Durchführung der 
Execution vertagt und wünschte, dass der Kurfürst von Sachsen 
zwischen den beiden hessischen Vettern eine Einigung herbei- 
führe, wobei sich allerdings der Kasseler zur weitgehendsten 
Nachgiebigkeit hätte bequemen müssen. Da gleichzeitig in 
Wien die Nachricht einlief, dass Moriz in seinem Gebiete 
Werbungen für Mansfeld gestatte und man sich vor denselben 
hüten müsste, benachrichtigte man hievon den Grafen Tilly, 
damit er die geworbene Mannschaft, bevor sie noch bewaffnet 
sei, überfalle und aufreibe.* Um den Herzog von Württem- 
berg dabei in Schach zu halten, erhielt Tilly den Auftrag, einen 
Theil seines Volkes nach Württemberg in die Winterquartiere 
zu legen, was dort natürlich das grösste Entsetzen verursachte 
und den Herzog zu einem Klageschreiben an den Kaiser ver- 
anlasste, indem er seine Friedensliebe hoch und theuer ver- 
sicherte.* Auf katholischer Seite konnte von einer Schonung 



* Sachs. St.-A. Zeidler an Kursachsen ddo. 23. September und 18. October 
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dieses verkappten Feindes um so weniger die Rede sein^ als 
Tilly nicht einmal die ligistischen Gebiete mit Einquartierungen 
verschonte, und dies trotz des ausdrücklichen Befehles Maximi- 
lians, der seine Bundesgenossen für den Winter von den Kriegs- 
lasten befreit sehen wollte, namentlich als sich Collalto wegen 
der von Bethlen drohenden Kriegsgefahr nach Mähren zurück- 
ziehen musste und sonach mehrere Quartiere freistanden. Er 
befahl deshalb dem ligistischen General, seine Truppen haupt- 
sächlich im Gebiete des Landgrafen von Kassel einzuquartieren, 
allein wie gerne auch Tilly dem Befehle nachgekommen wäre, 
so musste er doch Mansfeld's und der Holländer wegen einen 
bedeutenden Theil seiner Mannschaft im Stifte Köln unterbringen. 
In München lief mittlerweile die Nachricht ein, dass Moritz 
von Hessen seine Truppen entlassen habe, die nun allesammt 
dem Grafen Mansfeld zuliefen, dass femer der Halberstädter 
sich mit dem Rest der ihm gebliebenen Armee aufgemacht und 
sich mit Mansfeld verbunden habe und beide in den nieder- 
sächsischen Kreis mit dem Motto auf den Fahnen: ,Victique 
resurgunt^ einrücken würden. In der That wollten die Holländer 
den Halberstädter nicht länger in den von ihm eingenommenen 
Quartieren dulden, weil sein Volk zu arg hauste, und nöthigten 
ihn deshalb zum Abmarsch nach Ostfriesland. Um seinem 
Bruder, dem Kurfürsten von Köln, die gewünschte Erleichte- 
rung zu gewähren, trug Maximilian dem Tilly auf, er möchte 
sich über die Haltung des niedersächsischen Kreises versichern, 
und im Falle sie verdächtig sei, alsbald in den Kreis einrücken. 
Tilly antwortete, dass er über die Absichten Mansfeld's keine 
Gewissheit habe, dass man sich aber nur dann vor ihm sichern 
könne, wenn man den Offensivkrieg gegen Holland eröffiie:^ 
sein Rathschlag stimmte also mit den spanischen Wünschen 
überein. Auch den Kaiser benachrichtigte Maximilian von dem 
sich im Norden wieder vorbereitenden Sturme, er rieth ihm, 
den niedersächsischen Kreis und den Kurfürsten von Sachsen 
zur Hilfe aufzufordern und sich mit keinen Ausflüchten der 
Kreisstände zufrieden zu geben; auch an die Infantin in Brüssel 
solle er schreiben und sie um ihre Unterstützung bei der Ver- 
folgung der Feinde ersuchen. In seinem Wunsche, dem Gegner 
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jeglichen Abbruch zu thun, verstieg sich Maximilian sogar zu 
dem Vorschlage, zwei feindliche Agenten, einen pflQzischen und 
einen Mansfeldischen, die aus Frankreich nach Savoyen und 
Venedig reisen wollten, irgendwo auf der Reise mit spanischer 
Hilfe aufheben zu lassen.^ 

Mittlerweile steigerte sich die Noth bei der Armee Mans- 
feld's noch mehr, als der Halberstädter, der (am 20. August) in 
holländische Dienste getreten war und für 5500 Mann das nöthige 
Geld erhalten hatte, mit diesen Truppen nach Ostfriesland kam, 
nachdem er mitMansfeld einen neuen Dienstvertrag abgeschlossen 
hatte (12. October 1623). » Wohl schickte der König von Frank- 
reich und Holland einige Lebensmittel zur See nach Ostfries- 
land, allein dieselben reichten keineswegs aus. Täglich ent- 
spannen sich Kämpfe zwischen den Eingebomen des Landes 
und den Marodeuren, die auf der Suche nach Lebensmitteln 
waren, und täglich fielen beiderseits zahlreiche Opfer. Zudem 
verbreiteten sich auch pestartige Krankheiten unter den Truppen, 
so dass man mit Entsetzen dem Verlauf des Winters entgegen- 
sehen musste, wenn man bedachte, dass schon jetzt (November) 
der tägliche Verlust an Mannschaft (angeblich) einige Hundert 
betrug. Mansfeld wurde für seine geraubten und gesparten 
Schätze besorgt und wollte sie heimlich auf zwei SchiflFen nach 
dem Haag schicken, aber das Qeheimniss wurde verrathen und 
die Bürger von Emden bemächtigten sich derselben. Um ihrer 
Feindseligkeit gegen ihn die Krone aufzusetzen, belegten sie 
alle Schiffe mit Beschlag, die seiner Armee Proviant zuführten. 
Mansfeld suchte sich zwar zu rächen, allein die Emdner wiesen 
alle seine Angriffe tapfer zurück. Die Generalstaaten waren 
durch diese Ereignisse nicht wenig bestürzt, sie erboten sich 
jetzt selbst, dem General die verlangten 300.000 Thaler zu 
zahlen, bewirkten indessen nur die Proclamirung einer Waffen- 
ruhe zwischen den Emdnem und Mansfeld, wobei der Letztere 
versprechen musste, unter seinen Truppen bessere Disciplin zu 
halten. Nun machte sich aber zwischen Mansfeld und Christian 
von Halberstadt die alte Uneinigkeit geltend. Der ehemalige 
Administrator, den Untergang vor Augen sehend, machte dem 
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Ersteren Vorwürfe, dass er so lange Zeit unthätig geblieben 
sei und sich nicht in das Stift Bremen geworfen habe, um von 
dort durch Lauenburg und die benachbarten Gebiete nach 
Brandenburg und weiter nach Schlesien vorzudringen. Durch 
diese Vorwürfe gereizt und zugleich einsehend, dass er dem 
Verderben preisgegeben sei, wenn er nicht einen entscheidenden 
Entschluss fasse, beschloss Mansfeld, in das Stift Münster ein- 
zufellen. Noch bevor er seinen Entschluss ausführte, war Tilly 
von demselben benachrichtigt, und da er befürchtete, dass Mans- 
feld durch den niedersächsischen Kreis nach Schlesien werde 
durchbrechen wollen, so verständigte er hievon den Herzog von 
Baiem, der nun schleunigst den Kaiser ersuchte, die nieder- 
sächsischen Kreisstände zur Abwehr des von Mansfeld drohenden 
Einfalles aufzufordern und, im Falle ihre Antwort eine aus- 
weichende sein würde, selbständig Vorkehrungen zu treffen. 
Dem Grafen Tilly befahl Maximilian, er solle, sobald er von 
dem Einbruch Mansfeld's in den niedersächsischen Kreis Kennt- 
niss erlange, augenblicklich in denselben einrücken, und für den 
Fall, als er erfahre, dass Mansfeld durch Lüneburg und Branden- 
burg nach Schlesien vorrücken wolle, so solle er ihm auch da- 
hin folgen. Die Möglichkeit eines Durchzuges Mansfeld' s durch 
den niedersächsischen Kreis war nur dadurch gegeben, dass 
Tilly in demselben nur die Stadt Höxter, nicht aber die Pässe 
besetzt hielt und die Kreisstände nichts zur Sicherung derselben 
thaten; sie hatten ihre Truppen in den Monaten October und 
November grösstentheils entlassen, und diejenigen, welche sie 
beisammen hielten (wie Mecklenburg und Celle), thaten dies 
nur, um Tilly an dem Ueberschreiten der Weser zu hindern. 
Tilly's Drohungen hatten nur die Folge, dass auch diese Truppen 
entlassen wurden, und so stand der ganze Kreis seit Mitte De- 
cember wehrlos da, er hatte seine Truppen mit den kaiserlichen 
nicht verbunden, aber dafür hatte er sich der Gefahr ausgesetzt, 
zum Kriegsschauplatz zu werden. Dieselbe wurde dadurch 
noch vergrössert, dass der Herzog Christian von Celle auf sein Amt 
als Kreisoberster resignirte und folglich Niemand da war, der 
sich mit der nöthigen Autorität der steigenden Verwirrung 
entgegensetzen konnte. Maximilian, der noch nichts von der 
Resignation Christians von Celle wusste, ermahnte den Kaiser, 
er möge diesen um die Aufiaahme Tilly's in den niedersäch- 
sischen Kreis ersuchen, damit er die vom Kreise versäumte Pflicht, 
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gegen Mansfeld zu kämpfen, erfüllen könnte. Man sieht, Maxi- 
milian liess es an nichts fehlen, am durch guten Rath und 
zweckmässige Befehle dem Kriege ein rasches Ende zu be- 
reiten. ^ 

Mansfeld verwirklichte die Vermuthungen über sein offen- 
sives Vorgehen, indem er am 28. December vier Fussregimenter 
unter dem Commando des Obersten Limbach ins Stift Münster 
einrücken und das Städtchen Friesoyte angreifen liess, das 
jedoch von der darinliegenden Besatzung tapfer vertheidigt 
wurde, so dass die Angreifer sich zurückziehen mussten. Der 
ligistische Oberst Erwitte rückte nun mit 3000 Mann heran 
und fugte dem Obersten Limbach bei Oldenoyte eine Nieder- 
lage zu, in Folge welcher die Mansfelder sich nach dem Kirch- 
hofe des Ortes flüchteten; und als Erwitte Miene machte, sie da- 
selbst zu belagern, gaben sie sich ihm gefangen. Dieser Schlag ver- 
vollständigte den Ruin des mansfeldisch-halberstädtischen Heeres, 
denn beiden Anführern war dadurch jede Möglichkeit weiterer 
Erfolge benommen. Der Halberstädter trug den geänderten 
Verhältnissen Rechnung und schloss mit dem Könige von Däne- 
mark und dem Grafen von Oldenburg einen Vertrag (13. Januar 
1624), durch welchen er sich zur unmittelbaren Entlassung seines 
Kriegsvolkes verpflichtete und versprach, sich um den kaiser- 
lichen Pardon zu bewerben; mittlerweile sollte er seinen Aufent- 
halt in Dänemark oder an einem sonst passenden Orte nehmen. * 
Der Graf von Oldenburg streckte ihm 9000 Thaler vor, damit 
er den dringendsten Anforderungen der zu entlassenden Mann- 
schaft genügen könnte; die Bezahlung des weiteren Soldrestes 
sollte Sache der Zukunft sein. Der Vertrag bezüglich der Ent- 
lassung des Volkes wurde erfüllt, indem die entlassenen Truppen 
seit der zweiten Hälfte des Januar sich in kleinen Zügen nach 
allen Richtungen zerstreuten, um ihren Lebensunterhalt auf 
andere Weise zu gewinnen. Auch um den kaiserlichen Pardon 
für den Halberstädter bewarb sich sein Bruder, der Herzog 
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Friedrich Ulrich. Der sächsische G-esandte empfahl dieses Ge- 
such dem Kaiser und versicherte ihn wider bessere Ueber- 
zeugung der künftigen Treue und Beständigkeit Christians. 
Ferdinand war nicht so überzeugt davon, vergHch den jungen 
Mann mit einem Wolf, dem man nicht trauen dürfe, er versprach 
ihm aber doch den begehrten Pardon, wenn er sich gebürlich 
betragen würde. Für diese gnädige Entscheidung dankte Fried- 
rich Ulrich am 12. April 1624 im eigenen und im Namen seiner 
Mutter dem Kaiser mit den feurigsten Worten und bat zugleich, 
sich seines Bruders im Kriege gegen die Türken bedienen zu 
wollen. Aber auch jetzt waren die Hofl&iungen auf die Nach- 
giebigkeit des Halberstädters verfrüht, und nur sein baldiges 
Lebensende hat ihn mit den feindlichen Mächten dieser Welt 
versöhnt. * 

Auch Mansfeld konnte nicht länger daran denken, sich 
in Ostfnesland zu halten, und schloss deshalb mit den Holländern 
einen Vertrag ab (12. Januar 1624), durch welchen er denselben 
einige feste Plätze, wie Gretfiel, Stickhausen, Fredenberg u. s. w. 
überlieferte, daflir von ihnen 15.000 Gulden bekam und eine 
gleich hohe Summe später bekommen sollte. Seine Truppen, 
die sich nur noch auf 4500 Mann beliefen, wurden entlassen 
und darauf grösstentheils von den Generalstaaten in Sold ge- 
nommen; er selbst begab sich vorläufig nach dem Haag. In 
dem Augenblicke, wo Maximilian in seinem warnenden Schreiben 
an den Kaiser die Gefahr, mit der der Halberstädter und Mans- 
feld das deutsche Reich bedrohten, nicht hoch genug anzu- 
schlagen wusste, war sie verschwunden, ihre Truppen wurden 
entlassen, und nichts erinnerte mehr an ihre Thätigkeit als das 
Elend in Ostfriesland und die Besetzung einiger Plätze unter 
der Hoheit der Generalstaaten. Auch jetzt liess es Maximilian 
an seiner Fürsorge nicht ermangeln, indem er dem Kaiser an- 
rieth, den Officieren der entlassenen Armeen auflauem und sie 
überall da verhaften zu lassen, wo er ihrer habhaft werden 
könnte. Den Rath befolgte der Kaiser insofern, als er einen 
eigenen Gesandten nach Niederdeutschland abschickte, um durch 
denselben dem Treiben der entlassenen Officiere und gleich- 
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zeitig auch der Beschäftigung der böhmischen und österreichi- 
schen Exulanten nachspüren zu lassen. Es mag hier noch 
angeführt werden^ dass der Kaiser den Wünschen Maximilians 
entsprechend eine Botschaft an den König von Dänemark und 
die niedersächsischen Kreisstände abfertigte und sie zum An- 
schluss an seine Truppen ersuchte. Als die betreffenden Fürsten 
dieses Ansuchen ereilte, war. es gegenstandslos geworden. * 

B. 

Französische YernilttluiigsTersiiche Im Jahre 1624. 
Zusammenkiiiift in Schiensingen. 

Die Unentschlossenheit des Wiener Cabinets und das ge- 
ringe Vertrauen auf die kriegerischen Leistungen wegen perma- 
nenten Geldmangels waren schon im Jahre 1621 die Hauptveran- 
lassung^ weshalb Maximilian sich Frankreich näherte und dessen 
Zustimmung flir die Uebertragung der Kur zu gewinnen suchte. 
Seit dieser Zeit hatte er täglich dieselbe trübe Erfahrung ge- 
macht und die Berichte Donnersperg's und Tilly's bestätigten 
dieselbe gelegentlich ihrer Verhandlungen in Wien im Jahre 
1624. In dem Augenblicke, wo er auf allen Seiten die nöthi- 
gen Kriegsmittel zu gewinnen suchte, dachte er deshalb auch 
an den Frieden, wollte ihn aber wiederum mit Hilfe Frank- 
reichs erlangen, weil er ihn nur so für gesichert hielt. Deshalb 
stellte er sich in den Veltliner Streitigkeiten fortwährend auf die 
Seite Frankreichs, indem er in Wien für die Befriedigung 
dieser Macht sein Wort einlegte, und deshalb befürwortete er 
auch die Vermittlung Frankreichs, als dieses seine guten Dienste 
in den deutschen Angelegenheiten anbot. 

Dafür nahm sich auch Frankreich der Interessen des Her- 
zogs aufrichtig an, und dies nicht etwa bei den Katholiken, 
sondern bei seinen Gegnern. Der französische Gesandte in 
London, Tilliferes, bemühte sich wiederholt, dem pfälzischen 



*Villermont II, 163flf.! Wiener St.-A. Kaiserliche Instruction fftr Becke 
ddo. 8. Januar 1624. Ebend« Recke an den Kaiser ddo. 15. Januar 1624. 
Ebend. Instruction für den Grafen von Oldenburg ddo. 16. Januar 1624. 
Ebend. Christian von Dänemark an den Kaiser ddo. 19./29. Januar 1624. 
Ebend. Gutachten des Beichshofrathes ddo. 8. Mai 1624. Ebend. Kaiser- 
liche Instruction ddo. 21. März 1624. 
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Agenten Rnsdorf die Ueberzengung beizubringen, dass der 
Pfalzgraf am besten fiir sich sorgen würde, wenn er im Ein- 
yerständnisB mit Maximilian seine Restitntion betreiben würde; 
dieser seiner Ueberzeugnng gab er bei seiner Rückberufung 
nach Frankreich einen noch präciseren Ausdruck, indem er 
die Aussöhnung der beiden wittelsbachischen Linien als das 
alleinige Heilmittel anpries und dem Pfalzgrafen die Verzicht- 
leistung auf die Kur anrieth, wenn er in den Besitz seines Erbes 
treten wolle. Entschliesse er sich nicht zu diesem Opfer, so 
würde man nie die Allianz zwischen Maximilian und den Habs- 
burgem treimen und die Spanier aus der Pfalz vertreiben 
können. * Maximilian war es nicht unbekaimt, wie sehr Frank- 
reich seine Interessen zu wahren suchte, daher währte seine 
Hinneigung zur französischen Vermittlung, durch welche er 
dem König jedoch keinen weiteren Einfluss einzuräumen ge- 
dachte, als dass er durch ihn den in Regensburg begründeten 
Rechtszustand schützen lassen wollte. 

Die Vermittlung in Deutschland, dies war das stete Streben 
der französischen Staatsmänner, sie wurde auch von Richelieu 
in sein Programm aufgenommen, das er nach seinem Eintritt 
ins Ministerium zu verwirklichen suchte, denn wenn die deut- 
schen Angelegenheiten unter dem Einflüsse und unter der Ga- 
rantie Frankreichs geordnet wurden, so war König Ludwig und 
nicht der Kaiser die entscheidende Persönlichkeit in Deutsch- 
land. Die Hoffnung, dass dieser auf das Verderben Deutsch- 
lands abzielende Plan daselbst trotzdem Freunde in beiden 
Lagern finden würde, war gerechtfertigt, denn das Friedens- 
bedürfnis steigerte sich dort täglich, aber täglich auch stei- 
gerte sich die Entfernung der zwei grossen Parteien; nur ein 
Dritter konnte eine Einigung herbeischaffen, den man dann als 
Retter begrüssen müsste. Dass der Dritte vielleicht der gefilhr- 
lichste Schädiger des Q-emeinwesens sein konnte, wurde im 
Augenblick des Streites nicht recht erwogen. 

Ludwig Xni. suchte die deutschen Fürsten dadurch fiir 
die Annahme seiner Vermittlung zu gewinnen, dass er den 
Mr. de Vaubecourt (etwa im Monat März 1624) nach Deutsch- 
land schickte, um zuerst die geistlichen Kurfürsten fiir seinen 
Plan zu bearbeiten. Vaubecourt erschien bei dem Kurfürsten 



^ Rusdorf Mem. et n6g^. secr. I, 307 und 327. 
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von Mainz und theilte ihm mit^ sein HeiT habe genaue Kunde 
davon erhalten^ dass Bethlen von den Türken in diesem Jahre 
mit 30.000 Mann unterstützt werden würde, und dass der König 
von England seinem Schwiegersohne die Mittel zur Ausrüstung 
von 30.000 Mann geben würde, damit er sich der Pfalz wieder 
bemächtigen könnte. Gegen die Gefahren, welche durch diese 
beiden Angriflfe Deutschland drohten, gebe es nur eine Hilfe, 
und das sei der Abschluss eines allgemeinen Friedens, dem 
sich nur jene widersetzen würden, die sich auf Kosten Deutsch- 
lands bereichem wollen, wie z. B. Spanien. Ludwig biete 
deshalb den Kurfürsten eine vertrauliche Verbindung an, die im 
Falle, als sie einem Angriffe ausgesetzt wären, sich augenblick- 
lich in einer starken Hilfe äussern würde.* Die Absicht aller 
dieser Verlockungen und Versprechungen ging darauf hinaus, 
die geistlichen Kurfiirsten vom E^aiser zu trennen und in 
eine nähere Verbindung mit Frankreich zu bringen und so 
die beginnende Auflösung des deutschen Staatskörpers zu be- 
schleunigen. 

Der Kurfürst von Mainz war ein Patriot, der sich zwar 
mit keinen Verbesserungsplänen für das deutsche Staatswesen 
trug, aber dasselbe durch den Ehrgeiz der Einzelnen und durch 
fremde Eroberungsgelüste nicht gefährden lassen wollte. Des- 
halb hatte er sich der Uebertragung der Kur an Maximilian 
von Baiem widersetzt und nur widerwillig seine Zustimmung zu 
ihr gegeben; deshalb wollte er auch den französischen Einflüste- 
rungen kein Gehör leihen. Nachdem er dem Gesandten eine 
allgemeine nichtssagende Antwort gegeben hatte, theilte er den 
Inhalt seiner Botschaften dem Kaiser, dem Kurfiirsten von 
Sachsen und den katholischen CoUegen mit und forderte von 
den Letzteren ein Gutachten, in welcher Weise die gemachten An- 
erbietungen gemeinsam beantwortet werden sollten.* Die geist- 
lichen Collegen waren mit seiner Haltung einverstanden, denn die 
Antwort, die sie an Ludwig XHI. richteten, als auch sie von Vau- 
becourt besucht wurden, lautet in ähnlich ausweichender Weise. ^ 
Trotzdem wurde die französische Vermittlung nicht abgelehnt. 



* Münchner St.-A. Proposition de Tambassadeur de S. M. Chr^tienne. 

* Münchner St.-A. Antwort Kurmainz dem französischen Gesandten ge- 
geben ddo. 14. April 1624. 

° Dies muss man schliessen aus dem Protokoll über die spanische Staats- 
rathssitzung ddo. 27. Juni 1624. Archiv von Simancas. 
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denn als der Ligatag in Augsburg (am 22. April 1624) zusammen- 
trat, beriethen sich die Vertreter der geistlichen Kurfürsten mit 
denen Maximilians, und diesmal lautete unter der Einwirkung 
des Letzteren der Beschluss anders. Man wollte die angebotene 
Vermittlung annehmen, wenn sie sich gütlicher Mittel bedienen 
würde, imd beschloss sowohl den König Ludwig wie den Kaiser 
hieyon zu benachrichtigen. Der Gesandte, der Ludwig von diesem 
Beschlüsse in Kenntniss setzen sollte, wurde nur von den geist- 
lichen Kurfürsten abgeschickt. Die Instruction, die sie ihm 
gaben, lautete zurückhaltender, als der in Augsburg gefasste 
Beschluss erwarten liess, denn der Gesandte sollte sich über die 
Annahme der Vermittlung nicht erklären, sondern nur anhören, 
welche Mittel man zur Erreichung des Friedens vorschlage, und 
hierüber nach Hause berichten. Würde man die Restitution 
des Pfalzgrafen als dazu geeignet bezeichnen, so sollte er sich 
nur ftir eine theilweise Restitution aussprechen. Der Kurfürst 
von Mainz blieb der französischen Einmischung stets abgeneigt, 
und seinem Einflüsse ist der engbegrenzte Inhalt der Instruction 
jedenfalls zuzuschreiben. Sein Kanzler machte gegenüber einem 
kurkölnischen Rath daraus kein Hehl. Den Franzosen, so er- 
klärte er, sei nicht zu trauen; er missbilligte deshalb den in 
Augsburg gefiuästen Beschluss und liess sich von seiner An- 
schauung nicht abwendig machen, wie sehr sich auch der Kölner 
darum bemühen mochte.^ 

Richelieu, unter dessen Leitung die Verhandlungen nun- 
mehr stattfanden, suchte fast zu gleicher Zeit auch die protestanti- 
schen Kurfürsten für die französische Vermittlung zu gewinnen, 
und schickte zu diesem Behufs noch weitere Unterhändler nach 
Deutschland, darunter den Mr. de Marescot an den Kurfürsten 
von Sachsen. Noch bevor derselbe in Dresden ankam, hatte 
sich Johann Georg gegen den Erzbischof von Mainz in einer für 
die angebotene Vermittlung freundlichen Weise ausgesprochen, 
ja er hatte sogar einem kaiserlichen Gesandten, der im Monat Mai 
bei ihm weilte, direct die Annahme derselben empfohlen. Daher 
ist es begreiflich, dass Marescot sich einer guten Aufiiahme 



^ Münchner St.-A. Gutachten der Käthe der vier katholischen Kurfürsten 
ddo. Augshurg den 27. April 1624. Instruction für den Gesandten der 
geistlichen Kurfürsten nach Frankreich. Wiener St.-A. Protokoll über 
die Verhandlungen in Aschaffenburg ddo. 5. — 8. Mai 1624. 
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erfreute. ^ Als Ferdinand von dem französischen Plane in Kennt- 
niss gesetzt wnrde^ fand er^ dass Ludwig niclits Anderes be- 
absichtige; als die ihm von Spanien geleistete Hilfe im Reiche 
zu- discreditiren nnd bei den Kurfürsten den Verdacht zu er- 
wecken^ als ob er es in Deutschland auf eine Monarchie abge- 
sehen habe. Dagegen protestirte er als gegen eine Verleumdung 
und forderte Maximilian auf; den französischen Einflüsterungen 
entgegenzutreten^ also jede Vermittlung abzulehnen. Trotzdem 
versuchte der Letztere nicht Frankreich^ sondern den Kaiser 
umzustimmen und für die Gutheissung der von den Kurfürsten 
beschlossenen Gesandtschaft zu gewinnen. ^ Er empfahl die An- 
nahme der Vermittlung, weil Ludwig als ein neutraler Fürst 
bei England und dem Pfalzgrafen ein besseres Gehör finden 
würde als der Kaiser, und weil die katholischen Stände nicht 
länger die Kriegslast tragen wollten. Alle diese Gründe machten 
den Kaiser nicht blind gegen die Gefahr einer französischen Ver- 
mittlung, deren Kosten er allein tragen musste, wenn sich vielleicht 
doch die deutschen Fürsten mit Frankreich über die volle Resti- 
tution des Pfalzgrafen wenigstens in seinem Besitz einigten, und 
wenn er selbst keinen Heller zur Auslösung von Oberösterreich und 
der Lausitz erhielt. Als er demnach den Grafen von Fürsten- 
berg, (auch noch aus anderen Ursachen) nach Mainz schickte, 
musste derselbe sich auch in München aufhalten und mit Ent- 
• schiedenheit die französische Vermittlung ablehnen. Trotzdem 
beharrte Maximilian auf der Zulassung der französischen Ver- 
mittlung und empfahl dieselbe aus verschiedenen Gründen; aber 
bei Ferdinand fruchteten diese Argumente nichts, er fand nicht 
nur, dass der König von Spanien beleidigt wurde, wenn man 
Ludwig Xin. die hervorragende Rolle eines Vermittlers zuwies, 
sondern sah je länger, desto klarer ein, dass die Einmischung 
Frankreichs in die deutschen Angelegenheiten ihn nicht blos 
mit einem unheilbaren finanziellen Schaden bedrohe, sondern 
auch mit einer entwürdigenden Demüthigung, und dagegen 
bäumte sich sein Stolz. ^ AU' sein Widerstand würde jedoch 



^ Sachs. St.-A. Eursachsen an Eurmainz ddo. 27. April/ 7. Mai 1624. Ebend. 

Eursachsens Antwort dem kaiser. Gesandten gegeben ddo. 19./29. Mai 1624. 
* Münchner St.-A. Ferdinand an Maximilian ddo. 2. Mai 1624. Wiener 

St.-A. Maximilian an Ferdinand ddo. 30. und 31. Mai 1624. 
^ Münchner St.-A. Maximilian an Ferdinand II. ddo. 3. Jnli 1624. Ferdinand 

an Maximilian ddo. 13. Juli 1624. 
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wenig gefruchtet haben, wenn sich nicht plötzlich Baiem nnd 
Sachsen in der Abweisung jeder fremden Vermittlung geeinigt 
und für die Herstellung des Friedens nicht die Berufiing eines 
Kurftirstentages oder Reichstages für genügend beftmden hätten. 
Woher kam dieser plötzliche Wechsel der politischen Situa- 
tion? Er wurde dadurch herbeigeflihrt, dass Johann Georg 
seinen Widerstand gegen die Anerkennung der bairischen Kur- 
würde aufgab. Von dem Augenblicke an, als Maximilian mit 
der Kurwürde belehnt wurde, war es sein eifrigstes Bemühen, 
Johann Georg flir die Anerkennung dieser Verfügung zu ge- 
winnen, und unter seinem Einflüsse ersuchte der Kaiser denselben 
um eine persönliche Zusammenkunft, als er nach der Rückreise 
von Regensburg in Prag weilte. Nun hat zwar Johann Georg 
dieses Ansuchen abgelehnt, deshalb wurde er aber doch nicht 
in Ruhe gelassen. Schweickhart von Mainz nahm jetzt die 
Aufgabe auf sich, denselben wenigstens zur ,interim8weisen' 
Anerkennung Maximilians als Kurfürsten zu vermögen. Er 
unterstützte später seine Bemühungen mit mehreren aufgefange- 
nen Briefen des Pfalzgrafen, die den Nachweis seiner friedens- 
feindlichen Stimmung lieferten, und bediente sich auch der Ver- 
mittlung des Landgrafen Ludwig von Darmstadt. Johann 
Georg gab Anfangs dem Mainzer einen ab weislichen Bescheid; 
als er aber aus den aufgefangenen Briefen die Ueberzeugung 
gewann, dass der Pfalzgraf auch jetzt den Verhältnissen keine 
Rechnung tragen wolle, lehnte er die Zumuthung des Mainzers 
nicht mehr ab, sondern verschob seine Entscheidung bis auf 
den Erfolg einer schriftlichen Berathung mit dem Kurfürsten 
von Brandenburg. Seine Zuschrift an den Letzteren lässt durch- 
blicken, dass er bereit war, den Herzog von Baiem als Kur- 
fürsten anzuerkennen, wenn das Recht der nächsten pfalzgräf- 
lichen Agnaten anerkannt und ihnen die Succession nach Maxi- 
milians Tode eingeräumt würde, und dass er wünschte, sein 
College möge sich ihm zu diesem Zwecke anschliessen.^ Allein 
Georg Wilhelm, der dem Pfalzgrafen die aufgefangenen Schrei- 
ben nicht zur Last legte, sondern dieselben mit der Verzweif- 
lung entschuldigte, in die er durch seine Aechtung gefallen sei, 
nahm sich auch jetzt seiner an und begründete dies mit einer 
Nachricht aus Brüssel, nach welcher das Haus Oesterreich jetzt 



1 Gindely IV, 442. 



Digitized by 



Google 



u 

einsehe, welchen Fehler es mit der üebertragung der Kur an 
Maximilian und mit der Vergrössening seiner Bedeutong begangen 
habe. Man ziehe in Wien die Restitution des Pfalzgrafen vor, 
nnd wenn Sachsen mit Brandenburg dem Wunsche des Mainzers 
folgen würden, so würden sie dadurch gegen das Interesse des 
Pfalzgrafen handeln, ohne den Kaiser zu gewinnen. 

Kaum war diese Antwort in Dresden angekommen, als 
daselbst von Mainz aus abermals Copien aufgefangener Briefe 
anlangten, die der Pfalzgraf mit Mansfeld gewechselt hatte, und 
die wahrscheinHch von der in Constantinopel betriebenen Türken- 
hilfe Nachricht gaben. Johann Georg wurde dadurch in seiner 
dem Pfalzgrafen unfreundlichen Gesinnung noch mehr bestärkt; 
statt den Einflüsterungen des Brandenburgers Gehör zu geben, 
fand er es begreiflich, dass der Kaiser gegen diejenigen nicht 
mild sei, ,die keine Gnade bei ihm suchen, sondern vielmehr 
die ihnen angetragene zurückstossen und lieber das ganze römische 
Reich Barbaren zum Raube geben, als von ihrer Rachgier ab- 
lassend Er fand, dass jetzt nur die ,Ergänzung des kurfürst- 
lichen Collegiums^ helfen könne, und gestand dem Branden- 
burger, dass er dazu geneigt sei. Georg Wilhelm blieb bei seiner 
früheren Meinung, allein er gab sie nicht mehr offen kund und 
erklärte, dass er nicht eher auf den Antrag bezüglich der Auf- 
nahme Baiems ins kurfürstliche Collegium antworten könne, 
als bis er von Mainz direct darum ersucht worden sei.^ 

Die katholische Partei, die von der sich umgestaltenden 
Ueberzeugung Johann Georgs Kunde bekam, säumte nicht, das 
Eisen zu schmieden, so lang es warm war, und übertrug nun 
diese Aufgabe dem Landgrafen von Darmstadt, der schrittweise 
in die innigsten Beziehungen zu den geistlichen Kurfürsten trat. 
Aufangs Januar 1624 beherbergte derselbe die Kurfürsten von 
Mainz und Köln als Jagdgäste bei sich; bei dieser Gelegenheit 
besprachen sich die drei Fürsten eingehend über die öffent- 
lichen Verhältnisse imd einigten sich darüber, dass es am besten 



* Sachs. 8t.-A. Kursachsen an Kurbrandenburg ddo. 16./ 26. October 1623, 
an Kurmainz ddo. 10./ 20. October und 17./ 27. November. Instruction fttr 
den Landgrafen von Darmstadt ddo. 13./ 23. October. Kurmainz an Kur- 
sachsen ddo. 3. November. Kursachsen an Kurbrandenburg ddo. 8./ 18. No- 
vember, 23. December 1623/2. Januar 1624. Kurbrandenburg an Kur- 
sachsen ddo. 16./ 26. October, 24. November/ 4. December, 30. December 
1623/9. Januar 1624. 
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wäre, wenn Enrmainz und Kursachsen persönlich zusammen- 
kämen, um sich über die Ergänzung des kurfürstlichen CoUe- 
giums und allerlei andere Tagesfragen zu besprechen. Landgraf 
Ludwig, der von dem Inhalt der Unterredung dem Kurfürsten 
von Sachsen persönlich Mittheilung machte und deshalb am 
13. Januar 1624 eigens nach Dresden gereist war, forderte ihn 
mündlich und schriftlich auf, dem Wunsche der beiden geist- 
lichen Kurfürsten nachzukommen und den Tag und Ort der 
Zusammenkunft zu bestimmen. Auch diesmal verschob Johann 
Georg die Entscheidung bis auf eine Zusammenkunft mit dem 
Kurfürsten von Brandenburg, bei der er selbst die Absichten 
und Ansichten dieses Collegen in Erfahrung bringen wollte. 
Da Maximilian überzeugt war, dass Johann Georg ihn bei 
der Zusammenkunft mit Mainz nur unter der Bedingung als 
Kurfürsten anerkennen würde, wenn der junge Pfalzgraf nach 
seinem Tode in die Kur restituirt würde, so glaubte er schon 
jetzt dem Mainzer eine Instruction geben zu müssen, wie er 
sich seinem Collegen gegenüber verhalten solle. Er sollte die 
Erklärung abgeben, dass die Uebertragung der Kur Niemanden 
präjudiciren, sondern Jedem sein Recht, was und wieviel er 
habe, so lange vorbehalten bleiben solle, bis bei der bevor- 
stehenden Haupttractation (die damals in Köln stattfinden sollte) 
eine Entscheidung* getroffen werden würde. Nach der An- 
schauung Maximilians sollte also ein Rechtsspruch entscheiden, 
wem künftig die Kur gehören solle, nach der Johann Georgs 
durften aber nur die Kinder des Pfalzgrafen in ihren Besitz 
treten. Der Kurfürst von Mainz fand, dass die Instruction 
Maximilians kaum genügen würde, weil sie nichts Anderes ent- 
halte, als was der Kaiser in Regensburg versprochen habe, in- 
dem er eine Hauptverhandlung zur endgiltigen Regelung der 
Kurfrage in Aussicht stellte. Schon damals habe dieses Ver- 
sprechen Sachsen und Brandenburg nicht genügt und werde 
auch jetzt nicht genügen, denn beide verwerfen die in Regens- 
burg getroffene Entscheidung, weil sie ohne ihre ,Zustimmung* 
erfolgt und weil die Uebertragung der Kur ohne Rücksicht 
auf die Simultanbelehnung des pfälzischen Hauses und also 
mit Uebergehung des nächsten Agnaten geschehen sei. Wenn 
er dem sächsischen Collegen keine anderen Erklärungen geben 
durfte als die von Maximilian empfohlene, dann sah er 
von vorneherein die Zusammenkunft als eine vergebliche 
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an. ^ Der Letztere liess sich jedoch durch diese Einwürfe nicht 
ängstigen^ sondern suchte sie nicht ohne Geschick zu wider- 
legen. Wenn, meinte er, der Kaiser sich nicht blos mit den 
Kurfürsten über eine solche Frage wie die Uebertragung der 
Kur berathen, sondern auch ihre ^Zustimmung^ verlangen müsse, 
so sei seine Autorität ganz brachgelegt. Auf Grund der pfälzi- 
schen Simultanbelehnung, die verschieden von der sächsischen 
sei, bestritt er auch, dass der Kaiser nicht das Recht haben 
solle, unter den Agnaten einen beliebigen zu wählen, abgesehen 
davon, dass zwischen seinem und dem pfklzischen Hause ein 
Streit über die Kur bestanden habe, der nun zu seinen Gunsten 
entschieden worden sei, und abgesehen von der Enormität des 
vom Pfalzgrafen begangenen Verbrechens, die den Kaiser wohl 
berechtigt habe, den nächsten Agnaten zu übergehen. Er meinte, 
dass sich der KurfLlrst von Sachsen mit seiner Erklärung zu- 
friedengeben müsse und auch zufriedengeben werde.* 

Der Kurfürst von Sachsen lud mittlerweile den von Branden- 
burg zu einem Besuche in Dresden ein, welcher Einladung der 
Letztere in Begleitung seiner drei vertrautesten Räthe, des Grafen 
Adam von Schwarzenberg, des Sigmund von Götz und des 
Christian von Beilin folgte. Wenn Johann Georg geahnt hätte, 
dass sein brandenburgischer College damals an dem Zustande- 
kommen eines Bündnisses arbeitete, das unter der Direction 
des Königs von Schweden und unter der Theilnahme Hollands, 
Englands, Frankreichs und des niedersächsischen Kreises den 
Krieg gegen den Kaiser beginnen sollte, so würde er nicht nur 
keine Hoflfhung auf die Zusammenkunft gesetzt, sondern dieselbe 
nicht einmal gesucht haben. Während die beiden Kurfürsten 
in den Tagen ihres Zusammenseins mehr dem Vergnügen lebten, 
beriethen sich die brandenburgischen Räthe mit einigen sächsi- 
schen Collegen (dem Präsidenten Schönberg, dem Obersthof- 
richter Pölnitz, dem Reichspfennigmeister Los und dem Herrn 
Georg von Werthem) über folgende drei Fragen: 1. Ob das 
kurfürstliche CoUegium zu ergänzen, 2. ob Maximilian als Kur- 
fürst anzuerkennen oder ob 3. die in Regensburg geschehene 
Uebertragung der Kur zu hintertreiben sei? Nachdem einander 

^ Sachs. St.-A. Landgraf Ludwig an Karsachsen ddo. 3./13. Januar 1624. 

Ebend. Karsachsen an Ludwig ddo. 10./20. Januar 1624. Wiener St.-A. 

Kurmainz an Maximilian ddo. 22. Januar 1624. 
^ Wiener St.-A. Maximilian an Kurmainz ddo. 30. Januar 1624. 
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die Sachsen und Brandenburger wechselseitig das erste Wort 
zugeschoben hatten, traten die Letzteren aus ihrer Reserve her- 
vor und erklärten sich gegen die Ergänzung des kurfürstlichen 
Collegiums zum Theil aus dem Grunde^ weil sie dadurch ihre 
bisherige Haltung beschimpfen würden, hauptsächlich aber des- 
halb, weil es dann im Belieben der Katholiken stände, Kur- 
fUrstentage und Reichstage zu berufen, daselbst Majoritätsbe- 
schlüsse zu fassen, ihre nunmehrige Stellung noch mehr zu be- 
festigen und die Protestanten stets weiter zu schädigen. Die 
Brandenburger wollten also die Consolidirung der gegenwärtigen 
Verhältnisse hindern, und zogen deshalb die arge Unsicherheit 
im Reiche vor. 

Die sächsischen Räthe sprachen in ihrer Erwiderung die 
Hoffnung aus, Kurbrandenburg werde selbst eingestehen, dass 
die Katholiken zu den gegenwärtigen Wirren ,keine Ursache 
gegeben', dass ihnen die ,Waffen aufgezwungen und von Tag 
zu Tag solche Anleitung gegeben' werde, dass sie vorwärts 
gehen müssen. Es handle sich nun darum, die Katholiken zur 
Entwafihung zu bewegen, und da erscheine die Ergänzung des 
kurfürstlichen Collegiums das beste Mittel zu sein. Man müsse 
Maximilian in dasselbe aufnehmen, da die Restitution des Pfalz- 
grafen gegenwärtig unmöglich und jenem die Kur auch nur 
auf Lebenszeit übertragen sei. Man dürfe den Herzog von 
Baiem nicht verdächtigen, er sei ein ,wohlqualificirter Mann', 
der sich seines Sieges ,mit Moderation' bedient habe. Die 
Brandenburger entgegneten, ihr Herr sei dessen geständig, dass 
,der Anfang des unruhigen Wesens' von den ,Evangelischen 
gemacht' worden sei, aber er meine doch, dass die eigentliche 
Ursache bei den KathoUken zu suchen sei, die im Jahre 1608 
auf dem Regensburger Reichstage in einigen Flugschriften den 
Religionsirieden als ein Interim hingestellt haben. Indem sie 
die traurige Rolle betonten, die die beiden protestantischen Kur- 
fürsten auf den künftigen Reichstagen spielen würden, bezogen 
sich ihre Erörterungen nicht blos auf die Kurfrage, sondern 
auf einen Cardinalpunkt der deutschen ReichsVerfassung, näm- 
lich auf die Giltigkeit der Majoritätsbeschlüsse. Sie fochten 
dieselbe nicht blos in allen religiösen Angelegenheiten an, sondern 
auch in allen Fragen, die mit den Kirchengütern im Zusammen- 
hang standen, und bestritten sie nun sogar in allen Steuersachen. 
So tief war in Folge der Entwicklung Deutschlands zu einer 
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Fürstenrepublik das patriotische Gesammtgefübl gesch wunden^ 
dass sich Brandenburg keinem Majoritätsbeschlüsse unterordnen 
wollte und kühn diese Theorie verfechten konnte. Die ab- 
schüssige Bahn, in die Deutschland dadurch getrieben wurde, fand 
aber nicht die Billigung der sächsischen Räthe^ und sie traten 
aus diesem Grunde f&r die Giltigkeit der Majoritätsbeschlüsse ein. 
Zum Schlüsse wollten die Brandenburger erst über die Aner- 
kennung Maximilians als Kurfürsten verhandeln, wenn die Li- 
gisten ihr Volk entlassen oder wenigstens auf ihr Gebiet zurück- 
gezogen haben würden. Da man von sächsischer Seite dies 
den Katholiken erst nach Anerkennung Maximilians zumuthen 
zu dürfen glaubte, so löste sich die Conferenz auf, nachdem 
man constatirt hatte, dass man sich in den Hauptfragen nicht 
geeinigt hätte. ^ Den Kurfürsten von Sachsen machten die 
schroflfe Haltung des Brandenburgers, noch mehr aber die Nach- 
richten stutzig, die über ein sich vorbereitendes Bündniss zu 
Gunsten des Pfalzgrafen jetzt zu ihm drangen. Der Krieg 
schien ihm im Anzüge zu sein, und -um diesen zu hindern, wollte 
er wenigstens sein moralisches Ansehen den Katholiken zur 
Verfügung stellen. Sein Entschluss war rasch gefasst. Zwölf 
Tage nach dem Abschiede Georg Wilhelms von Dresden schrieb 
er an den Kurfürsten von Mainz, dass er entschlossen sei, den 
Herzog von Baiern als Kurfürsten anzuerkennen, und stellte 
als Bedingung, dass die Rechte der nächsten Agnaten nach 
Maximilians Ableben gewahrt, dass hierüber ein Revers vom 
Kaiser und von Maximilian ausgestellt und das ligistische Volk aus 
dem Gebiete der evangelischen Fürsten weggefahrt werde. ^ 
Der Kurftirst von Mainz, der durch diese Forderungen seine 
gegen Maximilian geäusserten Befürchtungen bestätigt fand, bei 
diesem aber auf kein Entgegenkommen hoffte, wandte sich 
jetzt an den Kaiser, um diesen zu einer grösseren Nachgiebig- 
keit gegen die sächsischen Wünsche zu bewegen. Allein in 
Wien wollte man von der unbedingten Wahrung der Agnaten- 
rechte, wenn auch aus anderen Gründen, ebenso wenig etwas 
wissen wie in München und wünschte, dass der Mainzer bei 
den mündlichen Verhandlungen den Kurfürsten von Sachsen 



^ tiächs. St.-A. Protokoll über die Berathungen der sächsischen und branden- 
burgischen Räthe. 

^ Sachs. St.-A. Kursachsen an Eurmainz ddo. l./ll. März 1624. Münchner 
St.-A. Ferdinand an Maximilian ddo. 22. April 1624. 
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zur Nachgiebigkeit berede^ und wenn das nicht erreicht werden 
sollte^ so wollte der Kaiser lieber den Abbruch der Verhand- 
lungen zugeben. Er empfahl jedoch nebenbei dem Herzog Maxi- 
milian^ alles zn thnn, was seine Aufnahme in das kurfUrstliche 
CoUeginm fördern könnte, weil nur dadurch der Friede herge- 
stellt werden, der Krieg aber ohne die äusserste Schwächung 
des Reiches nicht fortgesetzt werden könne. Um die Prote- 
stanten nicht auf das Aeusserste zu reizen, wollte der Kaiser 
nicht die Erlaubniss zur Einquartierung der Ligisten im nieder- 
sächsischen Kreise ertheilen, um die gerade damals Tilly 
und Donnersperg ersuchten. Wenn Opfer gebracht werden 
sollten, muthete er dieselben den Katholiken zu.^ 

Alles kam nun auf den Eifer an, mit dem sich der Kur- 
fürst von Mainz seines Auftrages entledigen werde; nahm er sich 
desselben nicht mit der ganzen Kraft der Ueberzeugung an, 
so war zu befürchten, dass auch Kursachsen nicht nachgeben 
würde und demnach keinß Aussicht gewonnen werde, die üeber- 
tragnng der Kur zur allgemeinen Anerkennung zu bringen. 
Auf den Wunsch Maximilians schickte deshalb der Kurfürst 
von Köln seinen Rath von der Regg an Kurmainz ab, um ihn 
im Sinne der kaiserlichen Forderungen zu bearbeiten. Die Zu- 
sicherung, die Regg nach seiner Ankunft in Aschaflfenburg von 
einem der kurftirstlichen Vertrauensmänner erhielt, lautete da- 
hin, dass Schweickhart der ihm ertheilten Aufträge eingedenk 
sein und sich bestreben werde, den Kurflirsten von Sachsen zu 
noch grösseren Concessionen zu bewegen, als sie ihm von Wien 
zugemuthet würden. Nicht so tröstlich waren jedoch die Zu- 
sicherungen des Erzbischofs selbst; er entschuldigte sich zwar 
gegen Regg, dass er früher für die Bewilligung der sächsischen 
Forderungen eingetreten sei, er habe dies aber nicht aus bösem 
Willen gethan, sondern nur weil er die Schwierigkeiten bei der 
Verhandlung mit Sachsen wohl erwogen habe. Der Erzbischof 
hatte übrigens in den Erfolg seiner persönlichen Zusammenkunft 
mit Kursachsen kein Vertrauen, er glaubte nicht, dass Johann 
Georg sich mit jener Erklärung begnügen würde, zu der ihn 
der Kaiser bevollmächtigte, und die nicht über den Rahmen 



^ Ausser dem Briefe des Kaisers an Maximilian ddo. 22. April 1624 Maxi- 
milians Brief an Kurmainz ddo. 2. Mai und an den Kaiser ddo. 2. Mai 
1624. — Die beiden letzten im Wiener St.-A. 
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der Regensburger Erklärungen hinausging^ ja er gab nicht un- 
deutlich seiner Ueberzeugung Ausdruck, dass durch die Ueber- 
tragung der Kur an Maximilian die goldene Bulle verletzt sei. 
In einem Schreiben an den Kaiser bemerkte er, wenn der 
Kaiser sich nicht entschliesse, dem Kurfürsten von Sachsen die 
Zusicherung zu geben, dass er fortan ohne ,Zustimmung* des kur- 
fürstlichen CoUegiums keine Aechtung aussprechen, die Rechte 
der nächsten unschuldigen Agnaten anerkennen werde, und 
wenn er dies Alles nicht durch eine unzweideutige Erklärung 
sicherstelle, also nicht allen sächsischen Wünschen nachkomme, 
so werde die projectirte Zusammenkunft mit Johann Georg 
ohne Resultat verlaufen. Er sprach seine Missbilligung über 
die Regensburger Vorgänge bei einer anderen Gelegenheit noch 
dadurch aus, dass er behauptete, der Kaiser könne mit der Zeit 
alle Fürsten durch willkürliche Urtheilssprüche aus ihrem Besitz 
entfernen und sich so zum AUeinherm in Deutschland machen. ^ 

Maximilian ersuchte den Kaiser, den Forderungen der 
Kurfürsten von Mainz und Sachsen ja nicht nachzugeben; AUes^ 
was er versprechen könne, sei, dass er ohne den Rath, das 
Wissen und das Gutachten der Kurfürsten keine Entscheidung 
treflfen wolle, aber an ihre ,Zustimmung^ solle er sich um keinen 
Preis binden. Ebenso bestand er unverrückt darauf, dass der 
Kaiser die Rechte der pMzischen Agnaten nicht von vorne- 
herein anerkenne, sondern nur dann, wenn sie dieselben er- 
weisen könnten. Es sollte also ein Rechtsspruch über die Agnaten 
des pfälzischen Hauses vorangehen, und nur wenn dieser zu 
Gunsten der Letzteren ausfallen würde, wollte Maximilian nach 
seinem Tode dem Kaiser die Verfügung über die Kur freistellen. ^ 

Die Bedenken des Mainzers und die Mahnungen Maxi- 
milians veranlassten das kaiserliche Cabinet, die von Sachsen 
erhobenen Forderungen nochmals sorgfältig zu erwägen. Man 
konnte sich nicht verhehlen, dass die Bewilligung derselben 
die kaiserliche Autorität brachlegen würde. Denn was hatte 
der Kaiser für eine Macht, wenn er bei der Aechtung eines 
Reichsfürsten an die Zustimmung des ganzen kurfürstlichen 



* Wiener St.-A. Protokoll der Conferenzen Regg^s in Aschaffenburg ddo. 
6.-8. Mai 1624. Münchner St.-A. Maximilian an den Kaiser ddo. 17. Mai 
1624. Wiener St.-A. Instruction für Fürstenberg ddo. 29. Mai 1624. Wiener 
St.-A. Fürstenberg an den Kaiser ddo. 26. Juni 1624. 

^ Münchner St.-A. Maximilian an Ferdinand ddo 17. Mai 1624. 
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CoUegiums gebunden sein sollte? Jeder Fürst konnte sich was 
immer für Uebergriffe und Schandthaten erlauben, ohne eine 
Strafe befürchten zu müssen, wenn dieselbe nur mit Zustim- 
mung aller Kurfürsten verfügt werden dürfte, denn stets hatte 
er wenigstens einen Freund unter denselben. Kein Kaiser und 
kein König waren ihres Besitzes vor fremden Angriffen oder 
Revolutionen sicher, nur ein deutscher Reichsfürst sollte gegen 
alle ZuföUe gedeckt sein! Diese Betrachtungen mussten sich 
unwillkürlich jedem aufdrängen, wenn er die Forderung Sach- 
sens erwog, und unwillkürlich musste jeder von dem gegen- 
wärtigen Streite absehen und nur die Folgen einer leichtfertigen 
Nachgiebigkeit von Seite des Kaisers bedenken. In Wien gaben 
allerdings nicht diese Erwägungen den Ausschlag, aber sie fielen 
doch in die Wagschale; man wollte den Bedenken des Mainzers 
Rechnung tragen, sich nicht durch die ,Zustimmung' binden 
und die Rechte der nächsten Agnaten nicht in vorhinein aner- 
kennen, sondern sie von einem Richterspruch abhängig machen. 
Man machte überdies geltend, dass die Simultanbelehnung im 
pfälzischen Hause nicht so klar die Rechte der Agnaten nach- 
weise wie im sächsischen, und dass man mindestens Schaden- 
ersatzansprüche an den Pfalzgrafen habe, und ohne sich darüber 
mit ihm verglichen zu haben, über die Kur zu Gunsten der 
Agnaten nicht verfügen dürfe, denn der Kaiser wäre sonst 
trotz aller seiner Siege allein der Bestrafte. Der Reichshof- 
rathspräsident Graf von Fürstenberg reiste nach München, um 
Maximilian die Versicherung der kaiserlichen Beständigkeit zu 
bringen, dann nach Mainz, um den Kurfürsten von diesen Be- 
schlüssen in Kenntniss zu setzen und zur Ausdauer in der Ver- 
handlung mit Kursachsen aufzufordern.^ 

Der Kurfürst von Mainz musste also die Aufgabe auf sich 
nehmen, mit Johann Georg zusammenzutreffen, ohne ihm die 
gewünschten Zugeständnisse bieten zu können. Die Zusammen- 
kunft fand in Schleusingen, in der Nähe von Erfurt statt, wo 
beide Fürsten mit ihrem Gefolge am 10. Juli 1624 zusammen- 
trafen. Auch der Landgraf von Darmstadt erschien daselbst; 
offenbar wurde seine Anwesenheit von der katholischen Partei 
gewünscht, weil man sich seiner zu vertraulichen Besprechungen 



* Wiener St.-A. Instruction für Fürstenberg ddo. 29. Mai 1624. Die Briefe 
Fürstenberg^s an den Kaiser über seine Gesandtschaft im Wiener St.-A. 
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bedienen wollte. Der Enrflirst von Mainz eröflEhete die Ver- 
handlungen durch üebergabe zweier Schriftstücke; in dem ersten 
ersuchte der Kaiser den sächsischen Kurfürsten, allem dem, 
was Schweickhart vorbringen würde, Glauben zu schenken, in 
dem zweiten bat der Letztere um die Aufnahme Maximilians in 
das kurfürstliche CoUegium, ohne dass vorher das ligistische 
Kriegsvolk entlassen sein müsste, weil man weder vor Maus- 
feld, noch dem Halberstädter sicher sei und man sich auch von 
den Generalstaaten aller Gefahren versehen müsse. Nur in dem 
Falle seien der Kaiser und seine Bundesgenossen erbötig, ihr 
Kriegsvolk zurückzuziehen oder zu entlassen, wenn sie sicher 
sein könnten, dass sämmtliche Reichsftlrsten sich mit ihnen ver- 
binden würden, um denjenigen, die neues Kriegsvolk werben 
oder dasselbe nach Deutschland bringen würden, Widerstand 
zu leisten. Bezüglich der Kur gestehe der Kaiser nur zu, dass 
denjenigen, denen nach der in dem pfälzischen Hause üblichen 
Gesanmitbelehnung in Folge der Aechtung des Pfalzgrafen die 
Kur gebührt haben soll, nichts benommen werde, sondern nach 
dem Tode des Kurflirsten Maximilian dieses Recht, so viel 
ihnen nach Gestalt des gegenwärtigen Falles gebühren wird, 
unverletzt bleiben und (sie), da es also gut und rechtlich er- 
funden wird, dazu gelassen werden sollen.^ 

Diese Anerbietungen genügten dem Kurflirsten von Sach- 
sen nicht, weil sie die Rechte des nächsten Agnaten nicht in 
der Weise betonten, wie er es verlangte, dem Wunsche des 
Kaisers, Maximilian mit der Kur zu belehnen, eine Hinterthür 
offen Hessen, und weil die Entlassung des Kriegsvolks auf die 
lange Bank geschoben wurde. Die Aufforderung zum Anschluss 



^ Die dem EarfÜrsten von Sachsen schriftlich übersehene Erklämng lantete 
wörtlich also: ,das8 denjenigen, denen vor ergangener des Pfalzgrafen 
Acht und Translation die Karpfalz Inhalts angezogener Belehnung mit 
gesammter Hand und also von Rechtswegen gebührt haben soll, nichts 
benommen, sondern nach Absterben Churf. D. Herzog Maximilian, solch 
angezogene Recht, so viel ihnen nach Gestalt gegenwärtigen Falls ge- 
bühren wird, allerdings unverletzt sein und verbleiben und da es also 
gut und rechtlich erfanden wird, als dann alsobald dazu gelassen werden 
sollen'. Man sieht, die Erklärung des Mainzers spricht nur von den Ag- 
naten im Allgemeinen und überlässt es noch einem weiteren Richter- 
Spruch des Kaisers, wer von ihnen nach Maximilians Tode mit der Kur 
belehnt werden solle. Man hielt sich also streng auf dem Regensburger 
Standpunkt. — Sachs. St.-A. Protokoll über dieBerathnngen in Schleusingen. 
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an die kaiserlichen Waffen erklärte er nicht beantworten zu 
können, verlangte aber eine nähere Erklärung über die Art 
und Weise, wie sie der Kaiser an die Reichsstände stellen wolle. 
Schweickhart erwiderte nicht direct auf diese Frage, sondern 
meinte, dass, wenn Sachsen seine Zustimmung zur Zulassung 
Maximilians in das kurfürstliche CoUegium geben würde, auch 
Brandenburg gewonnen werden könnte und man dann leicht 
Mittel und Wege finden würde, auch die übrigen evangelischen 
Stände zu einer gleichen Haltung zu disponiren, und dadurch 
würde am schnellsten die Entlassung des kaiserlichen Kriegs- 
volkes herbeigeführt werden. 

Johann Georg hatte wohl nie erwartet, dass der Kaiser 
seinen Forderungen in der Kurfrage nachgeben würde, und da 
er sich trotzdem in die Unterhandlungen bezüglich der Aner- 
kennung Maximilians eingelassen hatte, so handelte es sich ihm 
nur um die Auffindung eines Mittelweges, durch welchen er 
seine Nachgiebigkeit vor der Welt entschuldigen könnte. Diesen 
glaubte er darin zu finden, dass er zwar Maximilian als Kur- 
fürsten anerkannte, aber trotzdem seinen Standpunkt wahrte. 
Er erklärte, dass er den Herzog von Baiem während seiner 
Lebzeiten als Kurfürsten anerkennen wolle und auf die schrift- 
liche Zusicherung, dass die Rechte des nächsten Agnaten ge- 
wahrt werden, verzichte, aber trotzdem von dem, was in Regens- 
burg gegen die Uebertragung der Kur durch seine Gesandten 
vorgebracht wurde, nicht abweichen und gegen die pfälzischen 
Kinder und Agnaten kein Präjudiz schaffen, sondern ihre Rechte 
unverletzt erhalten wissen wolle. ^ Der Kurfürst sowie der 
Kaiser behaupteten also ihre entgegengesetzten Ansichten; da 
aber keiner von beiden verlangte, dass sich ihm der Andere 



^ Die Erklärung Eursachsens lautete w($rtlich also: Er wolle den Herzog 
von Baiem ,allein und so lange, als derselbe lebet, vor einen Kurfürsten 
erkennen und halten und hiedurch gleichsam die Thür zu dem werthen 
und hochgewünschten Frieden er($ffnen, doch mit nachfolgendem Mass, 
S. Ch. G. zu Sachsen hiedurch von demjenigen, so bei dem Begensburger 
Kur und fürstlichen Convent wegen der Achterklärung und Translation 
der Kur in und ausserhalb der Käthe durch dero Abgesandten votiren 
und anbringen auch schriftlichen an die Römische kaiserliche und könig- 
liche Majestät gelangen lassen, nicht wollen abweichen. Vors andere 
wollen Ihre Ch. D. zu Sachsen durch dies Erkenntniss weder den pfälzi- 
schen Kindern noch einigen Agnaten in nichts präjudicirt, sondern der- 
selben jura intacta atque illaesa hiemit erhalten habend 
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anbequeme^ so einigte man sich unter Wabrang des eigenen 
Standpunktes. Auf diesen Ausweg war man im Verlaufe der 
vorangegangenen Monate nie verfallen, jetzt wurde er als die 
einzige Rettung von beiden Theilen begrlisst und später vom 
Kaiser gutgeheissen. Welchen Antheil der Landgraf von Darm- 
stadt an seiner Ausfindigmachung hatte, ist nicht bekannt, ge- 
wiss hat er seine Annahme eifrig befürwortet. Triumphirend 
berichtete Kurmainz an den Kaiser, dass der Kurfürst von 
Sachsen ,die angesonnenen Scheine' fallen gelassen habe, und 
dass seine Reservatzusätze dem Kaiser kein Präjudiz in der 
freien Vergebung der Kur schaiBfen würden. Triumphirend er- 
zählten einander die Katholiken die Vorgänge in Schleusingen, 
während ihre Mittheilung bei den Protestanten je nach der 
Partei Trauer, Unwillen und Hass steigerten. 

Die ganze Verhandlung hatte sechs Tage gedauert und 
war schriftlich geführt worden. Nachdem man sich in der 
Hauptsache geeint hatte, traten die beiderseitigen Räthe zu 
einer mündlichen Conferenz zusammen, in der die Mainzer die 
Frage stellten, wie man die beabsichtigte Einmengung Spaniens 
und Frankreichs in die deutschen Angelegenheiten zurückweisen 
solle. Die Sachsen riethen im Namen ihres Herrn, der Kaiser 
solle den Königen von Spanien und Frankreich von dem, wor- 
über man sich in Schleusingen geeinigt habe, sowie von seiner 
Absicht, einen Kurfürstentag zu berufen, Mittheilung machen 
und sie ersuchen, sich nicht weiter um die deutschen Ange- 
legenheiten zu bemühen. Die Berufung eines Kurfürstentages 
wurde von beiden unterhandelnden Parteien als dringend noth- 
wendig angesehen; beide erachteten es als ebenso nothwendig, 
dass man den Kurfürsten von Brandenburg zur Anerkennung 
Maximilians bewege, aber die Mainzer wollten im Falle, dass 
man in Berlin nicht zum Ziele gelange, die Berufung des Kur- 
fürstentages nicht aufschieben. Am 22. Juli endeten die Con- 
ferenzen, Landgraf Ludwig entfernte sich in Begleitung des 
Mainzers, dem er theurer wie je geworden war. ^ 

Die Reise ging nicht unmittelbar nach Hause, sondern 
nach Nürnberg, wohin der Kurfürst von Mainz den Herzog von 

* Sachs. St.-A. Protokoll über die Conferenzen in Schleusingen. Wiener 
St.-A. Karmainz an Ferdinand TL. ddo. 16. Juli 1624. Münchner St.-A. 
Eurmainz und Kursachsen an Ferdinand IL ddo. 8./ 18. Juli 1624. Ebend. 
Ferdinand an den Markgrafen von Anspach ddo. 2. August 1624. 
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Baiern bestellt hatte, um ihn dort im Namen der übrigen Kur- 
fürsten (also mit Ausserachtlassung der noch nicht eingetroflFe- 
nen brandenburgischen Zustimmung) in das kurfürstliche Col- 
legium aufzunehmen. Der Kurftirst von Brandenburg warnte 
den von Mainz vor diesem übereilten Schritte, erhielt aber von 
ihm keine Antwort, da sich derselbe entschlossen hatte, auf 
den Widerspruch des Brandenburgers nicht weiter zu achten. 
Die Aufnahme fand am 27. Juli statt und wurde später durch 
eine von Mainz, Köln und Sachsen unterzeichnete Urkunde 
bestätigt. Maximilian, der den Kaiser hievon benachrichtigte, 
versicherte ihn seiner Dankbarkeit und bat ihn um die schleunige 
Berufung des Kurfürstentages nach Nürnberg, an welchen sich 
etwa vierzehn Tage später ein Reichstag schliessen könnte.* 
Man sieht, der Kurftirst von Brandenburg hatte mit seiner Ver- 
muthung Recht, dass die katholische Partei durch die Berufung 
eines Reichstages die gegenwärtigen Zustände im Reiche sanctio- 
niren wolle, und dass ihr die Ergänzung des kurfürstlichen 
Collegiums als Mittel dienen solle. Der Dank, den Maximilian 
dem Kaiser für das Resultat der Schleusinger Zusammenkunft 
abstattete, war einfach und kurz gehalten, um so ausfuhrlicher 
lauteten die dankbaren Freundschaftsversicherungen, welche er 
aus demselben Anlasse an den Kurfürsten von Sachsen richtete.* 
In Schleusingen hatte man dem Kaiser die Absendung 
einer Gesandtschaft nach Berlin zur Gewinnung Kurbranden- 
burgs angerathen und hieflir den Markgrafen von Anspach em- 
pfohlen. Es war wenig Aussicht vorhanden, dass dieser Bote 
ein glückliches Resultat zuwege bringen werde, wenn man be- 
denkt, dass er einer der feurigsten Anhänger des Pfalzgrafen 
zur Zeit des böhmischen Aufstandes war; allein, da es sich 
flir Ferdinand nur um die formelle Erfüllung des mainzischen 
und sächsischen Wunsches handelte, so war ihm der Bote gleich- 
giltig, und er folgte deshalb dem ihm ertheilten Rathe. Georg 
Wilhelm von Brandenburg beantwortete die an ihn gerichtete 
Botschaft am 28. September 1624 in ablehnender Weise, die 
Uebertragung der Kur erklärte er für eine verfehlte Massregel, 



^ Münchner St.-A. Maximilian an Ferdinand II. ddo. 29. Juli 1624. Sachs. 

St.-A. Kurbrandenburg an Kursachsen ddo. 20./30. August 1624. Ebend. 

Kursachsen an Kurmainz ddo. 31. August /IG. September 1624. 
^ Sachs. 8t.-A. Maximilian an Kursachsen ddo. 16. August 1624. Ebend. 

Kursachsen an Maximilian ddo. 14. /2 4. August 1624. 



Digitized by 



Google 



56 

da der Pfalzgraf^ znr Verzweiflung getrieben^ die Hilfe fremder 
Fürsten anrufen und so ihre Einmischung in die deutschen 
Angelegenheiten herbeiführen werde. Trotzdem gaben die Ka- 
tholiken den Kurfürsten von Brandenburg noch nicht verloren, 
sie hofften noch auf den Beistand des Kurfürsten von Sachsen, 
dem vielleicht gelingen werde, was dem Markgrafen von Ans- 
pach misslungen war. Daher baten ihn sowohl der Kaiser wie 
Schweickhart von Mainz um seine Vermittlung, als er nach 
Berlin reiste, um einer Einladung, als Pathe bei einer Kinds- 
taufe in der kurfürstlichen Familie zu fungiren, zu folgen. Schon 
die Art und Weise, wie Johann Georg die an ihn ergangene 
Einladung missachtete, zeigte, dass die vertraulichen Beziehungen 
zwischen den beiden protestantischen Kurfürsten im Schwinden 
begriffen waren, denn Johann Georg kam erst den Tag nach 
der Kindstaufe an, weil er dem in calvinischer Weise vollzogenen 
Acte nicht beiwohnen wollte. Als er nun dem kaiserlichen Auf- 
trage nachkam, erzielte auch er kein besseres Resultat. Georg 
Wilhelm flüchtete sich anfangs hinter den Vorwand, dass er 
von Maximilian von Baiem nicht begrüsst worden sei, und da 
sich Johann Georg erbot, den Baiemfiirsten auf dieses Versäum- 
niss aufmerksam zu machen, erhielt er eine nichtssagende Ant- 
wort, der schliesslich am 3. December eine zweite folgte, welche die 
Anerkennung Maximilians als Kurfürsten direct ablehnte. Gegen 
den Markgrafen von Anspach soll der Brandenburger unver- 
hohlen den Grund angegeben haben, weshalb er so handle: 
die Mutter, der Bruder und die Schwestern des Pfalzgrafen lebten 
bei ihm im Schlosse von Berlin, und er könne ihretwegen nicht 
anders handeln. Dass dieser persönliche Grund, die nahe 
Schwägerschaft, in der der Kurfürst zu Friedrich stand, seine 
Haltung ebenso beeinflusste als die poHtischen Bedenken gegen 
die steigende Macht der Katholiken, wollen wir nicht in Ab- 
rede stellen.^ 



^ Wiener St.-A. Nachrichten über die Zusammenkunft des Anspachers mit 
dem Brandenburger. Ebend. Der Anspacher an Ferdinand II. ddo. 26. Sep- 
tember 1624. Ebend. Antwort Kurbrandenburgs ddo. 18./28. September 
1624. Sachs. St.-A. Kurmainz an Kursachsen ddo. 14. October 1624. Ferdi- 
nand U. an Kursachsen ddo. 21. October. Kursachsen an Kurbrandenburg 
ddo. 28. October/ 7. November und 4./14. November 1624. Kurbranden- 
burg an Kursachsen ddo. 31. October/ 10. November, 6./16. November und 
23. November/ 3. December 1624. 
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Das wichtigste Resultat der Schleusinger Zusammenkunft 
bestand nun aber darin, dass sich Mainz und Sachsen über 
die Abweisung aller fremden Vermittlungsversuche, also auch 
des französischen, einigten, und dass Maximilian diesem Wunsche 
nachgeben musste, obwohl er sich noch wenige Tage vor dem 
Schleusinger Schlüsse beim Kaiser für die Annahme der franzö- 
sischen Vermittlung bemüht hatte. Mainz und Sachsen einigten 
sich dahin, dass den Königen von Spanien und Frankreich von 
der vollzogenen Aufoahme Maximilians ins kurfürstliche Celle- 
gitmi und von dem bevorstehenden Zusammentritt des kurfürst- 
lichen Convents Nachricht gegeben werde und sie ersucht werden 
sollten, sich nicht weiter in die deutschen Angelegenheiten zu 
mischen, sondern ihr Wohlwollen dadurch zu bezeugen, dass 
sie Alles, was dem Reiche schädlich sei, abwenden möchten. * 
Aus diesem Grunde wünschte Johann Georg, dass Spanien seine 
Truppen aus der unteren PMz zurückziehe, und stellte dieses 
Ansuchen an seinen Mainzer CoUegen. Schweickhart erkannte 
die Berechtigung dieser Bitte an, er schickte kurz nach dem 
Abschied von Schleusingen an die Infantin eine Botschaft ab, 
um sie über die Besorgnisse, die man in Deutschland gegen 
Spanien bezüglich der unteren Pfalz hege, aufzuklären.^ 

Maximilian hatte vorgeschlagen, der Kaiser solle dem zu 
berufenden Kurfürstentage unmittelbar einen Reichstag folgen 
lassen; der Vorschlag fand in Wien Anklang, allein der Kur- 
fürst von Mainz hielt die gleichzeitige Berufung beider Ver- 
sammlungen für unmöglich, da der Reichstag mindestens ein 
halbes Jahr vorher ausgeschrieben werden müsse, während man 
mit der Berufung des Kurfiirstentages nicht zögern dürfe. In 
Wien hätte man damit auch nicht gesäumt, wenn man nicht 
den Bericht des Markgrafen von Anspach über den Erfolg 
seiner Reise nach Berlin hätte abwarten wollen. Der Kurfürst 
von Mainz war damit einverstanden, meinte aber, man solle 
nur später sich nicht aufhalten lassen, möge die Antwort des 
Brandenburgers wie immer ausfallen. Die fremden Fürsten 
solle der Kaiser von der Zusammenkunft des Convents benach- 
richtigen, aber eine Betheiligung derselben nicht zulassen, da 



^ Wiener St.-A. Maximilian an Ferdinand ddo. 3. Juli 1624. Sachs. St.>A. 

Protokoll von Schleusingen. 
* Sachs. St.-A. Knrmainz an Eursachsen ddo. 25. Angnst 1624. Wiener 

St.-A. Anbringen des Kurfürsten von Mainz bei der Infantin. 
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die Ordnung der Reichsangelegenheiten alleinige Sache des 
Reiches sei. Dem Convent werde es obliegen, die sich im 
Reiche noch hie und da geltend machende Widersetzlichkeit 
abzuschaffen^ dem fremden Kriegsvolk den Zutritt ins Reich 
zu verwehren und die von demselben bereits besetzten Gebiete 
zu befreien. Als Versammlungsort ftir den Convent schlug der 
Erzbischof Nürnberg vor, diesen Vorschlag wies der Kaiser 
jedoch zurück, weil die Stadt feindlich gesinnt sei und er seine 
Sicherheit möglicherweise bedroht wähnte.* Sp&ter wollte er 
nur unter der Bedingung nach Nürnberg gehen, wenn ihm die 
Bewachung eines Thores eingeräumt und die öffentliche Abhal- 
tung des katholischen Gottesdienstes zugestanden werde.' 

Die Berufung des Kurftlrstentages beschäftigte alle Ge- 
danken der betheiligten Kreise. In Wien wandte man sich 
an den Kurfürsten Maximilian und ersuchte ihn um sein Gut- 
achten über die Proposition, die zu stellen wäre. Es stimmte 
mit dem des Erzbischofs von Mainz überein, Hess aber inso- 
ferne dem Einflüsse des Auslandes ein Thor offen, als es dem 
Kaiser empfahl, dem Könige von England nicht blos die Be- 
rufung der Kurfürsten anzuzeigen, sondern ihn aufzufordern, 
dass er dasjenige, was er zum gedeihlichen Ende ,fbrderlich 
zu sein vermeinen würde, in Acht nehmen und was hinderlich 
sein möcht, abwenden helfen möge^ Wenn die Anzeige in 
dieser Weise erfolgte, konnte Jakob sich für berechtigt halten, 
einen Gesandten zum Convente abzuordnen, um auf die Ver- 
handlungen einen Einfluss auszuüben. Dem neuen Kurfürsten 
handelte es sich aber nicht darum, dem Könige von England 
einen Einfluss zu sichern, sondern dem Könige von Frankreich 
den Weg zu demselben zu bahnen, denn wenn der Kaiser sich 
in dieser Weise an Jakob wandte, konnte er auch den franzö- 
sischen König nicht übergehen.* 

Die Berufung des Kurfürstentages erlitt jedoch eine Ver- 
zögerung, als Sachsen statt dessen die unmittelbare Berufung 
eines Reichstages vorschlug, weil es nur diesem die nöthige 
Autorität für die Beseitigung der inneren Wirren zutraute, 
nachdem der Regensburger Deputationstag resultatlos verlaufen 



* Wiener St.-A. Knrmainz an Ferdinand IL ddo. 3. September und 14. Octo- 
ber 1624. Ebend. Ferdinand an Kurmainz ddo. 14. October 1624. 

* Münchner St.-A. Ferdinand an Maximilian ddo. 7. November 1624. 
' Wiener St.-A. Maximilian an Ferdinand II. ddo. 17. October 162f4. 
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war. Der Erzbischof von Mainz fand die Forderung seines 
sächsischen CoUegen wohl begründet, fürchtete jedoch, dass 
die protestantische Partei auf einem Reichstage geschlossen auf- 
treten und noch mehr Verwirrung erzeugen würde. Der Kaiser 
theilte diese Meinung, er verwarf deshalb den Rathschlag Johann 
Georgs und liess auch den Plan zur Berufung eines Reichs- 
tages bald nach dem kurfürstlichen Convente fallen.^ 



c. 

Die englischen Heiratsverhandlnngen mit Spanien 
und Frankreich (1633—1634). 



Nach der Thronbesteigung Philipps IV. waren die Ver- 
handlungen über die Heirat zwischen dem Prinzen von Wales 
und der Infantin von Spanien wieder in Fluss gerathen. Die 
darüber in Rom gepflogenen Unterhandlungen waren im Juli 1622 
damit abgeschlossen worden, dass das CardinalscoUegium erklärte, 
die Heirat unter der Bedingung gestatten zu wollen, wenn der 
König von England und sein Sohn oder mindestens der Letztere 
den katholischen Glauben annehmen und den Katholiken in 
England Gewissensfreiheit einräumen würde. Mit diesem Be- 
scheide kehrte der englische Gesandte Gage, der seit zwei Jahren 
in Rom weilte, in seine Heimat zurück. König Jakob war 
mit diesen Zumuthungen nicht einverstanden und sandte des- 
halb Lord Digby nach Spanien mit dem Auftrage, die Heirat 
auf Grund seiner früher angebotenen Zugeständnisse zu Stande 
zu bringen und gleichzeitig auch die Restitution des Pfalzgrafen 
zu betreiben. 

Damals* ist im Kopfe des Grafen Olivares der Plan ent- 
standen, statt der Infantin die älteste Tochter des Kaisers dem 
Prinzen von Wales zur Frau zu geben und die zweite far den 
katholisch zu erziehenden Sohn des Pfalzgrafen zu bestimmen. 



^ Sachs. St.-A. Kursachsen an Maximilian ddo. 6./16. Novemher 1624. Maxi- 
milian an Kursachsen ddo. ö. Decemher 1624. Wiener St.-A. Kurmainz 
an Ferdinand ddo. 5. November 1624. Münchner St.-A. Ferdinand an 
Maximilian ddo. 21. November und Ö. Decemher 1624. 

»Gindely, IV, S. 417flf. 
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Dieser Plan war die Folge des entschiedenen Widerwillens der 
Inüuitin gegen die ihr zugemnihete Heirat mit einem Ketzer; 
sie hatte dem Grafen durch eine vertraute Hofdame sagen lassen^ 
dass sie lieber in ein Kloster treten^ als in diese Verbindung 
willigen werde. Da Lord Digby indessen auf eine Antwort 
drängte und von einer Tochter des Kaisers nichts wissen wollte, 
so musste man in Madrid einen Entsehluss fassen und versprach 
demnach (12. December 1622), dass man bei dem Papste um 
die Dispens auf Grund der von Jakob angebotenen Vergünsti- 
gimgen anhalten werde. Dabei liess Graf Olivares die Hoff- 
nung durchblicken, dass die Dispens unverweilt ertheilt und 
die Verlobung längstens im Mai oder Juni gefeiert werden 
könnte, worauf die Abreise der Infantin nach England erfolgen 
sollte. Der spanische Gesandte in Rom erhielt 1623 den Auf- 
trag, dem Papste das in Madrid entworfene Formular des Dis- 
pensationsbreves mitzutheilen und keinen Druck auf seine Ent- 
schliessungen auszuüben. Bei der Umständlichkeit und Lang- 
samkeit, mit der religiöse Angelegenheiten in Rom behandelt 
wurden, konnte man sich auf einen ziemlich langen Zeitraum 
bis zum Vollzug der Heirat gefiust machen, deshalb glaubten 
der Prinz von Wales und der Marquis von Buckingham die Ver- 
handlungen dadurch am schnellsten zum Abschlüsse zu bringen, 
wenn sie selbst nach Spanien abreisen und durch den Zauber 
ihrer Persönlichkeit die widerstrebenden Personen zur Nachgiebig- 
keit zwingen würden. Nachdem Jakob, der nur mit Mühe für 
diesen Plan gewonnen werden konnte, seine Zustimmung ge- 
geben hatte, traten der Prinz und der Marquis am 17. März 1623 
die Reise durch Frankreich mit sorgfältiger Wahrung ihres 
Incognitos an.^ — Kurz vor Madrid verliess der Prinz sein 
Gefolge und fuhr mit der Post blos in der Begleitung Bucking- 
ham's zu dem Hause der englischen Gesandtschaft. Da Letzterer 
seine Ankunft dem Grafen Gondomar sofort anmeldete und 
dieser auch dem Prinzen alsbald vorgestellt wurde, so erfuhren 
Olivares und durch ihn der König noch in der Nacht die Nach- 
richt von der Ankunft des nicht erwarteten Gastes. Am fol- 
genden Morgen versammelten sich die spanischen Geheimräthe 
zu einer Sitzung und beriethen, welche Haltung man dem Prinzen 
gegenüber einnehmen solle. In Betreff der Heiratsangelegen- 



^ Gardiner, The Spanish marriage 11, 298 ff. 
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heit begriissten einige der Räthe die Anknnft des Prinzen als 
ein fUr die Religion willkommenes EreignisS; allein Olivares 
scheint dennoch entschlossen gewesen zu sein, dem Prinzen die 
Hand der Infantin zu verweigern, denn zwei Tage später ver- 
sicherte er dem Grafen Khevenhiller ausdrücklich, dass in den 
Heiratsverhandlungen keine Aenderung stattgefunden habe und 
man die dem Erzherzog Ferdinand schon halb zugesagte Infantin 
nicht dem Prinzen von Wales verloben werde. Der Nuntius 
sandte sofort einen eigenen Boten nach Rom, ,damit man dort 
nicht andere Gedanken nähre', also wahrscheinlich den englischen 
Wünschen nicht allzu nachgiebig entgegenkomme.^ 

Am Tage nach der Ankunft wurde zwischen Olivares und 
Buckingham mit der lächerlichen Gespreiztheit früherer Jahr- 
hunderte eine geheime Zusammenkunft verabredet, die natürlich 
ein öffentliches Geheimniss des ganzen Hofes war und in der 
Weise arrangirt wurde, dass sich die beiden Herren in einem 
Garten treffen und dann miteinander vor die Stadt fahren sollten. 
Nur der Himmel sollte stummer Zeuge der geheimnissvollen 
Unterredung sein, in der festgesetzt wurde, wo und wie der 
König und der Prinz einander zuerst begrüssen sollten. Dem- 
gemäss ftihr der König am folgenden Tage in Begleitung seiner 
Gemahlin und Schwester in den Prado und wurde vom Prinzen 
in einem Wagen bei dem Quadalaxarathore erwartet. Nachdem 
sie sich hier mit grosser Höflichkeit begrüsst hatten, ohne je- 
doch einander anzusprechen, fuhren beide Wagen in dem Prado, 
den sie nach allen Richtungen durchkreuzten, umher, um bei dieser 
Gelegenheit mehrere Male aneinander vorüberzufahren. Das Volk 
war schaarenweise herausgeströmt und betrachtete dieses Schau- 
spiel mit grossem Interesse; in Erwägung des damaligen Cere- 
moniells des Incognito fand es diese lächerliche Art stummer 
Begrüssung wahrscheinlich ebenso natürlich als interessant. 

Für den Abend desselben Tages wurde eine Zusammen- 
kunft mit dem Könige verabredet, die wiederum nicht in ge- 
wöhnlicher Weise in einem Gemache, sondern im Prado statt- 



^ Tratado del matrinu>nio in Simancas. Münchner St.-A. Khevenhiller an 
Maximilian ddo. 20. März 1623. Der Tratado ist nicht in Uebereinstim- 
mung mit dem Briefe Khevenhiller^s, denn während der Tratado berich- 
tet, dass man Qntes von der Ankunft des Prinzen hoffte, beschreibt Kheven- 
hiller die Haltung des Olivares, aus der deutlich hervorgeht, dass ihm 
die Ankunft der Engländer unbequem war. 
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linden sollte^ wo die beiden Hauptpersonen in einem Wagen 
mit Lord Digby, dem nunmehrigen Grafen von Bristol, zusam- 
mensassen, und zwar deshalb, weil ihnen dieser als Dolmetscher 
dienen musste. Obwohl der Prinz, der später nach dem könig- 
lichen Schlosse übersiedelte, die Infantin nicht besuchen durfte, 
so war er doch durch ihren blossen Anblick so entzückt, dass 
er nichts Schöneres gesehen zu haben versicherte. Die ihm er- 
wiesenen, nach spanischer Art übertriebenen Höflichkeiten ge- 
fielen ihm, und er erwiderte sie in gleicher Weise. Er fand an 
dem Lande und seinen Bewohnern Gefallen und ebenso diese an 
ihm; ein Theil der Gesellschaft glaubte die Ankunft des Prinzen 
nur mit seiner Absicht, katholisch zu werden, erklären zu können, 
in den höchsten Kreisen sprach man von nichts Anderem als 
von diesem Ereigniss, dessen Verwirklichung man auf das Freu- 
digste begrüsst hätte. Man erging sich auf katholischer Seite 
schon in den übertriebensten Forderungen, der Nuntius erklärte, 
wenn Jakob es nicht wage, den Katholiken den öffentlichen 
Gottesdienst zu gestatten, so müsse er ihnen wenigstens einige 
Sicherheitsplätze einräumen. Selbst der Graf Bristol wurde von 
dem allgemeinen Taumel angesteckt und rieth dem Prinzen, 
wenn er katholisch werden wolle, um dadurch die Schwierig- 
keiten seiner Vermählung zu beseitigen, so solle er dies so bald 
als möglich thun.^ Karl wies diese Zumuthung jedoch mit 
Unwillen zurück.^ Khevenhiller gerieth durch diese Gerüchte 
von der bevorstehenden Bekehrung des Prinzen in eine begreif- 
liche Beunruhigung, die noch zunahm, als er von Olivares nicht 
mit der gewohnten Zuvorkommenheit, sondern mit Vorwürfen 
empfangen wurde, weil der Kaiser dem Herzoge von Baiem 
die Kur hauptsächlich auf Zureden Frankreichs ertheilt habe, 
der Herzog also hiefür dem spanischen Erbfeinde dankbar sein 
müsse. ^ In der Charwoche hielten die verschiedenen Mönchs- 
orden in Madrid eine grossartige Procession, bei welcher sie 
sich mit neu ersonnenen Martern misshandelten, um Gott um die 
Bekehrung des Prinzen zu bitten. Er selbst durfte am Oster- 
tage(16. April), also einen Monat nach seiner Ankunft, die Infantin 
zum ersten Male anreden, ein Ereigniss, zu dem der ganze Hof 

^ So berichtet der Tratado del matrimonio. 
> Gardiner, a. a. O. II, 313 und 317. 

^ Münchner St.-A. Khevenhiller an Maximilian ddo. 12. April 1623. Tratado 
del matrimonio in Simancas. 



Digitized by 



Google 



63 

als Zeuge eingeladen wurde. Unter einem Baldachin waren 
vier Sitze für die Hauptpersonen hergerichtet; nachdem der 
Prinz zuerst die Königin angesprochen hatte und seine Anrede 
von Bristol tibersetzt worden war, erhob er sich, trat vor die 
Infantin hin und sagte ihr gleichfalls einige Worte, die Bristol 
abermals verdolmetschen musste, indem er sich dabei auf die 
Kniee niederliess und sich jedesmal wieder erhob, wenn er mit 
einem Satze fertig war. Man ersieht hieraus, welcher Zwang 
im Verkehre der höchsten Kreise herrschte, aber man fend dies 
ebenso natürlich als wahrhaft königlich, und es fiel Niemanden 
ein, darüber zu lachen.^ 

Wenn man sich in Spanien der Hoffinung hingab, den Prinzen 
für den katholischen Glauben zu gewinnen, so stützte sich die- 
selbe nicht nur auf die Vermuthung BristoFs, von der man 
Kunde erhalten hatte, sondern auch auf das Benehmen des 
Prinzen selbst. Wenn er eine Kirche besuchte, benahm er sich 
daselbst mit der Ehrßircht eines gläubigen Katholiken; nie 
unterliess er es, vor der Hostie das Knie zu beugen, ja wenn 
sich eine Procession an dem königlichen Schlosse vorbeibewegte, 
da konnte man den Prinzen an einem Fenster desselben so 
lange knieend erblicken, als das Sacrament seinen Augen sicht- 
bar war. Als er die alte Erzherzogin Margaretha in ihrem 
Kloster besuchte und sich sehr anerkennend über die innere 
Einrichtung aussprach, lieh diese der allgemeinen Hoffiiung 
Worte und meinte, er werde nach dem Beispiel seiner Vor- 
fahren wieder solche Stätten der Frömmigkeit in England be- 
gründen. Der Prinz antwortete in spanischer Sprache, er hoffe 
dies mit Gottes Hilfe zu thun, und gewann durch diese Antwort 
das Herz der frommen Dame. Selbst Khevenhiller, der ihn 
um des Kaisers willen stets mit Misstrauen betrachtete, konnte 
seinem Betragen nicht die Anerkennung versagen, er berichtete, 
,der Prinz sei ein bescheidener, frommer, verständiger und 
tugendsamer Herr, der zu der katholischen Beligion eine ziem- 
liche Neigung offenbare'.^ 

Als König Philipp den Prinzen aufforderte, er möge sich 
von einigen hervorragenden spanischen Theologen in der katho- 



^ Münchner St.-A. Khevenhiller an Maximilian ddo. 17. August 1623. 
> Münchner St.-A. Khevenhiller's Bericht ddo. 16. Juni 1623. Wiener St>A. 
Khevenhiller an Ferdinand ddo. 8. Juni und 8. Juli 1623. 
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lischen Religion nnterrichten lassen^ wies Karl die Zamnthnng 
nicht ab, sondern erklärte^ ihr nachkommen zn wollen. Backing- 
ham widersetzte sich diesem Entschlüsse auch nicht^ er ver- 
sicherte im Gegentheil^ dass sein König, ihm den Auftrag ge- 
geben habe^ den Prinzen von etwaigen religiösen Gesprächen 
nicht zurückzuhalten^ er erklärte sich sogar bereit^ an dem reli- 
giösen Unterricht theilzunehmen^ und bat^ zuerst mit ihm einen 
Versuch zu machen. Weim diese Angaben, die wir aus einem 
im Archiv von Simancas aufgehobenen Berichte über die Hei- 
ratsverhandlungen entnehmen, richtig sind — und wir haben 
keinen Grund, an ihrer Richtigkeit zu zweifeln, denn der Ab- 
fassung des Berichtes lag nur die Absicht zu Grunde, die 
Ereignisse zur eigenen Erinnerung niederzuschreiben — so ist 
dies ein deutlicher Beweis, wie schwankend die Ueberzeugung 
Jakobs in religiösen Dingen war, und wie man unter Umständen 
seine Gewinnung für die katholiche Kirche für möglich halten 
konnte. 

Buckingham hatte nun in Folge seines geäusserten Wunsches 
eine Zusammenkunft mit dem königlichen Prediger, der ein 
englischer Convertit als Dolmetscher beiwohnte. Neun Stunden 
lang bemühten sich die beiden Letzteren, ihrem hohen Zögling 
einiges Verständniss für die katholische Kirche beizubringen, 
und als dieser endlich von seinen in dieser Art von Erörte- 
rungen wohlgeübten Gegnern völlig in die Enge getrieben war, 
zog er ein Papier aus der Tasche, welches nach der Ver- 
muthung der Letzteren eine Art Instruction für ihn enthielt, um 
sich daraus Raths zu erholen. Sieben Tage später folgte dieser 
ersten eine zweite Conferenz, doch blieb sie, wie die Folge 
lehrt, ohne jeglichen Erfolg. 

Die Infantin scheint jedoch weder durch die Wahrschein- 
lichkeit der Bekehrung ihres präsumtiven Gatten, noch durch 
sein persönliches Auftreten gewonnen worden zu sein, denn sie 
verharrte in ihrer ablehnenden Haltung und zeigte dies in auf- 
fallender Weise durch die Kälte, mit der sie seine Ansprachen 
beantwortete, und durch die geradezu beleidigende Art, mit 
der sie den Prinzen zurückwies, als er in verzeihlichem Ueber- 
muthe über die Mauer eines Gartens sprang, in dem sie gerade 
lustwandelte, um einige Worte mit ihr wechseln zu können, 
die sich nicht gerade in den engen Schranken der Etiquette 
bewegen sollten. Statt ihm Antwort zu stehen, floh sie vor ihm 
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wie vor einem Wilden, so dass dem armen Liebhaber nichts 
übrig blieb, als sich unverrichteter Dinge zu entfernen. Trotz- 
dem erkaltete seine Zuneigung, die nur an ihrer schönen Ge- 
stalt haftete, nicht; wenn er sie erblickte, starrte er sie ununter- 
brochen an, ja er machte sogar Verse auf sie, die sich gegen 
alle diese Aufmerksamkeiten gleich unnahbar erwies. ^ Königin 
Elisabeth, die Schwägerin der Infantin, und ihr Bruder, der 
Infant Karl, bemühten sich vergeblich, sie dadurch zu überreden, 
dass sie ihr das Verdienstvolle ihrer aUfkUigen Opferwilligkeit 
vorstellten und ihr den heimlichen Uebertritt des Prinzen als 
sicher bevorstehend ankündigten. Der Infant war davon so über- 
zeugt, dass er sogar beim Nuntius anfragte, ob es nothwendig sei, 
die päpstliche Dispens zur Heirat zu erwarten, wenn der Prinz 
sich heimlich als Katholik erklären würde. ^ 

Der Unterricht des Prinzen begann nach der Ankunft 
eines päpstlichen Schreibens (26. April 1623), in dem derselbe, 
unter Hinweis auf seine Vorfahren, aufgefordert wurde, sich der 
katholischen Kirche anzuschliessen. Der Prinz beantwortete 
dasselbe mit dem Wunsche, dass die Uneinigkeit in der Kirche 
aufhören und alle Glieder derselben wieder zusammenschmelzen 
möchten. Den einzigen Hinweis auf sein eigenes Glaubens- 
bekenntniss enthielt die Stelle in seinem Briefe, in der er aus 
seiner Bewerbung um die Hand einer katholischen Prinzessin 
den Beweis ableitete, dass er im Herzen den Katholiken nicht 
Feind sein könne, ja jede Gelegenheit ergreifen werde, um die 
weit verbreiteten falschen Vorstellungen von der katholischen 
Kirche zu berichtigen. ^ Die Unterweisung des Prinzen wurde 
von drei Kapuzinern besorgt, von denen einer, Fray Zacha- 
rias Boverio de Saluzo, Beichtvater des Königs, ein anderer, 
Fray Diego de Quiroga, der spätere Beichtvater der Infantin 
war. Der König begleitete den Prinzen zu der ersten Confe- 
renz, entfernte sich aber dann mit der Entschuldigung, dass er 
um keinen Preis Angriflfe auf die katholische Kirche hören wolle. 
Man erwartete, dass der Prinz zuerst das Wort ergreifen werde, 
da er aber keinen Zweifel an seinen eigenen Glauben zu haben 
behauptete, lenkte Olivares, der mit Buckingham der Conferenz 



1 Gardiner, a. a. O. 346 und 353. 

» Gardiner, II, 322 und 326. 

^ Münchner St.-A. Gregor XV. an den Prinzen von Wales ddo. 20. August 

1623. Ebend. der Prinz von Wales an den Papst. 
Archiy. LXXXIX. Bd. I. Hälfte. 5 
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beiwohnte, das Gespräch auf den Papst als das Haupt der Kirche. 
Die Erklärungen, welche Fray Zacharias, der französisch sprach, 
darüber abgab, schienen auf den Prinzen einigen Eindruck zu 
machen, so dass Buckingham beunruhigt wurde und sich zu Un- 
höflichkeiten hinreissen liess: er erklärte, eine zweite Conferenz 
nicht zugeben zu dürfen, und entschuldigte sich mit einem Verbote 
König Jakobs, von dem er früher das Gegentheil behauptet hatte. ^ 
Am 4. Mai langte das päpstliche Dispensationsbreve an, 
welches den spanischen Entwurf hie und da umgestaltet hatte, 
indem es die Bedingungen für die Heirat schärfer präcisirte. 
Man hatte sonach den spanischen Wünschen, die der Dispen- 
sation ganz und gar abgeneigt waren, in Rom nicht Rechnung 
getragen und das mit Recht, denn der Papst musste die ärgste 
Verfolgung der Katholiken befürchten, wenn er trotz der eng- 
lischen Nachgiebigkeit die Heirat gehindert hätte, während der 
Groll Jakobs, wenn die Heirat nicht zu Stande kam, sich jetzt 
nur gegen Spanien richten konnte. * Das päpstliche Breve be- 
stimmte, dass die Trauungsceremonien in Spanien vor sich gehen 
und in England nur die Vorlesung der über dieselben aufge- 
nommenen Urkunden stattfinden solle, wobei keinerlei unkatho- 
lische Ceremonien in Anwendung kommen durften. Die Diener- 
schaft, welche die Infantin nach England begleiten werde, soll 
von ihrem Bruder ausgewählt und etwaige spätere Lücken von 
ihm allein ergänzt werden; sie und ihre Nachkommenschaft 
soll ebenso wie die Infantin völlige Religionsfreiheit in England 
gemessen. Für den Gottesdienst soll für die Infantin und ihr 
Gefolge eine Kapelle eingerichtet und ausserdem an allen Orten, 
wo sie einen bleibenden Aufenthalt nimmt, eine öffentliche Kirche 
hergestellt werden, mit deren Bedienung 24 Priester betraut 
werden, die der König von Spanien und die Infantin auswählen 
dürfen, und die nicht Engländer von Geburt sein sollen, es sei 
denn, dass der König von England seine Zustimmung dazu 
gäbe. Geistliche Kleidung zu tragen muss ihnen überall ge- 
stattet sein. Ein zu ernennender Bischof wird die Jurisdiction 
über das katholische Gefolge der Infantin ausüben, auf welches 
die englischen Religionsgesetze keine Anwendung finden dürfen. 



^ Tratado del matrimonio. Wiener St.-A. Khevenhiller an Eggenberg ddo. 

10. Mai 1623. Ebend. Khevenhiller an Ferdinand ddo. 8. Juni 1623. 
2 Gardiner H, 326. 
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Der König von England und der Prinz von Wales verpflichten 
sich die üntrennbarkeit der eingegangenen Ehe anzuerkennen; 
die Amme der anzuhoflFenden Kinder darf dem katholischen 
Glauben angehören und wird von der Infantin allein ausgewählt, 
sie allein wird auch die Erziehung der Kinder bis zum zwölf- 
ten Jahre leiten. Alle diese Bestimmungen sollten dazu dienen, 
die Gewissensfreiheit der Infantin und ihres Gefolges zu sichern; 
ehe jedoch der Papst den gewünschten Ehedispens ertheilte, 
verlangte er noch besondere Zugeständnisse zu Gunsten der 
katholischen Kirche, welche eine so ausserordentliche Vergünsti- 
gung rechtfertigen sollten. ^ Der König von England sollte ver- 
sprechen, alle gegen die Katholiken erlassenen Gesetze ausser 
Kraft zu setzen und ihnen völlige Gewissensfreiheit, sowie das 
Recht des privaten Gottesdienstes einzuräumen. Auch der 
Prinz von Wales und alle Staatssecretäre sollten sich eidlich 
zur Einhaltung aller dieser Zugeständnisse verpflichten und 
Jakob und sein Sohn noch ausserdem versprechen, dass sie 
die Zustimmung des Parlaments zur Abschaffung der den 
E^tholiken feindlichen Gesetze nachsuchen würden. Man sieht, 
die Dispensation wurde nur unter Bedingungen ertheilt, die von 
jedem Inquisitionstribunal gebilligt worden wären: die Katho- 
liken sollten sich ihres Besitzes sicher erfreuen und ihre Religion 
ungehindert ausüben dürfen. Die königlichen Kinder sollten bis 
zu ihrem zwölften Jahre katholisch erzogen werden, und da sie 
auch später dem Einflüsse ihrer Mutter und der spanischen Um- 
gebung nicht entzogen werden konnten, so war hinreichend 
dafür gesorgt, dass sie dem katholischen Glauben auch unter 
protestantischem Einflüsse treu bleiben würden. Wenn man 
an dem Breve den Mangel jeglicher liebevollen Rücksicht für 
den protestantischen Ehegemahl und die unverkennbar hervor- 
leuchtende Absicht, das gesammte englische Reich durch den 
Thronerben dem katholischen Glauben zurückzuerobern, tadeln 
möchte, so darf man nicht vergessen, dass weder Philipp noch 
der Papst diese Verbindung gewünscht hatten und es ihnen dem- 
nach freistand, die Bedingungen festzusetzen, femer dass noch 
heute die geistlichen Häupter aller Confessionen gemischte Ehen 



^ Diese Zugeständnisse sind nicht so klar und deutlich in dem Tratado 
del matrimonio als in den im Anhange beigegebenen Geheimartikeln 
enthalten. 
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nur bei voller Nachgiebigkeit des andersgläubigen Theiles zu- 
lassen; man darf also von der Zeit^ wo der Kampf zwischen 
den getrennten Kirchen nicht blos mit dem Worte, sondern auch 
mit dem Schwert geflihrt wurde, keine Nachgiebigkeit erwarten 
und muss auf die Uebervortheilung des einen Theiles gefasst sein. 

Obgleich das Breve die Rechte der katholischen Kirche 
energisch wahrte, so beruhigte sich der Papst doch nicht mit 
den darin enthaltenen Bedingungen, sondern ertheilte dem Nun- 
tius noch besondere Weisungen in Bezug auf England, wo er 
sich um die Erlangung der Freiheit des öffentlichen Gottes- 
dienstes für die Katholiken bemühen und dieses Zugeständniss 
durch Parlamentsbeschluss sanctioniren lassen sollte. Sobald 
dies erreicht sei, müsse die Bekehrung des Prinzen von Wales 
das nächste Ziel sein, damit die Dispens in den künftigen Jahr- 
hunderten durch diesen grossen Erfolg gerechtfertigt werde. 
Endlich sollte der Nuntius den König von Spanien bitten, dass 
auch er bei Jakob und seinem Sohne auf das eidliche Ver- 
sprechen zur Einhaltung aller bezüglich der Religion gemachten 
Zugeständnisse dringen und sich die Zusicherung geben lassen 
werde, dieselben binnen Jahresfrist durch Parlamentsbeschluss 
sanctioniren zu lassen. Sollte man später in England dem 
Eide untreu werden, so müsste der König von Spanien mit 
Waffengewalt dagegen auftreten.* 

In einer Sitzung, an der sich neben Olivares noch andere 
hervorragende spanische Räthe, sowie die Engländer Bucking- 
ham, Bristol, Aston und Cottington betheiligten, wurden dem 
Prinzen von Wales die hier geschilderten Bedingungen mitge- 
theilt, worauf mehrere besondere Berathungen über einzelne 
Punkte folgten. So wurde zunächst die Form des Eides be- 
sprochen, den der König von England leisten sollte, und in 
einer zweiten Sitzung versicherte der Prinz, dass das Parla- 
ment längstens binnen Jahresfrist die bisherigen Gesetze gegen 
die Katholiken zurücknehmen werde. Den Verhandlungsgegen- 
stand einer dritten bildete das katholische Glaubensbekenntniss 
der Amme, ein Zugeständniss, das der Prinz nicht bewilUgen 
wollte; auch über das Alter, bis zu welchem die Kinder der 
Infantin überlassen bleiben sollten, konnte man sich nicht eini- 
gen. Der Papst stellte die Forderung, dass die Mädchen bis 
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zum vollendeten zwölften, die Knaben bis zum vierzehnten Jahre 
in mütterlicher Obhut bleiben sollten. Spanischerseits hatte 
man das zehnte Lebensjahr für beide Geschlechter vorgeschlagen, 
verlangte aber jetzt von dem Prinzen, dass er auf die Forde- 
rung des Papstes eingehe. Olivares hatte, wie Graf Kheven- 
hiller berichtet, kurz nach der Ankunft des Prinzen von Wales 
eine Schwenkung gemacht und gethan, als ob er die englische 
Heirat begünstigen wollte;^ jetzt aber trat er ernstlich gegen 
dieses Project auf und überreichte zur selben Zeit, als die oben 
erwähnten Sitzungen abgehalten wurden, ein Memoire an den 
König, in dem er das Zustandekommen der Heirat von noch 
schwereren Bedingungen abhängig machte, als das Dispensations- 
breve that, und verlangte, dass der Prinz entweder katholisch 
werden oder wenigstens den Katholiken neben der gesetzlichen 
Freiheit noch einige hervorragende öflfentliche Aemter übertragen 
solle. An diesen neuen Forderungen betheiligte sich der Nuntius 
nicht, er erklärte nur, dass er nicht die geringste Aenderung in 
den vom Papste für die Dispens aufgestellten Bedingungen zulassen 
könne. So lagen die Dinge, als Buckingham glaubte, dadurch 
eine Aenderung herbeiführen zu können, dass er den Nuntius 
um eine geheime Unterredung in der Nacht bat, um von ihm 
eine Milderung der Bedingungen zu erreichen; anders als ge- 
heimnissvoll und incognito durfte man sich als Diplomat in 
Spanien nicht bewegen, wenn man nicht allen Respect einbüssen 
wollte. Als er bei der Zusammenkunft merkte, dass er mit 
seinen Vorstellungen nicht durchdringen würde, wurde er unge- 
duldig und grob und bemerkte, dass man die Heiratsunterhand- 
lungen nur mit der Peitsche über dem Haupte der Katholiken 
hätte führen sollen. 

Mittlerweile hatte der König von Spanien 40 seiner her- 
vorragendsten Theologen zusammenberufen und von ihnen ein 
Gutachten über das Heiratsproject abverlangt. Dasselbe sprach 
sich durchaus ftir die Heirat aus, indem sie der katholischen 
Kirche zu grossem Nutzen gereichen könne; es empfahl daher 
eine unmittelbare Trauung des jungen Paares, schob aber den 
Vollzug der Ehe bis zu dem Zeitpunkte hinaus, wenn die ge- 
stellten Bedingungen erfüllt sein würden, das heisst, wenn alle 
Gesetze gegen die Katholiken in England suspendirt, ihnen 
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freie Religionsübung gewährt und das Parlament diesen Aende- 
rungen die gesetzliche Sanction ertheilt haben würde. Man 
merke auf den Unterschied zwischen den Forderungen des 
Papstes und den spanischen Theologen; während der Erstere 
sich mit dem eidlichen Versprechen des Königs und des Prinzen 
begnügen und den Vollzug der Ehe zugeben wollte, knüpften 
die Letzteren diesen an die Sanction der kirchlichen Umge- 
staltung durch das Parlament. 

Am 2. Juni überKeichte Olivares das Gutachten der Theo- 
logen und das Dispensationsbreve dem Prinzen von Wales und 
forderte ihn auf, den Bedingungen der beiden Schriftstücke, 
so weit es an ihm sei, nachzukommen, in welchem Falle die 
Heirat als abgeschlossen betrachtet werden könne. Um dem 
Prinzen die Entscheidung scheinbar zu erleichtem, Hess ihm 
der König sagen, dass er sich für die Umänderung einzelner 
Dispensationsbedingungen beim Papste verwenden wolle. Mit 
dieser Zusicherung meinte es der König jedoch nicht ernst, er 
wollte die Heirat eher vereiteln als fördern, wenigstens ver- 
sicherte Olivares den Grafen Khevenhiller, den er am 7. Juni 
1623 besuchte, dass die Heirat nicht stattfinden werde, da die 
Engländer die Sanction der Heiratsbedingungen durch das Parla- 
ment nicht erreichen würden, und ehe dieses nicht geschehe, 
würde die Infantin dem Prinzen ihre Hand nicht reichen. Er 
stellte deshalb im Namen seines Herrn an den kaiserlichen Ge- 
sandten die formelle Bitte um die Hand der Erzherzogin Maria 
Anna für den Prinzen von Wales, unter der Bedingung, dass 
die Heirat auf Grund der päpstlichen Ehedispens stattfinde. Wir 
bemerken zu dieser consequenzlosen Episode nur noch, dass 
der Kaiser auf den Bericht Khevenhiller's seinen Beichtvater 
und mehrere Theologen um Rath anging, ob er seine Tochter 
hergeben dürfe. Einer derselben rieth unbedingt zu diesem 
Schritte, obwohl er ihn als ein Opfer bezeichnete, das gleich- 
bedeutend sei mit der Vermählung Esthers mit Ahasver, aber 
auch ebenso vielversprechend. Die übrigen Theologen sprachen 
sich entschieden gegen die Heirat aus, und nur wenn dieselbe 
zur Gewinnung von England unbedingt nöthig sei, gaben sie 
ihre Zustimmung. Für diesen Fall fanden sie auch, dass die 
Heirat der Erzherzogin mehr im Interesse der katholischen 
Sache sei als die der Infantin, weil die Erstere, durch mancherlei 
Erfahrungen belehrt, den Argumenten der Ketzer besseren 
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Widerstand leisten könne, und weil femer durch dieselbe ver- 
wandtschaftliche Bande mit dem dänischen und braunschwei- 
gischen Fürstengeschlecht geknüpft würden, wodurch die Be- 
ruhigung Deutschlands gefördert werde, und weil endlich die 
Ehe zwischen der Infantin und dem Sohne des Kaisers ohne 
weitere Schwierigkeiten geschlossen werden könnte. Fürst Eggen- 
berg stimmte für die Heirat und verscheuchte dadurch jeden 
Zweifel aus der Seele seines Herrn, der seinem Gesandten die 
nöthigen Vollmachten zuschickte und nur die Bedingung auf- 
stellte, dass Jakob dieser Heirat dieselben Begünstigungen ein- 
räume wie der mit der Infantin. ^ 

Mittlerweile bereitete der Prinz, der keine Ahnung von 
der Vergeblichkeit seiner Bemühungen hatte, eine Gegenschrift 
vor, in der er die Forderung der spanischen Theologen, welche 
die gesetzliche Freiheit der Katholiken durch Parlamentsbe- 
schluss gesichert sehen wollten, bekämpfte und zum Vertrauen 
in seine Zusicherungen aufforderte. Von einer Verlobung oder 
Verehelichung, wie man sie ihm vorschlug, nach welcher die 
Ehe erst nach dem Parlamentsbeschlusse vollzogen werden sollte, 
wollte er nichts wissen und ersuchte den König, er möge minder 
einseitigen Rathschlägen folgen. Cottington, der im Gefolge 
des Prinzen nach Spanien gekommen war, wurde nach London 
geschickt, um den König von dem Inhalte der Verhandlungen 
in Kenntniss zu setzen und seine Zustimmung zu erwirken. 
Philipp berief mittlerweile nochmals seine Theologen und legte 
ihnen am 20. Juni 1623 die Einwendungen des Prinzen vor, 
allein dieselben blieben bei ihrer früheren Ansicht. Die Ant- 
wort des Prinzen auf die wiederholte Mittheilung lautete ab- 
lehnend, und ebenso äusserte sich auch Buckingham, dem sein 
Gebieter in diesen Tagen den herzoglichen Titel ertheilt hatte. 
Alle diese Verhandlungen wurden mit entsetzlicher Langsam- 
keit und Umständlichkeit geführt, so dass der Monat August 
herbeikam, ohne dass sie zum Abschluss gelangt waren. Mittler- 
weile kehrte Cottington aus London zurück und brachte eine 



* Wiener St.-A. Khevenhiller an Ferdinand ddo. 8. Juni 1623. Ebend. 
Ferdinand an Eggenberg ddo. 7. Juli 1623. Ebend. Ferdinands Vollmacht 
an Khevenhiller ddo. 17. Juli 1623. Ebend. Gutachten der Theologen. 
Ebend. Ferdinand an Khevenhiller ddo. 17. Juli 1623. Ebend. Eggenberg 
an Ferdinand ddo. 16. Juli 1623. 
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am 30. Juli ausgestellte Urkunde mit, welche besagte, dass 
Jakob sich erstens zur Einhaltung der Dispensationsbedingungen 
und zweitens mit seinen Staatssecretären eidlich zur Abschaf- 
fung der Katholikengesetze und Sanctionirung dieses Beschlusses 
durch das Parlament verpflichtet hätte. Jakob hatte nicht mit 
leichtem Herzen eine so weitgehende und in Betracht der Ge- 
sinnung des englischen Parlaments so gefährliche Verpflichtung 
auf sich genommen, aber nach mancherlei Seelenkämpfen und 
Berathungen, bei denen seine Thränen reichlich flössen, beugte 
er sich vor den an ihn gestellten Forderungen, in seinem Innern 
kaum überzeugt, dass er ihnen werde nachkommen können.^ 
Jedenfalls hatte er ein Actensttick unterschrieben, das ihm 
bei der Unduldsamkeit, welche die damaligen kirchlichen Par- 
teien gegen einander hegten, die Herzen seiner protestantischen 
Unterthanen entfremden musste, denn durch dasselbe wollte er 
nicht blos die Freiheit der Katholiken in England sichern, während 
die Protestanten auf dem Continent allen Verfolgungen ausge- 
setzt waren, sondern auch gestatten, dass die Erziehung seiner 
Enkel unter katholischen, also der Entwicklung Englands feind- 
lichen Einflüssen vor sich gehen solle. Als sich in London 
das Gerücht von den Zugeständnissen des Königs verbreitete, 
machte sich der allgemeine Unwille in allen möglichen Ver- 
wünschungen Luft, zu einer aufständischen Bewegung kam es 
jedoch nicht. 

Noch vor dem Eintreffen dieser Urkunde schien der Prinz 
von Wales jeden Widerstand aufgeben zu wollen; er bekämpfte 
nicht nur keine der vom Papste gestellten Bedingungen, sondern 
verpflichtete sich, binnen drei Jahren die Zustimmung des Parla- 
ments flir die Abschaffung der Katholikengesetze zu gewinnen. 
Er versprach dahin zu wirken, dass der Infantin die Erziehung 
der Kinder bis zum vollendeten zwölften Lebensjahre überlassen 
werde, und verpflichtete sich, allen Religionsgesprächen, welche 
seine Gattin mit katholischen Theologen veranstalten würde, 
unweigerlich beizuwohnen. Da er schliesslich auch alle die 
Bedingungen annahm, die in dem theologischen Gutachten vom 
2. Juni enthalten waren, so scheint es, als ob er zum unmittel- 
baren Abschluss der Ehe bereit gewesen wäre, ihre Vollziehung 
indessen bis auf die Abschaffung der Katholikengesetze durch 
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das Parlament verschoben hätte. Dem widersprachen jedoch 
die ersten Absätze des am 4. Augast zwischen ihm und Philipp 
geschlossenen Uebereinkommens, worin ihm eine dreijährige 
Frist für den Vollzug der zu Gunsten der Katholiken getroffe- 
nen Vereinbarungen eingeräumt^ und die zwei letzten Absätze^ 
worin die Trauung flir den Tag festgesetzt wird, an dem der 
Papst alle diese Vereinbarungen gutgeheissen und Jakob die- 
selben beschworen haben würde, und femer die Uebergabe der 
Infantin in die Hände des Prinzen auf den 1. März 1624 be- 
stimmt wird. ^ König Philipp berichtete über alle diese Dinge 
nach Rom, und da man nicht im Geringsten zweifeln durfte, 
dass der Papst die Vereinbarungen gutheissen werde, so konnte 
die Trauung binnen wenigen Tagen vor sich gehen. Olivares 
selbst scheint sich mit ihr als einer unvermeidlichen Thatsache 
ausgesöhnt und die Infantin in dieser Richtung durch seine 
Frau beeinflusst zu haben, wenigstens wird berichtet, dass die 
Infantin sich an den Gedanken dieser Heirat zu gewöhnen be- 
gann und dieselbe von der verdienstlichsten Seite — als ein 
Bekehrungsmittel flir den Prinzen — zu betrachten anfing. Ja 
wenn wir den Berichten des Grafen von Bristol, der sich hiebei 
auf die Mittheilungen der Gräfin Olivares beruft, Glauben 
schenken wollen, so scheint nach der Abreise des Prinzen so- 
gar etwas wie ein Liebesgeflihl in dem Herzen der Infantin 
erwacht zu sein, wenigstens beschäftigte sie sich eine Zeitlang 
ernstlich mit dem Studium der englischen Sprache.* 

Der Prinz von Wales hatte mittlerweile nochmals um Ab- 
kürzung des Termines zum wirklichen Vollzug der Ehe gebeten, 
war aber mit dieser Bitte abgewiesen worden. Da er von 
seinem Vater gemahnt wurde, allein nach Hause zurückzukehren, 
wenn er jetzt doch noch nicht mit der Infantin kommen könne, 
so wollte er nicht länger auf die päpstliche Zustimmung warten, 
die jeden Tag eintreffen konnte, und verlangte nur, dass dann 
nach seiner Abreise die Vermählung per procurationem statt- 
finden solle. Da man sich nicht besonders bemühte, ihn zu 
halten, sich aber doch den Anschein gab, als glaube man seinen 
Worten, so einigten sich beide Theile — der König von Spanien 
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und der Prinz von Wales — dahin^ die Urkxuide, die König 
Jakob am 30. Juli ausgestellt hatte, zu beschwören. Nach diesem 
Acte (7. September 1623) überschickte der Prinz der Infantin 
einen kostbaren Diamantenschmuck; auch das gesammte hoch- 
und niedriggestellte Hofpersonal erhielt kostbare Geschenke, 
und selbst Olivares ging nicht leer aus. Am 8. September ver- 
abschiedete sich der Prinz von der Infantin und reiste am fol- 
genden Tage in Gesellschaft des Königs ab, der ihn bis zum 
Escorial begleitete. Hier hielt sich der Prinz noch zwei Tage 
auf, bevollmächtigte den Infanten Don Carlos, die Ehe mit der 
Infantin nach Einlangung der päpstlichen Zustimmung in seinem 
Namen abzuschliessen, und verabschiedete sich dann unter den 
festen Zusicherungen, dass er seine Versprechungen halten 
werde, von dem Könige, der sich nach spanischer Weise in feuri- 
gen Ausdrücken der Freundschaft überbot. 

Obwohl der Prinz auf seiner Heise noch mehrere Male nach 
Madrid schrieb und die Heirat nach wie vor eifrig zu wünschen 
schien, so trat doch ein Wechsel in seinem Benehmen ein. In 
Segovia widerrief er die dem Infanten Don Carlos ertheilte 
Vollmacht und sandte einen vertrauten Diener mit diesem Schrift- 
stück nach Madrid; er sollte im Hause des Grafen von Bristol 
die Ankunft der päpstlichen Zustimmung erwarten und ein bis 
zwei Tage vor der angesetzten Trauungsfeierlichkeit diese Ur- 
kunde überreichen. In derselben erklärte der Prinz, nur unter 
der Bedingung in die Trauung einzuwilligen, wenn er versichert 
sein könne, dass die Infantin nicht in ein Kloster treten würde. 
Offenbar war es ihm zu Ohren gekommen, dass die Infantin 
diese Drohung hatte laut werden lassen; und wer bürgte ihm 
dafür, dass sie dieselbe nicht ausführen würde, wenn nach ab- 
geschlossener Ehe der Zeitpunkt zu ihrer Verwirklichung heran- 
nahte? Bristol nahm Anstand, diesen veränderten Entschluss 
des Prinzen in Madrid kundzugeben, er suchte die Heirat durch 
allerlei Vorwände hinauszuschieben, sagte, dass er über die 
päpstliche Vollmacht zuerst nach Hause berichten müsse, und 
verlangte, dass die Restitution des Pfalzgrafen gleichzeitig er- 
folge. Die spanischen Staatsmänner wiesen jedoch die Ver- 
quickung dieser beiden Angelegenheiten zurück und erklärten, 
mit dem Abschluss der Ehe nicht säumen zu wollen. 

Am 24. November langte endlich die von dem neuen Papste 
Urban VIII. ausgestellte Vollmacht an, und die Spanier wollten 
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nun den Zeitpunkt der Trauung bestimmen, wogegen BriBtol 
und Aston abermals nach allerlei Ausflüchten suchten, um den- 
selben hinauszuschieben. König Philipp nahm indessen keine 
Rücksicht darauf und leistete den vom Papste verlangten Eid, 
dass er die Dispensbedingungen nach Kräften wahren werde. 
Darauf übergab ihm der Nuntius das Original des päpstlichen 
Dispensbreves, und von diesem Augenblicke an liefen die zehn 
Tage, innerhalb welcher nach den mit dem Prinzen von Wales 
getroffenen Vereinbarungen die Trauung stattfinden sollte, und 
der König setzte sie für den 9. December fest. Die beiden 
Engländer waren nun in der grössten Verlegenheit, was sie 
thun sollten; endlich liefen am 6. December Depeschen aus 
England ein, in denen die dem Infanten Don Carlos ertheilte 
Vollmacht bezüglich der Trauung offen widerrufen wurde. Als 
Bristol und Aston sich zu Olivares verfügten, um ihm dies 
mitzutheilen, merkte dieser sofort an ihrer Verlegenheit, welch' 
eine Nachricht sie ihm brächten, und empfing sie mit den Worten: 
,Die Vollmacht ist also zurückgezogen?' Kleinlaut mussten sie 
dies zugeben,» und suchten die Thatsache mit dem rücksichts- 
losen Vorgehen des Kaisers gegen den Pfalzgrafen zu recht- 
fertigen. Olivares wies jedoch nach, dass sein Herr keine Schuld 
daran trage, indem er im Gegentheil der Infantin günstige 
Weisungen zugeschickt habe. Am folgenden Tage fragte der 
königliche Secretär Juan de Areza amtlich bei dem Grafen von 
Bristol an, ob man den Tag der Vermählung hinausschieben 
solle, worauf der Letztere erklärte, dass zuvor noch einige wichtige 
Angelegenheiten erledigt werden müssten, womit er andeutete, 
dass die Heirat und die Restitution des Pfalzgrafen nicht von- 
einander getrennt werden sollten. Jakob hatte es Spanien gegen- 
über zwar nie direct erklärt, dass er die Heirat wegen seines 
Schwiegersohnes anstrebe, dessen Restitution er durch dieselbe 
bewirken wollte, aber er hatte es an diesbezüglichen Andeu- 
tungen nicht fehlen lassen und seinen Gesandten gegenüber nie 
ein Hehl daraus gemacht. Jetzt, wo diese Hoffiiung sich in 
Dunst aufzulösen drohte, rückte er offen mit der Sprache heraus 
und erhielt die ebenso klare Antwort, welche König Philipp 
dem Grafen von Bristol .zukommen Hess, dass er für seine Person 
die Heirat und die Restitution des Pfalzgrafen nie in Zusam- 
menhang gebracht habe, was deutlich ausdrückte, dass er sie 
auch jetzt nicht in Zusammenhang bringen wolle. Am 9. De- 
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cember, dem für die Trauung festgesetzten Tage, gaben die 
beiden englischen Gesandten die formelle Erklärung ab, dass 
die Heirat nicht vor der Restitution des Pfalzgrafen abgeschlossen 
werden dürfe. In Madrid machte diese Erklärung einen von 
den Engländern unbeabsichtigten Eindruck, man war froh, dass 
man die Heiratsverhandlungen jetzt leichter abbrechen konnte. 
Der spanische Gesandte in London erhielt den Auftrag, absolut 
jeden Zusammenhang zwischen der Heirat und der Restitution 
des Pfalzgrafen abzulehnen, und der Graf von Bristol wurde 
zu Anfang des folgenden Jahres aus Madrid abgerufen. Die 
feindliche Stimmung, die sich jetzt zwischen dem spanischen 
und englischen Hofe entwickelte, zeigte sich auch in der gegen 
den Grafen von Bristol erhobenen Anschuldigung, dass er bei 
den Verhandlungen den Ruin Englands und seiner Religion 
beabsichtigt habe, eine Anklage, die, wenn sie berechtigt war, 
ebenso gegen Jakob und seinen Sohn erhoben werden konnte. 

n. 

Als sich die militärische Action vorbereitete, an deren 
Spitze Mansfeld und Christian von Halberstadt stehen sollten, 
beachtete der Pfalzgraf weniger als je die friedlichen Rathschläge 
seines Schwiegervaters, dessen Sohn eben in Spanien um die 
Braut warb. Stolz auf das ephemere Königthum, das nur Leiden 
für ihn im Gefolge hatte, wollte er um keinen Preis auf den 
Wiedergewinn von Böhmen verzichten, und deutete diese Hoff- 
nung auch bei der Erziehung seines ältesten Sohnes an, indem 
derselbe auf die Erlernung der böhmischen Sprache ebensoviel 
Zeit verwenden musste wie auf seine übrigen Studien.^ Aus 
seinen Hoffioungen auf den Halberstädter machte Friedrich auch 
gegen seinen Schwiegervater kein Geheimniss, sondern forderte 
ihn zur Hilfeleistung auf; wenn er wegen der spanischen Heirat 
nicht oflfen auftreten wolle, so solle er sich mindestens zur Zahlung 
von 20.000 Thalern monatlicher Subsidien verstehen. Jakob 
zahlte zwar das verlangte Geld nicht, aber er belobte den Kur- 
fürsten von Brandenburg wegen seiner Theilnahme für den 
Pfalzgrafen und versprach, dass er sich mit ihm verbinden 



* Coli. Camar. Ordre establi .... touchant T^ducation de Mr. le Prince 
de Boeme. 
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wolle, wenn der Kaiser die Restitution verweigern würde, um 
die er sich jetzt durch die Vermittlung Spaniens bemühe. Um 
seinem Schwiegersohne den Besitz von Frankenthal, das von 
den Ligisten bedroht wurde, zu sichern, schloss er mit der 
Infantin am 29. März einen Vertrag ab, nach welchem die Stadt 
von der englischen Garnison geräumt und der Infantin unter 
der Bedingung in Verwahrung übergeben wurde, dass, wenn 
binnen achtzehn Monaten die Aussöhnung des Pfalzgrafen mit 
dem Kaiser nicht erfolgen würde, ihm die Festung wieder zu- 
rückgegeben werden sollte. Einige Wochen später schloss er mit 
der Infantin auch einen Waffenstillstand, wobei sich die Letztere 
für die Zustimmung des Kaisers verpflichtete, Jakob aber für 
die Friedrichs. Die Waffenruhe sollte fünfzehn Monate lang 
dauern, und längstens binnen 3 — 4 Monaten sollten die Friedens- 
verhandlungen beginnen, zu denen sich Ferdinand auf dem 
Convente zu Regensburg erboten hatte. ^ 

Der Kaiser gab ohne jede Schwierigkeit die erbetene Zu- 
stimmung zum Waffenstillstände, dagegen verweigerte Friedrich 
dieselbe und forderte abermals von seinem Schwiegervater, 
dass er sich den deutschen Fürsten anschliesse, 10.000 Mann 
für seinen Dienst besolden und den Kampf gegen den Kaiser 
aufnehmen solle. Die Zustimmung zum WaffenstiUstande ver- 
weigerte er auch deshalb, weil er dadurch indirect den Herzog 
von Baiem als Kurfürsten anerkannt hätte, und das wollte er um 
jeden Preis vermeiden. Rusdorf, den er mit seiner Vertretung in 
London betraut hatte, besprach sich eingehend mit den englischen 
Staatsmännern und fand namentlich bei dem Staatssecretär Calvert 
eine günstige Aufnahme. Der Letztere räumte ein, dass, sobald 
die Nachricht vom Abschluss des Waffenstillstandes sich in 
Deutschland verbreite, die Anstrengungen der Fürsten zu 
Gunsten des Pfalzgrafen nachlassen und trotz aller Verhand- 
lungen des Königs die Restitution wahrscheinlich nicht zustande 
kommen würde. Allein da sich Calvert der Autorität Jakobs 
beugen musste, so konnte er schliesslich keinen anderen Rath 
ertheilen, als das Jlesultat der mit Spanien anzuknüpfenden 



^ M^moires et nSgotiations s6crötes de Mr. de Rusdorf I, 19. Münchner 
St.-A. Vertrag zwischen Jakob und der Infantin ddo. 19./29. März 1623. 
Ebend. Friedrich an Rusdorf ddo. 6./16. April 1623. Ebend. Jakob an 
Kurbrandenburg ddo. 3./ 13. Mai 1623. Ebend. Bedingungen des Waffen- 
stillstandes ddo. 21. April/ 1. Mai 1623. 
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Verhandlungen ruhig abzuwarten. Obwohl der Pfalzgraf den 
Waffenstillstand auch aus dem Grunde anfocht, dass er, seine 
Mutter, seine Brüder und Diener für fünfzehn Monate aller 
Einkünfte aus der Pfalz beraubt sein würden, und zugleich auch 
darauf hinwies, dass man kaiserlicherseits Theile der Pfalz an 
andere Personen vergabt habe, es also offenbar zu keinem er- 
träglichen Ausgleich kommen lassen wolle, so hatten seine Ein- 
würfe doch keinen Erfolg, er bekam einen abweislichen Bescheid, 
der durch die frivole Bemerkung verbittert wurde, dass Jakob 
die deutschen Fürsten nicht hindern wolle, ihre Waffen im 
Interesse des Pfalzgrafen zu verwenden. Als Rusdorf hervor- 
hob, dass sein Herr nicht die Hände in den Schooss legen dürfe, 
während seine Freunde sich für ihn schlügen, und sich deshalb 
der Waffenruhe nicht anschliessen könne, forderte Jakob trotz 
alledem seinen Schwiegersohn zur Unterzeichnung der Waffen- 
stillstandsbedingungen auf. ^ 

Der Pfalzgraf, der mit Recht vermuthete, dass der Kaiser 
im Geheimen dem Herzog Maximilian die Kur erblich über- 
tragen habe oder es thun wolle, konnte sich nicht entschliessen, 
diesen Mahnungen nachzukommen, er suchte deshalb gegenüber 
dem steten Drängen seines Schwiegervaters Zeit zu gewinnen, 
da er auf .einen Erfolg seiner Freunde hoffte. Aus diesem 
Grunde sprach er sich nicht mehr unbedingt gegen die Waffen- 
ruhe aus, mäkelte aber an den einzelnen Bedingungen, wie 
z. B. der, dass er keine Allianzen zur Bekämpfung des Kaisers 
abschliessen solle, und wollte auch nicht darein willigen, dass 
bei den folgenden Verhandlungen dem Herzog von Baiem der 
kurfürstliche Titel beigelegt werde. Von englischer Seite be- 
mühte man sich, diese und andere Einwürfe zu widerlegen; 
namentlich suchte man seine Zustimmung zu dem Artikel be- 
züglich der Aufgebung aller dem Kaiser feindlichen Allianzen 
zu gewinnen, indem man ihm vorstellte, dass, da er Mansfeld und 
den Halberstädter doch nicht thatsächlich, sondern nur mit 
seinen Wünschen unterstützen könne, ihn nichts hindere, auf 
diese Bedingungen einzugehen. Aber der Pfalzgraf war ehrlicher 
als sein Schwiegervater, er verwarf diese rabulistische Aus- 



* Rusdorf I, 31 — 35. Münchner St.-A. Consid^rations pour 6txe reprösen- 
tSes ddo. 10./20. Mai 1623. Ebend. Jakob an Friedrich (praesentatum 
Hagae 7./17. Juni 1623). 
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legung und beugte sich auch nicht vor der Drohung, dass Jakob 
seine Hand von ihm abziehen werde. ^ 

Die Hoflfhung des englischen Königs, dass er die Resti- 
tution seines Schwiegersohnes durchsetzen werde, war insofern 
nicht ganz unbegründet, als man in Spanien um des Friedens 
willen den Pfalzgrafen nicht fallen lassen wollte und demgemäss 
die Uebertragung der Kur nicht billigte. Als der Prinz von 
Wales in Madrid anlangte und dort die Hoffnung auf seine 
Bekehrung weckte, bemühte man sich noch ernstlicher für die 
Restitution des Pfalzgrafen und trug Onate auf, in Wien für 
die Berufung eines Congresses zur Herstellung des Friedens 
zu sorgen. Die Bedingungen, die der Gesandte für denselben 
nach den ihm zugekommenen Weisungen vom 1. Mai 1623 
vorschlug, zeigen von aufrichtiger Versöhnlichkeit; anders kann 
man wenigstens den Vorschlag nicht beurtheilen, nach welchem 
der Pfalzgraf die Kur nach dem Tode Maximilians erhalten, 
die untere Pfalz ihm unmittelbar eingeräumt, die obere Pfalz 
aber erst dann überlassen werden sollte, wenn er dem Kaiser 
sechs Millionen Gulden gezahlt haben würde. Dem Kaiser 
sollte also nur die Hälfte dessen ersetzt werden, was er dem 
Herzog von Baiem schuldete, die von Kursachsen contrahirte 
Schuld aber ihm allein zur Last fallen, wenn er nicht Unter- 
stützung bei den geistlichen Fürsten in Deutschland und bei 
den Gebieten, die von dem Kriege verschont waren, fand. Diese 
Bedingungen waren für den Pfalzgrafen äusserst milde und er- 
hielten nur dadurch einen bitteren Nachgeschmack, dass er zwar 
nicht geradezu verpflichtet wurde, seinen Sohn katholisch werden 
zu lassen, aber doch ihn nach Wien zur Erziehung zu schicken. 
Der spanische Antrag fuhr dann fort: wenn der Prinz später 
katholisch werden wollte, so sollte der Kaiser ihm die Hand 
seiner jüngeren Tochter zusagen. Onate forderte den Fürsten 
von Eggenberg zu einer baldigen Erklärung auf, ob Ferdinand 
diese Punkte annehmen werde oder nicht. ^ 



1 Münchner St.-A. Friedrich an Jakob ddo. 10./20. Juni 1623. Ebend. 

Jakob an Friedrich ddo. 27. Juni/ 7. Juli 1623. Ebend. Friedrich an 

Jakob ddo. 12./22. Juli 1623. Ebend. Copie d'une lettre escrite k Mr. 

Carleton par commandement de S. Maj. ddo. 25. Juli/ 4. August 1623. 

Ebend. Jakob an Friedrich ddo. 31. Juli/ 10. August 1623. 
« Wiener St.-A. Oßate an Eggenberg ddo. 1. Mai 1623. 
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Der spanische Vorschlag, den wir als den ersten Aus- 
gleichsvorschlag bezeichnen wollen, wurde in Wien nicht zu- 
rückgewiesen, sondern fand daselbst ebensowohl Beachtung wie 
seinerzeit die Mission Digby's, die nur wegen der Hartnäckig- 
keit Maximilians resultatlos verlief. Der Kaiser erinnerte sich 
jetzt, dass er in Regensburg das Versprechen wegen Berufung 
eines Friedensconvents gegeben habe, und lud deshalb die be- 
theiligten Fürsten, namentlich die Könige von Spanien und 
England und die deutschen Kurfürsten zu seiner Beschickung 
für den 16. August ein.^ Der Kurfürst von Mainz begrtisste 
die Berufung des Convents mit innigster Freude. Die Art und 
Weise, wie er dem Kaiser am 28. Mai 1623 dafür dankte, 
lässt vermuthen, dass er sich der Restitution des Pfalzgrafen 
nicht widersetzt haben würde. Der Kurfürst von Sachsen ver- 
langte zuerst zu wissen, in welcher Richtung sich die Verhand- 
lung bewegen, das heisst, welche Zugeständnisse man dem ge- 
ächteten Pfalzgrafen machen wolle,* dann erst werde er sich 
für die Beschickung entscheiden. Da man in Wien keine 
weittragenden Entschlüsse fassen durfte, so lange man hiefür 
nicht die Zustimmung Maximilians von Baiem erlangt hatte, 
so beschloss man, bei ihm anzufragen, inwieweit man die spani- 
schen Vorschläge annehmen und was man auf die Frage des 
Kurfürsten von Sachsen antworten solle. Zu diesem Zwecke 
reiste der Fürst von HohenzoUem nach München und bat im 
Namen des Kaisers, die Frage des Kurfürsten von Sachsen dahin 
beantworten zu dürfen, dass, wenn der Sohn des Pfalzgrafen in 
die kurfürstliche Würde nicht restituirt werde, an seiner Stelle 
nach dem Tode Maximilians der nächste unschuldige Agnat 
,succediren' solle. Dieser Antrag deutete an, dass der Kiiiser 
nach dem Tode Maximilians über die Kur etwa zu Gunsten 
des jüngeren Sohnes des Pfalzgrafen verfügen wolle. ^ Bei 
dieser Gelegenheit theilte HohenzoUem dem Herzog auch die 
spanischen Vorschläge mit. Dem Herzog waren alle diese 
Fragen und Andeutungen höchst unangenehm, aber er wollte 
nicht offen bekennen, dass er zu keinen Concessionen bereit sei. 



1 Wiener St.-A. Ferdinand an Philipp IV. ddo. 15. Mai 1623. Sachs. St.-A. 

Kursachsen an Kurbrandenburg ddo. 19./29. Mai 1623. 
^ Sachs. St.-A. Kurmainz an den Kaiser ddo. 28. Mai 1623. Wiener St.-A. 

Eggenberg an den Kaiser ddo. 18. Juni 1 623. 
^ Wiener St.-A. Instruction für HohenzoUem ddo. 14. Juni 1623. 
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und sachte deshalb Zeit za gewinnen.^ Er sah voraus, dass 
sich der Pfalzgraf in dem sich vorbereitenden Kriege compro- 
mittiren werde, wenn nicht durch seine Theilnahme am Kampfe, 
so doch durch aufgefangene Depeschen, die seine feindlichen 
Verbindungen nachwiesen; und wenn dann ein Sieg der kaiser- 
lichen Waffen stattfand, so konnte Maximilian mit Sicherheit 
hoffen, dass die Nachgiebigkeit Ferdinands ein Ende haben 
würde. Aus diesem Grunde gab er HohenzoUem keine be- 
stimmte Antwort, er wollte den Plan bezüglich der Erziehung 
des pfalzgräflichen Prinzen in Wien weder gutheissen, noch miss- 
billigen und zur Nachgiebigkeit (das heisst zur Verzichtleistung 
auf das Versprechen der erblichen Uebertragung der Kur) nur 
dann bereit sein, wenn die Dinge zum Aeussersten kämen. 
Noch bevor diese aufschiebende Antwort nach Wien gelangte, 
hatte man dort Nachricht von der Liga erhalten, die sich unter 
französischer Vermittlung zwischen Frankreich, Savoyen, Vene- 
dig, Holland, Mansfeld und dem Halberstädter gebildet hatte, 
und war dadurch umsomehr erschreckt worden, als man auch 
den Fürsten Bethlen beargwöhnte. Maximilian, von dem diese 
Nachrichten herrührten, hatte dabei die Behauptung aufgestellt, 
dass es nicht blos auf Spanien, sondern vor Allem auf das Elsass 
und Tirol abgesehen sei, und seine Angaben durch einige auf- 
gefangene Briefe Mansfeld's unterstützt. In einer Sitzung des 
geheimen Rathes, an der sich auch Onate betheiligte, einigte man 
sich über die Annahme des spanischen Vorschlages und empfahl 
dem Kaiser, diesen Beschluss der Infantin sofort mitzutheilen, 
ohne die Antwort Maximilians zu erwarten, wie ursprünglich 
bestimmt war.^ Einer der begabtesten Räthe des Kaisers, der 
Reichshofrath Strahlendorf, empfahl dem Kaiser die Annahme 
des spanischen Vorschlages auch aus dem Grunde, weil er die 
einzige Möglichkeit für die Herstellung des Friedens und die 
Sicherung der Katholiken sei. ^ Der Kaiser, durch die Meinung 
Strahlendorfs in seiner Hinneigung zu dem spanischen Vorschlage 
bestärkt, ersuchte den Herzog von Baiem direct um seine 



^ Wir ersehen dies nicht aus der Instmction HohenzoUem^s, die nns nur 
theilweise vorlag, sondern aus der Antwort MaximiUans. Wiener St.-A. 
Relation HohenzoUem*s ddo. 3. JuU 1623. 

■ Wiener St.-A. HohenzoUem an Ferdinand ddo. 26. Juni 1623. Ebend. 
Gutachten der Geheimräthe und Onate*8 ddo. 28. Juni 1623. 

^ Wiener St.-A. Strahlendorfs Gutachten. 
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Zustimmniig/ und dieser erwies sich diesmal nachgiebiger; er 
erbot sich, zuzugestehen, dass nach seinem Tode die kurfürst- 
liche Würde zwischen seinen und den pfalzgräflichen Erben 
altemire.* Ueber den Landbesitz fanden keine Erklärungen 
statt, vielleicht waren Maximilian und der Kaiser von der Noth- 
wendigkeit überzeugt, ihn vollständig zu restituiren. 

Da der König von England die Verhandlungen in Köln 
und nicht in Frankfurt eröffioet wissen wollte, gab der Kaiser 
nach und lud die Kurfürsten ein, ihre Gesandten nach Köln 
abzuordnen. Gleichzeitig sandte er Herrn Otto von Nostitz 
nach Dresden, um den Kurfürsten zur Beschickung des Con- 
vents aufzufordern und ihn zugleich zu einer Hilfeleistung gegen 
Mansfeld und den Halberstädter zu vermögen, wobei er in ge- 
schickter Weise ihre auf Böhmen gerichteten Absichten andeuten 
liess und bei Johann Georg Befürchtungen für die ihm eben 
abgetretenen Länder erweckte. Nostitz berichtete dem Kur- 
fürsten auch über Maximilians Nachgiebigkeit in der Kurfrage, ' 
konnte ihn aber zu keiner Hilfeleistung vermögen, er machte sogar 
Schwierigkeiten wegen seines Erscheinens auf dem Convent. 
Selbst als Nostitz erklärte, Maximilian werde anfangs den Con- 
vent gar nicht beschicken, um den dort Versammelten keinen 
Zwang aufzuerlegen, scheint Johann Georg nicht schwankender 
geworden zu sein, er wollte sich bei seinen Beziehungen zu 
Kurbrandenburg zu keinem Acte entschliessen, welcher als Wohl- 
wollen für Baiem gedeutet werden konnte. 

Der französischen Regierung war es nicht unbekannt, 
welchen Anfeindungen Maximilian ausgesetzt war, und da sie 
ihn ununterbrochen durch wichtige Mittheilungen, Schmeiche- 
leien und gute Dienste an sich zu ziehen suchte, so beschloss 
sie, abermals ihre Macht zu seinen Gunsten in die Wagschale 
zu werfen. Der französische Gesandte in Wien musste dem 
sächsischen Vertreter vorstellen, dass König Ludwig zwar den 



* Wiener St.-A. Ferdinand an Maximilian, undatirt. 

' Ueber diese Zugeständnisse Maximilians werden wir aus dem Anszug'e 
der Instmction für Otto von Nostitz belehrt ddo. 14. Juli 1623. Sachs. St.-A. 

* Sachs. St.-A. Memorial für Nostitz. Ebend. Antwort Kursachsens ddo. 
9./ 19. Juli 1623. Ebend. Nostitz an Kursachsen undatirt. Ebend. Antwort 
Kursachsens an Otto von Nostitz. Berliner Arch. Ferdinand an Kurbranden- 
burg ddo. 30. Juni 1623. Sachs. St.-A. Ferdinand an Kursachsen ddo. 
30. Juni 1623. 
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Sturz des Pfalzgrafen bedauere^ nachdem aber die Kur auf 
Baiern übertragen sei, diese Entscheidung nicht angreife, sondern' 
ihre Annahme empfehle. Der König bürge dafür, dass Maxi- 
milian mit den protestantischen Kurfürsten Frieden halten werde, 
ja noch mehr, er werde die innigste Freundschaft mit Johann 
Georg unterhalten, und dieser würde deshalb gut thun, wenn 
er seine Anerkennung bei Kurbrandenburg befürworten würde. ^ 
Zeidler war boshaft genug den französischen Collegen zu fragen, 
wie sich diese warme Empfehlung des Herzogs von Baiem mit 
der Unterstützung zusammenreime, die sicheren Nachrichten 
zufolge der König dem Pfalzgrafen in Holland zutheil werden 
lasse. — Auf alle Fälle würde die französische Empfehlung hin- 
gereicht haben, den Convent in der Kurfrage für Maximilians 
Anerbietungen günstig zu stimmen. 

Die angebotene Altemirung in der Kur, das war wohl 
die äusserste Grenze der Zugeständnisse, zu denen Maximilian 
und der von ihm abhängige Kaiser sich herbeilassen wollten. 
Nun legte Jakob durch seinen Gesandten in Madrid einen neuen 
Ausgleichsvorschlag vor, den wir den zweiten nennen wollen, 
und der sich von dem spanischen dadurch unterschied, dass er 
nicht die Restitution des geächteten Pfalzgrafen, sondern seines 
Sohnes ins Auge fasste: der Kurprinz sollte restituirt, in Wien 
erzogen und mit einer Tochter des Kaisers vermählt werden. 
Sollten sich der Pfalzgraf, Mansfeld, Christian von Halberstadt 
nach Annahme dieser Bedingungen nicht zur Ruhe begeben, so 
war Jakob bereit, zu ihrer Bezwingung Hilfe zu leisten. Da- 
gegen sollte Spanien gleichfalls sich zur Hilfe verpflichten, wenn 
der Kaiser diesen Vorschlag nicht annehmen wolle.* Einen 
derartigen Ausgleich, der dem Herzog von Baiem die Kur 
nicht einmal für Lebenszeit gesichert hätte, konnte Ferdinand 
nicht annehmen; Khevenhiller bemühte sich deshalb, bei Olivares 
die Verwerfung desselben durchzusetzen, und wurde dabei von 
dem Nuntius aufs eifrigste unterstützt. Trotz seines dringenden 
Wunsches nach einem Ausgleiche mit England konnte Olivares 
ihrem Drängen nicht widerstehen und erklärte, dass während 
der Lebzeiten Maximilians von einer Restitution der Kur keine 



*■ Sachs. St.-A. Zeidler an Enrsachsen^'ddo. 23. JiiIl/2. August und 30. Juli/ 

9. August 1623. 
> Münchner St.-A. Khevenhiller an Ferdinand II. ddo. 12. August 1623. 
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Rede sein könne^ und dass sich Spanien überhaupt nie mit den 
•Feinden des Kaisers verbinden werde. Der Prinz von Wales, 
vor dem diese Erklärung geschah^ entsetzte sich nicht wenig 
über dieselbe, wahrscheinlich beschleunigte sie seine Rück- 
kehr nach England.^ Die englischen Gesandten in Madrid 
änderten den Vorschlag nun dahin, dass Jakob von der Resti- 
tution des Pfalzgrafen absehen wollte, wenn er zur Verwaltung 
seiner Länder im Namen seines Sohnes zugelassen würde. Der 
Letztere sollte am kaiserlichen Hofe erzogen, mit der Erzherzogin 
Cäcilia Renata vermählt und nach seiner Restitution für den 
Herzog von Baiem eine achte Kur errichtet werden.* Olivares 
erklärte sich bereit, diese und andere Ausgleichsvorschläge zu 
unterstützen, aber stets nur unter der Voraussetzung, dass da- 
durch die freundlichen Beziehungen zwischen Spanien und 
Oesterreich nicht beeinträchtigt würden. In drastischer Weise 
erläuterte er die Unmöglichkeit eines feindlichen Auftretens 
von Seite des spanischen Königs gegen Ferdinand. ,Wenn,' 
sagte er, ,der Letztere dem Könige von Spanien eine Ohrfeige 
gäbe, so könnte dieser doch nicht von ihm lassen und seine 
Freundschaft mit einer anderen vertauschen.' Das englische 
Bündniss sei nur dann werthvoU, wenn es mit dem kaiserlichen 
bestehen könne, an dem man im Interesse des Hauses und 
der christlichen Kirche festhalten müsse, selbst wenn die Infantin 
nach England geheiratet hätte. Er änderte jetzt seinen ursprüng- 
lichen Ausgleichsvorschlag dahin um, dass er nicht mehr den 
Pfalzgrafen, sondern nur den Kurprinzen restituirt wissen wollte. 
Derselbe sollte katholisch erzogen werden und während seiner 
Minderjährigkeit entweder der Kaiser oder Maximilian die pfälzi- 
schen Länder administriren. Für den Fall, dass der Ausgleich 
nur durch die Errichtung einer achten Kur erzielt werden 
könnte, widerstrebte er diesem Auskunftsmittel nicht, nur schlug 
er dann noch die Errichtung einer neunten Kur vor, für die 
er den Landgrafen von Darmstadt empfahl. Wir bemerken, 
dass man den Herzog von Baiem von diesem Vorschlage in 
Kenntniss setzte, und dass er mit demselben einverstanden war, 
wenn er im Besitze der pfälzischen Kur bleiben und der Pfalz- 

^ Wiener St.-A. Khevenhiller an Ferdinand 11. ddo. 7. September 1623. 

Münchner St.-A. Khevenhiller an Maximilian (nach dem 9. September 

1623). 
' Khevenhiller an Ferdinand II. ddo. 12. September 1623. 
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graf oder sein Sohn mit einer der neu errichteten Kuren be- 
dacht würde. Dem Vorschlage des königlichen Ministers gesellten 
sich noch drei Mitglieder des Rathes bei, während vier 
andere, darunter der Cardinal Zapata und Don Pedro de Toledo, 
für eine freundlichere Berücksichtigung der pfälzischen An- 
sprüche waren. Die Letzteren widersprachen auch einer weiteren 
Hilfeleistung an den Kaiser, es sei denn, dass er sich den spani- 
schen Ausgleichsvorschlägen anbequeme, aber ihre Opposition 
vermochte nichts gegen die Anstrengungen Khevenhiller's, der 
hiebei von dem Nuntius unterstützt wurde, und schliesslich er- 
ging der Befehl nach Mailand, 6000 Mann nach den Nieder- 
landen abmarschiren zu lassen und dieselben wenn nöthig 
gegen Mansfeld und Christian von Halberstadt zu verwenden. * 
Schwerer wäre die Ansicht Onate's in die Wagschale gefallen, 
wenn die Versammlung in Köln zustande gekommen wäre, 
weil seine Berichte die spanische Eitelkeit gegen Maximilian 
aufstachelten. Er schrieb nämlich, dass in Wien Alles nach 
seiner Pfeife tanze, und wenn der Convent in Köln zusammen- 
treten würde, so würde wieder seine Meinung massgebend sein 
und Spanien nur eine klägliche Rolle spielen.* 

Die Bemerkung Onate's hätte dem BaiemfÜrsten jedenfalls 
schlechte Dienste geleistet, wenn es zum Convent gekommen wäre, 
allein dies geschah nicht. Der Kaiser hatte bis Ende Juli dem Pfalz- 
grafen weder die Rüstungen Bethlen's noch die drohende Haltung 
des Halberstädters zur Last gelegt; als er aber erfuhr, dass der- 
selbe sibh weigere, die Waffenstillstandsverhandlungen zwischen 
Jakob und der Infantin zu unterzeichnen, und erst das Resultat 
des bevorstehenden Kampfes abwarten wolle, bevor er sich 
nach einer Richtung entschied, tadelte er dieses Betragen in 
einem Schreiben vom 29. Juli 1623 an den Kurfürsten von 
Sachsen, liess aber doch nicht von der Berufung des Conventes 
ab, bis einige Tage später der Sieg Tilly's bei Stadtlohn und 
die Entdeckung der pf&lzischen Verbindungen die Sachlage 
änderten. Während nämlich der Sieg dem Kaiser eine Be- 
schleunigung der Verhandlungen überflüssig erscheinen liess, 
erhielt er von Maximilian die Nachricht, dass er in den Besitz 

^ Khevenhiller an Ferdinand II. ddo. 7. und 11. September 1623. Münchner 
St.-A. Maximilian an Khevenhiller ddo. 9. October 1623. 

' Simancas. Puntos de cartas del Conde de Oüate ddo. 23. August 1623. 
Oliate schreibt: que todo lo sealli (in Wien) pende dela voluntad de Baviera. 
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zahlreicher Briefe des Pfalzgrafen an Bethlen gelangt sei, welche 
den Beweis seiner feindlichen Anschläge lieferten. Der Kaiser 
war dadurch erbittert^ und liess die Berufung des Convents 
fallen; auch der Kurfürst von Mainz^ der einen Ausgleich mit 
dem Pfalzgrafen aufrichtig gewünscht hatte^ kam jetzt von der 
Idee eines Convents zurück und empfahl dem Kaiser, dafür 
Sorge zu tragen, dass Maximilian von den zwei weltlichen Kur- 
fürsten in seiner Würde anerkannt werde und an den kurfürst- 
lichen Berathungen Antheil nehmen könne. Den Reichsfrieden 
wollte Schweickhart von Mainz durch einen Reichstag und nicht 
durch Verhandlungen mit fremden Fürsten hergestellt wissen. 

Als Friedrich von der Pfalz die Niederlage bei Stadtlohn 
erfuhr, bemerkte er mit Entsetzen, dass er ganz in dieselbe Sack- 
gasse gerathen sei, wie das Jahr zuvor, als er sich im Elsass 
von Mansfeld trennen musste. Jetzt erbot er sich zur Unter- 
zeichnung des Waffenstillstandsvertrages, wobei er natürlich nicht 
müde wurde, gegen seinen Schwiegervater zu versichern, dass 
er nur dessen väterUchen Mahnungen Rechnung trage. Das 
Actenstück, in welchem er dies erklärt, ist eine merkwürdige 
Illustration zu der Vorstellung, die er noch immer von der Un- 
antastbarkeit seiner Rechte hegte. Er sei nur dann erbötig, 
heisst es darin, den Waffenstillstand anzunehmen, wenn seine 
unmittelbare und vollständige Restitution ausser Frage stünde 
und nichts von ihm verlangt würde, was sein Ehrgefühl irgend- 
wie verletzen oder seinen bisherigen Freunden schädlich sein 
könnte. Man sieht, er stellte Bedingungen, die jede Verhand- 
lung überflüssig machten, und bediente sich einer so schroffen 
Sprache, als ob er Gesetze zu dictiren hätte. Seinem Gesandten, 
den er nach Köln schicken wollte, schärfte er ein, dass er sich 
zu keiner Concession weder in der Kur, noch in seinem Land- 
besitz verstehen wolle.* 

Obwohl König Jakob die Gründe wohl zu würdigen wnsste, 
welche seinen Schwiegersohn zur Annahme des Waffenstillstandes 
bewogen, so war er doch über seine Nachgiebigkeit so erfreut, 



^ Sachs. St-A. Ferdinand an Eureachsen ddo. 29. Juli 1623. Wiener St.-A. 
Anbringen des bairischen Gesandten ddo. 2. September 1623. Wiener 
St.-A. Schweickhart von Mainz an den Kaiser ddo. 30. September 1623. 

' Münchner St-A. Friedrich an Jakob ddo. 15./25. August 1623. Ebend. 
Friedrich an Bnsdorf ddo. 9.yi9. September 1623. 
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dass er sich frischen Hoffnungen hingab und ihm versicherte^ 
er werde die Verhandlung mit Hilfe Spaniens zu einem gedeih- 
lichen Ende führen. Er rieth ihm, die Bedingung, die der 
Kaiser bezüglich der Erziehung seines Sohnes in Wien stellen 
würde, anzunehmen, vorausgesetzt, dass man ihn nicht mit 
Gewalt katholisch machen und die Mitnahme eines protestan- 
tischen Gouverneurs gestatten würde. Er erbot sich zugleich, 
um die Hand der Erzherzogin für seinen Enkel zu werben, 
wenn der Pfalzgraf dazu seine Zustimmung gäbe, und so eine 
innige Allianz mit dem Kaiser in Aussicht zu stellen. ^ Friedrich 
zeigte sich in seiner Antwort nur bereit, seinen Sohn mit der 
zweiten Tochter des Kaisers zu verheiraten; auf Bedingungen 
wollte er hiebei nicht eingehen, höchstens welche stellen. 

In Spanien machte man wieder eine Schwenkung in den 
Ausgleichsvorschlägen, und Olivares emp&hl in einer Conferenz, 
die er mit Khevenhiller und dem Nuntius abhielt, die Annahme 
des zuletzt von dem englischen Gesandten gemachten Vorschlages, 
nach dem der Sohn des Pfalzgrafen restituirt und für Maximilian 
eine achte Kur errichtet werden sollte. Als Olivares den kaiser- 
lichen Gesandten um die Abgabe seiner Meinung ersuchte, ent- 
schuldigte sich Khevenhiller, dass er nicht hinreichend instruirt 
sei. Der Nuntius aber, dem ein Eingehen auf die englischen 
Wünsche widerstrebte, entfernte sich. Nun setzte Olivares 
seine Mittheilungen fort, schlug eine Begnadigung des Pfalz- 
grafen vor, wenn er persönlich Abbitte leisten und seine beiden 
ältesten Söhne dem Kaiser übergeben würde, damit sie katholisch 
erzogen werden, und wenn er femer die Freiheit des Glaubens- 
bekenntnisses in seinen Ländern versprechen und sich für die 
möglichste Satisfaction des Herzogs von Baiem verpflichten 
würde. Da es jedoch für den Pfalzgrafen gefährlich wäre, nach 
Wien zu reisen, und die Holländer ihn kaum ziehen lassen 
würden, wenn sie Wind von der bevorstehenden Aussöhnung 
bekämen, so empfehle es sich, dass der Pfalzgraf unter einem 
Vorwande nach England und von dort nach Spanien reisen 
solle, wo er dem Könige als Repräsentanten des Kaisers die 
nöthige Abbitte leisten und die beiden Söhne übergeben könne. 
Seine Restitution könne dann schrittweise erfolgen, in dem 



^ Münchner St.-A. Jakob an Friedrich ddo. 8./18. October 1623. Ebend. 
Friedrich an Jakob ddo. 20./30. October 1623. 
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Masse nämlich, als er treu an den eingegangenen Verpflichtangen 
halten werde.* 

Als man in Wien Kunde von diesem neuesten Vorschlage 
bekam, wurde er den beiden Jesuiten P. Becanus (dem damaligen 
Beichtvater des Kaisers) und dem P. Lamormain zur Begut- 
achtung vorgelegt. Der Erstere verwarf ihn, weil 1. die Resti- 
tution des Pfalzgrafen in seinen Besitz nicht mehr ohne Schädi- 
gung der Bischöfe von Mainz, Worms und Speyer, denen TheiJe 
von der Pfalz zugewiesen worden, vor sich gehen könne, weil 2. 
die Kur ihm nicht ohne Zustimmung Baiems wieder ertheilt 
werden könnte, weil 3. unter dem Vorwande der Freiheit 
des Glaubensbekenntnisses in der Pfalz neben den Katholiken 
auch die Calviner gesetzliche Duldung beanspruchen würden, 
und weil endlich die Abbitte des Pfalzgrafen vor dem Könige 
von Spanien diesen gleichsam über den Kaiser steUte. La- 
mormain war mit diesem Gutachten einverstanden, aber fiir 
den Fall, als der König von England (!) und der Pfalzgraf (!) 
katholisch würden, sprach er sich flir die Restitution des Letz- 
teren aus, weil man dann auch den Papst und Maximilian ge- 
winnen werde. Für Rom wäre es allerdings ein grosser Erfolg 
gewesen, wenn Jakob katholisch geworden wäre, und um diesen 
Preis war Lamormain bereit, den Herzog von Baiem preiszu- 
geben, den sonst die päpstliche Curie und die Jesuiten unter 
allen Umständen schützten.^ Diese Gutachten hatten übrigens 
keine praktischen Folgen. 

Als König Jakob zur Kenntniss von Olivares' abermals 
modificirtem Plane gelangte, theilte er ihn seinem Schwieger- 
sohne mit, aber den wichtigsten Punkt desselben, der die Er- 
ziehung des Kurprinzen in Wien betraf, dem er früher zuge- 
stimmt hatte, missbilligte er jetzt. Dass Jakob gegen die spani- 
schen Wünsche nicht mehr so nachgiebig war, hatte seinen Grund 

^ Wiener St.-A. Ehevenhiller an Ferdinand II. ddo. 23. November 1623. 

« Münchner St.-A. Jakob an Friedrich' ddo. 20./30. November 1623. Es 
heisst da: Au quel traitö de mariage pour aider la principale difficnlt^, 
qui consiste en l'^lövation de vo0tre fils pres de Tempereur, nous leur avons 
ost6 tonte espörance de ce costö Ik et dont nous nous assurons, que vous 
serez bien content, nous avons propos^, que son öducation se face en 
nostre cour, pres de nostre fils et avec et en la pr^ence de Tinfante, quand 
eile sera en nostre cour. Diese letzten Worte konnten nichts und alles 
bedeuten und so erklärt werden, als ob der Kurprinz unter der Aufsicht 
der Infantin katholisch erzogen werden würde. 
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in dem Umstände^ dass die Heiratsverhandlangen bezüglich der 
Infantin damals schon in die Brüche zu gehen drohten und er 
vor Concessionen zurückschrak, deren Bekanntwerden ihn vor 
dem Parlamente in der ärgsten Weise blosstellen musste. 

Wenn der Pfalzgraf nur etwas tiefere Einsicht oder Be- 
scheidenheit besessen hätte^ so hätte er den Ausgleichsvorschlag 
mit der von seinem Schwiegervater angedeuteten Beschränkung 
wohl annehmen können. Statt dessen zeigte er sich ganz von 
dem alten Geiste beseelt, er wollte weder selbst Abbitte leisten, 
sondern dies höchstens durch einen Vertreter thun lassen, noch 
für seine Person auf die Kur verzichten. Seine Freunde in 
Deutschland, behauptete er, widerriethen ihm jede Nachgiebig- 
keit, die norddeutschen Stände seien bereit, für ihn aufzutreten, 
wenn sich ein mächtiger Fürst an ihre Spitze stellen würde, 
und gewiss hätte der König von Dänemark dies gethan, wenn 
er von Jakob hiezu aufgemuntert worden wäre. Der König 
von England gebiete über die bedeutendsten Mittel; wenn er 
seine Unterthanen befrage, würden sie gern das Ihrige in einer 
ihnen sympathischen Sache beisteuern, und überdies würde er 
auch Bundesgenossen an der ehemaligen Union und Holland 
finden. Friedrich wollte also seine Restitution nicht durch Ver- 
handlungen, sondern durch einen Krieg herbeigeführt sehen, 
dem er die grössten Dimensionen anzudichten suchte. Sein 
Starrsinn mag übrigens durch die Ueberzeugung entstanden 
sein, dass der Kaiser die von Spanien gemachten Vorschläge 
nicht annehmen werde, denn er wusste bereits, dass seine an 
Mansfeld und Bethlen gerichteten Briefe aufgefangen worden 
waren. * 

Jakob wollte indessen die ihm von seinem Schwiegersohne 
zugemuthete Rolle nicht spielen, sondern verlangte von Spanien 
die Verwirklichung des vorgeschlagenen Ausgleiches, widrigen- 
falls es den Kaiser mit Waffengewalt zum Nachgeben zwingen 
solle. In der abweislichen Antwort, die ihm darauf zutheil 
wurde, hiess es, der König von Spanien habe sich nicht zum 
Bündniss mit England, sondern nur zur Vermittlung angeboten 
und werde sich auf keinen Fall gegen den Kaiser erklären. 
Die gescheiterten Heiratsprojecte hatten überdies eine starke 
Entfremdung zwischen den beiden Mächten herbeigeführt, so 



1 Münchner St.-A. Friedrich an Jakob ddo. 20./30. December 1623. 
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dass das spanische Cabinet gern darauf verzichtete, in den Aus- 
gleichsverhandlungen die erste Rolle zu spielen. Da aber Spi- 
nola aus Furcht, dass die Waffenstillstandsverhandlungen mit 
den Holländern sich zerschlagen würden, zur Restitution des 
Pfalzgrafen rieth und wenig Vertrauen auf einen erfolgreichen 
Widerstand zeigte, so schien man in Spanien wieder anderen 
Sinnes geworden zu sein. Im spanischen Staatsrathe wurde der 
Kaiser sogar darob getadelt, dass er den Kurprinzen nur dann 
zum Eidam annehmen wollte, wenn er katholisch würde. Man 
begreift nicht, wie die Staatsrathe einen solchen Tadel aus- 
sprechen konnten, da Olivares in seinem dem Grafen Kheven- 
hiller mitgetheilten Vorschlage doch dasselbe Begehren stellte. 
Hat Khevenhiller ihn falsch verstanden, oder hat er falsch nach 
Hause berichtet? Was soll man aber dazu sagen, wenn Olivares 
in derselben Staatsrathssitzung sein Befremden darüber äussert^ 
dass der Kaiser den jungen Kurprinzen an seinem Hofe erziehen 
wolle? War das nicht anfangs ein spanischer Vorschlag? Und 
war es nicht eitel Komödie, wenn er sich empört zeigte, dass 
der Kaiser an dem Religionsunterschiede bei der Heirat Anstoss 
nehme? Er stellte diesen Religionseifer als eine dem Könige 
von Spanien zugefügte Beleidigung dar, weil dieser an der pro- 
jectirten Heirat keinen Anstoss genommen habe und in der 
Strenge der religiösen Ansichten von anderen Fürsten kein Bei- 
spiel zu nehmen brauche, sondern der ganzen Welt als solches 
dienen könne. Der Kaiser müsse sich nach den Ansichten 
jener richten, die ihm in seiner Noth beiständen, und das sei 
der König von Spanien; er möge die Folgen seines Eigensinnes 
erwägen; denn wenn ein Ausgleich zwischen Jakob und Maxi- 
milian von Baiem zustande käme, so sei es möglich, dass der 
Letztere zum römischen König gewählt würde. ^ Der König 
billigte alle diese Rathschläge und Anschauungen, trotzdem sie 
in offenbarem Widerspruche zu den früheren Gutachten standen, 
und so erhielt Onate die entsprechenden Weisungen. Als bald 
darauf der Letztere berichtete, dass der Kaiser als Ausgleichs- 
mittel die Errichtung einer achten Kur vorgeschlagen habe, 
Herzog Max aber nur dann damit einverstanden sei, wenn die 



^ Simancas. El consejo de estado alRey ddo. 23. Februar and 11. März 1624. 
Münchner St.-A. EhevenhiUer an Maximilian von Baiem ddo. 24. Januar 
1624. 
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neue Kur dem Pfalzgrafen verliehen werde, rief diese Nachricht 
im spanischen Staatsrathe einen wahren Sturm der Entrüstung 
hervor. Man erklärte sich gegen die Ansprüche Maximilians, 
um dessentwillen man nicht mit England in Conflict gerathen 
wolle, das im Kriegsfalle den spanischen Handel zu Grunde 
richten könne. König Philipp scheint diesmal die Anschauungen 
seiner Räthe nicht ganz getheilt zu haben, er wollte sich nicht 
entscheiden, sondern erst abwarten, was Jakob thun würde. 
Die Achtung vor dem Kaiser, der Wunsch, sich den Herzog 
von Baiem zu verpflichten und sich bei dem Papst nicht zu 
discreditiren, der angeborene Abscheu vor den Ketzern, alles dies 
bewirkte, dass der König und Olivares nie consequent bei ihren 
Ausgleichsplänen verharrten und sie sofort zurücknahmen, wenn 
ihnen von katholischer Seite Steine in den Weg gelegt wurden. 
Ihre Politik war matt, weil sie das staatliche Interesse nicht 
hochhielten und es doch dem religiösen nicht ganz unterord- 
nen wollten. 

m. 

Man könnte durch die Anspielung auf Verhandlungen 
zwischen König Jakob und Maximilian von Baiem überrascht 
sein, da dieselben eine unerwartete Schwenkung des Letzteren 
vermuthen lassen. In der That wäre diese auch nicht einge- 
treten, wenn ihn die beiden habsburgischen Fürsten, der Kaiser 
durch seine Schwäche und der König von Spanien durch seine 
Unfreundlichkeit, nicht gleichmässig empört hätten. Thatsäch- 
lich wurde dem Könige von England im Monat October durch 
einen Kapuziner P. Alexander Haies, der sich in London in 
der unauffälligen Tracht eines Kaufmannes eingefunden und den 
Namen Francesco della Rota beigelegt hatte, ein Vergleich 
mit Maximilian vorgeschlagen. Er erklärte zwar, von demselben 
keine Vollmacht erhalten zu haben und wies nur eine Beglaubi- 
gung von Seite des Nuntius in Brüssel vor, versicherte aber 
mit Bestimmtheit, dass der Herzog Alles ratificiren werde, wor- 
über man in London übereinkommen würde. Diese positiven 
Versicherungen von Seite eines Ordensmannes und der Vor- 
weis einer diese Versicherungen bestätigenden Vollmacht des 
Nuntius überzeugen uns, dass sich der Unmuth, den Herzog 
Max seit der Sendung Hohenzollem's empfinden mochte, 
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zum bitteren Groll steigerte, als er aus den Berichten Kheven- 
hiller's ans Spanien nnd den Nachrichten ans Wien die Gewiss- 
heit schöpfte, man denke ernstlich daran, den Pfalzgrafen in 
seinen Besitz und den Kurprinzen in die Kurwürde zu resti- 
tuiren. In der Voraussetzung der Richtigkeit von P. Alexanders 
Mittheilungen müssen wir vermuthen, dass Maximilian sich die 
Frage stellte, ob er allein den Pfalzgrafen weiter bekämpfen 
solle. Bei nüchterner Erwägung musste er sich diese Frage 
verneinen; er besass keine Kinder und hatte von seiner Ge- 
mahlin auch keine mehr zu hoffen, von seinen beiden Brüdern 
war der eine ein Geistlicher und der andere zwar verheiratet^ 
hatte aber nur eine Tochter und auch keine Kinder mehr zu 
erwarten. Da nun seine eigene Familie im Mannsstamme zu 
erlöschen schien und voraussichtlich nichts von den Früchten 
seiner Anstrengungen ernten würde, war es da nicht besser, 
wenn er selbst mit dem Pfalzgrafen Frieden schloss, so dass 
dieser ihm und dem Kaiser seine Restitution zu danken haben 
werde? Wenn er den jungen Kurprinzen mit der Tochter seines 
Bruders Albrecht verband, ihn an seinem Hofe erziehen liess, 
ihm Verwandtenliebe und Zuneigung zum katholischen Cultus 
einflösste? Konnte er sich nicht mit Grund der Hoffnung hin- 
geben, dass der Knabe, trotz der Begleitung eines protestantischen 
Hofmeisters, sich in der veränderten Umgebung und unter dem 
Einflüsse der Gesellschaft später für den katholischen Glauben 
erklären werde? Diese Fragen mussten ihm bei nüchterner Er- 
wägung den Gedanken nahelegen, selbständig einen Ausgleich 
mit dem Pfalzgrafen anzustreben und dadurch von der ewigen 
Angst vor der Unselbständigkeit und Nachgiebigkeit des Kaisers 
sich zu befreien. Durch Vermittlung des Nuntius in Brüssel 
liess er also in London dem Pfalzgrafen die Restitution in seinen 
Besitz und dem Kurprinzen die Hand seiner Nichte anbieten, 
wogegen er verlangte, dass der Letztere nach München zur 
Erziehung geschickt werden solle, und dass der Erstere auf 
die Kur verzichte, so lange er (Maximilian) lebe, wenn er sich 
nicht etwa mit einer neu zu errichtenden Kur, der achten, be- 
gnügen wolle. 

Die näheren Details der in England geführten Verhand- 
lungen verdanken wir fast ausschliesslich den Berichten des 
pfälzischen Agenten in London, Herrn von Rusdorf, wir wissen 
also nicht bestimmt, wie weit Maximilian denselben zustimmte. 
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und ob unsere Vermnthung, dass dies der Fall war, begründet 
ist. Der Zweifel scheint sich zu steigern, wenn wir erwägen, 
dass der Herzog gegen den Kaiser und den Herzog von Württem- 
berg jede Theilnahme an den Verhandlungen und jede nähere 
Kenntniss ableugnete und dem Grafen Khevenhiller schrieb, 
er werde nie und nimmer seine Zustimmung zur Restitution 
des Pfalzgrafen geben. Wir müssen jedoch alle diese Behaup- 
tungen in das Gebiet gewöhnlicher diplomatischer Winkelzüge 
verweisen, indem wir nochmals auf die vom Nuntius in Brüssel 
dem P. Alexander ausgestellte Vollmacht aufinerksam machen, 
in der ausdrücklich erklärt wird, dass der Herzog von Baiem 
unweigerlich seine Zustimmung zu dem in London abzuschliessen- 
den Vergleich geben werde und sich schriftlich dazu verpflichtet 
habe. Der Nuntius konnte eine derartige Behauptung nicht 
aufstellen, wenn sie eine Lüge enthielt, der Mönch in London 
nicht täglich versichern, dass Maximilian alle Abmachungen 
ratificiren werde, wenn er seiner Sache nicht gewiss war. Wenn 
es wahr gewesen wäre, wie der Herzog später behauptete, dass 
man ohne sein Mitwissen und seine Zustimmung in London 
unterhandelt habe, so musste sich sein Groll doch über den 
Nuntius und noch mehr über den P. Alexander entladen, statt 
dessen sehen wir, dass er bei dem päpstlichen Stuhle keine 
Klage gegen den Nuntius erhob und sich später im Jahre 1625 
des Mönches als eines bewährten Vertrauensmannes bedienen 
wollte und dies auch trotz des Widerspruches des Kaisers in 
wichtigen diplomatischen Missionen that.^ 

lieber die Vorschläge des P. Alexander erstattete König 
Jakob dem spanischen Gesandten Inojosa selbst Bericht und 
versicherte, wenn der Pfalzgraf seinen Sohn mit der Nichte 
Maximilians verloben und auf die Kur zu Gunsten der Linie 
Maximilians verzichten werde, so werde dieser selbst ihn inner- 
halb sechs Tagen in den Besitz seiner Länder setzen. Der 
König schenkte diesen Anerbietungen jedoch wenig Beachtung, 
weil er von seinen spanischen Negociationen ein günstigeres 
Resultat erwartete und aus den bairischen Anträgen den Schluss 
zog, dass dieses in sicherer Aussicht stehe. Dann und wann 



' Münchner St.-A. Ferdinand II. an Maximilian ddo. 29. Mai 1624. Ebend. 
Maximilian an Ehevenhiller. Sachs. St.-A. Maximilian an den Herzog 
von Württemberg ddo. 31. October 1624. 
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beschlichen ihn allerdings Zweifel, und dann wollte er wieder 
mit Gewalt erlangen, was ihm • durch üeberredung nicht ge- 
lungen war. Gerade in diesen Tagen sandte er nämlich den 
Ritter Anstruther an den König von Dänemark, um ihn zur 
Unterstützung des Pfalzgrafen aufzufordern, wenn dessen Re- 
stitution nicht auf friedlichem Wege erreicht werden könnte. 
Beim Abschied sagte er dem Ritter: ,Wenn ich die Himmlischen 
nicht zur Nachgiebigkeit zwingen kann, so will ich die Hölle 
in Bewegung setzen/ (Flectere si nequeo superos, Acheronta 
movebo.) Was er unter der Hölle meinte, deutete er durch den Zu- 
satz an, dass er sogar den Ftlrsten Bethlen zu Hilfe rufen werde. 
Der Prinz von Wales, welcher dieser Unterredung beiwohnte und 
jetzt auf die spanische Königsfamilie nicht gut zu sprechen war, 
verlangte von seinem Vater, dass er bestimmt erkläre, was er 
ftir den Pfalzgrafen zu thun gedenke, konnte ihn aber nicht dazu 
bringen; Jakob glaubte wie gewöhnlich genug gethan zu haben, 
wenn er den Mund recht voll nahm^ ja als ihn der Prinz später 
nochmals drängte, doch bestimmte Entschlüsse zu fassen, wies er 
ihn, Thränen in den Augen, mit den Worten ab: , Willst Du 
mich in meinen alten Tagen in einen Krieg hineinzerren und 
zum Bruch mit Spanien bewegen?'* 

Diese Altweiberart zu klagen, zu drohen und nie sich zu 
einem Entschlüsse aufzuraffen, hatte zur Folge, dass Jakob, 
als er die Ueberzeugung von der Nichtigkeit seiner auf Spanien 
gesetzten Hoffnungen gewann, ,nicht die Hölle in Bewegung 
setzte', sondern den bairischen Vorschlägen sein Ohr lieh und 
den P. Alexander in Audienz empfing. Der Mönch trat dies- 
mal mit seinen Anträgen offener hervor, als dies im October 
geschehen sein mochte, er trug dem Pfalzgrafen die Unterpfalz 
ohne weitere Zögerung an, bezüglich der Oberpfalz verlangte 
er aber einen Ersatz flir die von Maximilian aufgewendeten 
Kriegskosten.* Um eine dauernde Freundschaft zwischen den 
beiden Wittelsbach'schen Linien zustande zu bringen, sollten 
die zwei Söhne des Pfalzgrafen am bairischen Hofe erzogen 
werden, ohne jedoch in ihrer Religion geschädigt zu werden, und 
später eine Heirat diese Freundschaft besiegeln. Wenn Jakob auf 



^ Memoire de Rusdorfl, 146 und 161. Simancas: Inojosa an die Infantin 

Isabella ddo. 11. October 1623. 
»Memoire de Rusdorf I, 148, 157 f. 
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diese Anerbietangen eingehe^ so sei Maximilian bereit^ jemanden 
nach London zn schicken und die Sache ins Reine za bringen. 
Diese Mittheilnngen machte der Kapuziner in zwei oder drei 
aufeinanderfolgenden Audienzen; die ihm der König bewilligte; 
er fand bei Letzterem geneigtes Gehör, nur bezüglich der Er- 
ziehung seiner Enkel in München wollte er nichts wissen. 

P. Alexander gab sich keine Mühe, das Geheimniss seiner 
Mission in London streng zu wahren, sondern suchte im Gegen- 
theil alle Personen von Einfluss auf und empfahl ihnen seinen 
Vorschlag. Bei einem Gastmahle des französischen Gesandten 
traf er am 26. December 1623 mit dem pfälzischen Agenten 
Herrn von Rusdorf zusammen, und als sich dieser von dem 
Zwecke seiner Anwesenheit unterrichtet erklärte, vertraute er 
ihm an, dass er schon zum zweiten Male in derselben Mission 
in England weile und vom Könige zum ersten Male zurückge- 
wiesen wurde, weil dieser noch auf Spanien hoffte. Er beklagte 
sich, dass man auch jetzt seinen Anerbietungen nicht die ge- 
hörige Aufmerksamkeit schenke, während es doch offenbar sei, 
dass der Herzog von Baiem den Frieden aufrichtig wünsche, 
schon aus dem Grunde, um die Spanier aus der unteren Pfalz 
los zu werden. Auf die directe Frage, ob er im Auftrage des 
Herzogs gekommen sei, antwortete er ausweichend, ,dies sei 
eigentlich nicht der Fall', aber er komme im Auftrage des 
Brüssler Nuntius, dem der Herzog die nöthige Vollmacht er- 
theilt habe, und wies dieselbe vor. Der Kapuziner benahm 
sich bei dieser Unterredung mit der Geschicklichkeit eines 
gewiegten Diplomaten, er stellte nicht in Abrede, dass Maxi- 
milian auf die Kur nicht verzichten und höchstens zur Errich- 
tung einer achten Kur flir den Pfalzgrafen beitragen werde, 
aber er suchte diese bittere Pille durch den Hinweis auf die 
traurigen Verhältnisse des Pfalzgrafen und das Trügerische der 
spanischen Versprechungen annehmbarer zu machen. Er be- 
klagte es, dass Jakob seine Enkel nicht am bairischen Hofe 
erziehen lassen wolle, während er doch zur Erziehung in Wien 
seine Zustimmung gegeben habe, und bemerkte, dass dadurch 
allein das gestörte Einvernehmen zwischen beiden Linien 
dauernd wieder hergestellt werden könnte. Wenn man diese Vor- 
schläge zurückweise, so bleibe dem Herzog nichts Anderes übrig, 
als sich Spanien anzuschliessen und sich dadurch wenigstens 
den Besitz der Oberpfalz für inmier und der Kur auf Lebenszeit 
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zusichern. So weit war das Gespräch zwischen dem Kapuziner 
und Rusdorf allein gefUhrt worden, jetzt näherte sich ihnen 
der französische Gesandte und nahm im Sinne des Ersteren 
daran Antheil, indem er Rusdorf auf die traurige Lage seines 
Herrn aufmerksam machte und ihn zum Nachgeben aufforderte. 
Nachdem der Kapuziner sich entfernt hatte, setzte der Gesandte 
das Gespräch noch weiter fort und behauptete, dass die Resti- 
tution des Pfalzgrafen nur auf drei Arten bewirkt werden könne: 
entweder durch spanische Vermittlung, der man jedoch nie 
trauen könne, oder durch einen Krieg, dessen Resultat unge- 
wiss sei, oder endlich durch eine Vereinbarung mit dem Herzog 
von Baiern, und dieser Weg sei der sicherste.* 

Am 2. Januar 1624 erhielt der Kapuziner eine neue Audienz 
bei dem Könige. Auch jetzt erhob derselbe Einwendungen 
gegen die Erziehung seiner Enkel in München, dagegen war 
er mit dem vorgeschlagenen Heiratsprojecte einverstanden und 
wollte die Errichtung einer achten Kur befürworten. Da er 
zweifelte, dass Spanien bewogen werden könne, die untere Pfalz 
zu verlassen, beschwichtigte der Kapuziner diesen Zweifel mit 
der Versicherung, dass nach geschlossenem Ausgleich mit Baiem 
die deutschen Fürsten die Spanier dazu zwingen würden. Der 
König wiederholte bei dieser oder einer folgenden Gelegenheit 
die gegen Anstruther gesprochenen Worte, dass er selbst Bethlen, 
die Türken und Tartaren zu Hilfe rufen werde, wenn die Re- 
stitution seines Schwiegersohnes nicht auf friedlichem Wege 
zustande käme. Später äusserte er sich noch schroffer und er- 
klärte sich damit einverstanden, dass die Unterhandlungen mit 
dem Pfalzgrafen und Maximilian im Haag beginnen sollten, ver- 
langte aber im Voraus, dass der Letztere seine Zustimmung 
zur vollen Restitution des Ersteren in die Kur und den Länder- 
besitz gebe, ohne dass ihm eine Entschädigung für die Kriegs- 
kosten garantirt werde. Man sieht, der König stellte sich endlich 
auf den Standpunkt seines Schwiegersohnes, er wollte vor Be- 
ginn der Verhandlungen die Restitution desselben gesichert 
wissen, so dass die Genugthuung, die er darauf geleistet, nur 
in Worten bestanden hätte. ^ 



* Rusdorf I, 157. Relation touchant les onvertnres, qui se fönt d*nn acconi' 

modement avec le Duc de Bavi^re. I, 172, 177 f. 
» Rusdorf I, 186. 
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Diese Haltung des Königs überzengte den P. Alexander, 
dass seine Mission im Scheitern begriflfen sei. Wenn sich der 
Pfalzgraf zu keiner wesentlichen Concession herbeiliess, so hatten 
die Verhandlungen keinen Werth. Bevor er sie endgiltig ver- 
loren gab, besuchte er noch den Herrn von Rusdorf und stellte 
ihm eindringlich vor, dass der Pfalzgraf den Ausgleich nicht 
von vorneherein verwerfen solle, wenn ihm nicht die volle Re- 
stitution zugestanden würde, sonst werde sich Spanien in die 
Angelegenheit mischen. * Die Erörterungen des Paters zeugten 
von scharfem Verstände und von Wohlwollen flir das deutsche 
Reich und weckten um eben dieses Grundes willen das Miss- 
trauen Rusdorf s, der nur Tücke hinter ihnen vermuthete. Sein 
Misstrauen erscheint auch in der That gerechtfertigt, wenn man 
weiss, dass Maximilian die Anfrage des Herzogs von Württem- 
berg, auf welcher Basis er sich die Vermittlung denke, ab- 
lehnend beantwortete und nie einen Vermittlungsantrag gestellt 
zu haben behauptete. * Der französische und venetianische Ge- 
sandte waren trotzdem von den redlichen Absichten P. Alexanders 
überzeugt, auch einige englische Staatsmänner glaubten, dass 
der Nuntius in Brüssel aufrichtig an der Aussöhnung der beiden 
Wittelsbach'schen Linien arbeite, und zwar aus dem Grunde, 
damit die englischen Katholiken, denen Jakob nach der Resti- 
tution des Pfalzgrafen grössere Freiheit gewähren würde, diese 
Gnade dem Papste und nicht dem Könige von Spanien zu 
danken hätten. 

Da die oben erwähnten Erörterungen P. Alexanders kein 
Echo fanden, besuchte er den Herrn von Rusdorf nochmals 
und schwur hoch und theuer, dass Maximilian es mit den Ver- 
handlungen aufrichtig meine. Wenn er dem Herzoge von 
Württemberg ablehnend geantwortet habe — wahrscheinlich 
hatte Rusdorf diesen Vorwurf erhoben — so sei das vermuthlich 
deshalb geschehen, weil er die Unterhandlungen in London 
in vollem Gange vermeinte und ihr Resultat nicht durch neue 
einzuleitende Schritte in Stuttgart stören wollte. Alle diese 
Bemerkungen machten jedoch keinen Eindruck auf Rusdorf, 
der unbedingt auf der vollen Restitution des Pfalzgrafen beharrte. 
Alexander erwiderte darauf, wenn der Pfalzgraf seinen Sohn 



1 Rusdorf I, 190. 
«Rusdorf I, 200 ff. 
AroMy. LXXXlX.Bd. I. H&lfte. 
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zur Erziehnng nach München geben würde, so könne er Maxi- 
milian zu jeglicher Nachgiebigkeit bewegen; füge er sich diesem 
Wunsche nicht, so sei jede weitere Verhandlung unnütz.^ In 
einem Gespräch, das einige Tage später stattfand, verlachte 
P. Alexander die Hofihung des Ffalzgrafen, dass sich ein katho- 
lischer Fürst, z. B. der König von Frankreich, bezügUch der 
Kur gegen Maximilian erklären würde, und suchte daraus den 
Beweis zu führen, dass der Pfalzgraf nur durch diesen zur 
Restitution gelangen könne. 

Am 26. Februar wurde der Kapuziner wieder beim Könige 
vorgelassen und traf da mit dem Prinzen von Wales, Bucking- 
ham und zwei englischen Staatssecretären zusammen. Diese 
Versammlung bewies, dass man auf bedeutsame Mittheilungen 
seinerseits gefasst war, um darnach die Verhandlungen zu be- 
ginnen oder endgiltig abzubrechen. In der That wies er einen 
Brief des Brüssler Nuntius vor, in dem dieser bei seiner Taufe 
schwur, dass der Herzog von Baiern es mit den Verhandlungen 
ernstlich meine und mit den Spaniern nicht unter einer Decke 
spiele, dass er aber unbedingt die Uebergabe des jungen Kur- 
prinzen verlange. Der Nuntius versprach seinerseits, dahin 
wirken zu wollen, dass sich Maximilian damit zufriedengeben 
würde, wenn der Pfalzgraf von Neuburg oder ein anderer 
naher Verwandter mit der Erziehung betraut werde. Obwohl 
P. Alexander bei allen Gelegenheiten erklärt hatte, dass man den 
jungen Prinzen nicht katholisch machen wolle, so war doch 
klar, dass man mit der Erziehung an einem katholischen Hofe 
nichts Anderes bezweckte. Jakob, def nicht mehr so nachgiebig 
war wie im vorangegangenen Jahre, verwarf diesen Vorschlag 
mit der beleidigenden Bemerkung, dass die Jesuiten seinen 
Sohn Karl tödten könnten, damit der katholische Enkel ihm 
in der Regierung von England folge. Am Tage nach dieser 
Conferenz versicherte der Kapuziner dem pfälzischen Agenten 
noch einmal mit aller Entschiedenheit, dass, wenn der Pfalzgraf 
im Punkte der Erziehung nachgeben würde, über alle anderen 
Punkte, also auch bezüglich der Kur, ein Einvernehmen erzielt 
werden könnte. 

An diesem Punkte scheiterte jedoch die Einigung. Wohl 
hatte der Pfalzgraf seinen Agenten bevollmächtigt, mit P. Ale- 



* Rusdorf I, 205. 
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xander in Unterhandlungen zu treten, wenn seine Restitution ge- 
sichert sei, Frankreich, England und Venedig sich an denselben 
betheiligen und gewissermassen als Garanten des abzuschliessen- 
den Vertrages auftreten würden, allein seinen Sohn wollte er 
ebensowenig wie sein Schwiegervater nach München zur Er- 
ziehung schicken. Beide erachteten ein Nachgeben in diesem 
Punkte für schimpflich und bereuten ihre halb und halb gege- 
benen Zusagen bezüglich des Kaiserhofes in Wien. ^ Trotzdem 
gab P. Alexander, als er unverrichteter Dinge von London ab- 
reiste, noch nicht alle Hoffnung auf ein gedeihliches Ende auf, 
sondern begab sich nach dem Haag, wo er mit dem Pfalzgrafen 
und seinen ßäthen Camerarius und Plessen wiederholte Unter- 
redungen pflegte. Alle seine Bemühungen waren jedoch vergeb- 
lich, da Friedrich sich nie des Verdachtes entschlagen konnte, 
dass man ihn nur täuschen und sich seines Sohnes als Geisel 
bemächtigen wollte, deshalb setzte er seine ganze Hofiuung auf 
neue kriegerische Unternehmungen, in denen Jakob ihn jetzt 
unterstützen wollte. Selbst das Anerbieten, dass der junge Pfalz- 
graf an irgend einem anderen befreundeten Hofe (etwa dem von 
Lothringen) erzogen werden sollte, fruchtete ebensowenig wie 
die Ueberredungskunst eines anderen Kapuziners, P. Hyacinth, 
die er gegen den Rath Camerarius spielen Hess. Er schrieb 
ihm aus Brüssel, er möge doch seinen ganzen Einfluss aufbieten, 
um den Pfalzgrafen zur Annahme der gestellten Bedingungen 
zu bewegen, und bediente sich dabei derselben Argumente wie 
der P. Alexander.^ 

Erst während dieses letzten Stadiums der Verhandlungen 
machte Maximilian dem Kaiser Mittheilungen über dieselben. 
Er behauptete zwar, erst im Mai durch P. Alexander von ihnen 
erfahren zu haben, hatte aber kein Wort des Tadels für die 
Eigenmächtigkeit, mit der der Mönch in England über so wich- 
tige Gegenstände verhandelt hatte, sondern gab im Gegentheile 
zu, dass die Unterhändler von ,guter und treuherziger Affection 
gegen kaiserliche Majestät' erfüllt gewesen seien. Er befragte 



* Münchner St.-A. Friedrich an Rusdorf ddo. 8./18. Januar 1624 und 
5./15 Februar 1624. Rusdorf I, 239. 

* Coli. Camer. in der Münchner Hofbibliothek. Francesco della Rota (Pfeud- 
onym für Alexander Haies) an Camerarius ddo. 29. April 1624. Münchner 
St.-A. Friedrich an den Herzog von Württemberg ddo. 9./19. März 1624. 
Coli. Camer. Brief des P. Hyacinth ddo. 23. April 1624. 
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den Kaiser um seine Ansicht, wie weit er sich in die Ausgleichs- 
verhandlungen einlassen könne, und wieviel er dem Pfalzgrafen 
von seinen früheren Besitzungen tiberlassen solle, wenn er die 
Uebertragung der Kur nicht anfechten würde. Dabei schrieb 
er auch, dass er den Herzog von Württemberg um seine Ver- 
mittlung bei der Fortsetzung der Verhandlungen ersucht habe. 
Maximilian brachte diese Fragen und Mittheilungen vor, als 
er schon wusste, dass Alles gescheitert sei; er mag dies gethan 
haben, um später den Vorwurf von sich abwälzen zu können, 
dass er dem Kaiser etwas verheimlicht habe, falls dieser Kennt- 
niss von der Sendung des P. Alexander erhalten würde. Der 
Kaiser lobte den Herzog wegen seiner Mittheilung, rieth ihm 
aber, von weiteren Verhandlungen abzustehen, da der Pfalzgraf 
zu schwere Bedingungen stelle, sich von seinen Verbündeten 
nicht trennen und diese in die Verhandlungen mit einschliessen 
wolle, und weil der Kurfürst von Sachsen, der die Aufnahme 
Maximilians in das kurfürstliche Collegium zugeben wolle, stutzig 
werden könnte, wenn er erführe, dass man mit auswärtigen 
Fürsten über deutsche Angelegenheiten verhandle. Nur dann 
könne der Kaiser in eine Fortsetzung der Verhandlungen willi- 
gen, wenn Maximilian in seiner Kur gesichert und er selbst 
für den erlittenen Schaden entschädigt würde, das heisst also, 
wenn der Pfalzgraf auf die Kur verzichten und die Pfandsumme 
für Oberösterreich und die Lausitz zahlen würde. Gleichzeitig 
widerrieth der Kaiser dem Herzog, sich der Vermittlung des 
Herzogs von Württemberg zu bedienen, weil der Pfalzgraf 
dieselbe wenig zu begehren scheine und die Verhandlungen 
hauptsächlich nach ausserdeutschen Orten zu ziehen gedenke. ^ 
Maximilian meldete diesen Beschluss des Kaisers an den Herzog 
von Württemberg und dieser an den Pfalzgrafen, der in seiner 
Antwort hoch und theuer versicherte, er gedenke gar nicht die 
Verhandlungen an fremde Orte zu ziehen und sei unschuldig 
daran, wenn sie keine Fortschritte machten. Aber er machte 
dabei kein Anbot, das dieselben hätte fördern können. Auf 
den Herzog von Württemberg brachte diese Zuschrift jedoch 
einen so befriedigenden Eindruck hervor, dass er dem Fürsten 

^ Münchner St.-A. Maximilian an Ferdinand II. ddo. 17. Mai 1624. Ebend. 
Ferdinand II. an Maximilian ddo. 29. Mai 1624. Ebend. Maximilian an 
den Herzog von Württemberg ddo. 15. Juli 1624. Sachs. St.-A. Der 
Pfalzgraf an den Herzog von Württemberg ddo. 16/26. August 1624. 
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Eggenberg, der eine Badereise nach Stiddeutschland unter- 
nehmen sollte, den Vorschlag machte, mit ihm irgendwo zu- 
sammenzutrefifen, weil er ihn für directe Unterhandlungen mit 
dem Pfalzgrafen gewinnen wollte. 

Einen desto schlechteren Eindruck machte das pftllzische 
Schreiben auf Maximilian von Baiem, und er zögerte nicht, 
seinen Unwillen in einem gehamischten Briefe an den Herzog 
von Württemberg kundzugeben, in dem er den Pfalzgrafen 
bitter tadelte, der nicht einsehen wolle, dass er allein durch 
die Annahme der böhmischen Krone an allem Unheil schuld 
sei und diese Schuld durch sein doppelzüngiges Benehmen 
noch vermehre. Schritt für Schritt schilderte er, wie der Pfalz- 
graf seit dem Jahre 1621, durch die Noth gedrängt, ab und zu 
friedliche Aeusserungen an seinen Schwiegervater und durch 
diesen nach Wien gelangen lasse, nebenbei aber den Krieg in 
Deutschland durch Mansfeld und Christian von Halberstadt 
unterhalte und auch Bethlen zum Angriff reize, wobei die zahl- 
reichen aufgefangenen Briefe des Pfalzgrafen als Beweise dienten. 
Die Anklage war so begründet, die Beweise mit solcher Schärfe 
durchgeführt, dass kein Zweifel platzgreifen konnte und Maxi- 
miUan im Rechte war, wenn er erklärte, sich in keine Ver- 
handlungen mit dem Pfalzgrafen einlassen zu wollen. Bei dieser 
Gelegenheit wies er auch den Verdacht von sich, als ob er 
etwas von den Anerbietungen P. Alexanders gewusst habe.^ 

IV. 

Maximilian von Baiem hielt seine Verbindungen mit dem 
französischen Hofe immer aufrecht, und zwar durch den P. Va- 
lerianus, den er auch in der Veltliner Frage verwenden wollte, 
um zwischen Spanien und Frankreich zu vermitteln. Als er 
jedoch bemerkte, dass man ihn in Brüssel deshalb scheel ansah, 
und als der Papst selbst seine Vermittlung anbot, stellte er 
seine diplomatische Thätigkeit in dieser Beziehung ganz ein, 
berief den P. Valerianus zurück und gestattete ihm nur deshalb 
in Paris zu bleiben, weil der Papst sich seiner bedienen wollte. ^ 



^ Sachs. St.-A. Maximilian an den Herzog yon Württemberg ddo. 31. Octo- 

ber 1624. 
' Münchner St.-A. Maximilian an P. YalerianoB ddo. 28. Mai 1623. 
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Die Interessen Maximilians wurden nun durch seinen Rath 
Johann Ktittner vertreten, der sich Mühe gab, die vertraulichsten 
Beziehungen mit den französischen Staatsmännern anzuknüpfen. 
Ihm gegenüber machte Puysieux kein Hehl daraus, dass der 
König von Frankreich den Grafen Mansfeld unterstütze und 
sich seiner im Veltlin bedienen wolle; derselbe sollte aus dem 
Norden von Deutschland mit seinen Truppen in die Schweiz 
ziehen und jeden Widerstand unterwegs niederwerfen, nament- 
lich gegen den Erzherzog Leopold im Stifte Strassburg auf 
der Hut sein. Ein anderes Mal deutete er an, dass Mansfeld 
nach Jülich marschiren und die Spanier zur Nachgiebigkeit 
nöthigen solle; jedenfalls schien der Plan bezüglich der Ver- 
wendung Mansfeld's noch nicht endgiltig festgestellt zu sein, 
aber wie er auch ausfallen mochte, so fühlte Herzog Maximilian 
sich beunruhigt und zitterte trotz aller Vertröstungen Frank- 
reichs für seinen Titel und seine neuen Erwerbungen.^ 

Die kriegerischen Vorbereitungen Frankreichs bewirkten, 
dass man sich in Spanien ernstlich damit beschäftigte, die Velt- 
liner Streitigkeiten aus der Welt zu schaffen und sich mit König 
Ludwig auf einen guten Fuss zu stellen. Schon im Monat 
Januar hatte Papst Gregor XV., der vom französischen Ge- 
sandten erfahren hatte, dass der Krieg gegen Spanien unver- 
meidlich sei, wenn letzteres nicht seine Garnisonen aus dem 
Veltlin zurückziehe, den König Philipp von diesem Beschlüsse 
Nachricht gegeben und sich dabei erboten, das Veltlin und die 
Grafschaften Worms und Cleven in seine Obhut zu nehmen, 
bis der Streit zwischen den beiden Hauptmächten auf friedliche 
Weise geschlichtet sein würde. Philipp IV. schloss wohl da- 
mals mit dem Papste einen Räumungsvertrag ab, der einen 
Theil der besetzten Orte in dessen Hände lieferte, aber die 
Uebergabe des Schlosses von Chiavenna und des festen Postens 
bei Riva^ wurde noch immer verschoben. Der Papst schickte 
unmittelbar nach Abschluss des Vertrages Truppen unter dem 
Commando seines Bruders, des Herzogs von Fiano, ab und 
schien nicht übel Lust zu haben, die Herrschaft über das Veltlin 
seiner Familie zuzuwenden und seinen Neffen damit zu belehnen. 



^ Münchner St.-A. Küttner an Jocher ddo. 7. Juli 1623. 
^ Moor, Geschichte Kurrätiens II 800. Wiener St.-A. Copia de la escritura 
i concierto por las coses de la Veltlina ddo. 14. Februar 1623. 
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Mitten unter diesen Plänen starb er. Sein Tod war ein uner- 
setzlicher Verlust ftir das Haus Habsburg, das er während der 
zweijährigen Dauer seines Pontificats aufrichtig unterstützt 
hatte, weil er nur die Interessen der Kirche, deren Gedeihen 
mit diesem Hause verknüpft schien, vor Augen hatte und nicht 
jene ehrgeizigen nationalen Ziele verfolgte, von denen sich 
einige seiner Vorgänger leiten liessen. 

Die Veltliner Frage war also nicht entschieden, als das 
Conclave zusammentrat. Hatten schon in früheren Conclaven 
die französischen und spanischen Interessen einander angefeindet, 
so wurde das jetzt noch ärger. Vom frühen Morgen bis zum 
späten Abend setzten beide Parteien alle Mittel der Ueberredung 
in Bewegung, um Stimmen fiir ihre Candidaten zu gewinnen. 
Die in Rom anwesenden spanischen Vertrauensmänner mit dem 
Cardinal Borja an der Spitze und den beiden Gesandten, den 
Herzogen von Pastrana und Albuquerque, besuchten die ver- 
schiedenen Mitglieder des Cardinalscollegiums unmittelbar vor 
Beginn des Conclaves und suchten die Befreundeten flir die 
Ausschliessung der Cardinäle Borromeo und Araceli zu be- 
stimmen, sie erlangten auch bestimmte Zusagen, wozu ihnen 
die Cardinäle Trejo und Doria behilflich waren. Die ersten 
Wahlen liessen, wie das herkömmlich war, nicht einmal eine 
Vermuthung zu, auf wen sich die Wähler schliesslich vereinen 
würden, weil die Nepoten der beiden letzten Päpste, die Cardi- 
näle Borghese und Ludovisio einander feindlich gegenüberstanden 
und jeder seinen Candidaten durchbringen wollte. Ludovisio sam- 
melte am ersten Wahltage (den 30. Juli) und die drei folgenden 
Tage die meisten Stimmen (13 bis 21) für den Cardinal Ban- 
dino, darauf erlangte aber Borghese das Uebergewicht für seinen 
Candidaten, den Cardinal Mellino, der es auch die folgenden 
Tage entweder im vormittägigen oder nachmittägigen Scrutinium 
behauptete. Neben ihm trat der berühmte Cardinal Borromeo, 
das Muster eines frommen Mannes, in den Vordergrund; allein da 
Spanien ihn von der Wahl ausschloss und seine strenge Frömmig- 
keit ihm nicht die Gunst der Cardinäle gewonnen hatte, so kam 
er doch nicht in Betracht. Nun schlug die Partei Ludovisio's 
den Cardinal S. Susanna vor und hoflfte die Borghese's für ihn 
zu gewinnen, da er von dem Papste Paul (Borghese) zum 
Cardinal ernannt worden war; allein der Nepote widersetzte 
sich seiner Wahl mit einer Leidenschaft, als ob er in ihm seinen 
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grössten Feind sähe. Nunmehr bemühte sich Cardinal Borja, 
die Ludovisier für einen der beiden Cardinäle Cagnino oder 
Campona zu gewinnen, stiess dabei aber auf unbesiegbaren 
Widerstand, weil beide Cardinäle des Papstes Paul (Borghese) 
waren. Da das Conclave bereits zehn Tage dauerte und bei 
den alten Herren wegen des ungewohnten Eingesperrtseins körper- 
liche Beschwerden eintraten, ersuchte Cardinal Borja den Car- 
dinal Borghese, der über die meisten Wahlstimmen verfügte, 
dass er sich nachgiebiger zeige und nicht darauf bestehe, einer 
der Creaturen seines Oheims zur Tiara zu verhelfen. Allein 
Borghese erklärte, lieber sterben als nachgeben zu wollen; da 
erkrankte er selbst und wollte das Conclave verlassen, was die 
Wahl ins Ungewisse verlängert hätte, weil seine Anhänger sich 
ohne ihn zu keiner Wahl entschlossen hätten. Um der befürch- 
teten Verschleppung vorzubeugen, besuchte Cardinal Borja den 
Cardinal Ludovisio und bat ihn, ihm denjenigen Cardinal der 
Borghesischen Partei zu bezeichnen, der ihm als Papst genehm 
wäre, in der Hoffiiung, auf diese Weise den Zwiespalt zwischen 
den beiden Parteien zu beseitigen. Ludovisio bezeichnete den 
Cardinal Barberini, der am ersten Wahltage eine Stimme, am 
dritten zwei und dann gar keine erhalten hatte. Da dieser 
Candidat dem Cardinal Borghese genehm war, besprach sich 
Borja seinetwegen noch in der Nacht mit den Cardinälen von 
Savoyen, Medici, Este und Famese und stimmte auch sie günstig 
für die Erhebung Barberini's. Als es am folgenden Morgen 
(6. August 1623) zur Wahl kam, vereinigten sich 26 Stimmen 
auf Barberini, worauf 24 Stimmen, die der Partei Borghese 
angehörten, sich ihnen anschlössen und nur drei Stimmen beim 
Widerstände beharrten. Barberini, der den päpstlichen Stuhl 
unter dem Namen Urban VIII. bestieg, wurde also vorzüglich 
durch die Vermittlung Borja's gewählt. ^ Als dieser diese Vor- 
gänge nach Spanien berichtete, schrieb er die Wahl vornehm- 
lich spanischem Einflüsse zu und empfahl die Cardinäle, die 
sich um sie verdient gemacht, der königlichen Gnade. Ob er 
so geringe Menschenkenntniss besass, dass er glaubte, in Barbe- 
rini einen Spanien geneigten Papst gewonnen zu haben, oder 
ob der Letztere aus seiner ausgesprochen italienischen, demnach 



^ Simancas. Berichte über die Abstimmungen im Conclave. Ebend. Boija 
an Philipp lY. ddo. 6. Augast 1623. 
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antihabsburgischen Gesinnung ein Hehl gemacht hatte, wissen 
wir nicht anzugeben, jedenfalls entpuppte sich Urban ViU. als 
ein Mann, der zwar nicht in die Fusstapfen eines Paul trat, 
der zu den Waffen greifen wollte, um die Habsburger aus 
ihrem Besitze in Italien zu verjagen, der aber jedem Expan- 
sionsgelüste derselben entgegentrat, mochte dasselbe noch so 
sehr mit dem kirchlichen Interesse verknüpft erscheinen. 

Der Wechsel, der nun im päpstlichen Regiment vor sich 
ging, zeigte sich auch darin, dass der Papst sich nicht mit den 
spanischen Versprechungen zufrieden gab, sondern ernstlich 
darauf drang, dass Philipp die von Spanien besetzten Orte im 
Veltlin aufgebe, während er an dem Abschlüsse eines neuen 
Vertrages arbeitete, der auf dem Madrider Vertrage beruhen 
sollte. Damach sollten die Veltliner volle Religionsfreiheit be- 
sitzen und den Bündnem wieder unterthan sein, doch nur unter 
der Bedingung, dass sämmtliche Beamte, die sie nach dem Veltlin 
schickten, katholisch sein mtissten und ihnen zur Seite eine 
Anzahl geborener Veltliner bei der Justiz und Verwaltung sich 
betheiligen sollten. Im Falle die Bündner eine dieser Bedin- 
gungen verletzen und die Veltliner darüber Klage beim Papste 
führen würden, so sollte, wenn die Bündner innerhalb vier 
Monaten ihr Unrecht nicht gutgemacht hätten, dem Könige von 
Spanien das Recht zustehen, die Bündner mit Waffengewalt 
auf den Weg des Rechtes zu weisen. Der Vertrag restaurirte 
also die Herrschaft der Bündner im Veltlin, allein nur schein- 
bar, da sie nur von Katholiken ausgeübt werden sollte, die ge- 
wiss nicht mit den Bündnem, wohl aber mit den Veltlinem ver- 
trauliche Beziehungen unterhielten und dem spanischen Einfluss 
stets Zugang verschafft hätten. Waren diese Vertragsbestim- 
mungen schon darnach angethan, Frankreichs Eifersucht wach- 
zurufen, so musste jener Punkt es noch mehr thun, der den 
Spaniern ausdrücklich das Recht der Truppendurchzüge im Veltlin 
und der Grafschaft Worms einräumte, ein Recht, das der Papst den 
Spaniern wegen ihrer niederländischen Besitzungen nicht entziehen 
wollte. Der Papst legte den Vertrag im Februar 1624 dem bei ihm 
beglaubigten französischen Gesandten, Herrn von Sillery, zur An- 
nahme vor, allein dieser erklärte, nicht genügend bevollmächtigt 
zu sein, und schickte den Vertragsentwurf nach Frankreich.^ 



^ Wiener St.-A. Capitulatione seguitain Roma col inteirentione di SiUi^ftulit^. 
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In der französischen Regierung war mittlerweile eine 
Aenderung von durchgreifender Wichtigkeit vor sich gegangen. 
Die Partei der Sillery, die sich aus dem Kanzler Nicolas Brus- 
lart de Sillery, seinen beiden Söhnen, dem Staatssecretär fiir 
auswärtige Angelegenheiten Puysieux und dem Gesandten in 
Rom zusammensetzte und die Leitung der Staatsgeschäfte bis 
zum Anfange des Jahres 1624 in Händen hatte, wurde durch 
den Leiter der Finanzgeschäfte Marquis La Vieuville gestürzt. 
Das Haupt der neuen Regierung machte jedoch bald die Er- 
fahrung, dass es ihm nicht gelingen werde, die Stellung zu be- 
halten, wenn es nicht den vertrauten Rathgeber der Königin- 
Mutter, den Cardinal Jean Armand du Plessis de Richelieu, ins 
Ministerium berufen würde. Der Vater des Cardinais war ein 
vertrauter Diener Heinrichs III. gewesen, der sich nach der 
Ermordung des Königs alsbald Heinrich IV. anschloss, ihn bei 
der Belagerung von Paris begleitete und bei dieser Gelegenheit 
umkam. Sein Sohn, der im Jahre 1585 geboren war, sollte 
ursprünglich die Laufbahn seines Vaters betreten; allein da er 
durch seine Familie frühzeitig die Anwartschaft auf das Bis- 
thum Lu9on bekam, so widmete er sich dem geistlichen Stande 
und trieb die betreffenden Studien mit grossem Eifer. Als er 
sein Bisthum antrat, verwaltete er dasselbe mit Umsicht und 
Fleiss und trachtete, so weit er vermochte, den Sieg der Katho- 
liken über die Hugenotten zu fördern. Seine hervorragenden 
Anlagen, die sich nicht allein auf das geistliche Gebiet be- 
schränkten, wurden anerkannt, und da er sich auf der Versamm- 
lung der Generalstaaten im Jahre 1614 auch als Redner bemerk- 
bar machte, so berief ihn der Marschall Ancre ins Ministerium. 
Als derselbe später unter der Anschuldigung, dass er der Aucto- 
rität des Königs habe nahetreten wollen, mit Zustimmung 
Ludwigs ermordet wurde (1617) und die Königin- Witwe, die 
in Verbindung mit Ancre bis dahin die Regierung geführt hatte, 
in den Sturz mit verwickelt wurde und von Paris nach Blois 
ziehen musste, folgte ihr Richelieu ins Exil, obgleich man ihn 
nicht im Verdacht hatte, ein Einverständniss mit Ancre unter- 
halten zu haben, und der Herzog von Luynes, der königliche 
Günstling, ihn sogar ins Ministerium berufen wollte. Richelieu 
suchte die Aussöhnung der Königin mit ihrem Sohne herbei- 
zuführen und setzte diese Rolle auch nach dem 1621 erfolgten 
frühen Tode des Günstlings fort, als die Sillery's an die Spitze 
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der Geschäfte traten. Die Königin- Witwe nahm wieder ihren 
Platz in dem geheimen Bathe ein und betheiligte sich an der 
Leitung der Staatsgeschäfte, aber hinter ihr übte Richelieu 
einen wachsenden Einfluss aus. Auf seinen Vorschlag geschah 
es, dass Maria von Medici ihrem Sohne eine versöhnliche Politik 
gegen die Hugenotten anrieth, damit der durch die hugenotti- 
schen Aufstände getrübte innere Frieden wieder hergestellt 
werde und man den bedrohlichen Folgen der kaiserlichen Siege 
in Deutschland entgegentreten könne. Der zu Montpellier am 
20. October 1622 mit den Hugenotten geschlossene Vergleich 
setzte den König in den Stand, den Rath seiner Mutter zu be- 
folgen und sich in Lyon mit Savoyen und Venedig über einen 
Angrififsplan gegen die spanischen Gelüste auf den Veltlin zu 
einigen (7. Februar 1623). Da jedoch der Kanzler und sein 
Sohn Puysieux nicht mit Spanien brechen, sondern sich mit den 
spanischen Anerbietungen begnügen wollten, so führte die Königin- 
Mutter mit Hilfe La Vieuville's ihren Sturz herbei (Februar 1624). 
Als La Vieuville sich, wie oben bemerkt, in seiner neuen 
Stellung nicht sicher fühlte und beim Könige die Berufung des 
mittlerweile zum Cardinal ernannten Bischofs von Lu9on bean- 
tragte, ging Ludwig auf diesen Vorschlag ein und ersuchte 
den Cardinal, in seinen geheimen Rath einzutreten und die Lei- 
tung der auswärtigen Angelegenheiten zu übernehmen. Richelieu 
wies dieses Anerbieten mit dem Hinweise auf seine schwache 
Gesundheit und mit der Erklärung zurück, dass er seine Kräfte 
wohl dem Staatsdienste weihen, aber nicht durch ein bestimmtes 
Amt gebunden sein wolle. Als der König weiter in ihn drang, 
machte er auf die schwierige äussere Lage aufinerksam, der 
man nur begegnen könne, wenn die vollste Einigkeit in der 
Regierung herrsche. Da der König trotzdem auf seinem Wunsche 
bestand, erklärte Richelieu, gehorchen zu wollen und wenn er 
sein Leben dabei einsetzen müsste, stellte aber die Bedingung, 
dass ihm die Last des Amtes durch einige Zugeständnisse er- 
leichtert werde. Da Ludwig XHI. damit einverstanden war, 
trat der Cardinal in den Geheimrath ein, hatte aber anfangs 
mit der verdeckten Feindseligkeit Vieuville's zu kämpfen, der 
ihn nur zu seinem Gehilfen machen, aber keineswegs den Rang 
einnehmen lassen wollte, der ihm nach seiner Stellung als 
Kirchenfürst und nach seinem Talente gebührte. Es war am 
26. April 1624, dass Richelieu sein neues Amt antrat, ein für 
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die Franzosen ewig denkwürdiger Tag, denn nur seinem vom 
französischen Standpunkte aas unanfechtbaren Patriotismas, 
seiner Beharrlichkeit und Rücksichtslosigkeit; seinem Fleiss und 
Talent; seiner Ordnungsliebe und Pünktlichkeit danken die 
Franzosen die im westfälischen Frieden erlangten grossen Er- 
folge, die Herabdrückung der spanischen Weltmacht zu einem 
Staatswesen von minderer Bedeutung und die endgiltige Unter- 
werfung der grossen Kronvasallen. Frankreich wurde die erste 
Macht in Europa, deren innere Ruhe nicht mehr durch die Ge- 
lüste des hohen Adels gefährdet werden konnte. 

V. 

Die Absicht König Jakobs, jede Art von Verhandlungen 
mit Spanien abzubrechen, wurde durch einzelne Beschlüsse zu 
Anfang des Jahres 1624 o£fen angedeutet. Dazu gehört vor 
Allem die Rückberufung BristoFs von seiner Mission in Spanien, 
die Entlassung des Earls von Oxford aus dem Tower, wo er 
seit zwei Jahren eingekerkert war, weil er sich heftiger Worte 
gegen den Einfluss Gondomar's bedient hatte, xmd die Einbe- 
rufung des Parlaments. Gleichzeitig wurden die Generalstaaten 
zur Abschickung von Gesandten behufs Abschliessung einer 
Allianz eingeladen und verschiedene Agenten wie Anstruther 
nach Dänemark und Norddeutschland, Wake nach Venedig und 
Savoyen und ein anderer Vermittler nach Schweden gesandt, um 
Allianzen zu schliessen. Diese Massregeln deuteten auf einen 
Bruch mit den Habs bürgern hin und auf Vorbereitungen für 
den Krieg. Die beiden spanischen Gesandten in London, der 
ordentliche (Coloma) und der ausserordentliche (Inojosa), suchten 
den König von dem betretenen Wege zurückzuhalten, indem 
sie ihm im Namen ihres Herrn die untere Pfalz, soweit sie im 
Besitze Spaniens war, längstens bis zum Monat August einräumen 
wollten und ihm überhaupt die Unterstützung Philipps in Aus- 
sicht stellten, um den pfälzischen Streit zu einem günstigen 
Ausgange zu bringen.^ Jakob besass nicht die Entschlossen- 
heit, diese Anerbietungen einfach abzuweisen, sondern berief 
eine Commission, die ihre Meinung darüber abgeben sollte, ob 
der König von Spanien je ernstlich daran gedacht habe, die 



^ England xmder the doke of Buckingham etc. Gardiner, I, 6. 
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Heirat zustandezubringen, und ob seine Haltung bezüglich des 
Pfalzgrafen einen ausreichenden Kriegsgrund abgebe. Nur drei 
von den zwölf berufenen Bäthen bejahten die zweite Frage und 
stimmten also für den Krieg, die anderen neun verlangten die 
Vorlage der betreffenden Correspondenzen, um darnach ihr Urtheil 
zu i&Uen. 

Buckingham, der sich für die unmittelbare Kriegserklärung 
ausgesprochen hatte, war empört über dieses Verlangen, und 
ebensowenig wollte sich Jakob zur Vorlage der Papiere ver- 
stehen, weil dadurch seine weitgehende Nachgiebigkeit gegen 
die spanischen Wünsche zur allgemeinen Kenntniss gekommen 
wäre. In Folge von Verhandlungen, bei denen der Prinz von 
Wales eine Hauptrolle spielte, gab die Majorität der Commis- 
sion ihr Begehren auf und erklärte einfach, dass sie die spani- 
schen Zusicherungen bezüglich der Pfalz für ungenügend er- 
achte und von weiteren Heiratsverhandlungen abrathe. Die 
Frage, ob man Spanien den Krieg erklären soll, Hess sie unbe- 
antwortet, diese Frage musste also dem Parlamente allein zur 
Entscheidung vorgelegt werden. Der König selbst eröffuete 
dasselbe am 29. Februar 1624. Die Sprache, die er bei dieser 
Gelegenheit führte, war weit entfernt von jener eitlen Selbst- 
gefälligkeit, mit der er ehedem seine eigene Weisheit rühmte, 
und zeugte nur von der Unschlüssigkeit, die ihn stets beherrschte. 
Denn statt, wie früher, die Rathschläge des Parlaments als 
eine unberechtigte Einmischung zurückzuweisen, forderte er 
jetzt selbst dessen Rath und machte damit ein Zugeständniss, 
das mit seinen sonstigen Herrschaftsgelüsten im schroffen Wider- 
spruche stand. Allein die Unmöglichkeit, aus der schwierigen 
Lage anders als mit Hilfe des Parlaments herauszukommen, 
und die Einsicht, dass nur durch Waffengewalt sein Schwieger- 
sohn restituirt werden könne, bewogen den alten Mann zu 
dieser Art moralischer Abdankung. In seinem Auftrage be- 
richtete der Herzog von Buckingham einige Tage später 
(5. März) vor den in einem gemeinsamen Sitzungssaale erschiene- 
nen Mitgliedern des Ober- und Unterhauses über den Stand der 
Verhandlungen bezüglich der spanischen Heirat und der Resti- 
tution des Pfalzgrafen. Nachdem er sich über die Unaufrichtig- 
keit der Spanier beklagt hatte, die es weder mit der Heirat, 
noch mit der Restitution je ernst gemeint hätten, schloss er 
seine ausführliche Schilderung mit der Aufforderung, dem Könige 
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zu rathen, ob er noch weiter in den Verhandlongen fortfahren 
oder mit Spanien brechen solle. Seine Majestät habe ihm den 
Auftrag gegeben; vor dem Parlamente zu erklären, dass er sich 
ganz nach dem weisen Rathschlage desselben richten wolle. ^ 
Das Haus der Lords beschloss nach zweitägiger Debatte^ 
dem Könige den Abbruch der Verhandlungen anzurathen. Dem 
Hause der Gemeinen waren die Verhandlungen mit Spanien 
schon seit Jahren zuwider. Der Krieg mit diesem Lande war 
nicht blos um der Religion willen populär^ sondern auch; weil 
er reiche Beute und die Vergrösserung des englischen Einflusses 
in Aussicht stellte. Als demnach in der Debatte der Antrag 
auf die Bekriegung Spaniens gestellt wurde, entfesselte er stür- 
mischen Beifall. Die an den König gerichtete Adresse tadelte 
die bisherige Allianz mit Spanien auf das Bitterste und mass 
ihr die Schuld bei an der Zunahme der Katholiken in England. 
Jakob war mit dieser Antwort nicht zufrieden, weil sie seine 
Politik tadelte und nicht den Krieg in Deutschland, von dem 
nach seiner Ansicht allein die Restitution seines Schwieger- 
sohnes abhing, sondern nur den Bruch mit Spanien befürwortete; 
er verlangte deshalb, um keinen Zweifel über seine nächsten 
Beschlüsse aufkommen zu lassen, Geld für den deutschen Krieg 
und gleichzeitig solches zur Bezahlung seiner Schulden. Als 
die Debatte darüber im Hause der Gemeinen eröffliet wurde, 
empfahl eines der bedeutendsten Mitglieder, Rudgerd, blos die 
Anweisung der nöthigen Geldmittel für die Vertheidigung von 
Irland, die Instandsetzung der englischen Küstenbefestigungen, 
die Ausrüstimg einer Flotte und die Unterstützung der Holländer, 
sein Antrag fand allgemeine Beachtung, Niemand wollte etwas 
vom deutschen Kriege wissen und ebensowenig etwas zur Be- 
zahlung der königlichen Schulden beisteuern. Da der König 
jedoch nichts von einer unmittelbaren Eröffnung des Feldzuges 
gegen Spanien hören wollte, musste sich das Unterhaus zur 
Nachgiebigkeit bequemen und seine Subsidien nicht blos an den 
Krieg mit Spanien knüpfen. Man bewilligte also 300.000 Thaler; 
zahlbar binnen Jahresfrist, sobald Jakob die Verhandlungen 
mit Spanien als abgebrochen erklären würde. Das Geld sollte 
für die Sicherung Irlands, die Vertheidigung des Reiches, die 



* Gardiner, I, 12; Rusdorf, I, 273. 
> Qardiner, I, 26. 
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Ausrüstung einer Flotte, die Unterstützung Hollands und ,anderer 
Freunde und Alliirten' verwendet werden, mit welch' letzterem 
Zusatz die Betheiligung an dem Kriege in Deutschland zuge- 
standen wurde. Der König dankte am 4. April 1624 dem Parla- 
mente für die bewilligten Subsidien und erklärte, dass es seinem , 
Ermessen anheimgestellt bleiben müsse, ob er dieselben zur 
See oder zu Land, gegen den Baiemfürsten oder gegen den 
Kaiser verwenden wolle. Obwohl diese Antwort hauptsächlich 
und nicht nebensächlich, wie das Parlament wollte, auf den 
deutschen Krieg hindeutete, befriedigte sie doch, weil man sich 
endlich von der Gefahr befreit fühlte, eine spanische Prinzessin 
als Königin begrüssen zu müssen. Sechs Tage später (10. April) 
erklärte der König den beiden spanischen Gesandten, die er 
zur Audienz vorliess, dass er die Verhandlungen mit Philipp 
abbreche. Unmittelbar nach ihrem Weggange empfing er die 
holländischen Gesandten, welche sich mit ihm über den Allianz- 
vertrag besprachen und sich eines ausgezeichneten Empfanges 
erfreuen konnten. Alle die Schatten, die früher die Beziehungen 
zwischen dem Könige und der Republik verdunkelten, schienen 
beseitigt und ein herzliches Einvernehmen fortan gesichert zu 
sein. Da ihn jedoch einige Tage später das Parlament um die 
Durchführung der Strafgesetze gegen die Katholiken ersuchte, 
war er darüber so erbittert, dass er den Courier, der in Madrid 
den Abbruch der Verhandlungen anmelden sollte, zurückrufen 
Hess. Der Geist bitterer Verfolgung, der die protestantische 
Gesellschaft Englands kennzeichnete und keine Duldung kannte, 
empörte und bewog ihn, die Ankündigung des Bruches mit 
Spanien zu verschieben. Doch mag zu diesem Entschlüsse 
auch eine Unterredung beigetragen haben, die er mit einem 
Secretär Coloma's, dem Erzdechant von Cambrai, pflog, in der 
dieser die Behauptung aufgestellt hatte, dass Buckingham an 
Jakobs Sturz arbeite, abschätzig von ihm rede und ihn aus 
selbstsüchtigen Gründen in die antispanische Politik treibe. In 
der That wurde der Herzog ab und zu beschuldigt, dass er 
seine Tochter mit dem Sohne der Pfalzgräfin verheiraten und 
seinen Kindern nach Beseitigung Jakobs und Kiirls den Zutritt 
zum Throne verschaflfen wolle. Jakob war durch diese unge- 
heuerliche Mittheilung aus seiner Ruhe aufgeschreckt und würde 
vielleicht in seinem Misstrauen gegen Buckingham den Bruch 
mit Spanien noch länger verschoben haben, wenn der Letztere 
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nicht auf geheimem Wege von dem Inhalte der Anschnldignngen 
unterrichtet nnd so im Stande gewesen wäre, das Misstrauen 
seines Herrn zu besiegen. Der Courier wurde am 16. April 
endgiltig nach Spanien abgeschickt: die Depesche, die er trug, 
enthielt die Erklärung, dass Jakob nie in die Erziehung seiner 
Enkel am Hofe des Kaisers einwilligen und sich bezüglich 
Spaniens nur dann zufriedengeben würde, wenn der König sich 
zur bewaflheten Hilfe für die Restitution des Pfalzgrafen ver- 
pflichte. Die Antwort Philipps enthielt einige dunkel gehaltene 
Zusicherungen, die den König von England natürlich nicht 
befriedigen konnten.^ 

Der Umschlag in der bisherigen Politik zeigte sich auch 
darin, dass Jakob auf die Petition des Parlamentes um Durch- 
führung der gegen die Katholiken gerichteten Strafgesetze eine 
zustimmende Antwort gab; er willigte jetzt darein, die katho- 
lischen Priester zu verfolgen, den Katholiken den Besuch der 
Gesandtschaftskirchen und die Erziehung der Kinder in dem 
verpönten Glauben zu verbieten. Endlich verpflichtete er sich 
auch, im Falle sein Sohn eine Katholikin heiraten würde, in 
den Ehe vertrag keine Bestimmungen zu Gunsten der englischen 
Katholiken aufzunehmen.^ Bei dieser Gelegenheit versuchte 
der Marquis von Inojosa nochmals, den König vor Buckingham's 
Ehrgeiz zu warnen und ihn von seiner neuen Politik abzuleiten. 
Als Jakob mit Thränen in den Augen dem Herzog diese An- 
klagen mittheilte, verlangte dieser eine Untersuchung, die ihm 
auch bewilligt wurde. Der Geheimrath berieth über die vor- 
gebrachten Beschuldigungen, die in angeblichen verrätherischen 
Aeusserungen bestehen sollten, und gab Mann für Mann die 
Erklärung ab, nie eine solche von ihm vernommen zu haben. 
Inojosa's Anklage fiel also ins Wasser, und der König war so 
von der Unschuld seines Günstlings überzeugt, dass er den 
Spanier gar nicht mehr empfing, als dieser sich verabschieden 
wollte. 

Am 8. Juni wurde das Parlament von dem Könige mit 
gnädigen Worten geschlossen, doch konnte er sich nicht ent- 
halten, das Unterhaus zu tadeln, dass es bei der Bewilligung 



* Gardiner, I, 42 — 45. Wiener St.-A. Vortrag an den König von Spanien 
ddo. 4. Juli 1624. Ebend. Antwort Philipps auf die englischen Forderungen. 
^ Gardiner, I, 69. 
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der Subsidien die Restitution des Pfalzgrafen nicht ausdrücklich 
als Zweck derselben bezeichnet habe. Die Verhandlungen mit 
den Generalstaaten über ein Bündniss kamen jetzt zum Ab- 
schlüsse. Jakob gestattete in demselben nicht nur die Werbung 
von 6000 Mann auf englischem Boden^ sondern erklärte sich 
auch bereit^ die Kosten dafdr zu bestreiten. Die Generalstaaten 
verpflichteten sich, auf eigene Kosten 9000 Mann aufzustellen 
und mit diesen den König zu vertheidigen, wenn er angegriffen 
würde. Nach dem Allianztractat sollte auch die Restitution 
des Ffalzgrafen angestrebt werden, und thatsächlich war dieses 
der alleinige Zweck, den Jakob im Auge hatte. ^ 

Bevor wir über die weiteren Verhandlungen berichten, 
die Jakob zur Unterstützung des Pfalzgrafen anknüpfte, wollen 
wir die endliche Entscheidung in der Heirat des Prinzen von 
Wales anführen. Wenn die englischen Protestanten eine innige 
Befriedigung empfanden, als sich die spanischen Heiratsver- 
handlungen zerschlugen, so war dies noch mehr bei der franzö- 
sischen Regierung der Fall, die stets mit Eifersucht die An- 
näherung Englands an Spanien betrachtete und deshalb die 
Heiratsverhandlungen in den Jahren 1620 und 1621 wiederholt 
durchkreuzen wollte, indem sie dem Prinzen von Wales die Hand 
der Schwester Ludwigs XHI., der Madame Henriette, antrug. 
Als man in Paris von dem Misserfolge des Prinzen erfahr, ver- 
doppelte sich der Eifer, und man erneuerte die Bemühungen 
für eine französisch-englische Heirat. Gegen Ende Januar 1 624 
berieth sich der König Jakob mit seinen vertrautesten Räthen 
über diesen Gegenstand, aber nur wenige waren der französi- 
schen Heirat freundlich gesinnt, die meisten entschieden sich 
für die spanische Allianz. Da sich jedoch unter den Wenigen 
der Herzog von Buckingham befand und ihre Anschauungen 
auch von dem Prinzen von Wales getheilt wurden, so gaben 
sie den Ausschlag.* Jakob schickte im Februar 1624 den Vis- 
count Kensington nach Paris, um dort in vertraulicher Weise 
anzufragen, wie man eine allfällige Bewerbung um die Hand 
der Prinzessin Henriette, der Schwester des Königs, aufaehmen 
würde. Der englische Unterhändler fand bei der Königin- Witwe 



^ Coli. Camer. Allianztractat zwischen Holland nnd England ddo. 6./16. Juni 

1624. 
' Guizot, Un projet de mariage royal. 
Archiv. LXXXIX. Bd. I. H&lfte. 8 
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und bei der Prinzessin Henriette, ,einem Engel an Güte und 
Schönheit', einen freundlichen Empfang, so dass er die üeber- 
zeugung gewann, die Bewerbung werde angenommen werden, 
wenn sie in officieller Weise erfolgen würde.* Es war auch 
gewiss, dass diese Verbindung an keine unvernünftigen Be- 
dingungen zu Gunsten der Katholiken geknüpft sein und jeden- 
falls eine Allianz mit Frankreich zur Folge haben werde. Der 
Prinz von Wales, gewitzigt durch die spanischen Erfahrungen, 
wollte der Allianz zuvor versichert sein, um sie ftlr seine 
Schwester verwerthen zu können, bevor er um die Prinzessin 
werbe. Es war aber zweifelhaft, ob die Allianz so leicht zu- 
stande kommen würde wie die Heirat, da Frankreich und 
England in ihren Endzielen auseinandergingen. Beide waren 
wohl gegen Spanien feindlich gesinnt, aber während ersteres 
im Veltlin die alten Verhältnisse herstellen wollte, beabsichtigte 
letzteres die Restitution des Pfalzgrafen, für die sich König 
Ludwig um Maximilians willen nicht besonders erwärmte. Auf 
alle Fälle konnte man eines freundlichen Entgegenkommens in 
Paris gewärtig sein, und wenn man klug weiter arbeitete, so 
konnte sich vielleicht eine Allianz entwickeln. Man musste 
also vorläufig den Wunsch des Prinzen von Wales bei Seite 
lassen und zuerst über die Heirat verhandeln. 

Mit dieser Angelegenheit betraute man jetzt den Viscount 
von Kensington und Lord Carlisle, welch' letzterer an Stelle 
des Sir Edward Herbert nach Paris geschickt wurde. 

Als man über die englische Werbung in Frankreich als 
von einer demnächst bevorstehenden Thatsache sprach, war 
Richelieu bereits ins Ministerium eingetreten und wurde von 
dem König über seine Meinung befragt. In einem Memoire, 
das er darüber ausarbeitete, suchte er den Beweis zu führen, 
dass Spanien bei dem Zustandekommen der englischen Heirat 
alle Vortheile und England nur alle Nachtheile eingeerntet hätte, 
dass die Heirat also schon um dieses Grundes willen auch 
für Frankreich nicht wünschenswerth sei. Er empfahl dem 
Könige, die Bewerbung anzunehmen, weil dadurch innige Be- 
ziehungen mit England hergestellt würden, doch setzte er zur 
Bedingung, dass die Prinzessin bezüglich ihres Glaubens sicher 
sein und also ein entsprechendes katholisches Gefolge, bestehend 
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ans Hofdamen und Geistlichen, mitnehmen müsse. Die Ab- 
schaffang der Strafgesetze verlangte er dagegen nicht unbedingt, 
die englischen Katholiken müssten sich äussersten Falles mit 
der Hoffnung auf eine bessere Zukunft trösten; habe doch der 
König Jakob selbst gesagt, er kümmere sich nicht um die 
Messe, wenn die Katholiken nur gute Unterthanen seien. ^ Dem 
Wunsche Richelieu's nach einer factischen Duldung der Katho- 
liken kam Jakob in der seinen Vertretern gegebenen Instruction 
dadurch entgegen, dass er, belehrt durch die spanischen An- 
sprüche, zwar jeden Tractat zu ihren Gunsten zurückwies, aber 
den französischen Hof versicherte, dass die Katholiken auf 
seine Gnade sicher bauen könnten, so lange ihr Betragen keinen 
Anstoss erregen werde.* Als die officiellen Verhandlungen 
zwischen den englischen und französischen Commissären, unter 
denen sich auch Richelieu befand, Anfangs Juni begannen, 
schlugen die Ersteren entsprechend ihrer Instruction vor, dass 
sie sich allein auf die Versicherung der Glaubensfreiheit ftir 
die Prinzessin und ihren Haushalt beschränken sollten, wogegen 
die Franzosen den spanischen Heiratscontract zur Basis der 
Unterhandlungen machen wollten und zum Mindesten ein ge- 
heimes, aber schriftliches Versprechen verlangten, dass der König 
die Katholiken nie verfolgen werde, so lange sie die schuldige 
Pflicht und Treue nicht verletzten. Die Verweigerung eines 
mit der katholischen Religion unverträglichen Eides (also z. B. 
des Suprematseides) sollte als keine Verletzung derselben gelten. ' 
Auf alle Fälle zeigte sich Frankreich dadurch, dass es seine 
Forderung auf diesen Punkt beschränkte, nachgiebiger als 
Spanien. Denn während letzteres die Abschaffung der Recu- 
santengesetze durch das Parlament verlangte, wollte man sich 
in Frankreich nur mit einem heimlichen Versprechen, dass diese 
Gesetze nicht gehandhabt würden, begnügen. Jakob hatte ein 
derartiges Versprechen, wenn auch nicht formell, in seiner In- 
struction gegeben, und die Engländer hatten dasselbe mündlich 
wiederholt, aber die Franzosen, namentlich Richelieu, begnügten 
sich nicht mit den englischen Erklärungen, sondern verlangten 
eine schriftliche Zusage. Da sich die Verhandlungen zu zer- 
schlagen drohten, schlug Vieuville, der nominell noch das 

^ Michaud, M^moires de Richelieu 290 f. 

« Gardiner, I, 87. 

3 Goll, Die französische Heirat, S. 24. 
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Haupt des Ministeritims war, dem Visconnt Kensington den 
Ausweg vor, dass Jakob das Versprechen nicht im Ehevertrage 
auszustellen brauche, wohl aber in einem Briefe geben könne. 
Dieses Begehren wurde auch von dem neuen französischen Ge- 
sandten in London, dem Marquis von Effiat, der an der Stelle 
des glaubenseifrigeren Tilli^res getreten war, unterstützt, und 
da er Buckingham für dasselbe gewann, so versprach Jakob, 
seinerzeit den gewünschten Brief zu schreiben, und die Ver- 
handlungen führten schon nach kurzer Zeit zu einem günstigen 
Resultat. ^ Aber nun war Ludwig nicht zuftieden, er zürnte über 
Vieuville, dass er eigenmächtig nachgegeben habe, und ergriff 
die Gelegenheit, um den schon seit längerer Zeit unbequemen 
Mann, der sich auch in finanziellen Angelegenheiten nicht als 
zuverlässig erwiesen hatte, aus seinem Dienste zu entlassen. 
Richelieu, der jetzt (12. August 1624) an die Spitze der Geschäfte 
trat, forderte von den englischen Gesandten die Aufnahme des 
Geheimartikels in den Heiratscontract und zum Mindesten, dass 
er vom Könige unterzeichnet und beschworen würde; eine ein- 
fache Versicherung wollte er um keinen Preis annehmen. Wört- 
lich lautete Richelieu's Vorschlag: ,da8S der König von Gross- 
britannien eine geheime, von ihm, seinem Sohne und einem 
Staatssecretär unterzeichnete Verpflichtung eingehe, nach welcher 
er in Rücksicht auf seinen theuren Sohn und die Prinzessin, 
die Schwester des allerchristlichsten Königs, seinen katholischen 
ünterthanen bei königlicher Treue und Glauben und in Folge 
seiner Zusage und seines auf das heilige Evangelium abgelegten 
Eides mehr Freiheit bei der heimlichen Uebung ihrer Religion 
gestatte, und dass er seine katholischen Ünterthanen für ihre 
Person oder ihre Güter wegen des heimlichen Bekenntnisses 
ihres Glaubens nicht beunruhigt wissen wolle, vorausgesetzt, dass 
ihr Betragen ein bescheidenes sei und sie ihm, dem Könige, Ge- 
horsam und Treue erweisen würden. ^' Kensington und Carlisle 
waren aber unnachgiebig und wendeten sich an die Königin- 
Mutter, um. ihr begreiflich zu machen, dass Jakob zu Gunsten 
der englischen Katholiken keine formellen Verpflichtungen ange- 
sichts seines dem Parlamente erst vor Kurzem gegebenen Ver- 
sprechens eingehen könne. 

^M^moires de Richelieu 293—294; Gardiner, I, 91. 

' Gardiner, I, 97. Goll, S. 86 gibt den französischen Text, den wir unserer 
Uebersetzung unterlegt haben. 
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Als Jakob erfuhr, dass man in Paris den Vorschlag Vieu- 
ville's verworfen hatte, verzweifelte er an dem gedeihlichen 
Fortgang der Verhandlungen. Indem er dem Marquis von 
Effiat erklären liess, dass er dieselben abbrechen müsse, wenn 
man sich auf den Geheimartikel steifen würde, wollte er auch ent- 
sprechende Weisungen nach Paris abgehen lassen; er entschloss 
sich nach einer Unterredung mit Buckingham, den Brief, zu dem 
er sich erboten hatte, so zu stylisiren, dass er den Katholiken 
als Garantie gegen alle Verfolgungen dienen sollte. Auch dies ge- 
nügte dem König Ludwig nicht, und da Jakob überzeugt war, 
dass er ohne französische Hilfe die Restitution seines Schwieger- 
sohnes nicht durchsetzen würde, so gab er schliesslich insofern 
nach, dass er den Geheimartikel in der Richelieu'schen Fassung 
zwar nicht beschwor, aber mit seinem Sohne und einem Staats- 
secretär unterzeichnete. ^ Dagegen verpflichtete sich Ludwig XIII. 
zur Unterstützung Mansfeld's während der folgenden sechs Monate, 
damit dieser in der Pfalz einbrechen könnte. Am 10. November 
wurde der Heiratscontract, der nur die Glaubensfreiheit der 
Prinzessin und ihres Gefolges sicherte und Bestimmungen be- 
züglich der Gebäude enthielt, wo sie ihren Gottesdienst halten 
durften, in Paris unterzeichnet, am 22. December unterzeichnete 
ihn König Jakob in Gegenwart seines Sohnes, Buckingham's und 
Conway's. Der Geheimartikel wurde eigens unterzeichnet und 
lautete nach der veränderten Fassung, die von beiden Parteien 
angenommen worden war, folgendermassen : ,Ich, Prinz von 
Wales, nachdem ich das Versprechen des erlauchtesten Königs 
von Grossbritannien, meines Vaters, eingesehen habe, verspreche 
in Uebereinstimmung damit auf Treu und Glauben eines Prinzen 
für die Gegenwart und Zukunft, dass ich, soweit dies in meiner 
Macht sein wird, und mit Rücksicht auf die Frau Prinzessin, 
Henriette Marie, Schwester des* allerchristlichsten Königs von 
Frankreich, den katholischen Unterthanen der Krone von Gross- 
britannien die möglichste Freiheit in AUem, was die Religion 
betrifft. . . . Ich will nicht, dass sie in ihrer Person oder ihrem 
Besitz wegen des Bekenntnisses ihrer Religion . . . beunruhigt 
werden sollten, vorausgesetzt, dass sie diese Erlaubniss bescheiden 
benützen und den Gehorsam leisten, wie ihn gute und treue 
Unterthanen ihrem Könige schuldig sind. Ich verspreche aus 
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Güte zu ihnen, dass ich sie zu keinem ihrer Religion zuwideren 
Eide zwingen werde, und wünsche, dass meine Zusage von einem 
Staatssecretär unterzeichnet werde/ Dieser Wunsch wurde von 
dem Staatssecretär Conway erfüllt, indem er seine Unterschrift 
hinzufligte. Zwölf Tage später (5. Jänner 1625) wurden die 
Recusantengesetze suspendirt, sämmtliche Katholiken, die nur 
um ihrer Religion willen sich in gefilnglicher Haft befanden, 
freigelassen und dadurch der deutliche Beweis gegeben, dass 
man englischerseits die eingegangene Verpflichtung erfüllen 
wolle. Um die päpstliche Dispens zu erlangen; schickte Lud- 
wig Xin. noch vor erlangter englischer Ratification des Heirats- 
vertrages den General der Oratorianer P. Berulle nach Rom, 
in der Hoffiiung, dass Urban VHI. diese Angelegenheit selb- 
ständig erledigen werde. Das geschah aber nicht, der Papst 
betraute damit eine Congregation, die sich flir die Ertheilung 
der Dispens aussprach, aber die Artikel, in denen die Braut 
und ihr Gefolge in ihrer Religionsft*eiheit gesichert werden sollten, 
hie und da wesentlich umgestaltete; so sollte die Königin nicht 
blos in London, sondern überall, wo sich ihr Hof aufhielt, eine 
Kirche oder Kapelle haben und den Katholiken die Theilnahme 
an diesem öffentlichen Gottesdienste gestattet sein. Auch sollte 
der König durch eine öffentliche Erklärung und nicht blos 
durch jene geheimen Artikel die Freiheit den Katholiken ver- 
bürgen. Von Seite Frankreichs wollte man fiir letztere Forde- 
rung nicht eintreten, da man überzeugt war, dass Jakob hierin 
nicht nachgeben könne. Dagegen suchte man die erstere den 
englischen Vertretern in Paris als annehmbar hinzustellen, allein 
dieselben lehnten jede neue Verhandlung ab, * und auch Jakob, 
an den Effiat mit derselben Bitte herantrat, wollte nichts davon 
wissen und schwur bei dem Heile seiner Seele, dass er keine 
neuen Vorschläge anhören wolle, und nur mit Mühe brachte 
ihn Efiiat wenigstens zum Anhören der Mittheilungen. Da man 
sonach keine weitere Nachgiebigkeit von Jakob erwarten konnte, 
so beschloss man in Paris seinen Wünschen Rechnung zu tragen, 
und Ludwig XHI. unterzeichnete am 3. März 1625 eine 
Schrift, in der er erklärte, dass, wenn die päpstlichen Mehr- 
forderungen nicht binnen 30 Tagen zurückgezogen würden, 
die Heirat ohne jede weitere Dispensation vor sich gehen 
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solle. ^ Trotzdem versachte man nochmals durch den Marquis 
von Effiat den König Jakob für die päpstlichen Wünsche zu- 
gänglicher zu machen^ aber er konnte keine neuen Verhand- 
lungen mit ihm beginnen^ da Jakob schwer erkrankte und 
schon am 6. April aus dem Leben schied. Die Heirat wurde 
in Folge dieses Zwischenfalles hinausgeschoben. 

Richelieu bemühte sich ernstlich durch P. BeruUe, dass 
man in Rom die erschwerenden Artikel zurücknehme. Da der 
Papst wusste^ dass man die Heirat zuletzt auch ohne seine 
Dispens abschliessen würde, gab er nach und verlangte nur, 
dass Ludwig die Bürgschaft für die gewissenhafte ErflÜlung 
aller Punkte des Heiratsvertrages übernehmen solle. Der König 
erflillte diesen Wunsch und verpflichtete sich in feierlicher 
Weise für Jakob, Karl und ihre Nachfolger, dass sie allen Be- 
dingungen der Dispens nachkommen würden; wahrscheinlich 
knüpfte sich an dieses Versprechen in Rom die Hoffnung, dass 
er im gegebenen Falle auch das Schwert ziehen würde, wenn 
die Freiheit der englischen Katholiken bedroht wäre. Die 
päpstliche Dispensation wurde nun ausgehändigt, und am 11. Mai 
fand endlich die Trauung der Prinzessin Henriette in Paris 
statt. Der Bräutigam war nicht erschienen, sondern wurde 
durch den Herzog von Chevreuse vertreten. 

Die Unterhandlungen mit Dänemark und Schweden 
über die Führung des Krieges (1634—1635). 



Nachdem sich Mansfeld zu Anfang 1624 aus Ostfriesland 
zurückgezogen hatte, hielt er sich einige Zeit im Haag auf und 
suchte von dort neue Verbindungen anzuknüpfen, um im Früh- 
jahre wieder an die Spitze eines Heeres treten zu können. 
Wir wissen nicht mit Sicherheit, ob er einer Einladung folgte, 
als er nach Paris reiste, jedenfalls erfreute er sich daselbst 
eines guten Empfanges von Seite der Minister. Er erbot sich 
zur Ausrüstung von 32.000 Mann, wenn er monatlich mit 
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360.000 Livres unterstützt würde. Man war geneigt, auf seine 
Forderung einzugehen, doch wollte man nicht Verpflichtungen 
auf sich nehmen, so lange Jakob sich nicht zu einer Beitrags- 
leistung entschlossen habe. Mansfeld fand diese Bedenken be- 
greiflich und reiste deshalb nach London, wo er am 24. April 
1624 eintraf. Jakob, der ja angeblich bereit war, ,die Hölle^ 
in Bewegung zu setzen, um die Restitution des Schwieger- 
sohnes zu bewerkstelligen, und dem die kriegerische Tüchtigkeit 
Mansfeld's, sowie vor Allem seine Fähigkeit, mit geringen Mitteln 
eine zahlreiche Armee aufzustellen, bekannt waren, Hess sich 
mit ihm in ernstliche Unterhandlungen ein. Zwei Tage nach 
seiner Ankunft empfing er ihn in Audienz, in der Mansfeld 
versicherte, für die monatliche Zahlung von 20.000 Pfund Ster- 
ling 9000 Mann aufstellen und durch Erhebung von Contributionen 
weitere 9000 Mann unterhalten zu können. Er sprach dem 
Könige seine Ueberzeugung aus, dass Frankreich, Venedig und 
Savoyen sich an seiner Unterstützung betheiligen würden, aber 
er verlangte, dass Jakob den Anfang machen, sich zu einer be- 
stimmten Leistung verpflichten und mindestens die Subsidien 
auf zwei Monate vorauszahlen solle. ^ Der König fand diese 
Forderung begreiflich und gab ihm vorläufig das Versprechen, 
sie zu erfüllen. In London wurde es bald bekannt, dass der 
König und Mansfeld in gutem Einvernehmen miteinander stünden, 
und als der Letztere sich nun nach dem Continent zurückbe- 
geben wollte, wurde ihm in allen Strassen, durch die er fuhr, 
eine glänzende Ovation zutheil, das Volk schrie ihm zu, drängte 
sich an ihn heran, um seinen Mantel zu berühren, und selbst 
der Erzbischof Abbot verabschiedete sich persönlich von ihm. 
Buckingham beschäftigte sich mit dem Entwurf des Vertrages, 
den man mit Mansfeld abschliessen wollte; er sollte neben der 
Festsetzung der Subsidien und der Truppenzahl ausdrücklich 
die Bedingung enthalten, dass dies Alles zur Restitution des 
Pfalzgrafen verwendet werden solle. ^ Mansfeld hatte den Boden 
von England noch nicht verlassen, als der Vertrag schon nieder- 
geschrieben war und ihm nach Dover nachgeschickt wurde, so 
dass er jetzt beruhigt nach Paris reisen konnte, um die Ver- 
handlungen wegen der französischen Beitragsleistung von Neuem 



iRusdorf, I, 283. 
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aafzunehmen. Allerdings durfte er daselbst als Zweck seiner 
Rüstungen nicht die Restitution des Pfalzgrafen bezeichnen, 
weil Frankreich den Herzog von Baiem nicht der Kur berauben 
wollte, sondern den Kampf gegen die Habsburger. Trotzdem 
wollte man sich in Frankreich durch kein bestimmtes Ver- 
sprechen binden, weil man in erster Linie eine Allianz zur Be- 
kämpiung Spaniens zu schliessen suchte und die Andeutungen 
Mansfeld's keinen Zweifel darüber liessen, dass England mit 
Spanien in Frieden bleiben wolle und nur die Restitution des 
Pfalzgrafen beabsichtige. Auf diese Weise vergingen also 
Monate, ohne dass man sich geeint hätte. Maximilian hatte 
durch seine Verbindungen, die wahrscheinlich in geistliche 
Kreise reichten, von den Absichten Mansfeld's und den Ver- 
sprechungen Jakobs Kenntniss erhalten und bediente sich ihrer, 
um den Kaiser aus seiner Ruhe aufzuschrecken und seinen 
Wünschen und Forderungen geneigter zu machen.^ 

Während Mansfeld in Frankreich weilte, ohne zum Ziele 
zu gelangen, sollten im Auftrage Jakobs Sir Robert Anstnither 
in Dänemark und Deutschland und Sir Isak Wake in Italien ftlr 
das gemeinsame Bündniss wirken. Noch bevor Anstruther in 
Kopenhagen anlangte, war daselbst ein Schreiben des Kurfürsten 
von Brandenburg angekommen, dessen Inhalt Zeugniss davon 
gab, dass der lang verhaltene Groll Georg Wilhelms überzu- 
schäumen drohte. Georg Wilhelm hatte sich bisher zur Partei 
des Pfalzgrafen gehalten, so weit es anging, ohne mit dem 
Kaiser in feindliche Beziehungen zu gerathen. Den böhmischen 
Flüchtlingen hatte er in seinen Besitzungen seit dem Jahre 1621 
eine geheime und von dem Jahre 1623 an eine offene Zufluchts- 
stätte gewährt und es sogar geduldet, dass sie sich über das 
Unternehmen Christians von Halberstadt besprechen und das- 
selbe fördern durften. Zweimal im Laufe des Jahres hatte er 
sich bereits angeschickt, zum Angriffe gegen den Kaiser zu 
schreiten, und hatte deshalo den Kurfürsten von Sachsen zum 
Anschluss gemahnt, aber die abwehrende Haltung des Letzteren 
hatte ihn von dem offenen Bruche zurückgehalten. Jetzt, wo 
die Aufiiahme Maximilians von Baiem ins kurfürstliche CoUegium 
in sicherer Aussicht stand, wo er befürchten musste, dass die 



^ Wiener St.-A. MaximiUan an Ferdinand II. ddo. 80. Mai 1624. Ferdi- 
nand II. an Maximilian ddo. 13. Juli 1624. 
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Katholiken ihr steigendes Uebergewicht zwar nicht zur Stärkung 
der kaiserlichen Gewalt, aber zu einer Umformung des deutschen 
Staatswesens im katholischen Sinne ausnützen würden, wollte 
er sich nicht mehr durch die Rücksicht auf Kursachsen zurück- 
halten lassen. Im Bunde mit fremden Fürsten wollte er um 
jeden Preis den Protestantismus in Deutschland sichern. Die 
ewigen Klagen der verwitweten Pfalzgräfin und ihres Sohnes, 
die trotz aller kaiserlichen Zusagen noch immer keinen Heller 
von ihren p&lzischen Besitzungen erhielten, erschöpften gleich- 
falls seine Geduld. 

An den König Christian von Dänemark berichtete er 
über die weitgehenden Pläne der Katholiken und behauptete, 
dass dieselben die Waffen nicht früher aus der Hand legen 
würden, als bis sie sich sämmtlicher geistlichen Güter, die 
sie vor Luther im Besitz gehabt, wieder bemächtigt hätten, 
und suchte diese Behauptung aus einigen Vorgängen der 
letzten Zeit zu erweisen. Der Brief enthielt keinen Vorschlag 
zu einem Bündniss, sollte dasselbe aber offenbar vorbereiten. 
Auch der Winterkönig und seine Gemahlin suchten ein solches 
anzubahnen, indem sie sich brieflich an Christian wandten, 
einerseits, . um ihm für seine voraussichtliche Hilfe zu danken, 
andererseits, um seinen Ehrgeiz anzuregen und ihm zu ver- 
sichern, dass die Augen von ganz Europa auf ihn gerichtet 
seien. ChristiaA hatte immer die wärmsten Sympathien für 
den Pfalzgrafen gehabt, denn als der Graf von Oldenburg bei 
ihm eintraf, um ihn im Namen des Kaisers zur Anerkennung 
und Erfüllung der in Regensburg getroffenen Verfllgungen zu 
ersuchen, ^ weigerte sich der König, dies zu thun, und nahm sich 
vielmehr des Pfalzgrafen an, indem er den Kaiser zur Nach- 
giebigkeit mahnte. Aber die Hoflftiung, dass er es nicht bei 
blossen Mahnungen lassen, sondern sich an dem Bündnisse gegen 
Ferdinand betheiligen werde, erwies sich als verfrüht; denn 
als Anstruther endlich in Kopenhagen anlangte, zeigte Christian 
nicht die erwartete Bereitwilligkeit, er erörterte vielmehr die 
Gefahren, denen er sich im Kriegsfalle gegenüber der tüchtigen 
ligistischen Armee aussetzen würde, und meinte, dass es unklug 
wäre, den eigenen Besitz zu riskiren, um einem fremden Fürsten 



* Sachs. St.-A. Der Graf von Oldenburg an Ferdinand II. ddo. 24. August/ 
3. September 1624. 
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den seinigen wieder zu verschaffen. Bei dieser Gelegenheit 
liess er es an sarkastischen Witzen über den Verweis nicht 
fehlen, den ihm Jakob vor drei Jahren ertheilt hatte, weil er 
den Pfalzgrafen damals mit den Waffen unterstützen wollte 
und dadurch Jakobs vermittelnde Thätigkeit störte. Schliesslich 
erklärte er, erst dann seinen endgiltigen Bescheid geben zu 
wollen, wenn Anstruther die anderen norddeutschen Fürsten be- 
sucht haben würde. Nach dieser aufschiebenden Antwort konnte 
man gewiss sein, dass keiner der deutschen Fürsten das Bei- 
spiel der Auflehnung gegen den Kaiser geben würde, und dass, 
wenn dem Pfalzgrafen nicht ein ungeahnter energischer Freund 
erstand, das geplante Bündniss ins Wasser fallen würde. ^ 

Anstruther richtete seine Schritte jetzt nach Sachsen. Den 
Anschluss des Kurflirsten Johann Georg konnte man jetzt noch 
weniger erwarten als je zuvor, denn eben hatte er sich mit der 
katholischen Partei fester verbunden und den Herzog von Baiem 
als Kurfürsten anerkannt. Man darf sich nicht wundem, dass 
Johann Georg trotz seiner protestantischen Gesinnung eine andere 
Haltung beobachtete als Kurbrandenburg: ihm stand im Falle 
eines Sieges seiner Glaubensgenossen stets die Forderung seiner 
Weimarer Vettern nach der ihrem Ahnen entrissenen Kur als 
drohendes Gespenst vor Augen; überdies war er als deutscher 
Fürst der Einmischung des Auslandes abhold, und gerade durch 
die Unterstützung des Pfalzgrafen konnte Deutschland ein Spiel- 
ball in den Händen der benachbarten Fürsten werden. Es 
waren demnach nicht durchwegs verwerfliche Gründe, welche 
die Haltung Johann Georgs bestimmten. Als Anstruther bei 
dem Kurfürsten anlangte und um seine Mithilfe für den Pfalz- 
grafen bat, lehnte er sie ab, weil dieselbe nur gefährliche Kriege 
im Gefolge hätte und die kaiserliche Entscheidung bezüglich 
des Pfalzgrafen nicht mehr rückgängig gemacht werden könne, 
da der Herzog von Baiem als Kurfürst von fast allen ßeichs- 
ständen anerkannt worden sei. Er (Johann Georg) könne dem 
Könige von England nicht die gehoffte ,Assistenz' versprechen, da 
er selbst dem Kaiser und Reich mit Pflicht verwandt und zugethan 
sei und den Herzog von Baiem als Kurfürsten anerkannt habe. 

* Kopenhagner 8t.-A. Kurbrandenburg an Christian IV. ddo. 22. April/2. Mai 
1624. Friedrich an Christian 10./20. Juli 1624, Elisabeth an Christian IV. 
ddo. 10./20. Juli 1624. Ebend. Propositiones et postulata des Anstruther. 
Antwort Christians ddo. 27. Juli/ 6. August 1624. Busdorf, I, 350, 303. 
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Auf der Rückreise von Sachsen besuchte Anstruther den 
Herzog von Braunschweig, bei dem er dieselbe Bitte vorbrachte 
wie bei Johann Georg. Die Antwort lautete wie in Kopen- 
hagen, der Herzog könne sich nicht früher entscheiden, als bis 
er über die-Haltuiig befreundeter Fürsten informirt sei. Günstiger 
äusserte sich nur der KurfUrst von Brandenburg, als Anstruther 
auch bei ihm vorsprach.* 

Um die Angelegenheit wegen Abschluss des Bündnisses 
nicht in eine gefährliche Stagnation gerathen zu lassen, that 
der Kurfürst von Brandenburg einen bedeutsamen Schritt, 
indem er, obwohl von Niemandem gerufen oder eingeladen, das- 
selbe mit aller Kraft vorzubereiten beschloss und, soweit es an 
ihm lag, an die Spitze der diplomatischen Vorbereitung treten 
wollte. Sein Rath Bellin sollte zu diesem Ende nach Stockholm, 
Kopenhagen, London und Paris reisen und die Säumigen zur 
Eile, die Unentschlossenen zur Entschiedenheit, alle aber zur 
Opferwilligkeit ermahnen. Vor Allem sollte er in Kopenhagen 
fUr die Beilegung der mannigfaltigen Differenzen zwischen 
Dänemark und Schweden wirken; wenn ihm dies nicht gelang, 
so waren alle Hoffnungen auf Christian IV. vergebens. Als er 
in Kopenhagen anlangte, erfahr er zu seiner Freude, dass die 
kriegerischen Verwicklungen mit Schweden friedlich beigelegt 
seien und Christian IV. sich zur Hilfe für den Pfalzgrafen er- 
klärte, wenn die Versprechungen des Königs von England einen 
sicheren Verlass bieten und Frankreich sich mindestens zu 
einer mehrjährigen Geldhilfe verpflichten würde.* Da Bellin 
nicht im Stande war, die Erfüllung dieser Bedingungen zuzu- 
sagen, musste er seine Mission in Dänemark vorläufig als be- 
endet ansehen und lenkte also seine Schritte nach Schweden. 
Vielleicht stellte sich Gustav Adolf an die Spitze des deutschen 



^ Sachs. St.-A. Anstruther an Karsachsen ddo. 28. Juli/7. August 1624. 

Christian IV. an Kursachsen ddo. 28. Juli/7. August 1624. Summa eorum, 

quae Anstrutherus Electori Saxoniae proponit ddo. 5./ 15. September 1624. 

Münchner St.-A. Responsio Electoris ddo. 11. /21. September 1624. Sachs. 

St.-A. Kursachsen an Ferdinand II. ddo. 12./22. September 1624. Wiener 

St.-A. Antrag Anstrutherus bei dem Herzog von Braunschweig ddo. 

11./21. October 1624. Sachs. St.-A. Antwort des Herzogs von Braunschweig. 

Sachs. St.-A. Kurbrandenburgs Antwort, 
s Berliner St.-A. Instruction für Bellin ddo. 30. Jali/9. August 1624. Bellin 

an Kurbrandenburg ddo. 17./27. August 1624. 



Digitized by 



Google 



125 

Bündnisses, an dem sich England und Frankreich blos mit 
Geld betheiligen wollten. 

Gustav Adolf hatte schon vor einem Jahre eine Gesandt- 
schaft an die Generalstaaten geschickt, sie um Hilfe gegen die 
Polen ersucht und bei dieser Gelegenheit die glänzenden Resultate 
einer solchen Hilfeleistung für die gemeinsame Sache geschildert. 
Der Krieg sollte sich nicht auf Polen allein beschränken, sondern 
sich auch in die katholischen Provinzen hinziehen, wenn die 
Generalstaaten dem Grafen Mansfeld und Christian von Halber- 
stadt den Zug nach Böhmen und Schlesien anbefehlen würden. 
Auf diese Weise konnte auch die Restitution des Pfalzgrafen 
leicht zuwege gebracht werden.^ Dieser Plan, den Bethlen 
gleichfalls entworfen hatte, wurde jedoch durch die Niederlage 
bei Stadtlohn zunichte gemacht, und Gustav Adolf blieb vor- 
läufig nichts Anderes übrig, als wieder zuzuwarten und sogar 
die Bitte um Unterstützung, die der Pfalzgraf im November 1623 
an ihn richtete, abzulelmen. Aus diesem Grunde Hess sich 
Gustav Adolf auch mit Polen in Friedensverhandlungen ein, 
da er, auf seine eigenen Kräfte beschränkt, für seine Anstren- 
gungen kein glänzendes Resultat erwartete; thatsächlich schloss 
er einen einjährigen Waffenstillstand mit den Polen ab. Als 
nun Jakob den Gesandten Ritter Spens von Wormston im 
Juni 1624 an ihn schickte und ihn um seinen Beitritt ersuchte, 
war er Feuer und Flamme und gleich bereit, die Waffen zur 
Restitution des Pfalzgrafen zu erheben, wenn er auf eine be- 
deutende Unterstützung bauen konnte, denn er war gewiss, 
dass ihm die Stärkung der protestantischen Partei von Vortheil 
bei dem bevorstehenden Kampfe mit Polen sein würde. ^ In 
klarer Weise setzte sein hervorragender Vertrauensmann, der 
schwedische Reichskanzler Axel Oxenstiema, dem pfälzischen 
Rath Camerarius die Bedingungen auseinander, die Gustav 
Adolf für seinen Anschluss stelle. Er war bereit, den Zug nach 
Schlesien zu unternehmen, wie dies der König von England 
verlangte, trotzdem ihm die Polen dabei in die Flanke fallen 
konnten, aber er wollte vor jeder Feindseligkeit des Königs von 
Dänemark gesichert sein und über eine grosse Flotte verfügen, 

^ Schybergsohn, Sweriges och Hollands Diplomatiska fürblrdelser, S. 39 
und 50. Moser, Patriotisches Archiv V, 34. 

»Moser, a. a. O, V, 40. Gustav Adolf an Friedrich ddo. 22 August/1. Sep- 
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die theils auf englische^ theils auf holländische Kosten ausgerüstet 
werden sollte, um mit ihrer Hilfe die Ostsee zu beherrschen.^ 

Nun kam auch Bellin nach Stockholm, um einen besseren 
Erfolg zu erzielen, als er ihm in Kopenhagen zutheil geworden 
war. Er versprach dem Könige nicht die Mithilfe Englands, 
Hollands und Frankreichs, denn dazu war er nicht berechtigt, 
wohl aber die der mächtigeren deutschen Fürsten und Reichs- 
städte und die eifHgsten Dienste seines eigenen Herrn. Er 
verhehlte nicht, wie ungünstig die Antwort von Dänemark ge- 
lautet hatte, wie man sich dort hinter die Gefahren eines 
schwedischen Angriffes geflüchtet und ihm deshalb eine zwei- 
deutige Antwort gegeben habe. Gegen Bellin sprach sich Gustav 
Adolf noch offener aus, er wollte die Direction des ganzen 
Krieges auf sich nehmen, wenn die protestantischen Fürsten 
ihn darum ersuchen, ihm beistehen und ihn gegen all&llige 
Angriffe in seinen eigenen Besitzungen (womit wieder zunächst 
Dänemark gemeint war) unterstützen und ihm an der Ostsee 
einen Hafen einräumen würden. Bellin billigte den Plan inso- 
feme nicht, als derselbe mit dem Angriff auf Schlesien beginnen 
sollte, was dem Kurflirsten von Brandenburg aus mehr als 
einem Grunde nicht genehm war; aber in Schweden steifte man 
sich auf diesen Angriff, da man damit auch Polen treffen wollte, 
um dessentwillen man auch die Erweiterung des Bündnisses 
auf den Grossfiirsten von Moskau vorschlug. Um möglichste 
Klarheit in die Verhandlungen zu bringen, entwarf Oxenstierna 
eine Berechnung der Kriegskosten, insoweit sie die in Deutsch- 
land zu werbenden Truppen betraf und also von den deutschen 
Fürsten getragen werden mussten, und bemühte sich schon 
jetzt, mit Christian von Halberstadt und den Herzogen von 
Weimar in nähere Beziehungen zu treten, da sich sein Herr 
ihrer Kriegserfahrung bedienen wolle.* 

Bellin reiste, zufriedengestellt durch den Eifer, dem er in 
Schweden begegnete, wieder ab und sollte nun im Auftrage 
seines Herrn seine Schritte nach dem Haag, nach London und 
Paris lenken, um über seine Erfahrungen zu berichten, die be- 
treffenden Mächte für die Annahme der schwedischen Vorschläge 

^ Moser, V, 43. Oxenstierna an Camerarias ddo. 24. Au^st/3. September und 

10./20. September 1624. 
' Coli. Camer. Oxenstierna an Camerarius ddo. 10./20. und 21./31. October, 

22. October/1. November 1624. 
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zn gewuinen und dem Könige die nöthigen Kriegsmittel zu 
verschaffen. Der Gesandte sollte nach den erhaltenen Weisun- 
gen mit allem Eifer die Hindernisse^ die sich hie und da 
gegen den neuen Angriffsplan aufthtirmen würden, wegräumen, 
überall zu den grössten Opfern, zur Eile und zur Gewinnung 
neuer Bundesgenossen mahnen. In England sollte er auf die 
Standhaftigkeit Georg Wilhelms hinweisen, der allein den Her- 
zog von Baiem als Kurfürsten nicht anerkenne, und der zu 
Opfern bereit sei, wenn der Krieg unter einer tüchtigen Di- 
rection seinen Anfang nehmen würde. Er sollte hieftir in ge- 
schickter Weise den König von Schweden empfehlen, ohne 
jedoch bei dieser Empfehlung den König von Dänemark herab- 
zusetzen, und darauf bestehen, dass Christian IV. als Herzog 
von Holstein seinen Kriegsbeitrag leiste, und jedenfalls trachten, 
dass durch englische Vermittlung auch der Schatten eines Zwie- 
spalts zwischen Dänemark und Schweden schwinde. Da Gustav 
Adolf die Aufstellung von 24 Regimentern zu Fuss und 6000 
Reitern sammt einer entsprechenden Artillerie für nothwendig 
erklärt hatte, so sollte Bellin ersuchen, dass England die halben 
Kriegskosten auf sich nehme, so dass die deutschen Fürsten 
nur mit der anderen Hälfte belastet würden. Endlich sollte 
Bellin die Hilfe Englands nicht blos für ein Jahr, sondern für 
drei nachsuchen und Verabredungen treffen, wie die Proviant- 
zufuhr zu Schiff erleichtert und kurz alle nothwendigen Vor- 
bereitungen getroffen würden. In Frankreich sollte er um 
Subsidien ersuchen, damit den deutschen Fürsten die auf sie 
entfallende Last der Unterhaltung des halben Kriegsvolkes er- 
leichtert würde. Sollte er im Haag bemerken, dass der Pfalz- 
graf der schwedischen Direction nicht günstig gestimmt sei, 
so brauchte er die Mithilfe des Kurfürsten nicht anzubieten 
und konnte dann vielleicht auch die Reise nach England und 
Frankreich fallen lassen.^ 

Bevor Bellin nach dem Haag reiste, besuchte er die Hanse- 
städte, um dieselben zur Theilnahme an dem Bündnisse zu be- 
wegen. Er fand bei diesen mehr Geneigtheit, als Anstruther 
bei den deutschen Fürsten gefunden hatte; sie waren bereit, 
ihr Schärflein beizutragen, wenn England und die deutschen 
Fürsten dies thun würden, nur die Führung Gustav Adolfs 
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machte die Hamburger stutzig; in diesem jungen Fürsten ahnten 
sie wohl die glänzenden Eigenschaften^ aber auch seine Erobe- 
rungslust, der sie zum Opfer zu fallen fürchteten. ^ Gborg Wilhelm 
hatte dagegen sein ganzes Vertrauen auf Gustav Adolf gesetzt; 
wenn dieser sich an die Spitze des Kriegszuges gegen die Ka- 
tholiken stellte, so wollte er mithalten und Alles zur Beförderung 
der gemeinsamen Allianz thun, sonst aber nicht. In der That 
hatte er sich jetzt in den Vordergrund gestellt, doch wünschte 
er nicht, dass dies bekannt würde, und trug deshalb seinem Ge- 
sandten auf, dafUr zu sorgen, dass nicht er bei den General- 
staaten als Urheber der vorgeschlagenen Allianz gelte, sondern 
dass die Vorschläge im Namen des Pfalzgrafen und des Prinzen 
von Oranien geschehen sollten. * Zu gleicher Zeit hatte er den 
Obersten Fuchs nach Stuttgart geschickt, um den Herzog von 
Württemberg zu bestimmten Zusagen bezüglich einer Hilfe- 
leistung zu veranlassen und ihm bei dieser Gelegenheit den 
Entschluss des Kurfüi*sten, sich des gemeinen Wesens anzu- 
nehmen, zu erklären. Fuchs kam seinem Auftrage nach, be- 
richtete in Stuttgart, dass der Markgraf Christian von Branden- 
burg 100.000 Gulden beisteuern werde, und dass man von Nürn- 
berg auf 200.000 Thaler hoffen könne, vorläufig aber ein fester 
Beschluss aus Furcht vor Verrath noch nicht gefasst sei. Sein 
Antrag wurde in Berathung gezogen; welche Antwort ihm zu- 
theil wurde, ist nicht bekannt, jedenfalls nur eine vertröstende, 
denn Württemberg konnte wegen der Nähe der ligistischen 
Truppen erst dann seinen Beitritt erklären, wenn die Rüstungen 
der Freunde durch ihre Bedeutung ihm einige Sicherheit boten. ^ 
In Schweden war man auf das Aeusserste gespannt, welchen 
Anklang die gemachten Anträge im Haag und in London — und 
auf diese Orte kam es am meisten an — finden würden. Was 
den Pfalzgrafen betrifft, so war der Verdacht, den man in Berlin 
gegen ihn hegte, völlig unbegründet, denn kaum hatte er die 
Nachricht von den schwedischen Vorschlägen erhalten, so dankte 
er am 19. December 1624 dem Könige in der feurigsten Weise, 
er versprach, so viel als möglich für dieselben zu wirken, und 

* Berliner St.-A. Bellin an Kurbrandenburg ddo. 28. November/6. December 
1624. 

* Berliner St.-A. Kurbrandenburg an Bellin ddo. 19./29. November 1624. 
^ Coli. Camer. Karl Pawel an den Pfalzgrafen ddo. 26. November/6. De- 
cember 1624. 
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deutete überhaupt nicht im Geringsten an, dass er auf Däne- 
mark Rücksicht nehmen wolle. ^ 

In England hatte sich indessen der Eifer, der sich im 
Frühjahre bei Gelegenheit der Anwesenheit Mansfeld's zeigte, 
merklich abgekühlt. Als Kusdorf im August 1624 den Staats- 
secretär Conway um eine raschere Ausrüstung Mansfeld's er- 
suchte, damit der damals projectirte Reichstag verhindert würde, 
bekam er nur eine ausweichende Antwort, die vorzüglich damit 
begründet wurde, dass Frankreich sich noch zu keinen Zahlungen 
entschlossen habe und die ganzen Bemühungen Mansfeld's wahr- 
scheinlich in Rauch aufgehen würden. Bei dieser Gelegenheit 
kam auch Frankenthal zur Sprache. Rusdorf verlangte, dass 
sich Jakob nach dem Wortlaut des mit der Infantin abgeschlosse- 
nen Vertrages nach Ablauf der stipulirten Frist wieder in den 
Besitz der Feste setze, und dasselbe verlangte auch eine De- 
putation dieser Stadt, die deshalb nach London gekommen war. ^ 
Eben hiebei versprach Conway, dass das Geld, welches man 
für Mansfeld bestimmt hatte, zur Ausrüstung einer Armee 
verwendet werden würde, über die allein der Pfalzgraf die 
Verfiigung haben solle. Während dieses Zwiegespräches traf 
die Nachricht ein, dass Mansfeld von Ludwig XIII. die ge- 
wünschte Geldunterstützung erhalten werde, und nun meinte 
Conway, dass man die Anwerbung einer Armee unter dem 
Commando des Pfalzgrafen werde fallen lassen und dem Grafen 
die früher versprochenen Summen werde zahlen müssen. Die 
Deputirten von Frankenthal erhielten dagegen die Antwort, dass 
Jakob auf alle Fälle eine Armee für die Pfalz ausrüsten werde; 
es blieb nur unentschieden, unter wessen Commando sie stehen 
sollte. Rusdorf hatte kein Zutrauen in die Erfüllung dieses 
Versprechens, und dasselbe minderte sich noch, als er von der 
wenig tröstlichen Antwort Christians IV. auf die Botschaft An- 
struthers erfuhr. Aber die Räthe des Königs Jakob beschäf- 
tigten sich ernstlich mit der Errichtung einer unter die Befehle 
des Pfalzgrafen zu stellenden Armee und hoflPten für dieselbe 
auf die Unterstützung der Generalstaaten, Dänemarks und der 
deutschen Fürsten, trotzdem die Nachrichten Anstruthers so 
übel lauteten. Als Rusdorf fragte, ob man Mansfeld ganz fallen 



1 Moser, V, 91. 

« Rusdorf, I, 333, 345. 
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lassen wolle, meinte Conway, dass man ihm gegenüber für drei 
und höchstens sechs Monate verpflichtet sei und nach dem bald 
bevorstehenden Ablauf dieser Frist ihm gegenüber jede Ver- 
pflichtung aufhöre; überhaupt bedauerte man jetzt in England, 
dass man mit Mansfeld jenen Vertrag abgeschlossen hatte.* 

Das Schicksal von Frankenthal bildete jetzt den Gegen- 
stand eingehender Unterhandlungen in London. Mit lächerlicher 
Weitschweifigkeit erwog man die Mittel, wie die Stadt zu retten 
sei, ob dadurch, dass Jakob sie in seinen eigenen Schutz nehme 
(aber wie sollten englische Truppen nach Frankenthal kommen?) 
oder in die Verlängerung der spanischen Sequestration willige. 
Sollte er vielleicht die Stadt für neutral erklären oder es den Bür- 
gern überlassen, mit den Feinden in Unterhandlungen zu treten, 
um ihr Vermögen und ihre Religion zu sichern? Man sah in Eng- 
land nicht ein, dass das Loos Frankenthals von dem des Pfalz- 
grafen nicht getrennt werden könne, und dass die Infantin die 
Stadt gewiss nicht herausgeben werde, wenn nicht ein Ausgleich 
zu Stande kam, den der Kaiser bestätigte. Maximilian vonBaiem, 
der Frankenthal nie aus den Augen Hess, weil er fürchtete, 
die Infantin könnte aus Rücksicht für Spanien die Stadt doch 
wieder einer englischen Garnison einräumen, ermahnte den 
Kaiser schon im Monate Juli, dafür zu sorgen, dass dies nicht 
geschehe; er erzählte, dass man von Frankreich aus Truppen 
unter dem Commando Mansfeld's nach Deutschland schicken 
wolle, und schilderte überhaupt die von Frankreich drohenden 
Gefahren in den dunkelsten Farben. Es bedurfte nur dieses 
Winkes, um den Kaiser zu dem gewünschten Schreiben an die 
Infantin anzuspornen. Als man nun in England beschlossen 
hatte, die Herausgabe Frankenthals von derselben zu verlangen, 
und der Herzog von Baiem hievon erfahr, wiederholte er seine 
Warnungen bei dem Kaiser und dieser bei der Infantin; wir 
wollen nur noch bemerken, dass die Letztere ihre Truppen nicht 
herauszog und sonach sich um den mit Jakob abgeschlossenen 
Vertrag nicht kümmerte. ^ 

In der Angelegenheit des Grafen Mansfeld geschah ein 
weiterer Schritt, als derselbe wieder nach England kam und 

1 Rusdorf, I, 3Ö0, 359, 363, 372. 

* Rusdorf, I, 356 und 371. Münchner St.-A. Maximilian an Ferdinand IL 

ddo. 16. Juli und 3. November 1624. Ferdinand II. an Kurmainz ddo. 

25. August 1624. 
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berichtete, König Ludwig habe ihm erlaubt, mit den Truppen, 
die er in England anwerben würde, in Calais zu landen, von 
dort aus nach Deutschland zu marschiren und im Nothfalle den 
Rückzug nach Frankreich zu nehmen. Die englische Regierung 
verlangte jedoch, dass Ludwig sich schriftlich zu diesen Conces- 
sionen verpflichte und dass Mansfeld die Truppen nur zur 
Wiedereroberung der Pfalz verwende. Allein der Letztere 
wollte lieber dem gegebenen Worte vertrauen als einem schrift- 
lichen Versprechen, und seine selbstbewusste Art des Auftretens 
machte den gewünschten Eindruck auf Jakob, der nun nicht 
mehr davon sprach, die Armee dem unmittelbaren Befehle des 
Pfalzgrafen zu unterstellen, sondern den Grafen in den Audien- 
zen, die er ihm ertheilte, auf die schmeichelhafteste Weise be- 
handelte. Buckingham gab ihm am 12. October 1624 die Ver- 
sicherung, dass ihn der König mit 20.000 Pfund monatlich 
unterstützen und ausserdem 15.000 Pfund zu den Kosten der 
Werbungen beitragen werde. Es wurde als selbstverständlich 
angesehen, dass Frankreich sich daran betheiligen werde, und 
Mansfeld zeigte in dieser Beziehung ein solches Vertrauen, dass 
er den König Jakob von der Beitragsleistung entbinden wollte, 
im Falle Frankreich seinen Versprechungen nicht nachkäme. 
Der General hoffte nun auf die Auszahlung der 15.000 Pfund, 
statt dessen erhielt er nur 12.000 Francs, mit dem Bedeuten, 
der Rest werde ausbezahlt werden, wenn Frankreich sich schrift- 
lich zu Zahlungen verpflichte. Wieder wurde also eine Be- 
dingung gestellt, auf deren Erfüllung schwer zu rechnen war, 
weil der Cardinal Richelieu mit Rücksicht auf den Papst und 
auf Maximilian von Baiem schriftlich keine Verpflichtungen 
eingehen wollte, die er sonst gern einzuhalten bereit war. Jeden- 
falls wurde der englische Gesandte in Paris instruirt, von Lud- 
wig die schriftliche Erklärung zu verlangen und überhaupt den 
Abschluss eines engen Bündnisses zu beantragen, bevor die Heirat 
abgeschlossen wäre. Mansfeld, der mittlerweile nach dem Haag 
abgereist war, wo er sich mit dem Pfalzgrafen und dem Prinzen 
von Oranien eingehend' besprochen hatte, kam wieder am 14. No- 
vember nach London zurück, um die Auszahlung der ver- 
sprochenen Gelder energisch zu betreiben, da er zahlreiche 
Officiere und Soldaten seiner früheren Armee wieder angeworben 
und diese sich in Hamburg und Bremen eingeschifft hatten, 
um nach England hinüberzufahren, wo ihre weitere Completirung 
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erfolgen sollte. Seine Mittheilnngen überraschten^ man wollte 
bei Hofe nicht glauben, dass er mit seinen Rüstungen so 
weit vorgeschritten sei, und ihn zunächst damit befriedigen, 
dass man ihm ein förmliches Emennungsdecret (vom 17. No- 
vember 1624) als Anführer der nach der Pfalz bestimmten 
Armee übermittelte, dem die Clausel beigefügt war, dass er sich 
jedes Angriffes auf die spanischen Besitzungen und auf die 
Infantin enthalten müsse. Mansfeld musste bei der Uebemahme 
dieses von Jakob unterzeichneten Decretes sich verpflichten, 
dass er demselben nachkommen und sonach mit Spanien Frieden 
halten werde. Er dürfe also nur den Kaiser und die Liga an- 
greifen, nicht aber die Infantin, von der man voraussetzte, dass 
sie freiwillig Frankenthal und die untere Pfalz räumen werde. 
Einige Tage später langte aus London die Nachricht an, dass 
Ludwig die verlangte Schrift nicht ausgestellt, aber Bürgschaft 
geleistet habe, sechs Monate lang die nöthigen Geldmittel dem 
Grafen zur Verfugung zu stellen. ^ Da derselbe für die Caval- 
lerie durch Anwerbungen in Frankreich gesorgt hatte und man 
jetzt auch in England die Tasche nicht mehr so zugeknöpft 
hielt, so konnte man mit Sicherheit die baldige Ausrüstung der 
ganzen Armee erwarten. 

n. 

Gustav Adolf hatte mittlerweile über den Kriegszug gegen 
den Kaiser reiflicher nachgedacht, und wiewohl er noch immer 
bereit war, sich daran zu betheiligen, so glaubte er doch die 
gestellten Bedingungen noch erweitem zu müssen, um eines 
Erfolges sicher zu sein. Spens bekam also vor seinem Ab- 
schiede eine Schrift, welche die sämmtlichen Bedingungen ge- 
nau specialisirte. Der König erbot sich, aus eigenen Mitteln 
12 Regimenter Fussknechte und 2000 Reiter auszurüsten, dafür 
sollten die Bundesgenossen 24 Regimenter Fussvolk und 6000 
Reiter aufstellen; die Kanonen und die Munition wollte er selbst 
liefern, die Verbündeten sollten nur die Pferde und Wagen bei- 
stellen. Den Angriff wollte er entweder von Danzig aus durch 
Polen nach Schlesien unternehmen, oder aber längs der Weser 



1 Rasdorf, I, 374, 377, 379, 388, 391 und 395. Münchner St-A. Friedrich 
an Rusdorf ddo. 6./16. December 1624. 
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ins Innere Deutschlands ziehen. Die Entscheidung darüber 
sollte den verbündeten Fürsten vorbehalten werden, doch ver- 
langte er auf alle Fälle die Einräumung zweier Hafenplätze, 
des einen an der Ostsee, des anderen an der Nordsee, und 
bezeichnete als solche Wismar und Bremen; in dem einen 
wollte er seine Flotte und in dem anderen die der verbündeten 
Mächte versammeln. Er wünschte femer, dass sich das Bündniss 
auch auf Lübeck, Hamburg, Bremen und die Grafschaft Ostfries- 
land erstrecken solle. Wir wollen die Einzelheiten seiner Vor- 
schläge nicht weiter anführen und bemerken nur, dass sie auf 
das Eingehendste ausgearbeitet waren und ebenso von seiner 
Sachkenntniss wie von seiner Vorsicht zeugten; vor Allem wollte 
er genau versichert sein, dass die AUiirten zwei Drittel der 
Kriegskosten tragen würden, während er sich zu einem Drittel 
erbot. Das Regiment berechnete er auf 1200 Mann, während 
es damals üblich war, es zu 3000 Mann zu berechnen. Die 
36 Infanterieregimenter würden sammt der Cavallerie 51.200 
Mann betragen haben, was mit der Artillerie, dem Train und 
sonstigem dienenden Volk eine Armee von mindestens 70.000 
Mann ergeben haben würde. ^ Auch diesmal war der Pfalzgraf 
mit den schwedischen Bedingungen einverstanden, er dankte 
in warmen Worten und versicherte dem König, dass er seinen 
ganzen Einfluss in Deutschland aufbieten werde, um die ge- 
wünschte Unterstützung zustande zu bringen. Camerarius war 
voller Bewunderung für den Eifer und die Umsicht des Königs 
und bemerkte gegen Oxenstiema, dass er sich vor Staunen 
nicht fassen könne, denn Gustav Adolf bemühe sich um die 
Wiederherstellung der alten Ordnung in einer Weise, als ob 
es sich ihm um die Begründung einer neuen Herrschaft handle. 
Wie wenig ahnte Camerarius, dass er mit dieser Bemerkung 
den Nagel auf den Kopf getroffen hatte! Dagegen besorgte er, 
dass die Einräumung des Hafens von Wismar und Bremen auf 
starken Widerspruch stossen werde, aber er hoffite, dass sich 
die Schwierigkeiten überwinden lassen würden, zumal der Kur- 
fürst von Brandenburg die einzelnen deutschen Fürsten fUr 
das Bündniss zu gewinnen suche.* 



^ Coli. Gamer. Brevis informatio dem Jakob Spens gegeben. Ebend. Friedrich 

an Gustav Adolf ddo. 9./19. December 1624. 
' Schybergson, a. a. O. 114. Moser, V, 94. Oxenstiema an Camerarius ddo. 

23. Januar/2. Februar 1625. 
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Seine Angaben über die Bemühungen des Brandenburgers 
waren richtig, denn neben Bellin sandte der Kurfürst auch 
seinen Rath Götz nach Stargard an den Hof des Herzogs Johann 
Albrecht von Mecklenburg, wo er über die laue Haltung des 
Königs von Dänemark und über die Entschlossenheit Gustav 
Adolfs berichten sollte, und wie derselbe bereit sei, den Krieg 
aufzunehmen, wenn die deutschen Fürsten sich zu Geldbeiträgen 
verstehen würden. Der Herzog hatte jedoch keine Lust, die 
auf ihn entfallende Quote zu zahlen, er wollte weder den Kaiser 
durch einen AngriflF, noch den König Christian IV. durch die 
Uebertragung der Direction an Schweden beleidigen. Erst auf 
weiteres Drängen wurde Johann Albrecht etwas freundlicher 
und versprach, sich den gemeinsamen Interessen nicht zu ent^ 
ziehen, aber er wollte trotzdem kein bestimmtes Versprechen 
geben, sondern verschob die endliche Entscheidung auf eine 
Unterredung mit seinem abwesenden Bruder. ^ Dieser im Ganzen 
missliche Erfolg der Reise hinderte den Kurfürsten von Branden- 
burg aber nicht, auf dem betretenen Wege fortzuschreiten, und 
so brachte er es endlich dahin, dass sich eine Anzahl nord- 
deutscher Fürsten zu einer Zusammenkunft in Magdeburg 
entschloss, die am 27. Januar abgehalten werden sollte, und 
von der der Kurfürst zum Mindesten dasselbe Anbot erwartete, 
welches dieselben Fürsten ehedem dem Kurfürsten von Sachsen 
gethan hatten, wenn er sich des Pfalzgrafen annehmen würde. ^ 
Es scheint jedoch nicht, dass die geplante Zusammenkunft 
stattfand, da der Kurfürst bald auch von anderen Fürsten — 
wahrscheinlich denen von Braunschweig und Pommern — ebenso 
ungünstige Bescheide wie von Mecklenburg erhielt. Den Eifer 
des Brandenburgers kühlte dies jedoch nicht ab; theils eigene 
Einsicht, theils die steten Mahnungen der Mutter des Pfalzgrafen, 
die bei ihm in Berlin wohnte, liessen ihn nicht zur Ruhe kommen: 
so setzte er denn das angefangene Werk fort.^ 



^ Berliner St.-A. G^z an Eurbrandenbur^ ddo. 3./ 13. December 1624. 

* Rnsdorf, I, 451. Wir erfahren ans Rusdorf, dass dem Kurfürsten von 
Sachsen 15.000 Mann angeboten worden. Diese Thatsache ist unbekannt, 
und mag das Anerbieten wahrscheinlich vom niedersächsischen Kreise vor 
der Schlacht bei Stadtlohn geschehen sein. Berliner St.-A. Bellin an 
Rusdorf ddo. 8./18. Februar 1625 Schybergson 151. 

' Berliner St-A. Bellin an Kurbrandenburg ddo. 15./25. und 17./27. Decem- 
ber 1624. 
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Im Haag fanden der Operationsplan und die daran ge- 
knüpften Forderungen nicht blos den Beifall des Pfalzgrafen, 
sondern auch den des Prinzen von Oranien. Man verhandelte über 
das Offensiv- und Defensivbündniss, das die vereinten Fürsten 
verbinden solle, aber wiederum gingen die meisten Schwierig- 
keiten von England aus, das Spanien nicht angreifen wollte, 
während die Holländer und Franzosen nur unter dieser Be- 
dingung daflir gewonnen werden konnten. 

Mittlerweile war Mansfeld mit seinen Werbungen zu Ende 
des Jahres 1624 so weit fertig geworden, dass er über 12.000 
englische und 5000 deutsche Fussknechte und 2000 französische 
Reiter verfügte, wobei sich England, Frankreich, Savoyen und 
Venedig zu monatlichen Zahlungen von je 20.000 Pfund, 60.000 
Kronen, 30.000 Kronen und 20.000 Kronen verpflichteten. Noch 
war aber eine Frage nicht endgiltig gelöst, und zwar die, 
wie Mansfeld seinen Zug nach der Pfalz antreten solle, ohne 
die spanischen Niederlande zu berühren, ob er in Holland 
landen und durch die spanischen Niederlande vorrücken solle. 
Frankreich wünschte das letztere, weil es England in den Bruch 
mit Spanien zu verwickeln wünschte, Jakob wollte dies aber 
um keinen Preis zulassen und schien nicht übel Lust zu haben, 
die Verhandlungen mit Frankreich abzubrechen; gedrängt von 
der antispanischen Partei, entschloss er sich doch zuletzt zu 
einer Concession: er bevollmächtigte den Grafen Mansfeld zum 
Kriege gegen den Kaiser, Baiern und die deutschen Bischöfe, 
welche die Restitution des Pfalzgrafen hindern, um sie zur 
^Billigkeit' zu zwingen. Zugleich trug er ihm auf, an die In- 
fantin ein Gesuch um freien Durchmarsch zu richten; wenn sie 
es ihm verweigern würde, so solle er sie angreifen dürfen. Auf 
diese Weise willigte Jakob in die Möglichkeit eines Krieges 
mit Spanien, den er aber durch die Nachgiebigkeit der Infantin 
zu vermeiden hoffte. Auch der Pfalzgraf stellte dem Grafen 
Mansfeld eine Vollmacht zum Einrücken in die Pfalz aus, in 
der er der Verdienste Englands und Frankreichs um die Aus- 
rüstung seiner Armee gedachte. Da jedoch Ludwig XIH. die aus- 
drückliche Erwähnung seiner Mithilfe nicht wünschte, so theilte 
Mansfeld dem Pfalzgrafen diesen Wunsch mit, und Frankreichs 
Name wurde nicht genannt. Trotz Jakobs theilweiser Nachgiebig- 
keit blieb es noch immer unentschieden, welche Richtung Mansfeld 
einschlagen würde. Ludwig XIII. wünschte, dass er in Holland 
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landen solle, nm den Generals taaten bei Breda beizustehen und 
die Spanier zur Aufhebung der Belagerung zu nöthigen; Jakob, 
um die Sicherheit seiner Armee besorgt, wollte dies nicht zugeben. 
Denn wie und wo sollte sich die französische Cavallerie mit 
Mansfeld verbinden, und welchen Unfällen konnte er bis dahin 
ausgesetzt sein? Man einigte sich schliesslich dahin, dass Mans- 
feld in Holland landen und Ludwig XIII. ihm die französischen 
Reiter auch zu Schiff dahin nachschicken solle. ^ 

Kaum war dieser Beschluss gefasst, als Spens und Bellin 
in London anlangten, um über ihre Verhandlungen mit Gustav 
Adolf zu berichten. Als Bellin von Jakob in Audienz empfangen 
¥rurde, bemühte er sich mit allem Eifer, ihn ftir die schwedi- 
schen Vorschläge zu gewinnen, indem er ihm haarscharf bewies, 
dass Mansfeld für die Restitution des Pfalzgrafen nicht genüge 
und deshalb weit grössere Kräfte in Bewegung gesetzt werden 
müssten. In seiner Antwort lobte Jakob den Kurfürsten von 
Brandenburg wegen seiner Theilnahme und tadelte den König 
von Dänemark wegen seiner Zurückhaltung, er hofffce jedoch 
auf seine endliche Gewinnung und erklärte sich bereit, dem 
unter Schwedens Direction sich bildenden Bündnisse beizutreten ; 
von der ihm zugemutheten Beitragsleistung wollte er jedoch 
nichts wissen, da seine Mittel durch die Unterstützung Manfeld's 
erschöpft seien. Rusdorf gewann die Ueberzeugung, dass Eng- 
land in die Direction Schwedens nur dann einwilligen werde, 
wenn Dänemark sich damit einverstanden erklärte. Er meinte, 
Alles, was man von England hoffen könne, sei, dass es Christian 
um die Annahme der Direction ersuchen und dabei die Frage 
stellen werde, ob der König sich mit einer anderen Direction, 
etwa der schwedischen oder der des Kurfürsten von Branden- 
burg, einverstanden erklären werde. Bellin zeigte sich über 
solche Alternativen keineswegs erfreut und Hess durchblicken, 
dass er nur Gustav Adolfs Leitung befürworten werde, was übri- 
gens auch Rusdorfs Wunsch und Meinung war. Um also am 



^ Berliner St.-A. Bellin an Karbrandenburg ddo. 28. December 1624/7. Ja- 
nuar 1625. Bellin an Knesebeck ddo. 31. December 1624/10. Januar 1625. 
Die Briefe des Gamerarius vom Januar 1625 und Busdorf, I, 408 — 418. 
Münchner St.-A. Patent Friedrichs für Mansfeld sammt den beilieg-enden 
Gorrespondenzen. Berliner St.-A. Bellin an Kurbrandenburg^ ddo. 12./22. Ja- 
nuar 1625. Bellin an Adam von Schwarzenberg ddo. 24. Januar/3. Februar 
1626. 
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englischen Hofe keinen Zweifel aufkommen zu lassen^ wirkten 
beide ununterbrochen für die schwedische Direction und für die 
Annahme der von Gustav Adolf gestellten Bedingungen. König 
Jakob suchten sie dadurch zu gewinnen^ dass sie ihn für den 
geistigen Leiter des sich vorbereitenden Bündnisses erklärten 
und ihn um die Berufung eines Conventes ersuchten, an dem 
sich die befreundeten Fürsten betheiligen und das Bündniss end- 
giltig festsetzen sollten. 

In einer Conferenz, an der sich der Staatssecretär Conway, 
Bellin, Rusdorf und Spens betheiligten, wurde diese Angelegen- 
heit nochmals verhandelt und auch diesmal trat Bellin mit der 
ganzen Kraft seiner Ueberzeugung für die schwedische Direction 
ein, indem er den König von Dänemark beschuldigte, dass er 
nur seinen eigenen Vortheil im Auge habe und sich demnach 
wenig für die Rolle eigne, die ihm England zutheilen wolle. 
Bellin wollte zwar zugeben, dass Christian zu dem gemeinsamen 
Convent eingeladen werde, aber nur damit er Farbe bekenne, 
und nicht damit man ihm die Direction antrage. Er war auch 
dagegen, dass man Frankreich zur Theilnahme an dem Bünd- 
nisse auffordere (sondern nur zu Zahlungen), damit dieses 
seinen religiösen, das heisst protestantischen Charakter nicht 
verliere.^ Die Entschiedenheit und Klarheit der branden- 
burgischen Politik Hess diesmal nichts zu wünschen übrig, aber 
trotz ihrer scheinbaren Uneigennützigkeit war sie auch von 
selbstsüchtigen Motiven geleitet. Der Kurfürst hatte nämlich 
im Interesse seiner Jülicher Erwerbungen, welche seit der Kündi- 
gung des Waffenstillstandes von Spaniern und Holländern be- 
setzt und gleichmässig ausgesogen wurden, mit seinem Mit- 
besitzer, dem Pfalzgrafen Wolfgang Wilhelm von Neuburg, zu 
Düsseldorf einen Vertrag geschlossen,^ demzufolge beide sich 
zu Spanien und Holland in freundUche Beziehungen setzen und 
ihrer weiteren Beraubung vorbeugen wollten. Gleichzeitig (11. Mai 
1624) wurde auch eine Theilung des Jülicher Erbes zwischen 
ihnen verabredet, die den Grundsätzen der Billigkeit entsprach. 
Jetzt, wo man in Berlin auf die Bildung eines grossen Bundes 
hoffte, durch den man den Katholiken eine Niederlage bereiten 



^ Eusdorf, I. 421. Berliner St.- A. Bellin an Kurbrandenburg ddo. 4./14. Ja- 
nuar 1625. Rusdorf, I, 427, 437—449. 
« Londorp, VI, 876. 
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konnte^ bereute man die Düsseldorfer Verabredungen und wollte 
dem Neuburger die eingeräumten Vortheile nicht zugestehen. 
Bellin deutete an, dass sein Herr von den künftigen Siegen 
auch Vortheile fiir sich erwarte. 

Als Bellin vor seiner Abreise eine präcise Antwort auf 
die schwedischen Anträge und auf die Jülicher Ansprüche ver- 
langtC; versicherten Buckingham und Conway, dass ihr König 
den Kurfürsten in Bezug auf Jülich unterstützen und dem 
Könige von Schweden gern die Leitung des künftigen Krieges 
übertragen wolle, er werde sich deshalb um die Wegräumung 
der von Dänemark drohenden Schwierigkeiten bemtlhen. Bucking- 
ham empfahl noch insbesondere die Theilnahme Frankreichs 
am Bündnisse und rieth dem Bellin, deshalb möglichst rasch 
nach Paris zu reisen. Dieser erklärte sich bereit, dem Rathe 
zu folgen, verlangte aber statt der allgemein lautenden Zusagen 
genau formulirte Bedingungen bezüglich der Annahme des 
schwedischen Bündnisses, um auf Grund derselben seine An- 
träge in Frankreich stellen zu können. Conway gab nochmals die 
besten Zusicherungen, erklärte sich mit der Direction Schwedens 
einverstanden, wollte dem englischen Gesandten in Paris den 
Befehl ertheilen, den Bellin in seinen Verhandlungen zu unter- 
stützen, aber von einer bindenden Zusage, dass Jakob den 
dritten Theil der Kosten der schwedischen Expedition auf sich 
nehmen wolle, war noch immer nicht die Rede. Da erklärte 
endlich Buckingham, auch dafür Rath schaffen zu wollen, 
der König werde die Subsidien, die er den Generalstaaten 
versprochen habe, hiefür verwenden, denn Holland werde 
nach dem Ausbruch des Krieges keine Unterstützung nöthig 
haben. Obgleich das nur ein einfaches Versprechen war, das 
Bellin nicht genügte, so gab er sich doch vorläufig damit 
.zufrieden und bemerkte, dass man beim Parlament rechtzeitig 
[für das Geld Vorsorge treffen müsse. Für den Convent, an 
I dem sich England, Schweden, Kurbrandenburg, die General- 
staaten und der Pfalzgraf betheiligen sollten, wurde als Ort 
der Zusammenkunft Haag und als Zeitpunkt der 30. April be- 
stimmt. Bellin übernahm es, den König von Frankreich von 
diesem Tage in Kenntniss zu setzen, damit auch er an den 
Verhandlungen theilnehmen könnte. Vor seiner Abreise be- 
sprach er sich mit Mansfeld, der damals noch in Dover stand, 
und empfahl ihm die Eroberung derjenigen Städte der Jülicher 



Digitized by 



Google 



139 

Erbschaft, auf die der Kurfürst Ansprüche machte. Er bekam 
die besten Zusicherungen, musste aber gleichzeitig ein Gesuch 
um Geldunterstützung entgegennehmen.^ 

Bellin traf nach seiner Ankunft in Paris am 11. Februar 
1625 den König nicht an, dafür wurde er von einigen seiner 
Staatsräthe besucht und über den Gegenstand seiner Sendung be- 
fragt. Indem er auf das unter der Direction Schwedens sich 
vorbereitende Bündniss hinwies, ersuchte er, getreu seinen Anti- 
pathien gegen einen katholischen Bundesgenossen, nicht um Unter- 
stützung an Mannschaft, sondern an Geld und erhielt freundliche 
Antworten, die ihn die Gewährung seiner Bitte hoffen Hessen. 
Die Freude wurde ihm aber durch ungünstige Nachrichten ver- 
gällt, die er aus Deutschland erhielt; er vernahm, dass sein Herr 
von denjenigen Fürsten, die er zunächst für die Allianz zu ge- 
winnen suchte, durchwegs abweisende Antworten erhalten hatte. 
Er schrieb deshalb nach London und rieth, Jakob möge sich selbst 
an die betreffenden Fürsten wenden, ihnen genaue Mittheilungen 
über die sich vorbereitende Allianz unter der Direction Schwedens 
und über den auf den 30. April nach dem Haag berufenen Con- 
vent machen und sie zum Anschluss auffordern. Er irrte sich, 
wenn er dadurch einen Erfolg herbeizuführen hoffte, denn die 
deutschen Fürsten waren an die Grossprechereien Jakobs ge- 
wöhnt; wenn sie sich zu einem Bündnisse entschliessen sollten, 
so konnte Jakob sie nicht mehr dazu verlocken, das konnten 
nur Christian IV. und Gustav Adolf, wenn sie ihre gesammten 
Kräfte einsetzten.^ 

Bellin wurde am 19. Februar 1625 von Ludwig XIII. in 
Audienz empfangen und erfreute sich einer so freundlichen Auf- 
nahme, dass seine Hoffnungen sich neu belebten. In einer Con- 
ferenz mit den französischen Staatsmännern, an der sich auch 
Richelieu betheiligte, wiederholte er seine Bitten und Anträge. ^ 
Man ertheilte ihm schliesslich in Paris einen günstigen Bescheid. 
Die Anerbietungen Gustav Adolfs wurden ihrem vollen Werthe 
nach gewürdigt, und Ludwig erklärte sich zur Theilnahme an 
dem Bündnisse bereit, aber nicht als offener, sondern nur als 



^ Rusdorf, I, 457 — 469. Berliner St.-A. Bellin an Kurbrandenburg ddo. 

18./28. Januar 1625. Bellin an Schwarzenberg ddo. 24. und 26. Januar/ 

3. und 5. Februar 1626. 
3 Berliner St.-A. Bellin an Rusdorf ddo. 8./18. Februar 1625. 
8 Berliner St.-A. Bellin an Rusdorf ddo. 10./20. Februar 1625. 
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stiller Gesellschafter mit einem Beitrag von einer Million Livres^ 
zahlbar innerhalb zweier Jahre^ und zwar 300.000 Livres un- 
mittelbar nach Abschluss der Haager Conferenzen und 200.000 
Livres einen Monat später. Ja der König wollte seinen schwedi- 
schen Freunden die Anwerbung von vier Regimentern in Frank- 
reich gestatten^ was allerdings das Geheimniss seiner Theil- 
nahme am Bunde etwas gelichtet hätte ; aber so lang es angieng^ 
wollte Ludwig den Kaiser nur unter der Hand und nicht oflFen 
bekämpfen. Dabei drückte er oder vielmehr Richelieu den 
Wunsch aus, dass man auf die Theilnahme Dänemarks nicht 
verzichten solle; man könne dieselbe vielleicht in der Weise 
gewinnen, dass man sowohl Christian IV. als Gustav Adolf 
getrennt operiren liesse und jeder an die Spitze eines selbständigen 
Heeres gestellt würde; im Falle jedoch beide Könige unter 
dieser Bedingung die Direction ablehnen würden, so sollte sie 
dem Kurfürsten von Brandenburg übertragen werden, unter dem 
der Markgraf von Durlach als Generallieutenant commandiren 
könnte. Frankreich wollte sich an den Conferenzen im Haag 
betheiligen und schlug als Zweck der grossen Allianz ,die Re- 
stitution eines sicheren Friedens in Deutschland und eine rechte 
Retablirung der Interessen der lädirten Fürsten' vor, bei deren 
wechselseitigen Ansprüchen Frankreich und England das Schieds- 
richteramt übernehmen sollten. Diese Sprache war nicht so 
klar, wie es der Kurfürst von Brandenburg wünschte, denn sie 
schlug nicht in unzweideutiger Weise die Restitution des Pfalz- 
grafen vor, und vollends geftlhrlich war der Zusatz, dass es 
den Königen von Frankreich und England oder einem von 
beiden unbenommen bleiben solle, während des folgenden Krieges 
einen Ausgleich mit den Gegnern zu treflfen, dem sich die 
Kriegführenden unterordnen müssten. Bellin erhob deshalb den 
Einwand, dass das Schiedsrichteramt Frankreichs und Englands 
erst von dem Augenblicke an beginnen sollte, in welchem der 
Pfalzgraf vollständig restituirt sein würde. Im Uebrigen bot er 
sich an, die französischen Vorschläge seinem Herrn mitzutheilen. 
Auch für die Ansprüche des Kurfürsten auf das Jülicher Erbe be- 
mühte sich Bellin in Paris und erhielt die besten Zusicherungen. ^ 

^ Berliner St.-A. Resolution dem Bellin in Frankreich g^eben im März 
1625. Bellin an Winterfeld ddo. 28. Februar/10. März 1626. Bellin an Götz 
ddo. 29. März/8. April 1625. Bellin an Knesebeck ddo. 29. April/9. Mai 
und 3./13. Mai 1626. 
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Statt nach Hause zu eilen, hielt es Beilin für seine Pflicht, 
zuerst nach London zu gehen und dort über den Erfolg seiner 
Pariser Reise zu berichten. Er traf in London ein, als Jakob 
schon bedenklich erkrankt war, und da er aus diesem Grunde 
den König wahrscheinlich nur einmal sah, so setzte er die weite- 
ren Verhandlungen mit dem Prinzen von Wales fort. In einer 
Audienz, die ihm der Letztere ertheilte, bei der Conway, Spens 
und Rusdorf zugegen waren, berichtete Bellin über die Resul- 
tate seiner Bemühungen in Paris und bemerkte, dass König 
Jakob sich zur Theilnahme an einem Fürstenbunde behufs der 
Restitution des Pfalzgrafen und der Herstellung des allgemeinen 
Friedens bereit erklärt habe (welche Angabe von Conway und 
dem Prinzen von Wales bestätigt wurde). Aber, so erzählte 
Bellin weiter, Jakob habe sich geweigert, die Einsetzung des 
Markgrafen von Brandenburg in seinen Jtilicher Besitz zu einem 
Vertragspunkte zu machen, und dies müsse selbst auf die Ge- 
fahr eines Bruches mit Spanien geschehen. Conway bemerkte 
nun, dass diese Angelegenheit dem Könige ebenso am Herzen 
liege wie die Restitution des Pfalzgrafen, und dass er einen 
entsprechenden Antrag in den Allianztractat aufnehmen wolle. 
Thatsächlich enthielt ein Allianzentwurf von Conway's Hand 
ausdrücklich den Passus, dass sich die Verbündeten nicht blos 
zu der Restitution des Pfalzgrafen, sondern auch zu der des 
Kurfürsten von Brandenburg in jene Rechte, die ihm der Ver- 
trag von Dortmund und Xanten gewährleiste, verpflichten, und 
dass die Aechtung des Markgrafen von Jägemdorf und der 
kaiserliche Urtheilsspruch in Ansehung des Markgrafen von 
Durlach und des Landgrafen Moriz von Hessen als null und 
nichtig anzusehen und die Betreffenden in ihr Erbe zu restau- 
riren seien. Nun fragte Bellin, was es für ein Bewandtnis mit 
dem Gerüchte habe, dass der König von Dänemark statt des 
von Schweden mit der Anflihrung der auf gemeinschaftliche 
Kosten geworbenen Truppen betraut werden solle, und schlug 
vor, dass die Entscheidung hierüber zum Mindesten auf den 
Congress im Haag vertagt werde. ^ 

Bevor wir den Bericht über diese merkwürdige Conferenz 
fortsetzen, wollen wir den Umschwung andeuten, der sich in 
Kopenhagen vorbereitete und den König Christian aus seiner 



* Rusdorf, I, ölOf. und 663. 
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Reserve herauslockte. Waren die dänischen Könige eifersüchtig 
auf Schweden, so waren sie es doppelt, seit der junge Gustav 
Adolf so bedeutende Erfolge auf dem polnischen Kriegsschau- 
platze erlangt hatte: es war aus diesem Grunde bereits zu 
einem gewaltsamen Zusammenstosse zwischen dem Letzteren 
und Christian IV. gekommen. Als der dänische König nun 
die Nachricht erhielt, dass sich Gustav Adolf an die Spitze 
der deutschen Ftlrsten stellen und den Kaiser bekriegen wolle, 
steigerte sich seine Eifersucht, und er sah ein, dass er seinem 
Nebenbuhler nicht die hohe Rolle überlassen dürfe, die ihm 
selbst zuerst angeboten worden war. Er wollte sich also jetzt 
selbst an dem Kriege betheiligen und dessen Leitung über- 
nehmen. Die Bemühungen des französischen Gesandten de Hayes, 
der eine innige Freundschaft zwischen ihm und Gustav Adolf 
anbahnen sollte, beantwortete er nicht gerade zuvorkommend; 
er war auf den Wunsch Hayes' wohl bereit, in eine Zusammen- 
kunft mit Gustav Adolf zu willigen, als man ihn aber um be- 
stimmte Angabe von Zeit und Ort ersuchte, entschuldigte er 
sich mit seinen Geschäften. Oxenstienia vermuthete ganz richtig, 
der nun erwachte Kriegseifer Christians habe nur darin seinen 
Grund, dass er den König von Schweden von der Direction des 
Krieges verdrängen wolle ;^ er beschuldigte ihn, die Polen zum 
Angriffe auf Schweden zu ermuthigen, damit dieses die Hand 
nicht frei habe. Der schwedische Kanzler sprach sich gegen 
den vertrauten Rath des Winterkönigs, Ludwig Camerarius, 
dahin aus, dass Gustav Adolf angesichts der zum Kriege bereiten 
Polen, die bereits einige UeberfUlle gewagt hatten,* und der 
geringen Anerbietungen von Seite Deutschlands und Englands 
nicht daran denken könne, den Kampf gegen den Kaiser auf- 
zunehmen. 

Der König von Dänemark wollte also die Direction des 
Kriegswesens selbst übernehmen, und da man in Schweden 
wusste, dass Jakob von England wegen seiner verwandtschaft- 
lichen Beziehungen ihn jedem anderen ,Director^ vorziehen 
werde und auch die deutschen Fürsten der Intervention Däne- 
marks geneigter seien als der Schwedens, so trat Gustav Adolf 
in dem Augenblicke zurück, als er die Nachricht von den Ab- 



* Moser,. V. Oxenstierna an Camerarius ddo. 10./20. Februar 1625. 
'Moser, V. Oxenstierna an Camerarius ddo. 12./22. Februar 1626. 
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sichten seines Nebenbuhlers empfing. Da Christian ihm mittheilte, 
er wolle seine Rüstungen unter dem Verwände eines neuen Krieges 
mit Schweden betreiben, und ihn ersuchte, dies nicht übel nehmen 
zu wollen, war er damit einverstanden. Er wollte den Dänen- 
könig die Lorbeem pflücken lassen, die dieser ihm missgönnte. ^ 
Seit wann sich dieser Umschwung in den Absichten 
Christians vorbereitete, ist nicht genau bekannt; jedenfalls war 
er seit Mitte Januar entschlossen, sich an die Spitze des Unter- 
nehmens zu stellen. Dem Kurfürsten von Brandenburg schrieb 
er um diese Zeit, dass er die Ausrüstung einer Armee von 
mehr als 30.000 Mann flir nöthig halte, wenn der AngriflF unter- 
nommen werden solle; und da er erbötig war, aus eigenen 
Mitteln 5000 Mann und mit englischer Hilfe 7000 Mann aus- 
zurüsten, so verlangte er von dem niedersächsischen Kreise 
die Ausrüstung von 20.000 Mann und wollte dieses Verlangen 
auf einem demnächst zu berufenden Kreistage stellen. Ueber- 
zeugt, dass er auf die Mithilfe dieses Kreises, ebenso wie auf 
die von England und von den Generalstaaten rechnen könne, er- 
suchte er schon jetzt, ohne dass noch etwas Sicheres abgemacht 
oder ihm die Direction übertragen worden war, den Fürsten 
Bethlen um seine Theilnahme an dem Bündnisse. Sein Zu- 
trauen in den Erfolg seiner diplomatischen Bemühungen zeigte 
sich auch darin, dass Anstruther, offenbar mit seinem Vorwissen 
und seiner Zustimmung, den König von Schweden aufforderte, 
er möge sich mit einer Anzahl Truppen an dem unter Däne- 
marks Direction stehenden Bündnisse betheiligen.* Es bedarf 
wohl kaum der Erwähnung, dass Gustav Adolf dieses Ansinnen 
ablehnte; er erklärte, sich an dem Haager Convent nicht be- 
theiligen zu wollen, seitdem er erfahren habe, welche Rolle der 
König von Dänemark zu spielen gedenke; später befahl er aber 
doch seinem Gesandten in England, nach dem Haag zu gehen, 
wenn die Conferenzen dort abgehalten würden, und dort zu 
erklären, dass er noch immer bereit sei, die Direction des Krieges 
unter den angebotenen Bedingungen zu übernehmen, doch 
müssten die verbündeten Mächte zu ihm nach Stockholm Ge- 



* Moser V. 127. Coli. Camerar. Oxenstierna an Camerarius ddo. 10./20. Fe- 
bruar 1625. 

^ Berliner St.-A. Christian IV. an Kurbrandenburg ddo. 5./ 15. Januar 1625. 
Coli. Camer. Christian IV. an Bethlen ddo. 10./20. Januar 1625. Ebend. 
Anstruther an Gustav Adolf ddo. 23. Februar/ö. März 1625. 
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sandte abschicken^ damit man sich über das Bündniss endgiltig 
einigen könnte. Da Beilin dem schwedischen Reichskanzler 
mitgetheilt hatte, man stosse sich hauptsächlich an der Grösse 
des von Gustav Adolf projectirten Eriegsheeres und den damit 
verbundenen grossen Zahlungen, so beantwortete Oxenstiema 
diese Kritik mit dem Einwurf, ob man denn glaube, dass ein 
Krieg gegen die mächtigsten Fürsten Europas mit geringeren 
Kräften begonnen werden könne. ,Wer sich an ein grosses 
Unternehmen wagt, ohne mit den nöthigen Mitteln ausgerüstet 
zu sein, und sich hiebei auf den Zufall verlässt, wird bald die 
bitteren Folgen der Enttäuschung zu tragen haben.' ^ In Holland, 
wo man nur das Ziel im Auge hatte und auf die wechselseitige 
Eifersucht der Könige von Schweden und Dänemark nicht das 
nöthige Gewicht legte, bemühte man sich, die Ansprüche beider 
Könige dadurch auszugleichen, dass man zwei Armeen bilden 
wollte, die getrennt von beiden Königen befehligt werden sollten. 
In England dagegen neigte man sich jetzt entschieden dem 
Könige von Dänemark zu und wollte ihm allein die Direction 
übertragen. Die geringere Unterstützung, die er verlangte, 
diente ihm zur Empfehlung, noch mehr aber die nachgiebige 
Art seines Auftretens, die König Jakob mehr schmeichelte als 
das selbst- und zielbewusste Wesen des schwedischen Königs. ^ 
In England hatte man also in dem Augenblicke, als Bellin da- 
selbst eintraf, die dänischen Anerbietungen angenommen, und 
Conway beantwortete die Frage Bellin's in dieser Richtung und 
fügte hinzu, dass Jakob von dem Wunsche beseelt sei, auch 
den König von Schweden zur gemeinsamen Allianz heranzu- 
ziehen, und deshalb sich Mühe gebe, die Eifersüchteleien 
zwischen Schweden und Dänemark zum Schweigen zu bringen. 
Als Grund für die Annahme der dänischen Anträge führte Con- 
way die nahe Schwägerschaft, vor Allem aber die geringeren 
Zahlungen an, zu denen England im Gegensatze zu den schwedi- 
schen Forderungen verpflichtet werden sollte. Bellin bemühte 
sich nun, nachzuweisen, dass die geringeren Forderungen Däne- 
marks nicht im Verhältniss zu der Grösse der Gefahr stünden; 



^ Moser, V. Gustav Adolf an Spens ddo. 13./23. März 1625. Zweites Schreiben 

vom selben Datum. 
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allein alle seine Argumente verfingen nicht mehr, da die Annahme 
der dänischen Anerbietungen eine fest beschlossene Sache war 
und man sich in England noch immer mit der Hoflfhung trug, 
dass Gustav Adolf sich dem Bündnisse anschliessen werde. 
Nur soweit siegte der brandenburgische Unterhändler, dass man 
die Frage über die Direction des Kriegswesens erst durch den 
Haager Convent entscheiden lassen wollte. Auf die Vorstel- 
lungen Bellin's, dass man den Grafen Mansfeld nicht genügend 
unterstütze, zählte Conway die gebrachten Opfer auf und endete 
mit dem Geständnisse, -dass die englischen Finanzen jetzt schlecht 
bestellt seien, aber dass das Parlament das nöthige Geld be- 
willigen werde. ^ 

Als das Ende des Monats April 1625 und damit der Tag 
herannahte, an dem sich der Convent im Haag versammeln 
sollte, versuchte Gustav Adolf nochmals, ob er mit Hilfe des 
englischen und holländischen Gesandten, Spens und Euthger, 
die einzelnen Fürsten oder ihre Vertreter für sich und gegen 
Dänemark gewinnen könnte. Nachdem er sich darüber aus- 
gelassen hatte, dass man sich in England über die von ihm be- 
rechneten hohen Kriegskosten beschwere, im Haag aber das 
Obercommando zwischen ihm und Christian IV. getheilt wünsche, 
so dass er die Länder des Kaisers angreifen, Christian aber 
in die Pfalz vorrücken solle, erklärte er sich schliesslich mit 
dieser Theilung einverstanden, wenn die Majorität des Convents 
sich dafür aussprechen würde, doch verlangte er, dass diejenigen 
Subsidien, welche auf ihn entfallen würden, in die Bank von 
Amsterdam von den verbündeten Fürsten im voraus eingezahlt 
würden, damit sie ihm stets zur Verfügung stünden. Die 
Theilung des Commandos hätte allerdings den Ruhm Gustav 
Adolfs geschmälert, denn im Falle des Sieges hätte der Pfalz- 
graf dem König von Dänemark seine Restitution zu danken 
gehabt, aber Gustav Adolf hätte durch den Zug gegen die 
kaiserlichen Besitzungen auf Polen einen Druck ausgeübt und 
in den Ostseeprovinzen seine Rechnung gefunden. Auch dieser 
Gewinn war der Anstrengung werth, und deshalb die Nach- 
giebigkeit Gustav Adolfs. Da sich der Convent im Haag nicht 
versammelte, weil diese Angelegenheit von England aus nicht 
beschleunigt wurde, so bekam Gustav Adolf keine Antwort, 
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und die Entscheidung blieb aufgeschoben^ bis sie von dem 
Könige von Dänemark herbeigeführt wurde. ^ 

m. 

Christian hatte im Monat Januar den Beschluss gefasst^ 
sich an die Spitze der gegen den Kaiser gerichteten Coalition 
zu stellen, und hatte dann an den König von England das Ge- 
such um die Ausrüstung von 7000 Mann auf englische Kosten 
gerichtet. Obgleich man in London noch immer mit Gustav 
Adolf unterhandelte und wünschte, dass sich Schweden und 
Dänemark über die Direction des Kriegswesens einigen und 
einander unterstützen möchten, so wurde doch dem Könige die 
verlangte Zusage Anfangs März zu Theil.* Der König von 
Dänemark bemühte sich nun um die Gewinnung der nieder- 
sächsischen KreisfUrsten und erfreute sich in dieser Beziehung 
eines besseren Erfolges als Georg Wilhelm. Seinem Rufe 
folgte eine Anzahl fürstlicher Persönlichkeiten, darunter der 
Administrator von Magdeburg, der Herzog von Braunschweig, 
die beiden Herzoge von Mecklenburg und der Herzog Friedrich 
^ von Holstein; sie versammelten sich in Lauenburg am 3. April 
f yy 1625, wo in vertraulichen Conferenzen Rüstungen und ein an- 
V fyj;tfffiWftiftAft Vorgehen beschlossen wurden. Anftlhre;p des Heeres 
sollte der König sein, und ihm sollte es überlassen bleiben, in 
welcher Weise er gegen jene Kreisstände, die sich an den 
Rüstungen nicht betheiligen wollten,^ vorgehen würde. Die Ge- 
winnung der Reichsstädte und des obersächsischen Kreises 
sollte mit allen Mitteln versucht werden. Offenbar legten die 
Fürsten ihre bisherige Furchtsamkeit nur deshalb ab, weil sie 
über die französischen Geldbeiträge Nachricht erhalten hatten 
und Christian die Aussichten auf allseitige Unterstützung lebhaft 
betonte.^ Bei dieser Gelegenheit bemühten sich auch die zahl- 
reich in Deutschland zerstreuten böhmischen Exulanten, den 
Fürsten die Nothwendigkeit eines Zuges nach Böhmen nahe- 



* Moser, V. Gustav Adolf an Spens und Ruthger ddo. 20./30, April 1625. 
Berliner St-A. Bellin an Knesebeck ddo. 22. Aprll/2. Mai 1625. 

« Rusdorf, I, 487. 
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zulegen und das sichere Gelingen in Aussicht zu stellen. Zur 
Zeit des Lauenburger Convents trat auch der niedersächsische 
Kreistag in Lüneburg am 24. März 1625 zusammen und wurde 
von der Mehrzahl der Kreisstände besucht. Er beschäftigte 
sich mit der Wahl eines Kreisobersten an der Stelle des ab- 
getretenen Christian von Lüneburg-Celle, und obwohl man hätte 
erwarten können, dass sie den König von Dänemark, der als 
Herzog von Holstein auf diesem Kreistage vertreten war, treffen 
würde, so war dies doch nicht der Fall, indem sich die Stimmen 
auf den unfähigen Friedrich Ulrich von Braunschweig vereinigten. 
Dies war um so auffallender, als der Herzog nichts dazu gethan, 
sondern seinen Vertretern ausdrücklich befohlen hatte, ihre 
Stimmen dem König Christian zu geben. Da er die Wahl 
nicht annahm, so musste zu einer Neuwahl geschritten werden, 
in der sich die Majorität endlich für den König aussprach. 
Bezüglich der Bewaffnung wurden noch keine Beschlüsse ge- 
fasst, in dieser Beziehung begnügten sich die Haupttheilnehmer 
mit dem in Lauenburg getroffenen Uebereinkommen. Dagegen 
einigte man sich, eine Gesandtschaft nach Wien abzusenden, 
welche nicht nur die Abführung der ligistischen Truppen, so- 
weit sie auf dem Gebiete einzelner Kreisstände einquartirt waren, 
sondern auch eine Aenderung der Kirchenpolitik des Kaisers 
verlangte. Man hatte damit einen Haken ausgeworfen, mit 
dessen Hilfe der König von Dänemark den Streit mit dem 
Kaiser beliebig heranziehen konnte. Statt durch eine Gesandt- 
schaft wurde diese Forderung später blos schriftlich nach Wien 
gerichtet. ^ 

Die Zusammenkünfte in Lauenburg und Lüneburg erregten 
natürlich die Aufmerksamkeit des nimmermüden und überall 
hinhorchenden Herzogs von Baiem, der überdies durch einen 
Bericht Tilly's über die in auffallender Weise betriebenen däni- 
schen Rüstungen allarmirt wurde. Er säumte nicht, seinerseits 
den Kaiser in Furcht und Schrecken zu setzen, indem er ihn 
auf einige vor Kurzem mitgetheilte Warnungen wies, und seine 
Aufmerksamkeit auf das gefahrvolle Treiben der böhmischen 
Exulanten lenkte, die in Dänemark und Schweden ununter- 
brochen wühlten. Er rieth dem Kaiser, in den Hansestädten 
die Werbungen zu verbieten, an den König von Dänemark und 
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den niedersächsischen Kreis ein Abmahnungsschreiben zn richten; 
vielleicht gab er sich der Hoffnung hin, dass die betreffenden 
Fürsten, durch dasselbe geschreckt, hi der Durchführung ihres 
Planes innehalten würden. Worauf es dem Herzog aber am 
meisten ankam, war, dass der Kaiser Tilly bevollmächtigen 
sollte, die Gegner ohne weitere Rücksicht bei der geringsten 
Qefahr mit Gewalt anzugreifen und sich überall einzuquartieren, 
wo es ihm beliebte; Tilly sollte sich mit einem Wort im nieder- 
sächsischen Kreise ausbreiten und nicht erst durch lange Ver- 
handlungen von der Niederwerfung der Gegner zurückgehalten 
werden. Maximilian hatte sich jetzt gegen Frankreich entschieden, 
und deshalb warnte er auch den Kaiser vor der bei Metz sich 
versammelnden französischen Armee und suchte er durch alle 
diese nicht blos gemalten, sondern wirklichen Schrecken die- 
jenige Thätigkeit in Wien wachzurufen, die sonst bei pflicht- 
eifrigen Leuten selbstverständlich ist.^ Die bedeutenden däni- 
schen Rüstungen waren seit dem Monat März bereits überall 
bekannt, auch der Kurfürst von Sachsen wurde durch seine 
Agenten von ihren Fortschritten unterrichtet.* 

Auf dem Kreistage in Lüneburg hatte man eine baldige 
Wiederholung dieses Tages beschlossen, der nun am 21. Mai 
in Braunschweig zusammentrat. Die Berathung drehte sich zu- 
nächst um die Anwerbung der Truppen, die thatsächlich voll- 
zogen, aber noch durch keinen Ereistagsbeschluss sanctionirt 
war. Die Debatten zogen sich durch acht Tage hin, und der 
Beschluss wurde nicht so glatt gefasst, wie man vermuthen 
sollte; denn obwohl der Administrator von Magdeburg, der 
Herzog von Braunschweig, die Besitzer der Stifter Bremen, 
Lübeck und Schwerin, sowie die Herzoge von Mecklenburg sich 
für denselben erklärten, so kämpften die Herzoge von Lüne- 
burg, von Sachsen und Lauenburg, die Stifter Hildesheim und 
Ratzeburg und die Städte Lübeck, Goslar und Mülhausen da- 
gegen, und nur die Majorität, die sich für die Bewaffnung er- 
klärte, gab schliesslich den Ausschlag. Auch bei den übrigen Be- 
schlüssen machte sich keine Stimmeneinhelligkeit geltend, indem 
die Opponenten consequent ihren Standpunkt festhielten, aber 
damit nicht durchdrangen. Die Beschleunigung der Rüstungen 



* Wiener St.-A. Maximilian an Ferdinand II. ddo. 17. April 1625. 
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wurde dem König von Dänemark ganz und gar überlassen^ 
während die Ereisstände ihre Verpflichtungen mit Geld lösen 
konnten. Femer wurde dem Könige das Obercommando über- 
tragen und ihm im Verein mit den ihm als Gehilfen zugeord- 
neten drei KreisfUrsten die Anstellung der Officiere, die Fest- 
steUung des Soldes, die Bereithaltung des Proviants überlassen. 
Schliesslich wiederholte man auch die tausendfach breitgetretene 
Lüge jener Tage, dass die Rüstungen nicht gegen den Kaiser 
gerichtet seien. ^ 

Christian hatte in Braunschweig erreicht, was er wollte, 
und er hielt es deshalb für angemessen, das Programm seiner 
künftigen Thätigkeit an den Orten bekanntzugeben, wo er es 
eigentlich hätte verbergen sollen, so lange seine Rüstungen 
nicht vollendet waren. Dem Kaiser theilte er nämlich mit, dass 
er das Kreisoberstenamt angenommen und im Verein mit den 
übrigen Kreisständen Rüstungen beschlossen habe, um sich gegen 
die unberechtigten Einquartierungen Tilly's zu wehren. War 
schon diese Erklärung eine Kriegsdrohung, so noch mehr die 
gleichzeitig abgeschickte Forderung der Restitution des Pfalz- 
grafen.* Unter diesen Umständen hätte der Kaiser besser ge- 
than, wenn er sich die Warnungen und Mahnungen, durch die 
Maximilian den niedersächsischen Kreis schrecken wollte, er- 
sparte; trotzdem gebrauchte er diese stumpfen Waffen, indem 
er nicht blos eine Zuschrift an die niedersächsischen Kreisstände 
richtete, als sie noch in Braunschweig tagten, sondern auch 
seinen Reichshofrath Recke dahin abordnete. Er trug dem 
Letzteren auf, möglichst geschickt und versöhnUch aufzutreten, 
zuerst den König von Dänemark zur Nachgiebigkeit zu er- 
mahnen und falls dies nichts helfe, die Kreisstände von dem 
Anschluss an den König zurückzuhalten; nur im äussersten 
Falle solle er drohen und hiebei andeuten, dass sich der Kaiser 
der Hilfe ungarischer und polnischer Reiter bedienen werde, 
eine Andeutung, welche nach den Erfahrungen des Jahres 1622 
jedenfalls einen grossen Schrecken hervorzurufen im Stande 
war. Je nach den Erfahrungen, die Recke machen würde. 



^ Sachs. St.-A. Abschied des Braunschweiger Kreistages ddo. 16./26. Mai 
1625. Protokoll des Braunschweiger Kreistages. Wiener St.-A. Nachricht 
über den Braunschweiger Kreistag vom 11./21. Mai 1625. 

» Sachs. St.-A. Christian IV. an Ferdinand II. ddo. 14./24. Mai 1625. Zweiter 
Brief Christians IV. an Ferdinand II. vom selben Datum im Wiener St.-A. 



Digitized by 



Google 



150 

sollte er den Grafen Tilly zu raschem Vorgehen ermahnen, da- 
mit in unnützem Wortwechsel die Zeit nicht vertrödelt werde. * 

Noch zwei Angelegenheiten waren es, die Christian zum 
Abschlüsse bringen musste, und zwar musste er darüber klar 
werden, welche Beziehungen er zu Eurbrandenburg und zu 
Schweden unterhalten sollte; deshalb verabredete er mit dem 
Ersteren eine persönliche Zusammenkunft, die in Zechlin am 
20. April 1625 stattfand. Da Georg Wilhelm hier die Ueber- 
zeugung gewann, dass sich Christian nicht mehr in den Hinter- 
grund drängen lassen werde, so bemühte er sich, ihn für die 
schwedische Mitdirection zu stimmen, und in der That scheint 
Christian sich mit derselben befreundet zu haben und zu einer 
persönlichen Zusammenkunft mit Gustav Adolf bereit gewesen 
zu sein. Er wollte sich mit ihm noch vor dem Haager Convent 
einigen; entweder sollte der Eine dem Anderen die Leitung des 
Kriegswesens überlassen oder Beide eigene Armeen comman- 
diren.^ Der Kurfürst schickte später seinen Rath Götz nach 
Kopenhagen ab, um dem König die Nothwendigkeit des schwedi- 
schen Bündnisses noch mehr ans Herz legen und den dänischen 
Gesandten, der nach Stockholm gehen sollte, zu begleiten. Dem 
brandenburgischen Vertreter gegenüber verhehlte Christian aber 
nicht, dass er Schwedens Theilnahme nicht wünsche; deshalb 
wollte er weder in die Zusammenkunft mit Gustav Adolf, noch 
in die Beschickung des Conventes zu Haag willigen. Für sich 
allein nahm er die Unterstützung des Königs von England, des 
niedersächsischen Kreises und des Landgrafen von Hessen- 
Kassel in Anspruch, dem Könige von Schweden wollte er nur 
die Contributionen des schwäbischen, fränkischen, rheinischen und 
obersächsischen Kreises — also derjenigen, die nicht zahlen 
wollten — und die französischen Subsidien überlassen.^ 

Als Götz mit dem dänischen Gesandten Thomason nach 
Stockholm gelangte, brachte der Letztere sein Anliegen vor, das 
insoweit den Zechliner Vereinbarungen entsprach, als Christian 



^ Wiener St.-A. Instruction und Nebeninstraction für Herrn von Recke 

ddo. 27. Mai 1626. 
' Berliner St-A. Gutachten Bruckmann's vom April 1625. Erklärung^ des 

Königs von Dänemark dem KurfUrsten gegeben ddo. 10./20. April 1625. 

Eine zweite Schrift ddo. 10./20. April 1625. Kurbrandenburgs Instruction 

far BelUn ddo. 12./22. April 1625. 
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lieber erbötig war, seine Truppen dem Könige von Schweden 
zn überlassen und ihm die Leitung des Kriegswesens zu tiber- 
tragen, als auf seine Mithilfe zu verzichten, Gustav Adolf be- 
antwortete dieses Scheinanerbieten damit, dass er sich für die 
Ausrüstung zweier Heere erklärte, von denen das eine seinem 
Commando unterstellt werden sollte. Die Subsidien, also die 
englische und französische Qeldhilfe, sowie die Contribution des 
niedersächsischen Kreises sollten zu gleichen Theilen vertheilt 
und von allem Anfang ein viermonatlicher Sold bereitgehalten 
werden; den Schweden sollte ein Hafen an der Ostsee einge- 
räumt werden und am 10. Juli sollten sich die bundesgenössi- 
schen Vertreter in Stockholm versammeln, um das Bündniss end- 
giltig abzuschliessen. Keine Verhandlung sollte ohne Theilnahme 
aller Bundesgenossen eingeleitet werden. Es ist bezeichnend, 
dass Gustav Adolf die Anzeige, dass Christian die Hansestädte 
mit Gewalt zur Theilnahme am Bündnisse nöthigen und sich 
ihrer also bemächtigen würde, nicht beantwortete, dagegen für 
sich die Einräumung eines Ostseehafens verlangte. Die Absichten 
beider Könige waren zum Theil auf dasselbe Ziel gerichtet und 
dies steigerte ihre gegenseitige Abneigung. Im Uebrigen erklärte 
sich Gustav Adolf bereit, den Kriegszug entweder längs der 
Elbe oder durch Polen anzutreten. Nun suchte auch Götz den 
König für die Theilnahme am Kriege zu gewinnen und erhielt 
dieselbe Antwort wie Thomason. Wie recht der König von 
Schweden hatte, sich nicht auf die von Dänemark vorgeschlagenen 
Hilfsgelder zu verlassen, bewies Anstruther selbst, der jetzt 
nach Stockholm kam und ausdrücklich erklärte, sein König 
könne nichts mehr thun, als die 7000 Mann unterhalten, die er 
Christian IV. versprochen hatte. ^ 

Wenn Christian nur die Restitution des Pfalzgrafen im 
Auge gehabt hätte, so hätte er die von Gustav Adolf darge- 
botene Hand angenommen. Denn wenngleich derselbe es haupt- 
sächlich auf Polen abgesehen hatte und den Kaiser erst in 
zweiter Linie treflfen wollte, so wäre der Letztere doch schon 
jetzt zur Theilung seiner Kräfte genöthigt gewesen und würde 
damit dem Könige von Dänemark sein Unternehmen erleichtert 
haben. Aber diesem war es nicht allein um die Restitution 
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des Pfalzgrafen zu thun, er wollte Schweden nicht wachsen 
lassen und wollte Polen, mit dem er einen Freundschaftsvertrag 
abgeschlossen hatte, dem AngriflFe nicht preisgeben; und deshalb 
verwarf er die Vorschläge Gustav Adolfs unter dem allerdings 
richtigen Verwände, dass er durch sie in seinen sonstigen Abmach- 
ungen gestört würde. ^ Er benachrichtigte den Kurfllrsten von 
Brandenburg am 1. Juni 1625 von seinem Entschlüsse und sprach 
sich in ähnlicher Weise auch gegenüber Gustav Adolf gegen die 
schwedische Mitdirection aus. Nur in Holland, wo der Prinz von 
Oranien und die Generalstaaten grösseres Zutrauen in die That- 
kraft und Einsicht Gustav Adolfs setzten, wollte man noch nicht 
auf seine Mithilfe verzichten und schickte deshalb den schon 
in mancherlei Missionen verwendeten Vosbergen zu Christian, 
um ihn von dem leichtsinnigen Schritte, der Abweisung Gustav 
Adolfs, zurückzuhalten. Der König von Dänemark wies die 
Fürsprache Vosbergen's mit der Bemerkung zurück, dass Gustav 
Adolf den Abschluss der Allianz durch allerlei Verzögerungen 
nur hintanhalte, und liess sich auch durch die energische Zu- 
rückweisung dieser Beschuldigung nicht für eine andere An- 
schauung gewinnen, sondern berief sich auf die Antwort, die 
Gustav Adolf seinem Gesandten Thomason gegeben, in der er 
nach Scheingründen für seine Behauptung suchte. Vosbergen 
widersprach bei dieser Gelegenheit nicht; als er aber nach ge- 
habter Audienz den dänischen Kanzler besuchte und dieser 
ihm nochmals den Bericht des in Stockholm weilenden Gesandten 
vorlegte, erklärte er die in demselben enthaltene Antwort Gustav 
Adolfs für untadelhaft in fast allen Punkten, am allerwenigsten 
könne ihm der Vorwurf gemacht werden, dass er die Verhand- 
lungen verschleppen wolle; und selbst der Kanzler musste mit 
diesem Urtheil übereinstimmen. Als er zu einer neuen Audienz 
beim König vorgelassen wurde, bekämpfte er mit dem Freimuth 
der vollen Ueberzeugung die gegen Gustav Adolf vorgebrachten 
Beschuldigungen, und diesmal musste selbst Christian ihre Un- 
richtigkeit zugeben; aber deshalb liess er sich doch nicht für 
die Mitdirection Schwedens gewinnen, sondern erklärte dieselbe 
aus dem Grunde für unzulässig, weil Gustav Adolf allzuschwere 
Bedingungen stellte. Da Vosbergen auch diese Angaben als 
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unrichtig zurückwies, verschanzte sich Christian hinter die Un- 
möglichkeity dass die Allirten den Schweden die verlangten 
Geldmittel bewilligen könnten, da er selbst die Hilfe von Eng- 
land und dem niedersächsischen Kreise beanspruche. Auch 
damit gab sich der Holländer nicht zufrieden, sondern verlangte, 
Christian solle einen Gesandten zu dem Haager Convent ab- 
schicken, wo man untersuchen werde, ob man für Schweden 
nicht die gewünschten Geldmittel aufbringen könnte. Mit dem 
Versprechen Christians, diesem Wunsche nachkommen zu wollen, 
schied er, allein das Versprechen war nur mit dem Vorbehalt ge- 
geben worden, es nicht einzuhalten. * Vosbergen hatte bei dieser 
Gelegenheit in Steinburg, wo er mit Christian zusammentraf, 
einen Theil der dänischen Armee gesehen und war nicht besonders 
von derselben erbaut, denn die Infanterie bestand aus ungeschulten 
Truppen, und nur die Cavallerie flösste ihm Vertrauen ein.* 
Wie stellte sich nun der Kurfürst von Brandenburg zu 
dem sich vorbereitenden Kriege, den er in so hervorragender 
Weise geschürt hatte? Das Auftreten des Königs von Däne- 
mark, der Gustav Adolf sichtlich in den Hintergrund schieben 
wollte, machte den Kurflirsten stutzig, und obwohl er noch 
von Zechlin aus seinen Rath Götz nach Stockholm schickte, 
um Gustav Adolf bei der Allianz festzuhalten, gewann er doch 
schon hier die Ueberzeugung, dass derselbe mit Christian nie 
an einem Stricke ziehen werde. Die Folge davon war, dass 
er mit sich zu Rathe ging, ob er sich nicht zurückziehen und 
dem Unternehmen Christians gegenüber neutral verhalten sollte. 
Wie man damals in Berlin über das künftige Verhältniss Branden- 
burgs zur Allianz dachte, darüber gibt uns ein Gutachten des 
kurfürstlichen Rathes Lewin von Knesebeck klaren Aufschluss. 
,Mit Glimpf, so urtheilte er, ,könne sich der Kurfürst von der 
Allianz, deren Auetor er gleichsam sei, und die er habe trac- 
tiren lassen, nicht ausschliessen^, aber er könne die Bedingung 
stellen, dass sie nicht wider den Kaiser, seine Königreiche und 
Erblande gerichtet sein dürfe, und da diese Bedingung von 
England und den übrigen Verbündeten kaum zugestanden werden 
würde, so könne er sich einfach zurückziehen. Zugleich schlug 
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Enesebeck seinem Herrn vor, dass er sich heimlich an der Allianz 
durch einen Geldbeitrag betheiligen könne. Diese Vorschläge 
fanden die Billigung des Kurfürsten; denn sie drückten seine 
eigene Meinung aus^ und nach ihnen handelte er, als sich später 
die Verhandlungen mit Schweden ganz und gar zerschlagen hatten. 
Er hat denn auch thatsächlich den König von Dänemark nur durch 
Proviantzufuhr und sonstige indirecte Leistungen unterstützt.^ 
Die Beziehungen des Kurfürsten und seine Verhandlungen 
mit Frankreich, England und Schweden blieben in Wien nicht 
verborgen; und wenn man auch mit ihrem Inhalt nicht bekannt 
war, so wusste man doch genug, um über ihre Feindseligkeit 
nicht im Zweifel zu sein. Als Ferdinand den Kurfürsten zur 
Theilnahme an dem Deputationstage aufforderte, Hess er ihm 
auch mittheilen, dass er über seine Bündnissverhandlungen mit 
England durch das Gerücht unterrichtet sei. Er wolle aber 
trotzdem hoffen, dass er seiner Pflichten eingedenk sein und 
sich mit den Feinden in keine Abmachungen einlassen werde; 
sollte dies aber trotzdem geschehen, so möge er es dem Kaiser 
nicht verdenken, wenn er ihn angreifen würde. Hannibal von 
Dohna war der Ueberbringer dieser Botschaft, die den Kur- 
fürsten zwar in Verlegenheit setzte, ihn aber doch nicht hinderte, 
kühn alle ihm zur Last gelegten feindlichen Unterhandlungen 
abzuleugnen. In Berlin war man damals etwas kleinmüthig, 
da der Unfall, der den König von Dänemark eben durch einen 
Sturz vom Pferde betroffen und sein Leben gefährdet hatte, die 
Aussichten derprgjteat ^tischen Par tei trlü^e. Man that daher 
gegenüber dem kaiserlichen Gesandten so, als ob man den 
Urtheilsspruch gegen den Pfalzgrafen nicht mehr antasten und 
sich nur seiner unschuldigen Nachkommen annehmen wollte. 
Der Kurfürst suchte sich in privatem Gespräch mit Dohna von 
jeder Schuld reinzuwaschen, indem er alle Anklagen als Ver- 
leumdungen bezeichnete und nicht ohne feine Ironie auf das Ge- 
rücht aufmerksam machte, dass man in Wien sein KurfÜrsten- 
thum dem Waldstein verleihen wolle, was er auch nur für eine 
Verleumdung der kaiserlichen Politik ansehe.' 



^ Berliner St.-A. Knesebeck's Bedenken in Ansehung der Allianz. 
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E. 

Klagen über Waldstein und die Yerliandlnngen Aber das 
Kriegswesen im Reich (MflIIiausener Collegialtag) 1637. 

I. 

Die Unzufriedenheit mit Waldstein, die sich schan im An- 
fange des ungarischen Feldzuges (Herbst 1626) der höchsten 
Kreise in Wien bemächtigt hatte, war allgemein. Der Palatin 
von Ungarn und der Erzbischof von Gran sprachen oft die 
Ueberzeugung aus, wenn man ihn nicht vom Commando ent- 
ferne, so werde dies den Ruin des Kaisers zur Folge haben, 
und der päpstliche Nuntius behauptete in einem Schreiben an 
den Cardinal Barberini, dass dies die Ansicht des ganzen 
Hofes und aller Minister sei, und dass man bereits ernstlich 
an Waldstein's Entlassung denke. ^ Dass dieses Urtheil über 
den General, welches sich schon im Monate September geltend 
machte, infolge der späteren Ereignisse schärfer lautete, ist be- 
greiflich, selbst sein Schwiegervater, der Graf Harrach, tadelte 
es, dass Waldstein nicht wenigstens eine der von den Türken 
besetzt gehaltenen Städte an der Donau, wie z. B. Gran oder 
Waitzen, erobert habe, kurz keine massgebende Stimme erhob 
sich, die seine Kriegführung gerechtfertigt oder gar bewundert 
hätte. Viel mag zu diesem abschätzigen Urtheile die schroffe 
Art beigetragen haben, mit der er den meisten vom Hofe zu ihm 
abgeschickten Personen und ihren Mahnungen begegnete. Er 
bezeichnete dieselben als Pedanten, welche die Armee, ,die er 
aus Eigenem geworben', commandiren wollten. Dass diese 
Sprache den Kaiser empörte, ist begreiflich, sie konnte den Boden 
unter den Füssen Waldstein's unterwühlen, und in eingeweihten 
Kreisen sah man deshalb seine Entlassung für bevorstehend an. 

Zu den Klagen über Waldstein's Misserfolge in Ungarn 
gesellten sich auch die Beschwerden der deutschen Ligisten. 
Sie hatten schon lange vor dem ungarischen Feldzuge begonnen. 
Waldstein hatte auf dem Gebiete des Kurfürsten von Mainz 
seit Mai 1626 einzelne Regimenter einquartiert, die natürlich 
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Verpflegung und Bezahlung von ihren Quartiergebem verlangten. 
Die Ligisten sahen dies als einen an ihrem Eigenthume verübten 
Raub an; sie hatten dem Kaiser bei der Bekämpfung des böhmi- 
schen Aufstandes treue Dienste geleistet und; mit Ausnahme 
des Herzogs Maximilian von Baiem^ keinen Ersatz für ihre 
Auslagen verlangt; sie stellten auch jetzt eine Armee auf eigene 
Kosten zur Bekämpfung des gemeinsamen Feindes auf und ver- 
langten deshalb; dass der Kaiser die Erhaltung seiner Armee nicht 
auf ihre, sondern nur auf feindliche Schultern wälze. Dr. Leucker 
wurde von seinem Herrn, Kurfürst Maximilian, angewiesen, 
beim Kaiser Klage über die Bedrückungen zu führen, die der 
Kurfürst von Mainz erfahren musste; er that dies mit jenem 
Eifer, mit dem er die Interessen der Liga allezeit vertrat. 
Ferdinand versicherte, dass er dem Herzog von Friedland 
strenge Weisungen habe zukommen lassen und dass dieser sich 
sehr entschuldigt und Abhilfe versprochen habe. ^ Wenige Tage 
später musste Leucker ähnliche Beschwerden von Seiten des 
Bischofs von Würzburg und des Abtes von Fulda erheben und 
dem Verdachte Ausdruck geben, dass die kaiserlichen Truppen 
durch die Wegnahme des für die Ligisten aufgespeicherten 
Proviants es auf die Schädigung der Letzteren abgesehen hätten. 
Diesmal liess ihm der K!aiser durch Collalto sagen, dass der 
Verdacht unbegründet sei und es ihm leid thäte, wenn jedermann 
bei der allgemeinen Noth gleich so empfindlich wäre. Die 
Klagen mehrten sich, als Waldstein den Feldzug nach Ungarn 
antreten musste und deshalb neuerdings 20.000 Mann anwerben 
liess.* Manchen mochte scheinen, es bedürfte dieser Verstär- 
kung nicht. Denn die vorhandene Armee reichte für den neuen 
Feldzug aus; da er aber dem Grafen Tilly zur Bekämpftmg 
des Dänenkönigs 8000 Mann überlassen hatte und die bisherigen 
Contributionen nach wie vor im Reiche erheben wollte — und / 
er musste dieses thun, da ihm der Kaiser die für den ungari- j V 
sehen Feldzug nöthigen Mittel nicht zur Verfügung stellte — 
so musste er neue Truppen werben, um in den von ihm be- 
steuerten Gebieten die nöthige Zahl von Steuerexecutoren zu- 
rückzulassen. Als sich nun auch der Kurfürst von Trier 
infolge der Drangsale, die ihm der Herzog Rudolf Maximilian 
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von Lauenburg verursachte, seinen Anklägern beigesellte, ^ liess 
er sich doch in seinen Massnahmen nicht stören, sondern blieb 
dabei, sich die katholischen Gebiete nutzbar zu machen. 

Der Kurfiirst von Baiern hatte über Waldstein nur inso- 
feme Klagen erhoben, als er ihn beschuldigte, dass er den Krieg 
nicht im Einvernehmen mit Tilly führe; zu einer persönlichen 
Klage hatte er keinen Anlass, denn sein Gebiet blieb von jeg- 
licher Ausbeutung verschont. Da er sich jedoch zum Dolmetsch 
der Klagen der ligistischen Bundesgenossen machte, so trat 
zwischen ihm und dem kaiserlichen General allmälig eine gegen- 
seitige Erbitterung ein. Als Waldstein nach der Schlacht 
bei Lutter am Barenberge seine dem Tilly überlassenen 8000 
Mann abberufen und dadurch demselben die Ausnützung des 
Sieges unmöglich machen wollte, steigerte sich in München die 
Erbitterung zum Hass. Auch in Wien fand man das Vorgehen 
Waldstein's unbegreiflich, und deshalb durchkreuzte der Kaiser 
den Befehl seines Generals durch einen Gegenbefehl, indem 
er dem Herzog von Lauenburg, dem Anführer jener 8000 Mann, 
die Ordre zukommen liess, bei Tilly auszuharren.^ Zu den 
bisherigen Weiterungen gesellte sich im Laufe des Herbstes 
der Umstand, dass sich Tilly und Waldstein über die Winter- 
quartiere nicht einigen konnten, da Waldstein weit grössere 
Gebiete für sich in Anspruch nahm, als sich dies durch die 
Zahl der in Deutschland stationirenden kaiserlichen Truppen 
im Verhältniss zu den ligistischen rechtfertigen liess. Da es 
ihm hauptsächlich nur um die dabei zu erhebenden Contributionen 
zu thun war und er auch für seine übrigen Truppen, die er 
nach Beendigung des ungarischen Feldzuges wieder nach Deutsch- 
land führen wollte, Vorsorge treflfen musste, so sind seine Mehr- 
forderungen begreiflich; aber ebenso begreiflich ist es, dass 
Tilly, der nur die rasche Beendigung des Krieges im Auge 
hatte und die Aussaugung von Deutschland beendet wissen 
wollte, über die Forderungen des kaiserlichen Generals empört 
war. ^ Tilly richtete seine Beschwerden an den Kurfürsten von 
Baiem, der dieselben durch Leucker in verstärktem Grade er- 
heben liess. Die Folge davon war, dass der Kaiser seinem 



* Gindely, Waldstein I, 154. 
2 Gindely, Waldstein I, 164. 
' Gindely, Waldstein I, 155. 
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General die Anstellung weiterer Werbungen verbot; allein da 
sich dieser; wie der Gesandte versicherte; wenig an diese kaiser- 
lichen Befehle kehrte und that, was er wollte,* so war ein freund- 
liches Einvernehmen zwischen Tilly und Waldstein nicht zu 
erwarten. 

Trotzdem konnte sich Waldstein der Einsicht nicht ver- 
schliesseu; dass seine Stellung ge&hrdet sei, als zu den Klagen 
der Ligisten auch die Misserfolge in Ungarn hinzutraten. Seine 
Gegner, unter denen Collalto sich am meisten hervorgethan 
haben mag, wurden immer kühner und sprachen laut und 
offen von der Nothwendigkeit seiner Entlassung; und die grosse 
Menge, die sich gerne an den dem Sturze sich zuneigenden 
Grössen reibt, gab demselben Gedanken in tausend^hen Wen- 
dungen neuen Ausdruck. Waldstein selbst unterschätzte die 
Schwierigkeiten seiner Stellung nicht, er schrieb an seinen 
Schwiegervater, dass er zu seiner Abdankung entschlossen sei, 
da er sich ausser Stande fühle, den ihm vom Hofe gegebenen 
Weisungen nachzukommen. Es ist nicht unmöglich, dass er 
es ernst damit meinte, denn wie wollte er Deutschland schonen, 
wenn er das Heer nur mittelst der dort erhobenen Contributio- 
nen erhalten musste? Wenn der französische Gesandte Graf 
Valemburg gut unterrichtet war, so fUrchtete Graf Harrach, 
dass sein Schwiegersohn wirklich abdanken wolle; er reiste 
deshalb zu ihm und suchte ihn auf andere Gedanken zu bringen. 
Trotzdem glaubten wohlunterrichtete Personen, dass Waldstein 
es mit seinen Abschiedsdrohungen nicht ernst meine, sie be- 
haupteten, dass er nur so thue, um in dem Falle, als der Kaiser 
ihn entlassen würde, sagen zu können, dass er selbst das Com- 
mando habe niederlegen wollen. Andererseits waren dieselben 
Personen überzeugt, dass sich Ferdinand zur Entlassung seines 
Generals nicht entschliessen würde ;^ er musste, trotz mancher 
gerechten Erbitterung gegen ihn bei ruhigerer Erwägung doch 
einsehen, dass er den Schöpfer und Erhalter seines Heeres nicht 
ohne Gefahr entfernen könne, weil er damit einen Sprung ins 
Ungewisse thun und vielleicht die Armee zur Meuterei treiben 
würde. Aus diesem Grunde beschloss er, den Fürsten Eggen- 
berg zu Waldstein zu schicken, um sich mit ihm zu berathen, 



* Gindely, Waldstein I, 169. 

* Qlndelj, Waldstein I, 158 and 159, 165 und 166. 
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ob und auf welchem Wege den Klagen der Ligisten abgeholfen 
werden könnte. 

Die Unterredung zwischen den beiden bedeutendsten 
Dienern des E^iserS; die offenbar nicht diese Klagen allein^ 
sondern auch die ungarischen Verhältnisse berührte^ fand in 
Brück an der Leitha am 25. und 36. November 1626 statt'. 
Waldstein rechtfertigte sein bisheriges Vorgehen undf entwarf 
einen Plan, wie er dasselbe in Zukunft einrichten wolle. Nach 
seiner Meinung sollte der Kaiser ein dreifaches Ziel vor Augen 
haben und Alles aufbieten, um den Krieg von seinen Erbländem 
fernzuhalten (also den Krieg in Ungarn möglichst bald durch 
einen Friedensschluss beenden), zweitens, Deutschland zu einem 
gerechten Frieden zwingen und drittens, dasselbe zur Besoldung 
seiner Armee verhalten, so lange der Friede nicht erreicht 
sein würde. Dies dreifache Ziel könne nach seiner Ansicht 
nur dann erreicht werden, wenn der Kaiser eine möglichst 
zahlreiche Armee in Stand halte und sich in keine unnützen 
und gefährlichen Unternehmungen, ausser im Falle höherer 
Noth wendigkeit, einlasse, sondern überall gleichsam Wache halte, 
um durch die Last der Unterhaltung des Heeres den Feinden 
den Frieden aufzunöthigen. Waldstein erbot sich zu diesem 
Ende, die Armee bis zum nächsten Frühjahr auf 70.000 Mann 
zu erhöhen. Als Fürst Eggenberg, dem vor den voraussicht- 
lich gesteigerten Klagen der Ligisten bange ward, fragte, auf 
welche Weise der General ein so zahlreiches Heer ohne Geld 
erhalten woll6, erwiderte dieser, dass der Kaiser nach der 
Reichsverfassung berechtigt sei, die feindlichen Gebiete seinem 
Heere als Beute zu überlassen und demselben auch im übrigen 
Deutschland die Quartiere anzuweisen. Mit dem ersten dieser 
Auskunftsmittel war Eggenberg wohl einverstanden, weniger 
aber mit dem letzteren. Doch da Waldstein, wie es scheint, nur 
unter der Bedingung, dass man Beides gutheisse, zur Weiter- 
führung des Commandos bereit war und Eggenberg es eben- 
sogut wusste wie der Kaiser, dass man nicht leicht eine Aende- 
rung im Commando vornehmen könne, so bekämpfte er die 
Auseinandersetzungen des Generals nur insoweit, als er den 
fränkischen und schwäbischen (und selbstverständlich auch den 
bairischen) Kreis von jeder Einquartierung befreit wissen wollte, 
die beiden erstgenannten Kreise wohl nur deshalb, weil zahl- 
reiche ligistische Fürsten und der Erzherzog Leopold ihre 
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Besitzungen in ihnen hatten und die Einkünfte aus diesen Kreisen 
der Liga und dem Erzherzog zur Disposition bleiben sollten. 
Waldstein Hess sich nach der Versicherung Eggenberg's diese 
Einschränkung gefallen, und so endete die Unterredung zwischen 
beiden mit einer völligen Einigung, und Waldstein erklärte sich 
zur Fortführung des Commandos bereit. Da auch der Kaiser 
durch die Mittheilungen Eggenberg's zufriedengestellt wurde, so 
machte er das Programm Waldstein's zu dem seinigen, und schloss 
mit Bethlen Frieden, gab seine Zustimmung zur Vermehrung 
des Heeres auf 70.000 Mann und gestattete seinem Feldherm, 
wie die Folge zeigt, dass er seine Truppen tiberall in Deutsch- 
land (vorläufig mit Ausnahme der erwähnten drei Kreise) ein- 
quartieren durfte. Wahrscheinlich stellte der General in Brück 
auch das Verlangen nach Ueberlassung der böhmischen Steuer 
für das Jahr 1627; denn während bis dahin nie von ihr die 
Rede war, wehrte er sich vierzehn Tage später gegen jede zu- 
künftige Schmälerung derselben und beschuldigte zuerst den 
Grafen CoUalto, später den Grafen Slawata, dass sie dies zu 
seinem Nachtheile beabsichtigten, zuletzt galten seine Kissen 
der Hofkammer, da sie die Steuer ihm nur für ein Vierteljahr 
auszahlen wollte, während er sie für die ganze Kriegsdauer 
verlangte. ^ 

Wie verhielt man sich nun in Wien nach der Brucker 
Einigung zu den Klagen der Ligisten? Leucker, der die Li- 
gisten nach wie vor beim Kaiser vertrat, fand, dass derselbe die 
Klagen ungeme vernehme und ihrer müde sei; er rieth deshalb 
seinem Herrn, sich nicht mehr zum Dolmetsch der ligistischen 
Fürsten zu machen, weil seine eigenen Interessen darunter 
leiden würden. Da jedoch die gegen den Herzog Rudolf 
Maximilian von Lauenburg erhobenen Beschuldigungen gar 



^ Waldstein an Harrach ddo. 6. und 27. December 1626, 12. Februar 1627 
bei Tadra, Briefe A. v. Waldstein's, ferner Gindely, Waldstein I, 275. 
Ueber die Quellen, aus denen ich den Inhalt der Unterredung entnommen, 
habe ich mich des Längeren in meinem Werke ,Waldstein während seines 
ersten Generalates' ausgelassen und die gegen den Hauptbericht, der Ton 
dem anonymen Verfasser herrührt, erhobenen Zweifel zu widerlegen ver- 
sucht. Ich verweise also jeden, der sich für diesen Gegenstand inter- 
essiert, auf das genannte Werk. Dass der Bericht des anonymen Ver- 
fassers dem Kurfürsten von Baiern bekannt war und er denselben als auf 
voller Wahrheit beruhend ansah, ergibt sich aus der Instruction für seine 
Gesandten zum Würzburger Ligatag. Gindely, Waldstein I, 236. 
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zu arger Natur wareu^ so trug der Kaiser dem Kanzler Wrede, 
den er wegen verschiedener Angelegenheiten zu Waldstein 
schickte^ auch auf; mit ihm Raths zu pflegen, wie eine Ab- 
hilfe zu schaffen wäre; zugleich hielt er die Berufting des 
Herzogs von Lauenburg, der schon früher zur Verantwortung 
nach Wien vorgeladen war, aufrecht. Der Kaiser wollte zwar 
die Katholiken von den Einquartierungen nicht befreien, aber 
willkürlichen Erpressungen steuern.^ Trotzdem wurde der 
Herzog von Lauenburg, als er sich in Wien einfand und die 
wider ihn erhobenen Klagen vernahm, durchaus nicht bestraft, 
sondern vielmehr mit solcher Freundlichkeit behandelt, als ob 
er nur das Beste gethan hätte. Zuletzt musste er sich zu Wald- 
stein verfügen, der, wie man dem Dr. Leucker versicherte, 
sämmtliche Klagen untersuchen und das Urtheil &llen sollte. 
Thatsächlich wurde dem Lauenburger auch dann kein Haar 
gekrümmt;* denn Waldstein begnügte sich mit der Rechtferti- 
gung des Herzogs, gab ihm blos Mahnungen für die Zukunft, 
machte ihn für deren Nichtbefolgung verantwortlich und ordnete 
zugleich an, dass er das Qebiet der geistlichen KurfUrsten ver- 
lassen solle. Eigentlich hätte Waldstein lieber dem Kurfürsten 
von Baiem statt des Lauenburgers eine Rüge ertheilt, denn er 
legte ihm allein die Klagen über den Letzteren zu Last und 
behauptete, dass Maximilian den Kaiser im Reich nicht mächtig 
werden lassen wolle, dass also nur Eifersm^ht seine Schritte 
lenke.* Ueberhaupt war Waldstein über die steten Klagen 
der Ligisten sehr erbittert, er fühlte wohl, dass sie mit allen 
Anschuldigungen gegen die einzelnen Obersten nur ihn selbst 
meinten. Gestützt auf die neu besiegelte Einigung mit dem 
Kaiser soll er gesagt haben, dass er sich an seinen Anklägern 
rächen und sie Mores lehren werde.* 

Als die Ligisten zu ihrer Betrübniss sahen, dass ihren 
Klagen nicht abgeholfen werde, hofften sie wenigstens, dass 
der Friedenschluss in Ungarn und die Niederlage Christians IV. 
bei Lutter am Barenberge, welche Friedensverhandlungen er- 
warten Hess, allen weiteren Werbungen ein Ziel setzen würden. 



* Gindely, Waldstein I, 171, 172. 

' Gindely, Waldstein I, 174 und 176. 

' Münchner St.-A. Waldstein an den Kaiser ddo. 2. Februar 1627. — Tadra, 
Waldstein an Harrach ddo. 2. Februar 1627. 

* Gindely, Waldstein I, 176. 
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Nun vernahmen sie zu ihrer nicht geringen Ueberraschung, 
dass Waldstein neue Werbungen in erhöhtem Masstabe vor- 
nehmen lasse. Da sie das Qeheimniss der Brueker Unterredung 
nicht kannten und nicht wussten, dass der Kaiser seine Zu- 
stimmung zur Erhöhung der Armee auf 70.000 Mann gegeben 
hatte, so ergingen sie sich in Muthmassungen, wozu diese dienen 
sollten: ob wider die Türken, wider Dänemark oder Frank- 
reich, wider Venedig oder Holland; Leucker rieth richtig, dass 
man sich in Wien allmälig der bairischen Hilfe entledigen 
und auf die eigenen Kräfte stützen wolle. Nicht ohne propheti- 
sche Voraussicht bemerkte er aber, dass der Kaiser besser 
thäte, sich auf den Kurfürsten von Baiem statt auf den Fried- 
länder zu stützen, denn dieser werde gewiss sein und Deutschlands 
äusserstes Verderben herbeiführen.^ Den Tag, bevor Leucker 
diese Prophezeiung niederschrieb (30. Januar 1626), einigten 
sich die Kurfürsten von Mainz und Baiem über eine Zuschrift 
an den Kaiser, in der sie sich nicht blos über die bisherigen 
Bedrückungen und über die neuen Werbungen, sondern auch 
darüber beklagten, dass ihnen durch die von den kaiserlichen 
Truppen auf ihrem Gebiete erhobenen Contributionen die Mittel 
zur Erhaltung ihrer eigenen Armee entzogen würden. Sie ver- 
stiegen sich schliesslich zu der Drohung, dass sie zur Selbst- 
vertheidigung greifen (also den kaiserlichen Truppen mit Ge- 
walt begegnen) würden: ohnedies hätten sich an verschiedenen 
Orten die Unterthanen bereits zur Wehre gesetzt, und die Fürsten 
könnten sie, wenn nicht Hilfe gegen den Druck geschaffen 
würde, nicht daran hindern. Vielleicht hätte der Kaiser blosse 
Klagen nicht beachtet, aber die Drohung der Selbsthilfe er- 
schreckte ihn doch, und so theilte er am 31. Januar 1627 dem 
Herzog von Friedland die Klagschrift ihrem ganzen Inhalte 
nach mit und machte ihn im Falle der Nichtberücksichtigung 
auf die voraussichtlichen Gefahren aufmerksam; statt ihm aber 
Weisungen zu geben, überliess er es ,seiner Discretion und 
seinem reifen Nachdenken', wie er dem Unheil abhelfen könnte. 
Es ist das erste Mal, dass Ferdinand die Entscheidung in einer 
Angelegenheit von höchster Bedeutung dem Waldstein zuschob, 
und da sich dies seither nur zu häufig wiederholte, darf man 



* Gin^ely, Waldstein I, 176 und 177. 



Digitized by 



Google 



163 

sich nicht wundern^ wenn die Macht allmälig seinen Händen 
entglitt nnd in die seines Feldherm überging.^ 

Waldstein ordnete, wie wir oben erwähnt haben, bei Ge- 
legenheit der gegen den Lauenbnrger angestellten Untersachnng 
an^ dass derselbe das Gebiet der katholischen KnrfUrsten verlassen 
solle. Dieses Versprechen gab er am 2. Febmar, es wnrde aber 
nicht eingehalten, denn der KnrfUrst von Mainz erhob am Ende 
des Monats neaerdings Klage^ dass der Herzog Rudolf Maximi- 
lian noch immer in seinem Gebiete ,grosse und unerschwingliche 
Geldsummen' erpresse, und dass die Stadt ErAirt, trotzdem sie 
im verflossenen Sommer 50.000 Gulden bar erlegen und zahl- 
reiche Truppen bei ihren Durchzügen verpflegen musste, neuer- 
dings eine ständige Garnison von fünf Reitercompagnien ernähren 
und ausser bedeutenden Naturallieferungen noch 492 Gulden 
wöchentlich in Geld erlegen müsse. Indem er den General 
um Abstellung dieser Erpressungen und um Abberufung der 
Truppen ersuchte, erklärte er, dass er ,das viel geklagte feind- 
liche Procedere nicht länger zu dulden gemeint sei, sondern 
im Vereine mit anderen Mitkurflirsten, Fürsten und Ständen 
des Reiches auf solche Mittel bedacht sein müsse, um diesen 
unerträglichen Leiden durch die That ein Ende zu machend* 
Der Kurflirst wiederholte also gegen Waldstein dieselbe Drohung, 
die er im Vereine mit Maximilian gegen den Kaiser erhoben 
hatte. 

Zu den Klagen über die Ausbeutung der katholischen 
Gebiete gesellten sich noch andere. Berichte, die der Kurfürst 
Maximilian von allen Seiten erhielt, machten es unzweifelhaft, 
dass der König von Dänemark von Neuem rüste und im Früh- 
jahre mit irischen Kräften losschlagen wolle. Nun machte 
Tilly die Erfahrung, dass seine Regimenter durch die erlittenen 
Kriegsstrapazen, sowie wegen mangelhafter Bekleidung und 
schlechter Nahrung in den engbegrenzten Winterquartieren sehr 
zusammengeschmolzen waren, so dass etwa 300 Offleiere zu 
der kaiserlichen Armee desertierten, sich daselbst anwerben 
Hessen und diese Desertionen sich täglich wiederholten. Er 
fand sie begreiflich; Waldstein hatte seinen Obersten für jede 



^ Aretin, Walleiistein. Beilage 2 und 8. Münchner St.-A. Lencker an Maxi- 
milian ddo. 27. Januar 1627. 
« Gindely, Waldstein I, 180 und 181. 
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Woche einen Sold von 300—500 Gnlden, seinen Hanptleuten 
einen solchen von 100 Gulden zugesagt, während die Ligisten 
den Obersten 100 Gulden und dem Hauptmanne 45 Gulden 
zahlten; was war natürlicher, als dass die ligistischen Officiere 
haufenweise ihre Fahnen verliessen und zu den Kaiserlichen 
tibergingen, wo sie mit offenen Armen aufgenommen wurden, 
zumal da sie wussten, dass sie weit höhere Summen aus ihren 
Quartieren erpressen durften, als sie berechtigt waren. Tilly, 
dessen Wahrheitsliebe keinem Zweifel unterliegt, gibt an, 
dass die meisten kaiserlichen Obersten aus den von ihnen 
erhobenen Contributionen wöchentlich 1000 — 2000 Thaler, die 
Rittmeister 400, die Hauptleute 200 — 400 Thaler sich angeeignet 
hätten. Ueberhaupt habe Waldstein ftir seine Armee während 
der anderthalb Jahre ihres Bestandes so hohe Summen erpresst, 
als die Liga, seit sie den Krieg flihre (also seit 1620), mit Aus- 
nahme des ersten Jahres, überhaupt flir den Unterhalt ihrer 
Truppen gezahlt habe. ^ Diese Anschuldigung Tilly's wird glaub- 
haft, wenn man erwägt, in welcher Weise die Bisthümer Halber- 
stadt und Magdeburg, die Städte Halle, Erftirt, Nürnberg und 
überhaupt alle Gebiete, welche die kaiserlichen Truppen be- 
setzten, gebrandschatzt wurden. Um ein Beispiel anzuführen, so 
hatte Nürnberg im Jahre 1625 110.000 Gulden gezahlt, um sich 
von der Musterung und Einquartierung der kaiserlichen Truppen 
zu befreien, und ausserdem den Obersten Aldringen und mehrere 
andere Officiere mit kostbaren Geschenken bedacht, deren Werth 
sich auf 3831 Gulden belief Kaum hatte die Stadt sich auf 
diese Weise loszukaufen gesucht, als bereits kaiserliche Truppen 
in ihr Gebiet eindrangen und aus demselben ihren Unterhalt 
zogen. Im folgenden Jahre (1626) litt sie durch die Ligisten, 
welche durch ihr Gebiet nach Oberösterreich zur Dämpfung des 
dortigen Bauernaufstandes zogen, dann wurde ihr von dem kaiser- 
lichen Obersten Herzog Franz Albrecht von Lauenburg eine 
Einquartierung von 8100 Mann Fussvolk und 760 Reitern an- 
gekündigt: thatsächlich musste sie das Regiment f^alland durch 
einige Zeit erhalten und später den Herzog einen Tag lang 
mit allen seinen Truppen verköstigen und ihm dafür, dass er 
nur so kurze Zeit ihr Gebiet belästigte, 9000 Gulden zahlen; 
im Ganzen kostete sie dieser Durchmarsch 26.000 Gulden. Dem 



^ Gindely, Waldstein I, 183—186. 
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Herzog von Lauenburg folgte bald darauf der Herzog von Hol- 
stein, der bei Frankfurt a. M. ein Regiment von 4000 Mann 
geworben hatte und nun von der Stadt Waffen für das noch 
wehrlose Regiment verlangte. Der Rath schickte 1800 Musketen 
und 600 Spiesse und musste später die Kosten des Durchmar- 
sches, die sich auf 17.949 Gulden beliefen, tragen. In dieselben 
ist auch der Preis ftlr ein Silbergeschirr eingerechnet, welches 
sich der Herzog von der Stadt als Geschenk ausbedungen hatte. 
Im December 1626 quartierte der ligistische Oberst Schön- 
berg im Nürnberger Gebiete zwei Compagnien seines Reiter- 
regiments ein, die daselbst bis in den Monat April des folgen- 
den Jahres blieben, und deren Verpflegung und Bezahlung 
wöchentlich 13.657 Gulden kostete. Noch während der An- 
wesenheit der Ligisten (im März 1627) verlangte Waldstein 
Quartiere für ein Regiment, das der Markgraf Hans Georg 
von Brandenburg zu werben im Begriffe stand. Nicht blos 
dieses Volk, sondern noch andere kaiserliche Soldaten, die unter 
dem Commando des Herzogs Heinrich Julius von Lauenburg 
standen, musste die Stadt verpflegen und dazu auch einigen 
ligistischen Compagnien wiederholt den Durchzug gestatten. 
Nach vielen Bitten und nachdem die zu Nürnberg gehörige 
Stadt Weiden einen Angriff der markgräflichen Truppen helden- 
müthig zurückgeschlagen und die Nürnberger sich zu einer 
Zahlung von 60.000 Gulden zu Händen Waldstein's verpflichtet 
hatten, wurde das kaiserliche Kriegsvolk aus ihrem Gebiete 
entfernt. Die Kosten der Verpflegung desselben, die Geschenke 
und Zahlungen, die aus diesem Anlasse von den Nümbergem 
geleistet werden mussten, beliefen sich auf 107.941 Gulden. Die 
oben erwähnten 60.000 Gulden wurden im Monat Juni 1627 
erlegt und sollten die Stadt gegen jede weitere Einquartierung 
während eines Jahres sichern. Trotzdem sollte sie schon im 
Monat Juli in ihrem Gebiete den Muster- und Sammelplatz für 
drei Regimenter anweisen. Diesmal suchte Waldstein sie vor 
der Ausbeutung zu schützen, denn eines dieser Regimenter war 
ein spanisches unter dem Commando Verdugo's, aber seine 
wiederholten Befehle hatten nicht den gewünschten Erfolg. 
Binnen zwei Jahren beliefen sich also die Zahlungen Nürnbergs 
für die kaiserlichen Truppen auf 325.721 Gulden, was, nach 
dem heutigen Geldwerthe gerechnet, mindestens der Summe von 
zwei Millionen gleichkommt. In ähnlicher Weise berechneten 
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die übrigen Reichsstädte im Sommer 1627 ihre Ausgaben an 
Contributionen, Einquartierungen und Durchzügen auf ^etliche 
viele Millionen^ Noch schlimmer erging es dem Bisthum Halber- 
stadt und der daselbst gelegenen Stadt Halle; binnen zwei 
Jahren musste sie an barem Gelde 430.274 Gulden erlegen, 
ausserdem Munition und Geschütze liefern^ und trotzdem blieb 
sie noch 117.013 Gulden schuldig. Das Stift Magdeburg zahlte 
binnen zwei Jahren (von 162Ö bis 1627) 687.233 Thaler. Am 
schlimmsten hausten jedoch die kaiserlichen Truppen in den 
Grafschaften Schwarzburg- Rudolfstadt und Schwarzburg-Sonders- 
hausen, wo die erhobenen Contributionen und der angerichtete 
Schaden sich binnen zwei Jahren auf 1,271.999 Gulden beliefen. ^ 
Bei den fiir die kaiserlichen Truppen erhobenen Contri- 
butionen befolgten die OfBciere wohl die Aufträge Waldstein's, 
allein gewiss machten sie sich, wie dies Tilly andeutet, die 
Verhältnisse zunutzen, indem sie auf Kosten ihrer Quartier- 
geber prassten und unter dem Titel von Geschenken und ander- 
weitigen Leistungen besondere Summen erhoben, die sie ihrem 
General gegenüber nicht verrechneten, sondern in ihre Tasche 
gleiten liessen. Tilly schildert die verschiedene Lage der ligisti- 
sehen und kaiserlichen Truppen und sagt, dass die ersteren 
jederzeit dem Feinde die Spitze bieten mussten, ,unaussprech- 
liche Mühe, Arbeit, Armuth, Elend und Noth ausgestanden 
haben', während die Kaiserlichen niemals solche Mühen durch- 
gemacht, keinen einzigen Ort mit Gewalt oder bei offenem 
Widerstände eingenommen, sondern Thür und Thor offen und 
allen guten Willen geftinden hätten und ,stetigs in noblem 
Quartier' gelegen wären. Eben dies war der Grund, dass, wie 
oben bemerkt, bis Ende Februar 1627 an 300 Officiere von 
den Ligisten zu den Kaiserlichen übertraten. Sie verlangten 
zwar von Tilly ihren Abschied; wenn derselbe sie aber dadurch 
festhalten wollte, dass er die Auszahlung des schuldigen Sold- 
restes verzögerte, so verzichteten sie auf denselben in Anhoff- 
nung des kommenden Gewinnes. * Tilly fürchtete für den Be- 



^ lieber die Zahlungen Nürnbergs siehe Soden, Kriegs- und Sittengeschichte 
der Beichsstadt Nürnberg, Bd. II. Ueber die Contributionen des Stiftes 
Halberstadt berichtet Opel (Wallenstein im Stifte Halberstadt), über zahl- 
reiche andere Contributionen finden sich Nachweise in Gindely, Wald- 
stein I, 129—149, 269, 271—276. 

* Gindely, Waldstein I, 186. 
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stand seiner Armee^ wenn die Officiere ohne Ausnahme von 
Waldstein angenommen wurden, und diese Furcht war es, 
welche die Häupter der Liga und namentlich den Kurfürsten 
Maximilian mit noch tieferem Groll erfüllte, als es die in ihrem 
Gebiete geübten Brandschatzungen thun konnten. Wie konnte 
der Herzog hoffen, dass Tilly dem Könige von Dänemark, der 
neuerdings rüstete, gewachsen sein würde? 

Die Niederlage, welche Christian IV. bei Lutter erlitten hatte, 
schien anfangs dem weiteren Widerstände Norddeutschlands 
gegen den Kaiser ein Ende zu machen. Christian von Anhalt, 
der sich nach seiner Begnadigung dem Kaiser insofeme an- 
schloss, als er die Herstellung des Friedens zu befördern trachtete, 
suchte unmittelbar, nachdem er die Nachricht von der Schlacht 
erhalten hatte, den Herzog Hans Albrecht von Mecklenburg 
und durch ihn den niedersächsischen Kreis für den Frieden, 
das heisst für die Preisgebung des Königs von Dänemark, zu 
gewinnen. Der Herzog nahm sich die Mahnung des Fürsten 
zu Herzen; denn während er früher ähnliche Mahnungen nur 
unbestimmt beantwortet hatte, beschloss er jetzt im Verein mit 
seinem Bruder, dem Herzog Adolf, den König Christian zum 
Frieden aufzufordern, da ihm der Kaiser die Versicherung ge- 
geben habe, dass er an dem ,Religionsfrieden' nichts ändern, 
das heisst also nichts wider den Augsburger Religionsfrieden 
unternehmen wolle. Der König sollte also auf alle Pläne, die 
er bei Beginn des Krieges gefasst hatte, verzichten und sich 
mit dem begnügen, was ihm der Kaiser bei den Braunschweiger 
Verhandlungen angeboten hatte. Für den Fall, als er Anstand 
nehmen würde, ihrem Rathschlage zu folgen, erklärten die beiden 
Brüder (13. September 1626) nichtsdestoweniger von ihren Be- 
mtLhungen zur Herstellung des Friedens nicht ablassen zu 
wollen, eine Erklärung, welche Christian nahezu als eine Kündi- 
gung des bisherigen Bündnisses ansehen konnte. Zugleich 
forderten sie den Herzog Friedrich von Schleswig-Holstein auf, 
sich bei dem Kurfürsten von Sachsen zu verwenden, damit die 
Friedensverhandlungen durch seine Vermittlung baldmöglichst 
beginnen . könnten, und versprachen dabei, dass sie und die 
Mehrzahl der niedersächsischen Kreisflirsten sich bei den Ver- 
handlungen ,zur Zufriedenheit des Kaisers' benehmen würden. 
Den ersten und vollen Beweis ihrer Umkehr gaben die beiden 
Herzoge damit, dass sie die Mandata avocatoria, wodurch jede 
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Theilnahme an dem Kriege gegen den Kaiser verboten wurde, 
in ihrem Lande veröffentlichen Hessen und zn ihrer Beachtung 
aufforderten.^ Dass sie es trotzdem nicht aufrichtig mit dem 
Kaiser meinten und nur die Angst sie zu dieser nachgiebigen 
Haltung veranlasste, zeigte der Herzog Adolf einige Wochen 
später, indem er am 10. November 1626 den König Gustav 
Adolf von Schweden benachrichtigte, dass Christian die Auf- 
forderung zu Friedensverhandlungen abgewiesen und in Mecklen- 
burg Reiter einquartirt habe, die offenbar das Misstrauen Tilly's 
geweckt hätten und ihn veranlassen würden, in dieses Land 
einzurücken. Da weder die dänischen noch die mecklenburgi- 
schen Truppen diese Invasion zu hindern im Stande wären, 
so ersuchte er den König von Schweden geradezu um Hilfe und 
zwar um die Absendung einiger Kriegsschiffe in den Hafen von 
Wismar. Thatsächlich schickte Gustav Adolf schon jetzt gegen 
2000 Mann nach Mecklenburg; ob er auch Kriegsschiffe nach 
Wismar sandte, ist nicht weiter bekannt. Die Herzoge baten 
jedoch gleichzeitig den Kurflirsten von Brandenburg, er möge 
sich im Vereine mit Kursachsen ernstlich um die Herstellung 
des Friedens bemühen.* Sie wurden wenige Tage darauf durch 
die Stände ihres Landes ernstlich zu einer friedlichen Politik 
ermahnt; denn als sie diesen mittheilten, dass die dänischen 
Reiter ohne ihre Zustimmung ins Land gerückt seien, und des- 
halb die Frage an sie richteten, ob sie sich dagegen wehren, 
ihren Abmarsch durch Contributionen erwirken oder den Dingen 
ihren Lauf lassen sollten, erklärten sich die Stände energisch für 
die Zurückweisung der Dänen und drohten, wenn die Herzoge 
diesem Begehren nicht zustimmen würden, sich an den Kaiser 
um Hilfe zu wenden. * Der Herzog von Braunschweig stellte zu 
Gunsten des Kaisers einen Revers aus, in dem er sich ver- 
pflichtete, von dem mit Christian zu Lauenburg abgeschlossenen 
Vertrage zurückzutreten und die dänischen Garnisonen aus seinem 



^ Wiener St.-A. Hans Albrecht von Mecklenburg an Christian von Anhalt, 
ddo. 3./13. September 1626. 

' Londorp, III, 960. Adolf von Mecklenburg an Gustav Adolf ddo. 31. Octo- 
ber/10. November 1626. Wiener St.-A. Walmerode an Ferdinand II. ddo. 
12. April 1627. Berliner St.-A. Die Herzoge von Mecklenburg an Kur- 
brandenburg ddo. 27. October/6. November 1626. 

' Wiener St.-A. Die mecklenburgischen Stande an die Herzoge von Mecklen- 
burg ddo. 17./27. November 1626. 
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Lande zu vertreiben.^ Der Herzog Friedrich von Schleswig- 
Holstein bethätigte seinen Gehorsam gegen den Kaiser dadurch, 
dass er in seinem Qebiete die Mandata avocatoria publiciren liess. ^ 
Camerarius sah schon voraus^ dass auch die Hansestädte sich 
dem Kaiser unterwerfen und Christian von allen seinen Ver- 
bündeten verlassen werden würde. Die Schuld der trostlosen Lage 
schob er hauptsächlich auf den König von England oder eigentlich 
auf seinen Principalminister, den Herzog von Buckingham, dessen 
Nichtsnutzigkeit daran Schuld sei, dass er die versprochenen Sub- 
sidien nicht zahle und seinen dänischen Oheim hilflos lasse. ^ 
Auch der Kurfürst von Brandenburg kehrte jetzt dem 
Könige von Dänemark den Rücken und schlug seine Bitte um 
die Ueberlassung eines Theiles seines Fussvolkes rundweg ab, 
weil er den Verdacht des kaiserlichen Hofes gegen seine Treue 
nicht noch mehr verstärken wollte. Zu gleicher Zeit suchte 
er sich in einem Briefe an den Kaiser wegen des gegen ihn 
gefassten Misstrauens zu rechtfertigen und die Achterklärung, 
die man nach seiner Vermuthung gegen ihn plante, rückgängig 
zu machen; thatsächlich konnte er sich darauf berufen, dass 
er schon einige Tage vor der Schlacht bei Lutter die Publication 
der wider die Helfershelfer Christians erlassenen Mandata avoca- 
toria in seinem Gebiete zugelassen habe.* Die Nachgiebigkeit 
der protestantischen Fürsten rief natürlich bei den Siegern eine 
entsprechende Ueberhebung hervor. Tilly wies den von dem 
Herzoge von Lüneburg commandirten Regimentern in der Mark 
Winterquartiere an, und als sich der Kurflirst von Branden- 
burg deshalb bei ihm beschwerte, antwortete er ihm sarkastisch, 
dass er alle die Versicherungen seiner Treue gegen den Kaiser 
flir blosse Worte halte, denen die Thaten nicht entsprächen; 
der Kurfürst wäre so wie andere Fürsten verpflichtet gewesen, 
,mit der grössten Macht Ihrer kaiserlichen Majestät beizuspringen' 
und den König von Dänemark und andere Feinde des Kaisers 



^ Wiener St.>A. Kurbrandenbnrg an den Kaiser ddo. 6./16. September 1626. 
Revers des Herzogs von Braunschweig ddo. 29. Aagust/8. September 1626. 

* Wiener St.-A. Ludwig Grosse an Waldstein ddo. 7. October 1626. 

* Wiener St.-A. Camerarius ad anonymum quemdam de successibus Caesa- 
reanorum ddo. 6./16. Octobris 1626. 

^ Berliner St.-A. Christian IV. an Kurbrandenburg ddo. 26. August/5. Sep- 
tember 1626. Antwort Kurbrandenburgs ddo. 31. August/lO. September 1626. 
Wiener St.-A. Grosse an Waldstein ddo. 7. October 1626. 
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aus Deutschland zu treiben. Jetzt; da Alles verloren^ wolle 
jedermann zu Kreuze kriechen. Nach diesen scharfen Aeusse- 
rungen wagte der Kurfürst nicht, den Truppen die Aufiiahme 
in seinem Lande zu verweigern, sondern bewilligte die ver- 
langten Quartiere;* dem Kaiser gegenüber beschwerte er sich 
aber über die unverdienteflr-Beschuldigungen Tilly's und ver- 
langte er die Entlernung der Truppen, die bereits in der Stärke 
von fünf Regimentern zu Fuss und drei Regimentern zu Pferde 
eingerückt waren. Der Kaiser wies den Kurfürsten selbstver- 
ständlich mit seinem Begehren ab und gab zugleich der HoflF- 
nung Ausdruck, jderselbe werde seinen Schaden nicht allzu hoch 
bewerthen und ihm gönnen, was er seinen Feinden und Reichs- 
ächtem verstattet habe'.* Georg Wilhelm, in dessen Land 
auch der König von Schweden wegen des Krieges mit Polen 
eingerückt war, hatte keine Mittel, um sich irgend eines Theiles 
seiner unliebsamen Gäste zu entledigen; in seiner Verlegenheit 
wandte er sich durch seinen vertrauten Minister Grafen von 
Schwarzenberg an den Kurfürsten von Sachsen um Rath. Indem 
er ihm mittheilen liess, wie unerwartet der König von Schweden 
in sein Land eingebrochen sei, und wie derselbe die Stände 
seines Herzogthums Preussen zur Neutralität verpflichtet habe, 
fragte er bei ihm an, was er thun solle: ob er sich seinem Be- 
dränger anschliessen oder den Polen wider ihn Hilfe leisten 
solle? So erbittert war der Kurfürst über seinen Schwager, dass 
er selbst vor einem Kriege gegen ihn nicht zurückschreckte, 
wenn die kaiserlichen Truppen seine Länder verlassen und sich 
mit der Besetzung einiger Städte begnügen würden; er wollte 
deshalb durch die Vermittlung Kursachsens dem kaiserlichen 
Hofe anbieten, er werde den König von Dänemark zu dem 
Versprechen bewegen, die Mark zu verlassen.^ Der Kurfürst 
von Sachsen weigerte sich, in dem Streite zwischen Polen und 



^ Qindely, Waldstein I, 328. Dr. Joachim Kurz an Eurbrandenburg ddo. 
9./ 19. October 1626. Sachs. St.-A. Kurbrandenburg an Eursachsen ddo. 
4./ 14. November 1626. Berliner St.-A. Kurbrandenburgisches Memorial 
für Karl von Burgsdorf zu seiner Reise zu Tilly ddo. 22, October/ 1. No- 
vember 1626. 

^ Wiener St.-A. Kurbrandenburg an Ferdinand II. ddo. 28. October/7. No- 
vember 1626. Antwort des Kaisers ddo. 27. November 1626. 

^ Sachs. St.-A. Kurbrandenburg an Kursachsen ddo. 5./1Ö. November 1626. 
Memorial Schwarzenberg's. 
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Schweden einen Kath abzugeben und seinen brandenburgischen 
CoUegen gegen seinen Lehensherm oder seinen Schwager auf- 
ztthetzen, dagegen rieth er ihm in Angelegenheit der Entfer- 
nung der kaiserlichen Truppen, sich direct an den Kaiser zu 
wenden. Als im traulichen Gespräche bei einem Nachtessen 
der Graf von Schwarzenberg bemerkte; dass es wohl zweck- 
mässig wäre, wenn sein Herr, der Kurfürst von Brandenburg, 
dem Beispiele Sachsens folgen und den Herzog von Baiem 
als KurfUrsten anerkennen würde, gefiel diese Bemerkung dem 
Kurfürsten, denn abgesehen davon, dass seine Anerkennung 
Maximilians dadurch gerechtfertigt wurde, war es ihm auch 
aufrichtig um den Frieden und deshalb um die Aussöhnung 
der Reichsfürsten mit dem Kaiser zu thun. Um seinem branden- 
burgischen CoUegen den Schritt zu erleichtem, erbot er sich, 
diese Angelegenheit derart am kaiserlichen Hofe zu ordnen, 
dass Georg Wilhelm nochmals um die Anerkennung Maximilians 
als Kurfürsten angegangen würde. ^ Georg Wilhelm fügte sich 
diesem Vorschlage, und als der Kaiser deshalb den Herrn von 
Dohna zu ihm sandte und dieser in Königsberg, wohin er mittler- 
weile gereist war, eintraf, erkannte er den Herzog von Baiem 
feierlich als Mitkurfürsten an; der Kaiser belohnte ihn hiefür 
durch die Ertheilung des Prädicats ,durchlauchtig'. * Wir fügen 
noch hinzu, dass der Kurfürst von Brandenburg den König 
von Dänemark um Anerkennung seiner Neutralität ersuchen 
liess, und dass der König dazu bereit war, wenn der Kurfürst 
dem Feinde keine Kriegsmittel gewähren würde. ^ Diese Be- 
dingung konnte der Kurfürst beim besten Willen nicht einhalten, 
denn die kaiserlichen Truppen wurden nicht aus der Mark ge- 
zogen, und so musste Georg Wilhelm, wenn auch widerwillig, 
die kaiserliche Sache unterstützen. 

In Wien begnügte man sich selbstverständlich nicht mit 
allen diesen Erfolgen, sondern beschloss, den ganzen nieder- 



' Sachs. St.-A. Schwarzenberg an Kaspar von Schönberg ddo. 14./24. No- 
vember 1626. Kursachsen an Karbrandenburg ddo. 21. November/l. De- 
cember und 27. November/T. December 1626. Karsachsen an Ferdinand II. 
ddo. 4./14. December 1626. Kaiserliche Instructionen für Hannibal von 
Dohna zu seiner Beise zu Kurbrandenburg ddo. 26. December 1626. 

» Sachs. St.-A. 8104/XIV. fol. 98. 

' Berliner St.-A. Antwort des Königs von Dänemark dem brandenburgi- 
schen Gesandten gegeben ddo. 30. November/ 10. December 1626. 
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sächsischen Kreis von Christian IV. abzuziehen. Mit dieser 
Aufgabe wurde der Reichshofrath Reinhard von Walmerode be- 
traut und ihm aufgetragen^ zuerst zu dem Herzog Christian 
von Ltineburg-Celle, dessen Friedenssehnsucht man in Wien 
kannte; seine Schritte zu richten. Er sollte ihn und andere 
Kreisfürsten dazu bewegen, ihre Verbindung mit dem Könige 
zu lösen und ihm keine Hilfe mehr zu leisten; wenn sie er- 
klären sollten, dass dazu die Berufung eines Kreistages noth- 
wendig sei, so sollte er um jeden Preis davon abmahnen, weil 
der König von Dänemark sich als Kreisoberster daran be- 
theiligen und durch ihn und andere fremde Mächte auf die 
Entschlüsse des Kreises ein nachtheiliger Einfluss geübt werden 
könnte. Mit Rücksicht auf die von den Spaniern in Brüssel 
gestellte Forderung der Besitzergreifung eines Hafens an der 
Ostsee sollte Walmerode bei dem glücklichen Fortgange der 
Verhandlungen mit Herzog Christian die Frage stellen, wo ein 
solcher Hafen zu finden wäre, und endlich ob man im nieder- 
sächsischen Kreise und sonderlich von den Städten eine ergiebige 
Contribution zur Abdankung des kaiserlichen Heeres erlangen 
könnte. Zu gleicher Zeit bot der Kaiser den niedersächsischen 
Kreisständen den Weitergenuss aller ihrer Privilegien und die 
Aufrechthaltung des Augsburger Religionsfriedens an, wenn 
sie ihre Verbindung mit Dänemark lösen würden.^ Aehnliche 
Aufträge wie dem Walmerode waren schon früher dem ehemals 
mecklenburgischen RatK Husan, der, mit den niedersächsischen 
Verhältnissen wohlbekannt, vom Kaiser gewonnen und in den 
Adelstand erhoben worden war, ertheilt worden. 

Walmerode besuchte zuerst den Grafen Tilly in Peine 
und erfuhr von ihm, wie er und Husä,n sich um die Wieder- 
gewinnung der niedersächsischen Kreisstände bemühten. Der 
ligistische Greneral bemerkte, dass die Unterwerfung des Herzogs 
von Braunschweig vorläufig von geringem oder keinem Nutzen 
sei, indem nicht eine einzige ihm zugehörige Stadt sich dem 
Kaiser öffiaen wolle, sondern wie z. B. Nordheim erst angegriflfen 
werden müsse, wenn das kaiserliche Volk darin Platz finden 
solle. Aehnlich sei es auch mit Mecklenburg und mit Holstein 



* Wiener St.-A. Kaiserliche Instruction für Walmerode ddo. 17. November 
1626. Kaiserliches Memoriale für Walmerode ddo. 23. November 1626. 
Bei Londorp verschiedene Schreiben an die niedersächsischen Kreisfürsten, 
ebenso an Tilly ddo. 23. November 1626. Opel, II, 570. 
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bestellt; denn obwohl der Adel daselbst sich Husan gegenüber 
zum Gehorsam bereit erklärt habe^ so seien doch die Söhne 
desselben nach wie vor in dänischen Diensten. Tilly war der 
Ansicht^ wenn man dem Könige von Dänemark die Stifter 
Bremen nnd Verden liesse^ so werde er sich augenblicklich zum 
Frieden bequemen,^ Als Walmerode den Herzog Christian in 
Celle besuchte, erfreute er sich daselbst der günstigsten Auf- 
nahme. Der Herzog erklärte sich bereit, im Vereine mit Tilly 
den niedersächsischen Kreis zum Gehorsam zurückzuführen, 
auch einige seiner Räthe waren von ähnlichen freundlichen Gesin- 
nungen erfüllt, wogegen andere um so feindlicher gestimmt waren, 
so dass man vor ihnen den Inhalt der Verhandlungen geheim 
halten musste. Einer der freundlichst gesinnten, der Kanzler 
Dr. Merckelbach, berichtete dem Walmerode bezüglich der 
Herzoge von Mecklenburg, dass dieselben ihr Bündniss mit 
Dänemark jetzt nicht mehr so steif hielten wie früher, aber 
von ihnen kaum etwas mehr als Worte zu erlangen sein würden, 
womit sie auch den an sie abgeschickten Husan abgespeist 
hätten. Zugleich erfuhr Walmerode, dass der König von Däne- 
mark nicht von der Majorität der niedersächsischen Kreisstände 
zum Kreisobersten gewählt worden sei, sondern dass, als sich 
die niedersächsischen Kreisstände getheilt hätten, die Majori- 
tät dem Herzog Christian gefolgt sei und die Minorität, welche 
allerdings die bedeutenderen Kreisfürsten enthalten, sich für 
den König erklärt habe. Der kaiserliche Commissär rieth 
deshalb, dass sich die getreue Majorität der Kreisstände als 
ein Corpus constituieren und einfach den Herzog Christian 
wieder als Kreisobersten anerkennen sollte.^ 

Während Walmerode die Reise zu den übrigen niedersächsi- 
schen Kreisständen nicht weiter fortsetzte, weil Tilly die Wahrung 
des Geheimnisses für nöthig hielt und deshalb einen brieflichen 
Verkehr mit ihnen empfahl, hatte Heinrich Husan seinen Auf- 
trag bei den Stiftern Magdeburg, Bremen und Halberstadt, bei 
den Herzogen von Braunschweig, Mecklenburg, Holstein und 
Sachsen-Lauenburg und bei den Reichs- und Hansestädten er- 
flillt. Die Fürsten antworteten ihm mit der beliebten Lügen- 
phrase, dass sie mit ihrer dem Könige von Dänemark zutheil 



* Wiener St.-A. Walmerode an Ferdinand II. ddo. 26. December 1626. 

* Wiener St.-A. Walmerode an Ferdinand II. ddo. 29. December 1626. 
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gewordenen Hilfe nie gemeint gewesen wären, sich in eine 
dem Kaiser feindliche Verbindung einzulassen, baten aber zu- 
gleich um die Wiederaufnahme der Braunschweiger Friedensver- 
handlungen. Die Ritterschaften von Mecklenburg, welche Husan 
aufforderte, zum Gehorsam gegen den Kaiser zurückzukehren 
und, im Falle ihre Fürsten dagegen wären, sich von ihnen zu 
trennen, gaben eine Antwort, die zu ihrer oben mitgetheilten 
Erklärung passte, denn sie versicherten, zum strictesten Gehor- 
sam gegen die Befehle des Kaisers bereit zu sein. Die Hanse- 
städte, wie Hamburg und Bremen hatten sich nie ganz auf 
die Seite Dänemarks gestellt, daher bedurfte es bei ihnen keiner 
Abmahnung, sondern nur einer Aneiferung, fest zum Kaiser zu 
stehen. Ihre Antworten lauteten zustimmend. Die Stadt Magde- 
burg zögerte mit einer Erklärung, dagegen gaben Rostock und 
Wismar, die, obwohl keine Reichsstädte, doch von Husa^ti ge- 
mahnt worden waren, zur Antwort, dass sie zum schuldigen 
Gehorsam gegen den Kaiser bereit seien./ Was der Herzog 
August von Sachsen-Lauenburg antwortete, ist nicht weiter be- 
kannt; von den Herzogen von Holstein meinte Walmerode, 
dass sie nur Worte gesprochen hätten, und von den Herzogen 
von Mecklenburg, dass sie,, ungeachtet aller ihrer Zusagen, doch 
auf dänischer Seite verharrten. Thatsächlich lehnten die Her- 
zoge die ihnen von TiUy angebotene Hilfe zur Vertreibung der 
dänischen Besatzung ab, angeblich weil sie ihr Land nicht zum 
Kriegsschauplatz machen wollten. Dass sie wieder im Begriffe 
waren, sich offen auf die Seite Dänemarks zu stellen, zeigt ihre 
Erklärung vom 28. März 1627, die zwar scheinbar an Husan, 
thatsächlich aber an den Kaiser gerichtet war: sie stellten in Ab- 
rede, dass sie sich je gegen den Kaiser vergangen hätten, und 
gaben ihrem Anschlüsse an Christian IV. eine gesetzlich zulässige 
Deutung. Wenn sie nach der Schlacht bei Lutter geschwankt 
hatten, so hatte ihr Schwanken jetzt ein Ende: sie entschieden 
sich wieder für Dänemark. Tilly erklärte auch die schönen 
Worte der Mecklenburger Ritt'Sfsch'aft für eitle Flunkerei, denn 
auch die Braunschweiger Ritterschaft hätte ähnlich gesprochen 
und sich doch anders benommen. Die Holsteiner Ritterschaft 
antwortete auf die Mahnung Christians von Celle, dass ihre 
Rüstungen nur zu ihrer Vertheidigung dienen sollten, eine Ant- 



* Wiener St.-A. Husan an Tilly ddo. 6./ 15. December 1626. 
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wort, welche man als einen Absagebrief an den Kaiser ansehen 
kann. ^ Der Administrator von Bremen Johann Friedrich von 
Holstein erbot sich, dem Kaiser Hilfe zn leisten, wenn die kaiser- 
lichen Tmppen in sein Gebiet eingerückt sein würden, eine 
Zusage, die bei seiner Stellung nicht als aufrichtig zu betrachten 
ist. Später erhob er zwar bittere Klagen gegen den König 
von Dänemark, allein auch darauf darf man kein Gewicht legen, 
denn es waren nur Worte und keine Thaten. 

Die Lage der Dinge erscheint sonach folgendermassen: 
Unmittelbar nach der Schlacht bei Lutter waren die meisten 
niedersächsischen Kreisfdrsten im Begriflfe, ihre Verbindung mit 
Dänemark zu lösen und sich dem Kaiser anzuschliessen. Als sie 
jedoch sahen, dass die rauhe Jahreszeit den Grafen Tillj an der 
Ausnützung des Sieges hindere, liessen sie ihren Versprechungen 
keine Thaten folgen; nur Christian von Lüneburg schloss sich 
dem Kaiser an, und der Herzog von Braunschweig hielt sich für 
seine Person an den von ihm ausgestellten Revers. Auch Lübeck 
hielt seine Zusage aufrecht, es gestattete keine dänischen Wer- 
bungen auf seinem Gebiete und bestrafte die eigenmächtigen 
Werber. Die Früchte des Sieges bei Lutter schrumpften dem- 
nach auf ein Minimum zusammen. Die von Waldstein besetzten 
Stifter Halberstadt und Magdeburg mussten sich natürlich nach 
wie vor dem Kaiser unterthänig zeigen. Zu diesem Umschwünge 
in der Haltung der niedersächsischen Kreisfarsten trug die That- 
sache nicht wenig bei, dass Christian IV. selbst wieder frischen 
Muth gefasst hatte und energisch an die Wiederaufnahme des 
Krieges ging. Er schien anfangs unter der allgemeinen Muth- 
losigkeit zu leiden, denn in den ersten Wochen nach seiner 
Niederlage scheint er alle Hofl&iungen aufgegeben und an keine 
neuen Rüstungen gedacht zu haben. Erst als er erfuhr, dass 
Waldstein durch Mansfeld und Bethlen an Ungarn gefesselt 
sei und er es sonach nur mit Tilly allein zu thun haben werde, 
fasste er wieder Hoflftiung und versuchte es, seine bisherigen 



^ Wiener St.-A. Walmerode an Ferdinand II. ddo. 9. Februar 1627. Die 
Herzoge von Mecklenbarg an Tilly ddo. 20./30. Januar 1627. Christian 
von Lüneburg sm die Holsteiner Stände ohne Datum (22. Januar 1627). 
Antwort der holsteinischen Ritterschaft ddo. 19./29. März 1627. Johann 
Friedrich von Holstein an Ferdinand II. ddo. 4./H. März 1627. Erklärung 
der Herzoge von Mecklenburg auf Herrn Heinrich Husan II. FF. GG. 
communiciertes Schreiben. Copie ddo. 18./28. März 1627. 
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Allirten zu neuen Leistungen heranzuziehen. Er schickte zu 
diesem Behufe Gesandte nach Paris und Venedig und Hess 
um neue Subsidien bitten^ zu gleicher Zeit bat er den Pfalz- 
grafen^ dieses Gesuch mit seinem Einflüsse zu unterstützen. 
In England hatte er schon drei Monate vor der Schlacht bei 
Lutter um Nachzahlung der versprochenen Subsidien ersuchen 
lassen^ hatte aber nichts bekommen^ da der König sich mit 
dem Parlamente überworfen und dasselbe aufgelöst hatte, daher 
von demselben keine Subsidien erhalten konnte. Die englischen 
Minister schämten sich vor dem dänischen Gesandten Zobel, 
die Noth ihres Königs einzugestehen, aber sie liess sich nicht 
verheimlichen. Wir bemerken, dass König Karl auch in der 
Folgezeit seinen Verpflichtungen nicht nachkam, denn thatsäch- 
lieh wurden an Christian IV. nur die Subsidien für zwei Monate 
im Betrage von 60.000 Pfund Sterling gezahlt. Im Juli 1627 
berechnete der Dänenkönig, dass ihm sein Neffe Subsidien fiir 
22 Monate schulde, da die Zahlung vermöge des Wortlautes 
des im December 1625 im Haag geschlossenen Bündnisses schon 
seit langem hätte geleistet werden sollen. Nur Werbungen 
durfte der Dänenkönig in Schottland vornehmen, deren Kosten 
König Karl vielleicht bestritten haben mag. Ueber das Resultat 
derselben wissen wir nur so viel, dass einige schottische Regi- 
menter, deren Stärke auf 6000 Mann angegeben wird, im Monat 
December 1626 in Holland landeten und sich auf den Weg nach 
Niedersachsen machten. In ähnlicher Weise sah sich König 
Christian auch von Holland verlassen; denn obwohl die General 
Staaten seinen Muth aufrecht zu erhalten suchten, ihn zum 
weiteren Kampfe aneiferten und deshalb den Foppius von 
Aitzema zu ihm schickten, hatten sie doch fiir seine Bitte um 
Geld und Truppen nur taube Ohren. ^ 

Noch bevor Christian IV. davon Kenntniss erlangt hatte, 
dass seine Bemühungen, aus der Fremde Geld zu bekommen, 
nutzlos seien, beschloss er, die ligistischen Truppen, die sich in 
den Bisthtimem Bremen und Verden breit gemacht hatten, aus 



* Archiv von Kopenhagen. Christian IV. an Friedrich von der Pfalz ddo. 
21./31. Oetober 1626. Zobel an Christian IV. ddo. 6./1Ö. Juli 1626. Er- 
klärung Christians IV. ddo. 26. Januar/4. Februar 1627. Memorial, dem 
Robert Anstruther (im Juli? 1627) übergeben. Opel, 11, 574. Münchner 
St.-A. Maximilian an Leucker ddo. 14. Januar 1627. Dänische Instruction 
für den Rath Joachim Kratz zu seiner Reise nach Venedig. 
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denselben zu verdrängen. Am 12. November 1626 brach er 
von Stade auf, wo sein Hauptquartier lag, rückte nach Rethem 
an der Aller, nahm dasselbe ein und eroberte auch Hoya an 
der Weser trotz tapferer Gegenwehr der Besatzung. Als Tilly 
von dem Vormarsche des Königs Kunde erhielt, raffte er eilig 
die zerstreuten Truppen seines Heeres zusammen und befahl dem 
Herzog Georg von Lüneburg, gleichfalls vorzurücken. Christian 
hielt es fiir besser, den Anmarsch der Gegner nicht abzuwarten, 
«ondem sich zurückzuziehen, nachdem er in Hoya und Rethem 
Garnisonen zurückgelassen hatte, die sich jedoch dem heran- 
rückenden ligistischen General ergeben mussten. Tilly rühmte 
in seinem Berichte an den Kaiser die ausgezeichneten Dienste 
des kaiserlichen Obersten Hussmann, der sogar das Quartier 
des Königs an der Elbe (Bleckede) eingenommen habe.^ 

Nach seinem Rückzuge berief der Dänenkönig die hol- 
steinischen Stände nach Rendsburg und liess durch seinen Statt- 
halter Gerhard Ranzau die Gefahr schildern, welche dem Lande 
drohe, wenn man sich dem kaiserlichen Heere nicht mannhaft 
entgegenstellen würde. Die kräftigen Worte Ranzau's fanden 
in der Versammlung einen sympathischen Wiederhall, die An- 
wesenheit des Königs that auch das Ihrige, und so entschlossen 
sich der Adel und die Städte zur Zahlung von 400.000 Thalem 
und zur Stellung eines starken Contingents an Mannschaft. So- 
wohl die Proposition wie der Beschluss erregten damals ein 
ungeheures Aufsehen, Tilly und Waldstein berichteten darüber 
wiederholt an den Kaiser, man berechnete in ungeheuerlicher 
Uebertreibung die Truppenmenge, die auf diese Weise zusammen- 
kommen würde. Für den Dänenkönig machte sich bei dem 
Eendsburger Landtage auch der günstige Umstand geltend, 
dass er nach den Familienpacten im Jahre 1626 das Regiment 
in Holstein führte. Wäre der Herzog Friedrich von Holstein, 
der jährlich mit dem Könige altemirte und thatsächlich auch 
im Jahre 1627 das Regiment in die Hände bekam, diesmal an 
der Spitze gewesen, so würde er gewiss nicht in gleich kräfti- 
ger Weise wie Ranzau für die Rüstungen gewirkt haben, wenig- 
stens versicherte er dem Kaiser, dass er an den in Rendsburg 
gefassten Beschlüssen völlig unschuldig und gewillt sei, in treuer 
Devotion gegen ihn zu leben und zu sterben. Christian IV. 



^ Wiener St.-A. Tilly an Ferdinand II. ddo. 16. December 1626. Opel, II, 677 £. 
▲rehiT. LXXXIX. Bd. I. H&lfto. 12 
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liess sich jetzt nicht Mos die Verstärkung seiner Truppen an- 
gelegen sein, er organisirte auch seinen Kriegsrath, zu dessen 
Präsidenten er den Administrator von Magdeburg machte, der 
aber trotz dieser Vertrauensstellung bei Christian von Celle an- 
fragen liess, ob ihm die Stifter Magdeburg und Halberstadt 
belassen werden, wenn er sich mit dem Kaiser verbinden würde. 
Da ihm dies bezüglich Halberstadts verneint wurde, so harrte 
er bei seinen Glaubensgenossen aus und schloss sich ihnen so 
eng an, dass er sogar die ge&hrliche Reise nach Siebenbürgen 
antrat, um Bethlen zum Bruche des eben mit dem Kaiser abge- 
schlossenen Friedens zu bewegen. Auch der alte Markgraf 
von Baden rührte sich. Nachdem er sein Hab und Gut von 
Basel nach Genf geführt hatte, um dasselbe vor den Katholiken 
zu sichern, reiste er nach Paris, um dort Hilfe zu erlangen, 
mit der er zunächst das in Baden einquartierte kaiserliche Volk 
vertreiben wollte. So steigerten sich die Hofinungen des Dänen- 
königs, der sich wiederholt bei Gelagen rühmte, dass er im 
Frühjahre ein Heer von 30.000 Mann zu Fuss und 10.00 Reitern 
beisammen haben werde. Der nüchterne Husan urtheilte je- 
doch anders : er behauptete sogar, dass der König keiner grossen 
Anstrengungen fähig sei, denn er werde in seinem Reiche von 
einem Aufstande bedroht, weil der Handel daselbst ganz dar- 
niederliege. ^ Es blieb immer fragUch, ob sich die Hoffnungen 
Christians verwirklichen würden, auch wenn der Aufstand nicht 
ausbrach, da er nur auf Holstein und Mecklenburg rechnen 
konnte und die reichen Städte Lübeck und Hamburg jede 
seiner Bemühungen, sie an sich zu fesseln, mehr oder minder 
schroff zurückwiesen^ und er überdies aus England nur einige 
Truppen, aber kein Geld erhielt. 



* Wiener St.-A. Extract der Proposition bei dem Landtage in Rendsburg 

28. November/8. December 1626. Beschluss des Landtages. Friedrich 
von Holstein an den Kaiser ddo. 10. /20. März 1627. Walmerode an Ferdi- 
nand II. ddo. 29. December 1626. Opel, II, 579, 580. Opel gibt die obige 
Zahl von 30.000 Mann zu Fuss und 10.000 Reitern ü. a. an. Walmerode 
sagt jedoch in seinem Briefe an den Kaiser ddo. 11. Januar 1627 (Wiener 
St.-A.), dass der König nur auf die Aufstellung von 20.000 Mann hoffe. 
Opel dürfte aus einem verlässlicheren Bericht geschöpft haben. Münchner 
R.-A. Maximilian an Tilly ddo. 31. Januar 1627. Wiener St.-A. Husan 
an Ferdinand II. ddo. 20. Februar 1627. 

• Archiv von Kopenhagen. Bericht der dänischen Gesandten in Lübeck 
und Hamburg an Christian IV. ddo. 21. Februar/3. März 1627. 
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Der Kaiser hatte, von den Bemühungen Walmerode's die 
Gewinnung des ganzen niedersächsischen Kreises erwartend, 
gerechnet, und gehofft, dass sich der König von Dänemark 
rasch zum Frieden entschliessen werde, ohne dass lästige Ver- 
mittler dabei die Hand im Spiele zu haben brauchten. Diese 
Erwartungen verwirklichten sich nicht: der König von Däne- 
mark fügte sich nicht, und der Kaiser wurde von zwei Seiten 
um Zulassung von Vermittlem ersucht. Der Kurfürst von 
Sachsen bot dem Könige von Dänemark seine Vermittlung an, 
im Falle er in Gemeinschaft mit dem niedersächsischen Kreise 
den Frieden ernstlich wünsche, und ein gleiches Anbot richtete 
er auch an den Kaiser. Ferdinand lehnte dasselbe mit der 
Bemerkung ab, dass er dieses Geschäft bereits der Infantin 
Isabella übertragen habe.^ Ob die Infantin dem Dänenkönig 
ihre Vermittlung angeboten oder ob er sie um dieselbe ersucht 
hatte, wissen wir nicht anzugeben, jedenfalls wünschte er in 
seinem an die Infantin gerichteten Briefe die Bedingungen 
kennen zu lernen, unter denen der Kaiser ihm den Frieden 
bewilligen würde. Die Infantin liess diesen Wunsch nach Wien 
melden und erhielt die Antwort, dass Ferdinand nur dann zum 
Frieden bereit sei, wenn im niedersächsischen Kreise alles 
wieder auf den Fuss wie vor dem Kriege hergestellt würde. 
Noch hatte der Dänenkönig keine Nachricht von dieser Ent- 
scheidung, als er es vortheilhafter fand, wenn die in Braun- 
schweig unterbrochene Verhandlung wieder aufgenommen und 
er also von dem niedersächsischen Kreise secundirt würde. 
Als der Kaiser durch die Infantin von diesem Entschlüsse be- 
nachrichtigt wurde, ersuchte er den Kurfürsten von Sachsen, 
er möge seine Vermittlerrolle, aber nicht im Vereine mit Branden- 
burg sondern mit der Infantin, aufnehmen. Nun erbot sich 
auch der Graf von Oldenburg zur Vermittlung; der Kaiser wies 
ihn nicht ab, sondern befahl dem Grafen Tilly, seine Vorschläge 



* Wiener St.-A. Ferdinand an Kursachsen ddo. 26. December 1626. Isabella 
an Ferdinand II. ddo. 4. Januar 1627. Isabella an Christian IV. ddo. 
4. Januar 1627. Christian IV. an Isabella ddo. 10./20. Januar 1627. 
Ferdinand II. an Khevenhiller ddo. 15. Januar 1627. Ferdinand II. an 
Walraerode ddo. 16. Januar 1627. Tilly an Ferdinand II. ddo. 8. Fe- 
bruar 1627. Ferdinand II. an Isabella ddo. 1. Februar 1627. Ferdinand II. 
an Kursachsen ddo. 13. April 1627. Berliner St.-A. Kursachsen an Kur- 
brandenburg ddo. 16./26. December 1626. 
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anzuhören. Seine erste Mittheilung schien die Möglichkeit 
weiterer Verhandlung offen gelassen zu haben, aber anfangs 
März theilte er mit, dass der König von Dänemark dem Frieden 
abhold sei und sonach die Verhandlungen kein Resultat haben 
würden. Trotzdem gab er seine Thätigkeit noch nicht auf, 
sondern reiste zu dem Könige von Dänemark, bei dem er gerade 
in dem Augenblicke eintraf, als dieser an den Kurfürsten von 
Sachsen schrieb (am 14. März 1627) und sich zur Wiederauf- 
nahme der Braunschweiger Tractate bereit erklärte, aber dem 
Verdachte Ausdruck gab, dass der Kaiser von seinen Rath- 
gebem abgehalten werde, einen wahrhaften Frieden zu schliessen. 
Als der Graf nun dem KönigiB eröfinete, aus welcher Ursache 
er die Reise unternommen, und ihn um die Angabe der Be- 
dingungen ersuchte, unter welchen er zum Frieden bereit sein 
würde, berieth sich der König mit einigen seiner Vertrauten, 
unter denen der ehemalige kurpßllzische Rath und jetzige deutsche 
Kanzler des Königs, Herr von Eis, eine hervorragende Stellung 
einnahm, und theilte dann dem Grafen seine Entschlüsse mit. 
Dieser begab sich nun zu Tilly, bei dem er den Generalcom- 
missär Ruepp und den Reichshofrath Walmerode antraf, in 
deren Gegenwart er sich auf Tilly's Wunsch über die von dem 
Dänenkönige gestellten Bedingungen auslassen sollte. Der Graf 
von Oldenburg rühmte von ihnen, dass sie billig seien, wollte 
sie aber nach dem Befehle des Königs erst dann kundgeben, 
wenn sich Tilly ausweisen würde, dass er durch kaiserliche 
Vollmacht zu Friedensverhandlungen berechtigt sei, indem er 
ihm von dieser Vollmacht eine vidimirte Abschrift überreiche. 
Der ligistische General erwiderte, der Kaiser habe ihm auf 
seine Anzeige, dass der Graf sich zu Verhandlungen angeboten 
und Mittheilungen gemacht habe, eine Resolution zugeschickt, 
welche dem Wunsche des Dänenkönigs entsprechen dürfte, er 
dürfe sie aber dem Könige nicht mittheilen, wolle sie jedoch 
dem Grafen von Oldenburg zur Einsicht vorlegen. Als dieser 
sie gelesen, erklärte er sie für unzureichend und weigerte sich, 
die dänischen Bedingungen mitzutheilen; bei dieser Weigerung 
blieb er, als sich Ruepp und Walmerode entfernten, weil sie 
meinten, dass ihre Gegenwart ihm den Mund verschliesse. Der 
Graf hatte bisher so gethan, als ob er ernstlich auf kaiserlicher 
Seite stünde, und hatte versprochen, er wolle einigen Compag- 
nien des Tilly'schen Volkes während des Winters den nöthigen 
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Unterhalt geben. Offenbar hatte er dies Versprechen in der 
Hofihung gemacht; dass die Verhandlungen ihren guten Fortgang 
nehmen und damit jedes Opfer seinerseits tiberflüssig sein 
würde. Als Tilly ihn an die Erfüllung des Versprechens 
mahnte, wich er ihm mit der Erklärung aus, dass er dadurch 
das Zutrauen des Königs verlieren und keinen Friedensvermittler 
mehr abgeben könnte. Er rühmte die Friedensbedingungen 
des Königs, die, wenn sie bekannt wären, die Verhandlungen 
erleichtem und zu einem baldigen Ende führen würden, gab 
sie aber trotz dieses Rühmens nicht kund. Aus einer Unter- 
redung Walmerode's mit dem Grafen von Oldenburg glaubte 
Ersterer entnehmen zu dürfen, dass Christian zum Frieden 
bereit war, wenn der Kaiser die Stifter in dem Zustande be- 
lassen würde, in dem sie vor dem Kriege waren, und wenn 
er zu den Verhandlungen auch die Könige von Frankreich und 
England, den Fürsten von Siebenbürgen und den Markgrafen 
von Durlach zulassen würde. Die Antwort Walmerode's auf 
diese Andeutungen des Grafen von Oldenburg belehrt uns 
darüber, dass der Kaiser die Stifter nicht mehr in dem frühe- 
ren Zustande belassen wollte; den Augsburger Religionsfrieden 
wollte er zwar zugestehen, aber nichts mehr als diesen, und des- 
halb beabsichtigte er die seither eingezogenen Stifter zurück- 
zufordern. Da Walmerode dies dem Grafen von Oldenburg zu 
verstehen gab, so muss es offenbar die Absicht des Kaisers 
gewesen sein, mit der weder er noch seine Rathgeber hinter 
dem Berge halten wollten. Im Uebrigen erklärte Walmerode, 
dass der Kaiser weder Frankreich noch England zu den Ver- 
handlungen zulassen werde, weil er mit ihnen wenigstens äusser- 
lich im Frieden lebe, Bethlen Gabor nicht, weil er eben mit 
ihm Frieden geschlossen habe, auch den Markgrafen von Durlach 
nicht, weil derselbe ein Reichsfürst sei, der sich mit seinen 
Beschwerden an die Reichsgerichte zu wenden habe. Merk- 
würdig ist die ausdrückliche Erklärung des Grafen von Olden- 
burg, dass sich der Dänenkönig des Pfalzgrafen nicht mehr 
anzunehmen gedenke; er gab also dessen Sache endgiltig preis. 
Von sonstigen Bedingungen, die der König beim Friedens- 
schlüsse stellen wollte, erwähnte der Graf von Oldenburg nichts, 
aber wir erfahren von anderer Seite, dass er dem niedersächsi- 
schen Kreise die Bezahlung seines Kriegs Volkes aufhalsen 
wollte, eine Bedingung, deren Zugeständniss vom Kaiser umso- 
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weniger zu erwarten war, als er für sich dasselbe zu fordern 
beabsichtigte. ^ Trotz der kühlen Aufnahme, deren sich die Mit- 
theilungen des Grafen bei Walmerode erfreuten, gab derselbe die 
Vermittlerrolle noch nicht auf, sondern fand sich nochmals bei 
Tilly ein, zeigte ihm jetzt die Bedingungen des Dänenkönigs und 
gestattete ihm, sie zu lesen, aber nicht, eine Abschrift von ihnen 
zu nehmen. Da Tilly ein gutes Gedächtniss besass, so konnte er 
dem Kaiser von den Bedingungen ausflihrliche Nachricht geben. 
Der Dänenkönig erklärte sich im Vereine mit dem niedersäch- 
sischen Kreise zum Frieden bereit, doch bemerkte er, dass er es 
vorziehe, wenn in die Verhandlungen auch seine übrigen Bundes- 
genossen, als welche er namentlich Frankreich, England, Holland 
und Venedig anführte, eingeschlossen würden. Die Stifter sollten 
bei den bisherigen Besitzern verbleiben, die Wahlen in ihnen 
nach wie vor frei sein und überhaupt das Religionswesen 
auf den Stand vor dem Regierungsantritte des gegenwärtigen 
Kaisers zurückversetzt werden. — Wenn Christian durch diese 
allgemeine Fassung nicht etwa meinte, die Restauration in Böhmen 
und Oesterreich rückgängig machen zu wollen, so beabsichtigte 
er dies gewiss in Bezug auf die Pfalz. — Ferner verlangte er 
vollständige Amnestie für alle seine Anhänger und ein gleich- 
massiges Zurückziehen des beiderseitigen Kriegsvolkes. Wenn 
Ferdinand in der That den Frieden wollte und Alles im nieder- 
sächsischen Kreise auf den Zustand vor dem Kriege zurück- 
zuversetzen gedachte, so war ihm die Gelegenheit durch diese 
Bedingungen geboten, ja der Dänenkönig hätte sich vielleicht 
auch gegen die Restauration in der Pfalz nicht gesträubt, da er ] 
den Pfalzgrafen seinem Schicksale überlassen wollte; allein der ^ 
Kaiser war bereits entschlossen, den Sieg über Christian auszu- 
nützen und sich seinen ligistischen Bundesgenossen dankbar 
zu erweisen, indem er die nach dem Augsburger Religionsfrieden^ 
eingezogenen Stifter wieder katholisch machen wollte. Er 
mäkelte deshalb an allen Bedingungen und wollte nicht einmal 
zugestehen, dass der König im Vereine mit dem niedersächsischen 
Kreise verhandle, und ebensowenig versprechen, die bisherigen 
Rechte der protestantischen Kirche unangetastet zu lassen, son- 
dern blos zugeben, dass er sich seinem Krönungseide gemäss 



* Wiener St.-A. Walmerode an Ferdinand II. ddo. 28. März, 8. und 12. April 
1627. 
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benehmen werde; die Abführung des kaiserlichen Kriegsvolkes 
lehnte er gleichfalls ab und machte nur bezüglich der Amnestie 
keine Schwierigkeiten.^ Walmerode hatte zu weiteren Ver- 
handlungen kein Vertrauen, und obwohl auch er die Macht 
des Königs gering anschlug, so meinte er doch, dass sich ihm 
(mit Ausnahme Christians von Celle und des Herzogs von 
Braunschweig) neben dem Mecklenburger auch die anderen 
norddeutschen Fürsten, darunter der Herzog Friedrich von 
Holstein, anschliessen würden, also auf ihre zu Gunsten des 
Kaisers abgegebenen Versicherungen nicht zu rechnen sei. ^ Seit 
Ende April unterlag es keinem Zweifel mehr, dass alle Ver- 
handlungen zu nichts führen würden und ein neuer Waffen- 
gang im Anzüge sei. Der König von Dänemark stützte sich 
auf seine trotz aller Schwierigkeiten wieder ansehnlich ver- 
mehrten Streitkräfte und verstärkte zu gleicher Zeit die nach 
Schlesien zurückgekehrten Mansfeld'schen Scharen, durch welche 
er einen Widerstand gegen den Vormarsch der Waldstein'schen 
Armee zu organisiren suchte. Das Commando über die Truppen 
in Schlesien sollte der Administrator von Magdeburg überneh- 
men; da er jedoch zu lange bei Bethlen weilte und die Rück- 
kehr nur auf weiten Umwegen vor sich gehen konnte, so konnte 
er sich dieser Aufgabe nicht unterziehen. Die Truppen, die 
Christian IV. im niedersächsischen Kreise aufgestellt hatte, stan- 
den zum Theil in Mecklenburg, wo sie von dem Generalmajor 
Schiammersdorf befehligt wurden, zum Theil im Erzstift Bremen 
unter dem Commando des Generallieutenants Narpracht^ und 
zum Theil unter der unmittelbaren Leitung des Königs. Thum 
scheint sich, nachdem er den venetianischen Dienst aufgegeben 
hatte, Hoffnung gemacht zu haben, von dem Könige mit dem 
Obercommando über dessen Armee betraut zu werden, allein 
er wurde nur mit dem Commando über einen Theil der Truppen 
bedacht. Die hervorragendste Stellung nahm der Markgraf 
von Durlach ein, der auch das Schiammers dorf sehe Corps, das 
an 10.000 Mann stark war, befehligte. 



* Wiener St.-A. Tilly an Ferdinand II. ddo 3. Mai 1627. 

' Münchner R.-A. Maximilian an Ferdinand II. ddo. 4. Mai 1627. 

8 Hellmann, II, 222 f. 
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II. 

Befand sich der Kaiser mit seinen Bundesgenossen in 
einer derartigen Lage^ dass er hoffen konnte, den Kampf mit 
dem Dänenkönig rasch zu Ende zu führen? 

Was den Kaiser betraf, so war die Harmonie mit seinem 

I jJjuxJl K^*^^ ^^eldherm trotz der Brucker Abmachungen wieder im Schwinden 

l ^' begriffen. Die Neider und Feinde des Generals erhoben ihre 

r"^*^ Stimme wieder lauter, und wenn sie diesmal nicht den Sieg 

davontrugen, so lag die Ursache darin, dass der Kaiser seinen 

General stillschweigend schalten und walten liess. 

Die entschiedeine Art, mit der Waldstein die Auslieferung der 
böhmischen Contributionen verlangte, sowie der Druck, den das 
nach seinem Rückzuge aus Ungarn in Mähren und Böhmen 
stationirte Volk ausübte, vermehrte die Zahl seiner Gegner. 
Man machte ihn fiir alle Leiden verantwortlich, gerade als ob 
er die alleinige Ursache des Krieges sei; und die Reichsten 
schrieen am heftigsten. So erhob der Cardinal von Dietrichstein 
heftige Beschwerden über die Einquartierung auf seinen Gütern, 
ebenso der Graf von Slawata, dem ein Theil eines wallonischen 
Reiterregiments auf seinem mährischen Gute Teltsch einquar- 
tiert worden war. Aehnliche Klagen führte ein Prinz der Familie 
Liechtenstein, er beschwerte sich darüber, dass auf den Gütern 
des eben verstorbenen Fürsten Karl alles Getreide weggenommen 
worden sei. Noch dringender lauteten die Klagen des gesammten 
mährischen Adels, die derselbe wahrscheinlich unter dem Ein- 
flüsse des Cardinais erhob. Diese Personen, welche über mehr 
oder weniger reichliche Mittel verfügten, waren gerade am wenig- 
sten zu diesen Klagen berechtigt, denn für sie bedeuteten die 
erhobenen Contributionen nur einen momentanen Verlust, aber 
keinen Ruin. ^ Hauptsächlich war es der Cardinal von Dietrich- 
stein, der sich täglich mehr über Waldstein ärgerte, je weniger 
derselbe seine Güter schonte. Er sagte laut, der Unterschied 
zwischen den kaiserlichen Truppen und den feindlichen bestehe 
darin, dass die Letzteren die Hälfte dessen, was sie nehmen. 



^ Traattmansdor£rsches Archiv. Slawata an Trauttmansdorff ddo. 29. Decem- 
ber 1626 und 6. Januar 1627. Ein Mitg^lied der Familie Liechtenstein 
an den Kaiser ddo. 5. April 1627. 
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bezahlen^ die ErBteren dagegen Alles rauben. Als bei einer 
Tafel die Gesundheit Waldstein's ausgebracht wurde, weigerte 
sich der Cardinal mitzutrinken.^ Die Geistlichkeit in Wien 
war nicht anders gesinnt, es wurde fast keine Predigt bei Hof 
gehalten, ohne dass der Prediger dem Kaiser zu verstehen ge- 
geben hätte, er solle sich wohl vorsehen, von wem und wie er 
bedient würde. Die niederösterreichischen Stände, die eben 
auf dem Landtage versammelt waren, hatten vor ihrem Ab- 
schiede den Kaiser ersucht, um jeden Preis Frieden zu schliessen, 
da man sonst trotz der Siege zugrunde gehen müsse. Wratis- 
law, der im Jahre 1626 eine ansehnliche Stellung im Heere 
eingenommen hatte, erstattete vor den kaiserlichen Räthen und 
vor P. Lamormain einen umfangreichen Bericht über die unver- 
meidlichen Gefahren, wenn man Waldstein noch länger das 
Commando lasse. Berechtigter waren jedoch die Klagen der 
Schlesier, denn dahin hatten sich die Mansfeld'schen Truppen 
aus Ungarn zurückgezogen und sich durch frische Werbungen 
verstärkt; sie bürdeten dem Lande eine Last auf, die noch uner- 
träglicher wurde, als auch der Herzog von Friedland einen 
Theil seines Volkes nach Schlesien verlegte. Die Stimmung im 
Lande verbitterte sich derart, dass man allgemein einen Auf- 
stand gegen die kaiserlichen Truppen erwartete. Die Habgier 
der Wiener Staatsmänner hätte dieses Ereigniss mit Freuden 
begrüsst, weil sie in Erwartung des Sieges Schlesien dasselbe 
Schicksal wie Böhmen bereitet und sich bei den Confiscationen 
bereichert hätten.* Während sie diesen Glücksfall herbeisehnten 
und es deshalb übel vermerkten, dass Waldstein den ganzen 
Winter 1626/27 seine Truppen in ihren Quartieren beliess und 
den Gegner nicht angriff, stimmten die meisten von ihnen in 
die Anschuldigungen wider Waldstein ein. Den Ton gaben 
Graf Collalto, Herr von Strahlendorf und einige andere kaiser- 
liche Minister — mit Ausschluss Eggenberg's, Werdenberg's 
und Harrach's — an, sie erklärten laut und offen, dass der 
Kaiser mit seinem General übel berathen sei. 

Auch das Urtheil der auswärtigen Gesandten über Wald- 
stein lautete ungünstig, am wegwerfendsten sprach sich jedoch 



» Berliner St.-A. Götz an Kurbrandenburg ddo. 7./17. März 1627. 
' Münchner St-A. Leucker an MaximUian ddo. 10. Februar 1627. Tadra, 
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der spanische Gesandte Marques von Aytona in seinen ver- 
trauten Unterredungen mit Dr. Leucker und in seinen Briefen 
an König Philipp IV. aus. Er rieth, auf Waldstein keine Hoff- 
nung zu setzen, denn derselbe werde nie etwas thun, ausser 
er werde vom Feinde dazu gezwungen oder vom Zufall be- 
günstigt. Er beschuldigte auch den General, dass er zu Be- 
stechungen greife, um Alles nach seinem Willen zu lenken, dem 
Questenberg habe er 10.000 Gulden geschenkt, ihm (dem Ge- 
sandten selbst) ,durch dritte Hand ein Präsent anbieten lassen', 
welches er natürlich abgelehnt hätte. Waldstein sei trotz aller 
seiner Geschenke bei Hoch und Nieder und bei seinen eigenen 
Obersten dermassen verhasst, dass jeder seiner Officiere ihm 
eine Kugel durch den Leib jagen würde, wenn jemand es im 
Namen des Kaisers verlangen würde. Es könne mit dem jetzi- 
gen Directorium des Armeewesens^ nicht gut gehen, sondern 
werde , zuletzt mit einer seltsamen Katastrophe' enden. ^ Alle 
diese Behauptungen Aytona's waren nicht blos Leucker zu Ge- 
fallen gesprochen, sondern auch in seinen Briefen an Philipp IV. 
wiederholt worden. Auch in diesen bedauerte er, dass sich 
Ferdinand ganz und gar in die Hände Waldstein's überliefert 
habe und dieser ihm alle Freunde entfremde, indem er ein ge- 
waltiges Heer unterhalte, das fast nur die befreundeten Fürsten 
bedrücke und dem Feinde zum Spott diene, dem es fast keinen 
Schaden zufüge. Waldstein sei der alleinige Herr des kaiser- 
lichen Heeres, ernenne alle Officiere, bestimme die Comman- 
danten in allen festen Plätzen, so dass dem Kaiser keine andere 
Autorität übrig bleibe, als in einzelnen Fällen bei seinem Feld- 
herm Einsprache zu erheben, und da fanden seine Worte nicht 
immer Gehör. Der Kaiser fürchte, wenn er den General vom 
Commando entferne, so werde das Heer sich auflösen; es sei 
ja wahr, dass Waldstein alle Interessen der Officiere und Sol- 
daten allmälig so sehr in seiner Person vereint habe, dass es 
nicht leicht sein werde, ihn zu entfernen und an seine Stelle 
jemand Anderen zu setzen. Das Schlimmste sei, dass, nachdem 
das Heer die kaiserlichen Provinzen verwüstet und das Reich 
zur Verzweiflung getrieben habe, man im Angesichte des Feindes 
doch wenig von ihm erwarten könne, weil den Obersten die 
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nöthigen Kriegsqualitäten fehlten. Um das Üebel zu vergrössem, 
befinde sich auch das ligistische Heer in einem elenden Zu- 
stande, weil die Soldaten desselben scharenweise zu den kaiser- 
lichen Regimentern überlaufen. Der Herzog von Baiem fürchte, 
dass es Waldstein darauf angelegt habe, sein Heer zu ruiniren. 
Zum Schlüsse berichtet Aytona, Maximilian verlange 400,000 
Thaler zur Unterstützung der Liga; er empfahl die Berück- 
sichtigung dieses Wunsches, zum Mindesten die Auszahlung von 
BOO.OOO Thalem.i Thatsächlich hatte der Kurfürst von Baiern 
durch Dr. Leucker bei Aytona um eine Unterstützung angesucht 
und dabei die Besorgniss einzelner ligistischer Fürsten angedeutet, 
dass Waldstein es auf den Ruin ihrer Armee abgesehen habe. 
Was Aytona's Behauptung von dem Geschenke betrifift, 
das Waldstein ihm angeboten habe, so lässt sich die Richtig- 
keit dieser Angabe natürlich nicht controliren. Dass er Geld 
brauchte, war dem Herzog gewiss nicht unbekannt, und dass 
er es trotzdem nicht annahm, ist aus dem Umstände ersichtlich, 
dass er, als man in Madrid säumte, ihm trotz wiederholter 
Bitten seinen Gehalt auszuzahlen, alle seine Kostbarkeiten in 
Wien nach und nach verkaufte, später sogar den Haushalt auf- 
löste und zum Cardinal Dietrichstein reiste, bei dem er sich 
so lange verpflegen lassen musste, bis man ihm endlich die nöthi- 
gen Geldmittel zuschickte. ^ Aehnlich, wenn auch nicht so scharf 
im Tone wie Aytona, urtheilte Leucker über die Abhängigkeit 
des Kaisers von Waldstein anlässlich eines Gesammtschreibens 
der katholischen Kurfürsten, welches die schon vielfach erhobe- 
nen Klagen erneuerte, und das er in der kaiserlichen Kanzlei 
übergeben musste. Man hatte ihm darauf eine Schrift eingehän- 
digt, die man an Waldstein hatte abgehen lassen, und die Abhilfe 
in Aussicht stellte. Leucker meinte, der Kaiser würde wohl 
helfen, wenn er's Waldstein's wegen wagen könnte.^ Es ist 
das erste Mal, dass Leucker die Abhängigkeit des Kaisers von 
Waldstein so bestimmt ausspricht, allein er sagte damit nicht 
mehr, als Aytona mit anderen Worten ausdrückte oder Padavin 
meinte. Auch dieser erklärte, dass Waldstein das Commando 
über die Armee in unbeschränkter Weise führe und sich rück- 



* Simancas. Aytona an Philipp IV. ddo. 31. März 1627. Zwei Briefe vom 
selben Datum. 

• Simancas. Aytona an Donna Isabella (?) ddo. 18. Juni 1627. 

3 Gindely, Waldstein I. 197. Leucker an Maximilian ddo. 24. März 1627. 
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sichtslos benehme, denn auf die Berufang nach Wien habe er 
mit der Forderung der ihm gebührenden Entlohnung geant- 
wortet. Padavin berichtet sogar, er habe gedroht, wenn m^wi 
ihn noch weiter citiren würde, so werde er an der Spitze seiner 
Armee in Wien erscheinen und den Sold fordern; diese Worte 
seien dem Kaiser hinterbracht und von ihm stillschweigend 
aufgenommen worden. Die Richtigkeit dieser Angaben bleibt 
dahingestellt; sie passen zwar zu der Unterredung Harrach's 
mit dem Kaiser, als Waldstein nach Ungarn rückte, wir führen 
sie jedoch nur an, um zu zeigen, welch' feindliche Stimmung 
sich überall gegen Waldstein geltend machte. ^ Zur allseitigen 
Beleuchtung dieses Gegenstandes müssen wir zum Schlüsse be- 
merken, dass, wie Leucker berichtet, auch Waldstein des Com- 
mandos im Januar 1627 überdrüssig wurde.* Ob seine Sehnsucht 
nach Ruhe diesmal aufrichtiger war als vor der Brucker Unter- 
redung, lässt sich natürlich nicht mit Sicherheit angeben; allein 
wenn man bedenkt, dass er gerade jetzt an einem langwierigen 
Uebel litt, das sich bis in den April hinzog und wahrscheinlich 
in kurz aufeinanderfolgenden Podagraan&Uen bestand, und dass 
er sich dabei nicht der Einsicht in die Schwierigkeit seiner 
Lage verschliessen mochte, so könnte man an seine Aufrichtig- 
keit glauben. Sobald er aber wieder zu Kräften kam, sah er 
ein, dass sein Schicksal auf das Innigste mit dem des Kaisers 
verbunden war, sein riesiger, mittlerweile erworbene ^ Privat- 
besitz musste m it der allftül igen Niederlage Ferdinands schwinden . 
und so musste er im eig enen Interesse aushaiTcn, auch wenn 
ijm der Ehrgeiz nicht dazu angetrieben hä tte. 

Solcher Art war die Stimmung der hofieren gesellschaft- 
lichen Kreise in Wien, überhaupt in Oesterreich, als Maximilian 
gegen den bevorstehenden Angriff Christians Anstalten treffen 
zu müssen glaubte. Als er vollends erfahr, dass vier schotti- 
sche Regimenter in Holland gelandet seien, und durch aufge- 
fangene Briefe von den Bemühungen des Dänenkönigs um eine 
Geldhilfe in Venedig und von Bethlen's Machinationen in Con- 
stantinopel Kunde erlangte und Tilly gleichzeitig von der steten 
Abnahme des ligistischen Heeres wegen der Desertion der Offii- 
ciere zu den kaiserlichen Fahnen berichtete, gab er sich den 
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ärgsten Befürchtungen hin^ dass die Ligisten dem Dänenkönige 
nicht Widerstand leisten könnten^ wenn er sie im Frühjahre 
angreifen würde. Er berichtete über alles dies nach Wien 
und erklärte es für dringend nöthig^ dass der Kaiser seine in 
Deutschland zerstreuten Regimenter auf den Kriegsschauplatz 
concentrire und, so lange Waldstein nicht selbst auf demselben 
erscheine, sie dem Commando Tilly's unterordne und ihm allen- 
falls noch etwa 5000 Mann aus Böhmen und Mähren zu Hilfe 
schicke. Ueberzeugt, dass er nichts erreichen würde, wenn er 
seine Bitte blos an den Kaiser richtete, schickte er gleichzeitig 
einen eigenen Gesandten, den Ho&ath Sestich, an Waldstein 
ab und brachte bei ihm dasselbe Gesuch vor.^ 

Der bairische Gesandte vertrat die Wünsche seines Herrn 
in Wien mit gewohntem Eifer und erfahr von Collalto, dass 
Ferdinand bereit sei, dieselben zu erfüllen, dass er aber behufs 
eingehender Berathung Waldstein nach Wien berufen habe. 
Ferdinand selbst gab dem Dr. Leucker zu verstehen, dass man 
nur dann auf einen guten Erfolg rechnen könne, wenn der Kur- 
fürst von Baiem sich direct mit Waldstein ins Einvernehmen 
setzen würde, ein Rath, den derselbe bereits aus eigener Initia- 
tive befolgte. Collalto, mit dem Leucker über die von Maximi- 
lian vorgeschlagene Abführung des kaiserlichen Volkes aus der 
Wetterau und den Stiftern Magdeburg und .Halberstadt und über 
dessen Verbindung mit Tilly conferirte, wollte diese Gebiete durch 
Abführung der Truppen nicht preisgeben und empfahl eine 
Vereinbarung zwischen Tilly und Waldstein über die Grösse 
des Succurses, auf die der Erstere Anspruch mache. Dabei 
blieb es, und Leucker musste, im Falle nicht etwa Sestich in 
der gewünschten Weise beschieden worden war, nun geduldig 
auf die Ankunft Waldstein's, als der allein massgebenden Person, 
warten, an die er auch von Eggenberg verwiesen wurde.* 
Collalto sprach übrigens die Hoffnung aus, dass wenigstens der 
Herzog von Lüneburg die Weisung erhalten werde, Tilly's Be- 
fehlen Folge zu leisten, das heisst also sich unter sein Commando 
zu stellen. Maximilian hatte auch um üeberlassung eines Ge- 
treidequantums aus den Stiftern Magdeburg und Halberstadt 

^ Münchner St.-A. Maximilian an Leucker ddo. 11. Februar 1627. Bairisches 
Memorial für den Hofrath Sestich zu seiner Reise zu Waldstein ddo. 
13. Februar 1627. 

* Qindelj, Waldsteinl. 194. Leucker anMaximilian ddo. 10. undlT.Mära 1627. 
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ersucht, wurde aber mit diesem Ansuchen von vorneherein ab- 
gewiesen, man bot ihm nur Getreide aus Böhmen gegen Zahlung 
an.^ Aehnlich lauteten auch Sestich's Berichte: laut derselben 
wollte Waldstein dem Tilly das unter dem Commando Georgs 
von Lüneburg stehende Volk überlassen; dagegen weigerte er 
sich, ihm das unter dem Lauenburger stehende oder anderswo 
stationirte Volk zuzusenden, angeblich, weil von dem alten 
Markgrafen von Durlach neue Gefahren bevorständen. Es war 
dies nur eine Ausrede Waldstein's; denn obwohl der Markgraf 
sich mit mancherlei Plänen trug, so konnte er doch gar nichts 
thun und musste sich einfach zu dem Dänenkönige verfügen, 
auch waren der Erzherzog Leopold im Elsass und Verdugo in 
der Unterpfalz genug gerüstet, um seinen allfälligen Angriff 
zurückzuschlagen. 

Gerade in dieser Zeit, das heisst im Monat März, versam- 
melte sich ein Convent der Liga in Würzburg zur Berathung 
über die gemeinsamen Angelegenheiten, die noth wendigen 
Rüstungen und die Haltung, die man gegen die Bedrückungen 
des kaiserlichen Kriegsvolkes einnehmen sollte. Maximilian, auf- 
gebracht über den dem Sestich gewordenen Bescheid, war soeben 
auch zur Kenntniss der anonymen Berichte über die Brucker 
Unterredung gelangt und dadurch noch mehr erbittert, da er 
"^ — »ich in seinen Fürstenrechten bedroht sah. Er trug deshalb 
seinen Gesandten auf, sich in Würzburg auf das Schärfste gegen 
die Art und Weise auszusprechen, wie Waldstein seine Armee 
in Deutschland vermehrte und einquartierte. Er Hess erklären, 
da Waldstein seine Armee auf 70.000 Mann vermehren wolle, 
so wollen ,etliche der Sachen verständige Leute dafürhalten, 
Ferdinand suche nichts Anderes, als durch eine grosse Menge 
Volkes alle Länder zu beschweren, durch so unerhörte Drang- 
sale zu ruinieren und alsdann seinem Gefallen nach mit einem 
oder dem andern zu disponieren'. Sein Kriegsvolk breite sich 
überall mit Gewalt und Drohung aus, und zwar auch in den- 
jenigen Orten, die von Tilly's Volk occupirt seien, nämlich in 
der Grafschaft Lippe, in Sachsen-Coburg, der Wetterau, im 
Westerwald und in Hessen. ,Daher es, des Grafen Tilly Be- 
richt nach, zu einem offenen Unwillen und Thathandlung zwischen 
beiden Armeen gelangen mag.' Man dürfe diesem Treiben 
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nicht länger zusehen; denn wenn Waldstein alle nnkatholischen 
Gebiete besetze, so müssen die Katholiken ihre Armee selbst 
beherbergen und dadurch zugrunde gehen. Es helfe nichts, 
sich an den Kaiser zu wenden, er lasse den Friedländer schalten, 
wie er wolle; denn wenn er ihm etwas gegen seine Neigung 
befehle, so drohe dieser gleich mit seiner Abdankung, und da sich 
niemand Anderer mit dem gefährlichen Amte beladen wolle, so 
müsse man ihm noch die besten Worte geben. Unlängst sei 
der Fürst (Eggenberg) sogar von Wien aus zu ihm geschickt 
worden, um ,ihn zum Generalat zu persuadieren und dameben 
(musste er) Conditiones, die Waldstein nur selbst will, eingehend 
Angesichts dieser Vorgänge, die für Deutschland mit grossen 
Gefahren verbunden seien, schlug Maximilian durch seine Ge- 
sandten vor, man solle sich nicht mit der Absendung eines 
Klageschreibens begnügen, sondern eine Gesandtschaft an den 
Kaiser abordnen, welche die von seinem General drohenden Ge- 
fahren schildern und die Ergreifung solcher Massregeln em- 
pfehlen sollte, welche die ligistische Armee in ihrem Bestände 
sichern würden. Infolge dieser Aufsehen und Schrecken er- 
regenden Mittheilungen beschloss der Convent, nicht blos die 
eigene Armee zu verstärken und die nöthigen Gelder zu zahlen, 
sondern auch weitere Werbungen für die kaiserliche Armee 
nicht zu gestatten und die Trennung der bereits geworbenen 
Truppen mit möglichstem ,Glimpf zu versuchen und zugleich 
die beantragte Gesandtschaft abzuordnen. ^ Da die Abreise der 
Gesandtschaft sich jedenfalls verzögerte, — sie langte thatsäch- 
lich in Wien erst im Monat Mai an — so hatte Maximilian Zeit, 
sich direct an den Kaiser zu wenden. Erlangte er von ihm 
die für Tilly geforderte Truppenhilfe, damit dieser den Krieg 
gegen den Dänenkönig zu Ende führen konnte, während Wald- 
stein Schlesien von den feindlichen Truppen säuberte, dann war 



* Gindely, Waldstein I, 236 f. Wir sind gegenwärtig überzeugt, dass 
Maximilian Kenntniss von dem anonymen Bericht über die Brucker 
Unterredung hatte. Wir zweifelten daran noch in unserem Werke Über 
Waldstein und meinten, dass der ,DiscursS dessen er in seiner Instruction 
an seine Gesandten erwähnt, nicht auf diesen Bericht zu beziehen ist. 
Mit dem Worte ,Discur8* wurden aber auch andere Schriftstücke 
bezeichnet, die nicht die Form einer Unterredung hatten, und da die 
Instruction unzweifelhaft Kunde von dem Inhalte des anonymen Berichtes 
verräth, so ist derselbe als mit dem ,Discurs* identisch anzusehen. 
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die Gesandtschaft unnütz^ nnd er konnte ihre Abreise leicht 
hintertreiben. Von der Gerechtigkeit seiner Wünsche überzeugt, 
gab er die Hofihang nicht auf, Waldstein selbst für dieselben 
zu gewinnen; er befahl deshalb dem Dr. Leucker, er solle den 
General, sobald er nach Wien kommen würde, besuchen und, 
da dessen ,übler Humor und Empfindlichkeit' bekannt seien, 
mit ,gebührender Moderation und Bescheidenheit' auftreten. 
Die kaiserlichen Minister suchten mittlerweile den Kurfürsten 
durch allerlei Versicherungen bei gutem Humor zu erhalten. 
Eggenberg behauptete — gegen die Wahrheit, dass Wald- 
stein sich den Wünschen Maximilians gefügt habe und sich 
auch in den Durchzügen und Einquartierungen den der ligisti- 
schen Fürsten fUgen werde; es liege ihm überhaupt nichts 
femer als die Absicht, ihre Armee zu ruinieren. In Bezug 
darauf versprach er auch, dass man nach Waldstein's Ankunft 
über eine gleichmässige Besoldung der beiden befreundeten 
Armeen verhandeln werde, damit das Ueberlaufen der Ligisten 
ein Ende nehme. Maximilian hatte femer ersucht, dass man 
den ligistischen Trappen, die in Oberösterreich stationirt und 
daselbst nicht mehr nothwendig waren, den Durchmarsch durch 
Böhmen gestatte, damit sie sich mit Tilly verbinden könnten. 
Diese Bitte wurde jedoch abgeschlagen, die unvermeidlichen 
Lasten eines solchen Durchmarsches sollte nicht Böhmen, sondern 
die Oberpfalz und die angrenzenden Gebiete tragen. Maximilian 
hatte jedoch die Antwort aus Wien nicht abgewartet, sondern den 
Truppen den Befehl zugeschickt, durch Böhmen zu marschiren. ^ 
Mittlerweile hatte sich Waldstein, den vielfachen Mahnungen 
des Kaisers folgend, aus Prag, wo er sich seit Mitte Januar 
aufhielt, auf den Weg nach Wien begeben. Mitten auf der 
Reise erkrankte er gegen Ende März 1627 in dem böhmischen 
Städtchen Habem, wo er liegen blieb und zwei Aerzte zu sich 
kommen liess; schon ging die Rede, dass er diesen Anlass nur 
dazu benütze, um nicht nach Wien zu kommen; man wollte 
nicht recht an den Podagraanfall glauben, an dem er thatsäch- 
lich in der heftigsten Weise litt. Maximilian, durch die Mit- 
theilungen Leucker's über die Unterredungen mit Aytona noch 
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misstrauischer gemacht, trug seinem Vertreter auf, die Erfül- 
lung der von ihm gestellten Anträge beim Kaiser mit Nach- 
druck und Schärfe zu betreiben, gegen Aytona eine besonders 
freundliche Haltung einzunehmen, aber trotzdem das Versprechen 
bezüglich des Einfalles in Friesland, das dieser als Bedingung 
ftir die spanische Geldhilfe gestellt hatte, abzulehnen, weil dazu 
die Zustimmung der Liga erforderlich sei und diese sich in den 
holländischen Krieg nicht einlassen wolle. Uebrigens sei ja die 
Liga den Spaniern direct und indirect behilflich gewesen, es sei 
demnach nur in ihrem Interesse, wenn sie den Grafen Tilly be- 
dingungslos mit Geld unterstützen würden. Sollte der Kriegslauf 
jedoch den Grafen bei der Verfolgung des Dänenkönigs nach Fries- 
land f&hren, so werde sich Maximilian dem nicht entgegenstellen. ^ 
Leucker bemühte sich, diesem Auftrage nachzukommen, 
ohne weiter auf Waldstein's Ankunft zu warten, und da er vom 
Kaiser nicht empfangen werden konnte, weil auch dieser erkrankt 
war, so wiederholte er bei CoUalto die Bitte um Zuweisung 
des Lüneburg'schen und Lauenburg'schen Corps unter Tilly's 
Commando. Collalto verschob die Entscheidung auch diesmal 
auf Waldstein's Ankunft, erhob aber gleichzeitig bittere Klagen 
darüber, dass Maximilian, ohne die Erlaubniss abzuwarten, sein 
Volk aus Oberösterreich durch Böhmen habe marschiren lassen. 
Die Truppen hätten willkürliche Contributionen erhoben, Pferde 
mit Gewalt fortgeführt und so gehaust, dass der Kaiser jetzt 
auf die Steuer aus dem verwüsteten Gebiete verzichten müsse. 
Eggenberg wiederholte diese Klagen, wobei der Umstand mass- 
gebend gewesen sein mochte, dass die Truppen seine in Böhmen 
erworbenen Güter berührt und gebrandschatzt hatten. So 
standen die Sachen, als der vielersehnte und verlästerte, von 
Allen aber gefürchtete kaiserliche Feldhauptmann am 20. April 
1627 in Wien anlangte, noch immer von den heftigsten Podagra- 
schmerzen und, wie es heisst, auch von einem Steinleiden ge- 
plagt, so dass er in der äusseren Erscheinung eher ein Bild 
des Jammers als des Schreckens bot. Leucker konnte sich nun an 
denjenigen wenden, der allein seinem Herrn zu helfen ver- 
mochte; er begab sich deshalb gleich am Morgen nach Waldstein's 



* Harrach'sches Archiv. Waldstein an Harrach ddo. 6. April 1627. Münchner 
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Ankunft zu dessen Schatten und Helfershelfer, dem ehemaligen 
Secretär der böhmischen Kanzlei Michna, um durch diesen eine 
Audienz zu erbitten.^ 

Die Audienz wurde sogleich bewilligt, schon um 10 Uhr 
Vormittags wurde Leucker zum Herzoge geftlhrt, der im Bette 
lag, und von diesem gnädig mit einem Händedruck bewillkommt. 
Waldstein begann selbst ein eingehendes Gespräch, indem er 
sich entschuldigte, dass er den in Deutschland stationirten Re- 
gimentern nicht die von Tilly gewünschten Befehle ertheilt 
habe, weil er Nachricht von verschiedenen gefährlichen Be- 
wegungen des Dänenkönigs erhalten und tiberzeugt sei, dass 
derselbe den Schauplatz des Krieges nach Schlesien verlegen 
wolle. Da er hoffe, dass Tilly sich der Feinde selbständig 
erwehren werde, wolle er die Lüneburg'schen Regimenter nur 
in dem Falle seinem Commando unterordnen, wenn der Dänen- 
könig seine Angriffe auf das Gebiet der Weser und nicht auf 
das der Elbe richten wolle. Von der Unterordnung des Lauen- 
burger Volkes war keine Rede, doch versicherte er, wenn es der 
Dienst des Kaisers erheische, so werde er seine Pflicht thun, 
und es werde eines Ansuchens bei ihm gar nicht bedürfen. Er 
behauptete femer, dass er aus dem ungarischen Feldzuge nicht 
viel über 4000 Mann schlagfertiger Truppen gerettet habe, wes- 
halb er vorläufig nicht offensiv auftreten dürfe. Schliesslich 
erörterte er umständlich die von Gustav Adolf drohenden Ge- 
fahren, der leicht aus Polen in Schlesien einbrechen könne, und 
auf den man deshalb sein Augenmerk richten müsse. Alles in 
Allem hatte Waldstein die bairischen Forderungen mit keinem 
bindenden Versprechen beantwortet, und wiewohl Leucker nicht 
mundfaul und wohl im Stande war, seine Sache gut zu verfechten, 
so wollte er doch durch seine Einwürfe den Herzog nicht ver- 
bittern. Er überliess es CoUalto und dem Kaiser, bei Wald- 
stein mehr zu erwirken, als er selbst vermochte, und harrte vor- 
läufig der Dinge. 

In der That erfolgte schon drei Tage später eine Ent- 
scheidung, welche Tilly den Beistand eines Theiles der kaiser- 
lichen Truppen sichern sollte. Waldstein schrieb darüber an 
den Kurfürsten von Baiern: Oberst Aldringer habe sich mit 



* Barberinische Bibliothek in Rom. Caraffa's Schreiben im April 1627. 
Gindely, Waldstoin I. 209. Leucker an Maximilian ddo. 21. April 1627. 
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Tilly dahin verglichen, dass sich von den Truppen des Herzogs 
von Lüneburg 4000 Mann mit ihm ,conjugieren^ würden. Eine 
weitere Hilfe habe Tilly von dem Herzog Rudolf Maximilian 
von Lauenburg zu erwarten; derselbe gebiete über 7000 Mann, 
solle sich zwar mit dem Lüneburger vereinen, werde aber zu 
ihm ,8tossen^, wenn er seiner ,bedürfe^ 

Man beachte, wie vorsichtig die Worte Waldstein's ge- 
wählt waren; nirgends ist gesagt, dass die Hilfstruppen dem 
Commando Tilly's unterstehen und sich nicht mehr von ihm 
trennen sollten — ausgenommen etwa infolge eines kaiserlichen 
Befehles, — es stand also ebenso im Belieben des Herzogs von 
Lüneburg wie des von Lauenburg, wenn sie die Verbindung 
aus irgend einem gewichtigen oder ungewichtigen Grunde lösen 
wollten, und ebenso konnte Waldstein die beiden Obersten jeder- 
zeit abrufen, ohne sich eines Bruches des dem Kurfürsten ge- 
gebenen Versprechens schuldig zu machen. Der sonst so miss- 
trauische Herzog von Baiem beachtete diesmal nicht die Vor- 
sicht, die Waldstein in seinem Schreiben beobachtete, denn er 
dankte dem kaiserlichen General für die getroflfenen Verfügun- 
gen, ohne um ihre Erweiterung zu bitten. Er war überzeugt, 
dass sich die zugesagten 11.000 Mann mit Tilly verbinden und 
ihm treulich helfen würden. 

Dr. Leucker war jedoch nicht so vertrauensselig, obwohl 
er es nach den Zusagen, die ihm in Wien zutheil wurden, 
noch mehr hätte sein dürfen. Er erhielt sowohl vom Kaiser 
wie von Waldstein die Mittheilung, dass die Assistenz, welche 
der Lüneburger dem Tilly leisten sollte, nicht von dem Gut- 
dünken des Ersteren, sondern von dem des ligistischen Generals 
abhänge und nicht durch einen Gegenbefehl rückgängig gemacht 
werden, sondern die Truppen gerade so wie im vorigen Jahre 
dem Befehle Tilly's untergestellt sein sollen. Den in diesem 
Sinne an den Lüneburger ausgefertigten Befehl las Waldstein 
dem Dr. Leucker selbst vor und bemerkte hiebei, dass nach dem 
zwischen Tilly und Aldringer getroflfenen Vergleiche blos 4000 
Mann von den Truppen des Lüneburgers zu ihm stossen würden, 
dass aber auch der Herzog Rudolf Maximilian sich mit ihm ver- 
einigen solle. Leucker, der dem Grafen Tilly von diesen Verfü- 
gungen Nachricht gab, bemerkte zum Schlüsse: Ob dieser Befehl 
in der Art, wie ich ihn eben gehört, ergangen, (weiss ich nicht). 
,Weil mich aber die Erfahrung gelehrt, dass sich die Befehle 

13» 
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des Herzogs von Friedland bald ändern^ so habe ich mich noch 
anderwärts bemüht und verhoffe, dass von einem anderen und 
höheren Orte ein besonderer Befehl ergehe, kraft dessen ver- 
hindert wird, dass, da schon der Herzog von Friedland seine 
obige Ordnung ändern sollte, man doch nicht der geänderten 
Ordinanz, sondern der höheren, die von Ihr kaiserlichen Ma- 
jestät selbst abgehen wird, folgen muss/^ 

Noch wusste Leucker nichts von dem Resultate seiner 
durch Vertrauensmänner angestellten Bemühungen, als Wald- 
stein ihn wieder zu sich kommen Hess, um ihm zu sagen, dass 
das Lüneburg'sche Volk an der Havel vorgerückt sei, die Städte 
Brandenburg und Rathenau eingenommen und wahrscheinlich 
auch schon Havelberg besetzt und er sich deshalb genöthigt ge- 
sehen habe, die dem Herzoge von Lüneburg ertheilte ,Ordinanz' 
zu ändern; derselbe dürfe dem Grafen Tilly nur insoweit Hilfe 
leisten, als die von ihm besetzten Städte und andere ihm er- 
theilte Aufträge, die sich auf die Neumark bezogen, gestatten 
würden. Da Tilly eben Nordheim erobert habe, werde er einer 
grösseren Hilfe entrathen können, nichtsdestoweniger habe er, 
Waldstein, dem Lauenburger befohlen, in Niedersachsen einzu- 
rücken. Alle diese Worte deuteten klar an, dass Waldstein 
die kaiserlichen Regimenter den Befehlen Tilly's nicht unter- 
ordnen wollte, sondern die gemachte Zusage wenigstens bezüg- 
lich des Lüneburgers zurücknehme.* Leucker erinnerte sich, 
wie begründet die Prophezeiung Aytona's war, als er sagte: 
Waldstein werde in AUes, was der ,Kaiser und der Kurfürst 
von Baiem begehren, einwilligen, hernach aber thun, was 
ihm beliebet Leucker machte fast unmittelbar darauf die 
Erfahrung, dass nicht einmal die frühere Zusage Waldstein's 
von dem Anschlüsse des Lauenburgers an TiUy sich verwirk- 
lichen sollte, denn Questenberg theilte ihm mit, dass der Herzog 
einen Theil seiner Truppen an den Herzog von Lüneburg ab- 
lassen und nur mit dem Reste zu Tilly stossen dürfe. Er recht- 
fertigte diese abermalige Schmälerung der zugesagten Hilfe 
damit, dass der Herzog von Lüneburg eine Verstärkung zur 
Durchfuhrung einiger ihm gewordenen Aufträge nöthig habe. 

* Gindely, Waldstein I. 213. Leucker an Maximilian ddo. 24. April 1627. 
Waldstein an Maximilian ddo. 24. April 1627. Aretin, Wallenstein. Maxi- 
milian an Waldstein ddo. 12. Mai 1627. 

' Gindely, Waldstein I. 216. Leucker an Maximilian ddo. 8, Mai 1627. 
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Thatsächlich hatte Waldstein die Besetzung einiger der wichtig- 
sten Städte der Mark beschlossen; wofür aber die Kräfte des Lüne- 
boi^ers völlig ausreichten; da die Städte nicht vertheidigt und 
mit ihrer Besetzung nach Slawata's ironischer Bemerkung nur 
offene Thtiren eingerannt wurden. Leucker fand demnach seine 
Vermuthung über die Unverlässlichkeit Waldstein's vollständig 
bestätigt; was ihn jedoch mehr wurmte^ war, dass auch die 
vom Kaiser ihm übermittelte Entscheidung einfach beiseite ge- 
schoben worden war. Er ging deshalb zu dem Grafen Trauttmans- 
dorf und zu Collalto und erkundigte sich, welche Bewandtniss 
es mit dieser steten Aenderung habC; bekam aber von ihnen 
nur Ausflüchte zu höreU; da sie beide den General nicht offen 
verdammen wollten. Andere Personen, mit denen Leucker über 
diesen Gegenstand sprach, erklärten, der General sei ganz per- 
plex und wisse selbst nicht mehr, was er wolle, oder beschul- 
digten ihn hochfliegender Pläne, indem sie auf die Besetzung 
der Mark hinwiesen; Aytona sprach ihm bei dieser Gelegenheit 
jede Fähigkeit zur Kriegführung ab und behauptete, dass Wald- 
stein in Niedersachsen nichts Erspriessliches zustande bringen 
werde, eine Beschuldigung, welche, wie die Folge lehrte, glänzend 
durch die Occupation von ganz Niedersachsen widerlegt wurde. 
Leucker wurde durch alle diese Reden so verwirrt, dass er nicht 
wusste, was er thun soUe, und sich neue Weisungen von seinem 
Herrn erbat. ^ 

Maximilian hatte indessen die Zuschrift Leucker's nicht 
erst abgewartet, sondern ihn selbständig aufgefordert, filr die 
Einhaltung der vom Kaiser gemachten Versprechungen Sorge 
zu tragen. Infolge dessen verfügte Leucker sich zu dem Fürsten 
von Eggenberg, der, obwohl mit Waldstein eng verbunden, 
dessen Vorgehen und die willkürliche Aenderung der Ordonanzen 
nicht billigte und deshalb versprach, dass er flir die Befriedi- 
gung des Kurfürsten Sorge tragen und die Unterordnung 
des flir Tilly bestimmten Lauenburg' sehen und Lüneburg'schen 
Volkes unter dessen Commando betreiben werde; der ligistische 
General solle über sie ,eine freie und ungehinderte Disposition' 
üben dürfen, wie dies im vorigen Jahre mit den Truppen des 
Ltineburgers der Fall gewesen. Auch CoUalto versicherte dem 
Dr. Leucker, dass er das verlangte Volk dem Commando Tilly's 



^ Gindely, Waldstein 1. 218. Leucker an Maximilian ddo. 8. und 12. Mai 1627. 
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unterstellt wünsche und deshalb die Veränderung der Ordonanz 
durch Waldstein missbillige, fügte aber hinzu, dass der Herzog 
von Lüneburg thatsächlich den Vergleich zwischen Tilly und 
Aldringer einhalten und 4000 Mann dem Letzteren zuschicken 
wolle, und dass auch der Lauenburger mit 7000 Mann dazu 
stossen werde. ^ Die Behauptungen Collalto's entsprachen jedoch 
nicht der Wahrheit. Da Waldstein während dieser Vorgänge 
noch immer in Wien weilte, so hätte der Kaiser wohl die beste 
Gelegenheit gehabt, ihn zurechtzuweisen und selbst die ent- 
sprechenden Befehle zu ertheilen. Dies unterblieb jedoch, weil 
zwischen ihm und Waldstein ein Zerwürfniss ausgebrochen war, 
das zuerst beglichen werden musste. Er hatte dem General 
einen Monatsgehalt von 6000 Gulden versprochen, zahlbar vom 
Juli 1625 an, aber sein Versprechen nicht eingehalten. Wald- 
stein verlangte unmittelbar nach seiner Ankunft in Wien eine 
Entlohnung für die geleisteten Dienste und wollte sich nur mit 
der Anweisung ausgedehnter Güter zufriedengeben. Er hatte 
bei dieser Forderung alle Welt mit Ausnahme der von ihm be- 
stochenen oder durch andere Bande mit ihm verbundenen Per- 
sonen zu Gegnern. Er war trotz des allgemeinen Elends immer 
reicher geworden, er hatte seinen Besitz ununterbrochen ver- 
grössert und war noch imstande, dem Kaiser mit Anlehen unter 
die Arme zu greifen. Hätte er einen Funken von Redlich- 
keitsgefühl gehabt, so hätte er sich sagen müssen, dass er Alles 
nur durch Trug erworben habe und daher keine weitere Ent- 
lohnung beanspruchen könne; hatte er doch die Güter theils 
mit schlechtem, theils mit falschem Gelde bezahlt und dem Kaiser 
später nur eine Nachzahlung von 200.000 Gulden geleistet, trotz- 
dem er mehr als das Zehnfache hätte zahlen sollen. 

Seit dem Jahre 1625 verlangte der Kaiser nämlich Nach- 
zahlung für die ihm mit werthlosem Gelde während der Jahre 
1622 und 1623 abgekauften Güter, und es scheint, dass sich 
fast alle Käufer nach Masstab ihrer Käufe hiezu verstanden. 
Wir wissen wenigstens, dass Herr von Tröka dem B^aiser des- 
halb eine Schuld von 1,300.0000 Gulden nachsah. Wenn Tröka, 
der eine weit geringere Zahl von Gütern angekauft hatte, sich 
zu dieser grossen Zahlung entschloss, so ersieht man, wie ver- 
schwindend klein die Summe von 200.000 Gulden war, zu der 



* Gindely, Waldstein 1. 220. Leucker an Maximilian ddo. 19. Mai 1627. 
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sich Waldstein verstand. Und diese Summe zahlte er nicht 
einmal blos für die erkauften Güter, sondern damit wollte er 
eine weitere Schädigung des Kaisers bei einem Anlehen von 
700.000 Gulden wettmachen. Er hatte dem Kaiser nämlich 
den Thaler mit 6 bis 10 Gulden angerechnet, trotzdem er 
wusste, dass derselbe wenige Wochen später auf den Werth 
von anderthalb Gulden herabgesetzt werden würde, da er wahr- 
scheinlich an der bezüglichen Berathung theilgenommen hatte. ^ 
Dass der Kaiser sich diese Betrügereien gefallen Hess, erhöhte 
die Kühnheit Waldstein's; wir dürfen unö daher nicht wundem, 
wenn er auch die in Deutschland zum Theil zu seinen eigensten 
Gunsten erhobenen und verwendeten Contributionen nicht in 
Anschlag brachte, sondern auf seiner besonderen Entlohnung 
bestand und sich mit einer Zahlung oder einem Schuldbrief 
nicht zufriedengab.* 

Es heisst; dass Waldstein zunächst die Statthalterschaft 
von Böhmen angestrebt habe. Der Fürs t ^^^ T.iftrJitftnftti^iiTij 
der im Februar gestorben war, h atte dieses Amt mit unbe- ^ 
schränkt er Machtvollkommenheit ausgeüb t. Es mag sein, c[ass 
Waldstem gelegentlich einen Wunsch in dieser Richtung aus- 
sprach, jedenfalls kam es darüber am kaiserlichen Hofe zu 
keinen ernstlichen Verhandlungen, da die böhmischen Magnaten 
die Wiederherstellung der alten Verwaltung verlangten, die von 
obersten Beamten, den Oberstburggrafen an der Spitze, geleitet 
wurde, und der Kaiser diesem Verlangen willfahrte.* Wegen 



^ In einem Gutachten, das Trauttmansdorff am 11. März 1625 über das 
Münzwesen erstattete, bemerkte er zum Schlüsse: ,Wie wird der Supre- 
mus Universitatis (Gott) diese Ihrer Majestät hohe Räthe und Officiere 
absolvieren, die durante consultatione reductionis monetae dennoch Ihrer 
Majestät den Thaler per 6 Gulden und 10 Gulden geliehen haben, ob sie 
wohl selbst gewusst und gerathen, dass derselbige in wenig Wochen sollt 
aufs wenigst auf l^/j Gulden reduciert werden.* 

* Barberinische Bibliothek. Caraffa an Barberini ddo. 5. Mai 1627. Gindely, 
Waldstein I. 215. Leucker an Maximilian ddo 12. Mai 1627. 

' Gindely, Waldstein I. 226. Manchot anHerbaultddo. 30. April 1627. Caraffa*s 
Brief ddo. 17. Februar 1627. Der französische Resident Manchot behauptet, 
dass Waldstein, um die Statthalterschaft zu erlangen, den Fürsten von 
Eggenberg mit 70.000 Thalem und den Kanzler Werda mit 30.000 Thalem 
bestochen habe. Es liegt kein Beweis für diese Angabe vor, deren Richtig- 
keit umsomehr zu bezweifeln ist, da der gut unterrichtete Leucker nichts 
von der Bewerbung Waldstein's um den Statthalterposten berichtet. Mög- 
licherweise hat Waldstein die angedeuteten Geschenke gemacht, aber 
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der Statthalterschaft kann man also keine sicheren Vermu- 
thangen aussprechen^ desto sicherer aher solche bezüglich der 
Wünsche Waldstein's nach Landbesitz. Er verlangte die Zu- 
weisung ausgedehnter Güter in Böhmen^ worüber sich nun ein 
heftiges Gezanke erhob. Vielleicht ist die Rücknahme der zu 
Gunsten Tilly's ausgestellten Ordonanz nur dem Umstände zu- 
zuschreiben^ dass man seine Wünsche nicht befriedigte und er 
seinen Gegnern, den Kaiser mit eingeschlossen, die Zähne weisen 
wollte. In dem ungleichen Stampfe zwischen Entschlossenheit 
einerseits und Schwäche und Fahrlässigkeit andererseits musste 
der Sieg zuletzt dem General zutheil werden. Er war keck 
genug, zu sagen, dass er nicht anders behandelt werden wolle 
als Maximilian von Baiem oder der Eurftirst von Sachsen. 
Man befriedigte ihn endlich, indem man ihm das Herzogthum 
Sagan an Zahlungsstatt ftir den schuldigen Monatssold von 
6000 Gulden, der ihm vom 25. Juli 1625 an berechnet wurde, 
anwies. Der Werth Sagans wurde auf 150.850 Gulden veran- 
schlagt. Für Waldstein hatte dieses Fürstenthum einen doppelten 
Werth, denn er kam durch den Besitz desselben der Stellung 
eines deutschen Reichsftirsten ziemlich nahe. Für Ferdinand 
wog der Verlust desselben ebenso doppelt, denn er schlug da- 
durch seiner Herrschaft in Schlesien, die nur durch die Ein- 
ziehung der Fürstenthümer gesichert werden konnte, eine neue 
Wunde. Die Verftlgung bezügUch Sagans wurde vor dem 
20. Mai getroffen, am 23. Mai reiste Waldstein von Wien nach 
Gitschin und Prag, um sich von da aus nach Schlesien zu be- 
geben und den E^iimpf mit dem Herzog von Weimar zu eröffnen. 
Unmittelbar vor seiner Abreise besuchte ihn Leucker noch- 
mals und erfreute sich diesmal des gnädigsten Empfanges. 
Waldstein gab zu, dass er die Ordonanz vom 24. April geändert 
habe, versicherte aber, dass Tilly trotzdem mit 10.000 — 11.000 
Mann von ihm unterstützt werden würde. Er schimpfte bei dieser 
Gelegenheit über den Kurfürsten von Brandenburg, dass dieser 
bis jetzt ,die blinde Katze gegen den Kaiser gespielt' und dass 



nicht zu dem von Manchot vennutheten Zwecke; dass jedoch die Statt- 
halterschaft in einen Zusammenhang mit Waldstein gebracht wurde, er- 
gibt sich ans dem Berichte Caraffa's, der erzählt, man habe dieselbe 
Waldstein übertragen wollen, um ihn vom Commando zu entfernen. Jeden- 
falls ist diese Angabe auch unrichtig, denn der Kaiser dachte jetzt weni- 
ger als je an die Entfernung Waldstein's. 
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er es gewagt habe, dem Kurfürsten von Baiern die Anerken- 
nung zu versagen. Man werde ihn aber ,lehren, den Kaiser 
zu respectieren', und er dürfte froh sein, wenn Maximilian ihn 
später als einen Mitkurfürsten anerkennen werde. Leucker war 
über die Will&hrigkeit, mit der sich Waldstein diesmal zu allen 
Diensten fllr seinen Herrn bereit erklärte, nicht wenig erstaunt. 
Das Räthsel löste sich, als er nicht blos die Nachricht bezüg- 
lich Sagans erhielt, sondern auch erfuhr, welche Bedingung 
der Kaiser bei dieser Gelegenheit gestellt habe. Eggenberg 
hatte in seinem Auftrs^e dem General eröfihen müssen, dass, 
wenn er den kaiserlichen Willen erfüllen und sich recht ver- 
dient machen wolle, ,ers also angreifen solle, dass der Kurfürst 
von Baiem nicht Ursache habe, sich über sein so ungleiches 
Vorgehen, in specie über seine Wankelmüthigkeit zu beklagend 
Auch mit dem Grafen Tilly müsse er eine vertrauliche Corre- 
spondenz unterhalten, ,alle Privatpassiones beiseite legen und 
den Gedanken fassen, dass an der Erhaltung der Tilly'schen 
Armee ebensoviel als an der seinigen gelegen sei, dass es that- 
sächlich nicht zwei, sondern nur eine Armee sei', die dem Kaiser 
und dem gemeinen Wesen dienen solle. Dieselbe Sprache führte 
der Kaiser gegen Waldstein, als er sich von ihm verabschiedete. 
Der General nahm die Mahnungen nach der Versicherung 
Eggenberg's ft*eundlich auf und versprach ihnen zu folgen, so 
dass man mit Grund hoffen könne, er werde sich ändern und 
wenigstens seine Versprechungen gegen den Kurfürsten von 
Baiem pünktlich erfüllen. Der kaiserliche Obersthofmeister fand 
es demnach überflüssig, dass der Kaiser die im vorigen Jahre 
dem Herzog von Lüneburg ertheilte Ordonanz neuerdings wieder- 
hole, in Anbetracht, dass dies vor Waldstein nicht verborgen 
bleiben könnte; er war überzeugt, dass Waldstein alles Nöthige 
verfügen würde, und wollte ihn deshalb durch sein Eingreifen 
nicht beleidigen. Trotzdem scheint Leucker um die Ausferti- 
gung der kaiserlichen Ordonanz an den Herzog von Lüneburg 
ersucht zu haben, denn vierzehn Tage später erfuhr er von 
Collalto, dass der Kaiser dieselbe nicht erlassen wolle, weil die 
Zustände in Schlesien derart seien, dass der Abmarsch der Lüne- 
burg'schen Truppen nicht gestattet werden könnte, und weil 
der König von Dänemark jetzt an die Elbe rücke, daher eine 
Hilfe für Tilly an der Weser nicht nöthig sei, dieser vielmehr sein 
Augenmerk auf die Elbe richten solle. Als Waldstein darauf 



Digitized by 



Google 



202 

in Schlesien eingerückt war und einen Erfolg nach dem andern 
gegen die Weimaraner erlangte, ohne im Geringsten die Mithilfe 
des LUneburgers nöthig zu haben, entschuldigte Graf Trautt- 
mansdorff den Kaiser nochmals, dass er den gewünschten Be- 
fehl an den Lüneburger nicht ergehen lasse, ,denn man könne 
es nicht so angreifen (d. h. thun), dass davon Waldstein nicht 
etwas zu Ohren käme, und das würde dann grosse Offensiones 
erwecken, ja ihn gleichsam zur Verzweiflung treibend Man 
müsse hoffen, dass Waldstein seine Aufgabe in Schlesien bald 
erfallen und dann selbst nach Niedersachsen rücken werde. 
Mit dürren Worten wurde also gesagt, der Kaiser wage es 
nicht, einen Befehl an seine Obersten ohne Waldstein's Zustim- 
mung zu erlassen, oder, was eigentlich angezeigt war, diesen 
selbst zur Ertheilung des gewünschten Befehles zu verhalten. 
Die Folge davon war, dass Tilly dem Dänenkönig gegenüber 
nur eine passive Rolle spielen konnte.^ 

m. 

Wir haben oben erzählt, welche Aufträge Maximilian 
seinen Vertretern bei dem Würzburger Ligatage dem Grafen 
Wolkenstein und Dr. Reichel gab. Infolge ihrer allarmieren- 
den Mittheilungen beschloss der Ligatag die Abfassung einer 
Beschwerdeschrift und die Uebersendung derselben nach Wien 
durch eine Gesandtschaft, deren Mitglieder von den Kurfürsten 
von Mainz und Baiem gewählt werden sollten. Der Kurfürst 
von Mainz betraute den Domherrn von Mettemich mit der Ge- 
sandtschaft, Maximilian dagegen den Herrn von Preising und, als 
dieser erkrankte, den Herrn Kurz von Senftenau. Sie hatten den 
Auftrag, die mannigfachen oben erörterten Beschwerden über 
die allzugrossen Werbungen und Contributionen anzuführen, 
ihrer Furcht, dass es auf den Ruin der ligistischen Armee ab- 
gesehen sei, Ausdruck zu geben und mit dem Aufstand der 
Bevölkerung zu drohen, dem sich dann auch die Obrigkeiten, 
wiewohl gezwungen, anschliessen müssten. Ihr Ansuchen gipfelte 
in dem Schlussatze, dass das Lauenburg'sche Volk abberufen 
und zweckmässig wider den Feind verwendet werden möchte. 



^ Manchot an Herbault ddo. 30. April 1627. Leucker an Maximilian ddo. 
26. Mai, 9. Juni, 7. und 16. Juli 1627. 
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Nach Abfassung dieser Instruction erfahr Maximilian, dass das 
Lauenbnrg'sche Volk von kaiserlicher Seite den Befehl zum 
Abmärsche nach Coburg erhalten habe und es sonach an die 
Würzburg'schen und Bamberg'schen Grenzen verlegt und nicht, 
wie er wollte, dem Tilly zugeschickt werden solle. Auch 
dagegen sollten die Gesandten protestiren und vor Allem den 
Abmarsch nach dem Kriegsschauplatze fordern. Fünf Tage 
später schickten die katholischen Kurfürsten im eigenen Namen 
eine neue Beschwerdeschrift an den Kaiser, worin sie sich der 
hartbedrängten Stadt Nürnberg annahmen und der Kurfürst 
von Mainz sich von Neuem beklagte, dass die kaiserlichen 
Truppen einen neuen Musterplatz auf seinen Besitzungen er- 
öflhet und ihn zur Lieferung von Proviant gezwungen hätten; 
trotzdem hätten sie dann sechs Dörfer aus purem Muthwillen 
niedergebrannt und die Leute, die den Brand löschen wollten, 
mit Gewalt daran gehindert, ja sogar einige dabei erstochen. 
Obwohl Waldstein durch strenge Mandate solche Gewaltthaten 
verboten habe, so werde doch darauf nicht geachtet; man könne 
daher nichts Anderes annehmen, als dass er entweder seiner 
Armee nicht Herr sei oder heimliche Gegenbefehle ertheile. 
Diese Zuschrift, sowie die Absendung der Gesandtschaft wäre 
wohl unterblieben, wenn Herr Maximilian von Sestich oder 
Leucker auf ihre besonderen Bitten die gewünschten Zusagen 
erhalten hätten; da dies jedoch nicht der Fall war, setzte 
Maximilian diesen neuen Hebel an.^ 

Kaum waren diese Instructionen und Beschwerdeschriften 
fertig geworden, so erhielt Maximilian von dem unermüd- 
lichen Leucker Nachrichten über die abschätzigen und be- 
drohlichen Reden, welche Waldstein über die Kurfürsten führe. 
Er theilte sie dem Mainzer CoUegen mit und schlug vor, 
dass sich sämmtliche katholische Kurfürsten Deutschlands 
über eine Bundesverfassung einigen sollten, um den von 
Waldstein drohenden Gefahren zu begegnen. Der Mainzer 
war damit einverstanden, er beantragte, dass die Liga den 
Krieg mit Dänemark durch einen Separataccord beendigen 
und dann ihre Waffen zu ihrer eigenen Vertheidigung ver- 



* Qindely, Waldstein I. 242. Instruction für Metternich und Preising ddo 
15. April 1627. Nebenmemorial ddo. ad 15. April 1627. Die vier katholi- 
schen Kurfürsten ddo. 20 April 1627. 
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wenden solle; doch tiberliess er schliesBlich die Entscheidung 
darüber der bewährten Einsicht Maximilians. Dieser griff je- 
doch den gemachten Vorschlag eilig auf und erweiterte die 
Instruction der nach Wien abgeschickten Gesandten, indem er 
sie beauftragte, dem Kaiser mit der Abberufung der ligistischen 
Armee zu drohen, wenn Waldstein in seinen Werbungen fort- 
fahren wttrde.^ 

Die Gesandten langten am 9. Mai in Wien an und brachten 
ihre Erlagen zwei Tage später beim Kaiser an. Sie bekamen 
die besten Zusicherungen und Vertröstungen. Ferdinand ver- 
sprach, ihr Ansuchen in reife Erwägung zu ziehen, und beauf- 
tragte in der That einige seiner hervorragendsten Räthe damit.* 
Die Gesandten besuchten auch den damals noch in Wien weilen- 
den Herzog von Friedland, der, von seiner Krankheit noch 
immer nicht genesen, sie im Bette liegend empfing und sie 
versicherte, dass er die Ligisten mit Durchzügen und Muster- 
plätzen verschonen und alle Unzukömmlichkeiten streng bestrafen 
wolle. Die Gesandten konnten sich also der Hofl&iung hingeben, 
dass der Bescheid, den ihnen der Kaiser unter der Einfluss- 
nahme Waldstein's zustellen werde, allen ihren Wünschen ent- 
sprechen dürfte. 

In dieser Hoffnung sahen sie sich jedoch getäuscht, als 
sie die kaiserliche Antwort, die ihnen am 17. Mai 1627 einge- 
händigt wurde, einer genauen Würdigung unterzogen. Da Wald- 
stein seine Armee auf 70.000 Mann zu ergänzen im Begriffe 
stand, so konnte er filr die gegen den Feind zu verwendende 
Abtheilung nur dann die nöthigen Erhaltungsmittel zusammen- 
bringen, wenn er sich auch die ligistischen Gebiete tribut- 
pflichtig machte; daher erfüllte der kaiserliche Bescheid nicht 
die Versprechungen Waldstein's, das ligistische Gebiet sollte 
nach wie vor zu Musterplätzen dienen. Da dieser Erklärung 
der Zusatz beigefügt war, dass die geworbene Mannschaft rasch 
gemustert und auf den Kriegsschauplatz abgeflihrt werden solle, 



* Gindely, Waldstein I, 238. Kurmainz an Maximilian ddo. 6. Mai 1627. 
Die drei geistlichen Kurfürsten an Ferdinand II. ddo. lö. Mai 1627. 
Aretin, Wallenstein, Nr. 5. 

* Gindely, Waldstein I. 246. Kurz und Metternich an Maximilian ddo. 
11. Mai 1627. Zweiter Beriebt der ligistischen Gesandten (vor dem 17. Mai 
verfasst). 



Digitized by 



Google 



205 

so hätten die Ligisten, wenn diese Zusage eingehalten worden 
wäre, sich vielleicht gefügt, aber der Kaiser wünschte noch, 
dass sie dauernd die Unterhaltung von drei Infanterie- und 
zwei Cavallerieregimenteni; im Ganzen etwa 11.000 Mann, auf 
sich nehmen sollten, angeblich, weil dadurch im rheinischen 
Kreise mancherlei Gefahren verhütet werden könnten. Der 
Kaiser gab in seiner Erklärung zu, dass sich das Kriegsvolk 
arge Unzukömmlichkeiten habe zuschulden kommen lassen. 
Um diesen abzuhelfen, habe er den Herzog von Friedland nach 
Wien berufen und gefanden, dass den Klagen am besten ge- 
steuert werden könnte, wenn in dem Kriegswesen eine bessere 
Ordnung hergestellt würde. Er habe deshalb befohlen, dass 
neue Werbungen im Reiche nur auf Grund der von ihm selbst 
unterschriebenen Patente angestellt würden, wovon den Reichs- 
ständen die nöthige Mittheilung zu machen sei. Zugleich sollte 
jedesmal ein vornehmer Edelmann mit dem Commando über 
das in den Quartieren vertheilte Kriegsvolk betraut werden, 
damit unter seiner Aufsicht die Disciplin besser gewahrt werde. ^ 
Als die ligistischen Gesandten die kaiserliche Zuschrift 
vom 17. Mai zu Gesicht bekamen, sahen sie wohl ein, dass 
dieselbe ihren Auftraggebern durchaus nicht genügen werde, 
namentlich nicht die Zumuthung, dass die Rheinlande 11.000 
Mann ständig erhalten sollten. Sie entschlossen sich deshalb, 
die kaiserliche Antwort in einem Memoriale zu bekämpfen, 
dessen Inhalt den nachträglichen Weisungen Maximilians und 
den mittlerweile aufs Neue eingelaufenen Ellagen des Kurflirsten 
von Mainz entsprach. Inzwischen besuchten sie abermals den 
Herzog von Friedland, der ihnen versicherte, dass er zwei Re- 
gimenter Fussknechte aus den Rheinlanden abführen lasse, so 
dass diese nur mit einer ständigen Garnison von zwei Regi- 
mentern belastet würden. Auf die Klagen über mangel- 
hafte Disciplin verschwor er sich hoch und theuer, dass alle 
Uebergriffe des Volkes gegen seine ausdrücklichen Befehle vor 
sich gingen, und dass er dieselben streng bestrafen werde: bei 
den subalternen Officieren mit dem Leben, bei den höheren 
durch Entlassung; er versprach zugleich, dass er den Herzog 
Rudolf Maximilian von Lauenburg zur Verantwortung vorladen 



^ Gindely, Waldstein I. 247. Kaiserliche Antwort, den Gesandten der Liga 
ertheilt ddo. 17. (nicht 7.) Mai 1627. 
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werde. Dieser Blutsauger sollte sich zum zweiten Male verant- 
worten. Als die Gesandten ihrer Vermuthung Ausdruck gaben, 
dass die grossen Rüstungen zwar zum Schutze des Reiches ge- 
meint seien, aber sein Verderben herbeiführen würden, zeigte 
sich Waldstein ,etwas alteriert', aber schliesslich entschuldigte 
er sich mit seiner ,guten Intention^ Auch mit den übrigen 
kaiserlichen Würdenträgem besprachen sich die Gesandten und 
erhielten mancherlei wichtige Nachrichten oder Vertröstungen; 
so erzählte der Freiherr von Nostitz, der Kaiser sei infolge der 
vielfachen Klagen und Zuschriften der katholischen Kurfürsten 
von der Besorgniss erfüllt, dass dieselben ihm (das heisst seinen 
etwaigen Plänen) misstrauten. Bezüglich Waldstein's behauptete 
er, dass derselbe nicht so mächtig sei, wie man sich einbilde, 
der Kaiser habe Mittel genug, um sein Herr zu bleiben. P. La- 
mormain vertheidigte den Kaiser in allen seinen Massnahmen, 
erklärte aber auch, dass er selbst in einem scharf gehaltenen 
Memoriale den Kaiser um seines Seelenheiles willen Vorstellungen 
über einzelne Vorgänge machen wolle. ^ 

Die zweite Eingabe der ligistischen Gesandten beantwortete 
der Kaiser am 23. Mai 1627 durch einen neuen Bescheid, der 
die Erfüllung des von Waldstein geleisteten Versprechens be- 
züglich der Abführung der zwei Regimenter aus den Rheinlanden 
bestätigte, aber die Abstellung weiterer Werbungen ablehnte und 
nur strenge Vorkehrungen gegen die Gewaltthaten des kaiser- 
lichen Kriegsvolkes verhiess. Zum Beweise, wie ernst er es mit 
dieser Zusage meinte, erliess der Kaiser am folgenden Tage eine 
Zuschrift an den Herzog von Friedland und mahnte ihn, des 
Auftrages eingedenk zu sein, den er ihm bei der Tags vorher er- 
theilten Audienz gegeben habe: eine ernste Untersuchung gegen 
den Herzog Rudolf Maximilian von Lauenburg einzuleiten, ihn 
mittlerweile von seinem Commando zu suspendiren und im 
Falle der Schuld eine ,wirkliche Demonstration' g^gen ihn vor- 
zunehmen. Wir bemerken, dass auch diese gegen den Lauen- 
burger angeordnete Untersuchung nur ein blinder Schuss war, 
denn nachdem derselbe sich durch Lüge und Anschuldigungen 
anderer Personen zum Scheine gerechtfertigt hatte, nahm die 

^ Finalrelation des Kurz vonSenftenau ddo. 19. Juni 1627. Aus guten Gründen 
vermuthen wir, dass die Gespräche, die in der Finalrelation angeführt 
werden, nach der zweiten Eingabe der Gesandten geführt wurden. Siehe 
Gindely, Waldstein I, 262. 



Digitized by 



Google 



207 

Untersuchung ein Ende^ und er flihrte das Commando über 
sein Regiment in gewohnter Weise weiter.^ 

Unmittelbar nach seiner Abreise von Wien erwog Wald- 
stein nochmals die ligistischen Forderungen und schickte von 
Mährisch-Budwitz, wo er am 24. Mai rastete ^ dem Grafen 
Collalto einen Vorschlag ein, der allen Zwistigkeiten für die 
Zukunft ein Ende machen sollte. Er war bereit, kein kaiser- 
liches Volk in ligistischem Gebiete einzuquartieren, wenn die 
Ligisten ihr Volk im Reiche nicht ,extendieren' würden. Ver- 
stand er darunter, dass sie sich mit den gegenwärtigen Quar- 
tieren begnügen oder auch diese räumen und den Kaiserlichen 
Platz machen sollten? Keiner von beiden Vorschlägen war für 
die Liga annehmbar. Sie hatte bisher den Krieg gegen den 
König von Dänemark geführt. War es unbillig, wenn sie ver- 
langte, dass im Falle weiteren Vorrückens die errungenen Vor- 
theile auch ihr zutheil und ihre Truppen noch mehr als früher 
auf Kosten der Feinde genährt werden sollten? Wenn aber 
Waldstein's Antrag so zu verstehen war, dass sie das prote- 
stantische Gebiet überhaupt räumen sollten, so konnten sie schon 
aus Misstrauen gegen Waldstein und gegen seine zu Brück ent- 
wickelten Pläne dieser Aufforderung nicht nachkommen. Einige 
Tage später sandte der General dem Obersten Arnim, der vor 
Kurzem in kaiserliche Dienste getreten war, eine Verordnung, 
die wahrscheinlich in demselben Wortlaut auch anderen Obersten 
zugeschickt worden war, und die dahin lautete, in den Ländern 
der Ligisten fortan kein Volk einzuquartieren und allfällige 
Durchmärsche möglichst rasch auszufahren.^ Der Befehl be- 
freite die Ligisten weder von der Garnison in den Rheinlanden, 
noch von Werbungen und Musterungen. 

Da auch die kaiserlichen Bescheide die Entfernung dieser 
Uebelstände nicht in Aussicht stellten, so entschlossen sich die 
ligistischen Gesandten zu einer neuen Eingabe, infolge welcher 
der Kaiser endgiltig die Reduction der rheinischen Garnisonen 
auf drei Regimenter versprach und anordnete, dass die Musterung 



^ Gindely, Waldstein I. 249. Kurz und Metternich an Maximilian ddo. 

18. 19. und 23. Mai 1627. Finalrelation des Kurz an Maximilian ddo. 

19. Juni 1627. Münchner St.-A. Leucker an Maximilian ddo. 11. August 
1627. Aretin, Wallenstein, Nr. 7. 

* Chlumecky, Regesten. Waldstein an Collalto ddo. 24. Mai 1627. Förster, 
Wallenstein's Briefe I. Waldstein an Arnim ddo. 29. Mai 1627, 
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des auf katholischem Gebiete geworbenen Volkes möglichst 
rasch vollzogen werde, dagegen eine Einschränkung seiner 
Werbungen ablehnte.^ Der Kaiser suchte das Herbe des ab- 
weislichen Bescheides dadurch zu mildem, dass er den Herrn 
von Mettemich zu einer vertraulichen Besprechung einlud, in 
welcher er ihn weitläufig seiner besten Absichten versicherte 
und alle Behauptungen von weitgehenden ehrgeizigen Plänen 
in das Reich der Fabeln wies.* 

Die ligistischen Gesandten reisten nun nach Hause, und 
Kurz berichtete dem Herzoge von Baiern über die mannigfachen 
Eindrücke, die er in Wien empfangen hatte, sie standen in 
Harmonie mit dem schlechten Resultate seiner Gesandtschaft; 
von Aytona erzählte er namentlich, dass er einen allgemeinen 
Aufstand prophezeie, wenn man in den Werbungen fortfahre, 
da die Soldaten trotz der von ihnen erhobenen hohen Contri- 
butionen sich dieselben nicht von ihrem Solde abrechnen lassen 
wollten und sich später gewiss mit Gewalt bezahlt machen 
würden. Zudem sei ihm auch der Umstand verdächtig, dass 
die meisten und höchsten Officiere der protestantischen Religion 
angehörten, man könne sich deshalb auf diese Armee bei der 
Vertheidigung des katholischen Glaubens ebensowenig verlassen 
wie auf Waldstein selbst. Man solle so bald als möglich Frieden 
schliessen, der König von Spanien sei bereit. Alles, was er in 
Deutschland besetzt halte, herauszugeben. Von Khevenhiller 
wollte Kurz gehört haben, dass Waldstein dem Kaiser den Besuch 
des Deputationstages widerrathe, dessen Berufang damals be- 
absichtigt wurde. Lamormain dagegen, der, wie es scheint, 
von Rom die Weisung hatte, für den Frieden zu wirken, rathe 
den Besuch an und wolle nur unter dieser Bedingung des 
Kaisers Beichtvater bleiben. Leucker berichtete, dass der Kaiser 
nach der Versicherung Collalto's gegen diejenigen Officiere, 
welche sich gröblicher Excesse schuldig gemacht hatten, exem- 
plarisch vorgehen werde, aber dafür auch hoflfe, dass die Katho- 
liken seine Werbungen nicht hindern und die WaflFen, welche 
Waldstein für die Armee in den spanischen Niederlanden 
angekauft und die katholischen Kurfürsten bei ihrem Transporte 

* Münchner St.-A. Kaiserliche Resolution ddo. 4. Juni 1627. Wiener St.-A. 

Concept der Resolution ddo. 27. Mai 1627. Sie wurde später corrigirt 

und am 4. Juni in die obige Form gebracht. 
' Aretin, Wallenstein, Nr. 8. 
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auf dem Rhein mit Beschlag belegt hatten^ freigeben würden. 
So weit war die Feindseligkeit der Ligisten bereits gestiegen, 
doch gaben sie nach und liessen die Waffen frei, nachdem die 
begleitenden Officiere erklärt hatten, dass sie nicht gegen die 
Liga gebraucht werden würden.* 

Wir sehen: in zwei wichtigen Angelegenheiten hatte der 
Kaiser weder dem Wunsche Maximilians, noch dem der Liga 
entsprochen; er befahl seinem General nicht, dem Tilly die ge- 
wünschte Hilfe zuzuschicken und sie seinem Commando unter- 
zuordnen, und ebensowenig schützte er die ligistischen Gebiete 
vor der Ausbeutung durch seine Truppen, trotzdem die Liga 
bisher treu auf seiner Seite ausgeharrt, Opfer flir ihn gebracht 
und den Krieg glücklich geführt hatte. Was veranlasste Ferdi - 
nand zu dieser offen bar von Wald sf^fin inapirirfft^ fnlifilr? In 
erster Reihe galt es die Durchführung des Programmes, das 
Waldstein zu Brück an der Leitha entworfen hatte. Die Armee 
von 70.000 Mann, deren Anwerbung der General sich ange- 
legen sein liess, konnte nur erhalten werden, wenn auch die 
katholischen Gebiete dazu beisteuerten. Das war aber nur das 
Mittel zum Zweck. Der Zweck sollte sein: die Feinde zu einem 
vernünftigen Frieden oder zur Niederlegung der Waffen zu 
zwingen und das kaiserliche Ansehen so zu erhöhen, dass man 
mit denselben Mitteln (das heisst mittelst Erhebung von Contri- 
bntionen in Deutschland) den Krieg auch gegen ausserdeutsche 
Mächte zu führen im Stande sei.^ Der Kaiser hatte dies von 
Waldstein zu Brück entwickelte Programm z u seinem eigenen. 
gemacht, und durfte Waldstein daher nicht zwingen, Tilly zu 
unterstützen und die katholischen Gebiete zu schonen. Durch 
seine den Ligisten gemachten Zusicherungen zeigte er allerdings, 
dass er nicht an der Durchführung dieses Programmes hänge, 
und dass ihm ehrgeizige Gedanken femeliegen, aber um den 
Verdacht zu beseitigen, dass es sich ihm um Vergrösse- 
rung seiner Herrschaft handle, waren blosse Versicherungen 
nicht genügend. Zum Mindesten hätte es energischer Zurecht- 
weisungen Waldstein's bedurft, und hätte auch nicht geduldet 
werden sollen, dass er über die Kurfürsten und Reichsfürsten 



^ Münchner St.-A. Leucker an Maximilian ddo. 9. Juni 1627. Ferdinand II. 

an Maximilian ddo. 18. Juni 1627. 
« Gindely, Waldstein I, 162. 
Archiv. LXXXIX. Bd. I. H&lffce. 14 
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spöttische Reden führte und behauptete, man brauche sie nicht, 
das Regiment in Deutschland müsse so eingerichtet werden 
wie in Spanien.* Diese Reden gefielen jedoch in Wien, die 
Gegner und Freunde Waldstein's stimmten darin tiberein, dass 
man die günstige Gelegenheit zur Erhöhung des kaiserlichen 
Ansehens nicht ungenützt vorübergehen lassen dürfe. Leucker, 
der diese bedrohlichen Reden seinem Herrn mittheilte, bemerkte 
dazu, man beschäftige sich mit einer Reformation der kaiserlichen 
Capitulation und habe bereits einen Entwurf zu Papier gebracht. 
Maximilian wurde durch diese Nachricht sehr aufgereizt, und 
obwohl er wusste, wie wenig Ausdauer der Kaiser bei der 
Durchführung eines so grossartigen Planes an den Tag legen 
und wie sich alle Welt gegen denselben erheben würde, so ver- 
langte er doch von seinem Vertreter genauere Nachrichten und 
die Vorlage jenes neuen Capitulationsentwurfes. Leucker er- 
widerte, dass er seine Angaben nicht mit Beweisen belegen 
könne, sondern seine Schlüsse nur auf Grund gehabter Unter- 
redungen ziehe, eine Copie des neuen Capitulationsentwurfes 
könne er auch nicht schaffen, weil man das Concept gar heim- 
lich halte. ^ Wir wiederholen noch einmal: der Kaiser meinte 
es mit seinen Versicherungen gegen die Liga insoferne auf- 
^olc^^T^ p richtig, als er^auR ng^nyv Tn^^-^Q^^^^ rl ift R<^j ph qverfassung nie 
^'^^^«df^ y angreifen wollte ; aber nachdem er einmal das Brucker Programm 
acceptirt hatte, musste er auch die Möglichkeit der Erhöhung 
seines Ansehens mit in den Kauf nehmen und durfte deshalb 
die Liga nicht schonen. Bei seiner Schwäche blieb er aber 
nie consequent. 

IV. 

Die Sendung Walmerode's nach Deutschland sollte die 
Wege Waldstein's vorbereiten, den dänischen König isoliren 
und den niedersächsischen Kreistag zur Bezahlung des kaiser- 
lichen Kriegsvolkes zwingen. Da diese Angelegenheiten nur 
auf einer Reichsversammlung geordnet werden konnten, so plante 
der Kaiser die abermalige Berufung eines Deputationstages, 



* Khevenhiller, XI, 62. 

^ Münchner St.-A. Maximilian an Leucker ddo. 1. und 22. Juli 1627. Leucker 
an Maximilian ddo. 4. August 1627. 
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weil die geringe Anzahl der zum Besuche berechtigten Fürsten, 
von denen überdies die Mehrzahl katholisch war, die Fassung 
ihm günstiger Beschlüsse erleichterte. Nachdem er sich hier- 
über mit dem Kurfürsten von Mainz ins Einvernehmen ge- 
setzt und auf dessen Wunsch den Einberufangstermin zweimal 
vertagt hatte, lud er endlich am 20. Januar 1627 die betreflfen- 
den Fürsten zum Besuche desselben für den 1. Juni ein. Der 
Ort der Zusammenkunft war noch nicht bestimmt, der Kaiser 
wollte den Deputationstag nach Regensburg berufen, der Kur- 
fürst von Mainz schlug dagegen Nürnberg vor, welchem Vor- 
schlage sich schliesslich der Erstere fügte.* Die Antworten 
der Eingeladenen liessen kaum erwarten, dass der diesmalige 
Deputationstag an Zahl der Theilnehmer dem von Regens- 
burg gleichen würde. Nur Maximilian stellte sein Erscheinen 
in bestimmte Aussicht, und dasselbe dürften auch Kurmainz 
und Kurköln gethan haben. Trier, Sachsen und Brandenburg 
ertheilten dagegen nicht die gewünschte Zusage, und noch manche 
von den übrigen Geladenen entschuldigten sich ebenso und ver- 
sprachen blos die Absendung von Vertretern. Da die Ligisten 
den Frieden aufrichtig herbeisehnten, um den Drangsalen, 
welchen sie durch die kaiserlichen Truppen ausgesetzt waren, 
ein Ende zu machen, so lag ihnen daran, den Deputationstag 
so vollzählig als möglich zu vereinigen und mittelst desselben 
auch auf den Kaiser einen Druck auszuüben;' deshalb wollten 
sie auf die Anwesenheit der protestantischen Fürsten, nament- 
lich des Kurfürsten von Brandenburg, nicht verzichten. Der 
Kurfürst von Mainz forderte ihn in sehr liebenswürdiger Weise 
auf und meinte, wenn es ihm wegen der mancherlei Kriegsbe- 
schwerlichkeiten nicht möglich sein sollte, zu kommen, so möge 
er ihm ,vertraulich seine Gedanken entdecken, ob Mittel vor- 
handen, dadurch dem landesverderblichen Unwesen ein Ende 
gemacht werden und man zum Frieden gelangen könntet Er 



* Wiener St.-A. Ferdinand II. an die vier katholischen KurfUrsten ddo. 
20. Janaar 1627. Ferdinand II. an Kurmainz ddo. 3. April und 5. Mai 
1627. Kurmainz an Ferdinand n. ddo. 18. April 1627. Kurbrandenburg 
an Ferdinand II. ddo. 7./17. März 1627. Kurtrier an Ferdinand II. ddo. 
27. März 1627. Zum Besuche des Deputationstages waren 20 Reichs- 
stände berechtigt, 14 waren Katholiken, 6 Protestanten. Berliner St-A. 
Punkta, so zum Deputationstage, der nach Nürnberg ausgeschrieben, zu 
erwägen sind. 
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fragte den Kurfürsten, ob er etwa die Bemfung eines CoUegial- 
tages wünsche, an dem sich blos die Kurfürsten entweder per- 
sönlich oder durch Gesandte betheiligen, und dessen Zustande- 
kommen die Reichsstände jedenfalls gerne sehen würden. ^ 

Der Kurfürst von Mainz machte da einen Vorschlag, der 
eine entschieden oppositionelle Färbung gegen den kaiserlichen 
Hof auf der Stime trug. Der Deputationstag trat unter dem 
Vorsitze des Kaisers zusammen und musste über die ihm ge- 
machten Vorschläge berathen. Zu einem Collegialtage hatten 
dagegen nur die Kurfürsten mit Ausnahme des von Böhmen 
Zutritt, und die Berathungen hingen von dem Belieben der 
Kurfürsten ab. Wenn der Kurfürst von Mainz den Zusammen- 
tritt eines Collegialtages statt eines Deputationstages vorschlug 
und dabei der Hofinung Ausdruck gab, dass man auf dem 
Ersteren sich leichter über die Friedensmittel einigen könnte, 
so konnte das nichts Anderes als Misstrauen gegen den Kaiser 
und den Wunsch bedeuten, dass sich die Kurfürsten einigen 
und durch ihre Einigkeit gebietend auftreten möchten. Ob 
der Kurfürst von Mainz, welcher der Berufang des Collegialtages 
zuerst das Wort redete, auch der Erste war, der den Plan 
hiezu fasste, oder ob der Kurfürst von Baiem ihm denselben 
eingab, wissen wir nicht, jedenfalls war Johann Georg von 
Sachsen mit dem Collegialtage einverstanden ; er erklärte un ver- 
weilt seine Bereitwilligkeit, sich an demselben persönlich zu be- 
theiligen, und schlug als Ort der Zusammenkunft die Reichs- 
stadt Mülhausen vor. Der Kurflirst von Sachsen scheint es 
gewesen zu sein, der dem Kaiser von der beabsichtigten Be- 
rufung des Collegialtages die erste Nachricht gab: er that dies 
am 8. Mai. Er drängte auch den Kurfürsten von Mainz zur 
eiligen Berufang des Tages und forderte den Kurfürsten von 
Brandenburg zum persönlichen Besuche desselben auf, denn 
die Schwierigkeit, wegen der Nichtanerkennung des Kurfürsten 
von Baiem in seiner neuen Würde durch Kurbrandenburg war 
beseitigt, da Georg Wilhelm sich zur Anerkennung Maximilians 
bereit erklärt hatte. Am 31. Mai benachrichtigte der Kurfürst 
von Mainz endlich den Kaiser, dass er sich auf das Gutachten 
des Kurfürsten von Sachsen zur Berufung eines Collegialtages 



^ Sachs. St.-A. Eurmainz an Kursachsen ddo. 24. April 1627. Kurmainz an 
den Landgrafen Georg von Hessen ddo. 26. April 1627. 
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entschlossen habe. Der Deputationstag^ der am 1. Juni zu- 
sammentreten sollte^ war dadurch einfach beseitigt. Die aus- 
wärtigen Fürsten wussten hievon noch lange nichts und glaubten 
an das Zusammenkommen des Deputationstages; daher ist es 
erklärlich; dass Christian IV. noch am 16. Juni den Kaiser 
um freies Geleite für seine Gesandten zu demselben ersuchte 
und der englische Gesandte Anstruther am selben Tage das 
Gleiche that.^ 

In Wien dürfte das Schreiben des Kurfürsten von Sachsen 
von der beabsichtigten Berufung des CoUegialtages nach der 
ersten am 17. Mai ertheilten Antwort des Kaisers an die ligisti- 
schen Gesandten angekommen sein. Die Nachricht hievon 
verursachte Aufregung und Verstimmung und hatte yielleicht 
zur Folge, dass die späteren den ligistischen Gesandten er- 
theilten Antworten einige Zugeständnisse enthielten, und dass 
auch Waldstein jenen oben erwähnten Befehl an die Obersten 
bezüglich der Schonung der Ligisten abschickte. 

Leucker wurde wiederholt von den kaiserlichen Ministem 
gefragt, was es mit dem Collegialtage ftlr eine Bewandtniss 
habe, und wo derselbe gehalten werden solle. Ihre Verstimmung 
stieg, als sie erfuhren, der Mainzer habe den sächsischen Collegen 
in der freundschaftlichsten Weise zum Besuche des Tages 
eingeladen und ihm in vorhinein die Versicherung gegeben, 
er werde nicht überstimmt werden. Graf Trauttmansdorff be- 
schwerte sich, dass der Kaiser über die Berufung des CoUegial- 
tages erst durch den Kurfürsten von Sachsen berichtet worden 
sei; der Abt von Kremsmünster schlug in der Absicht, dessen 
Zustandekommen zu hindern, die Berufung des bereits zweifel- 
haft gewordenen Deputationstages nach Regensburg statt nach 
Nürnberg vor. Diese verschiedenen Wiener Aeusserungen be- 
wirkten, dass Maximilian aus seiner Reserve heraustrat und 
behauptete, der Kurfürst von Sachsen habe den CoUegialtag 
vorgeschlagen — was jedoch nach den obigen Mittheilungen 
nicht richtig ist — und er selbst sei damit nicht einver- 
standen. Acht Tage später war er aber schon anderer Meinung, 



^ Sachs. St.-A. Eursachsen an Kurmainz ddo. 27. April/7. Mai, 14./24. Mai 
und 28. Mai/7. Juni 1627. Eursachsen an den Kaiser ddo. 28. April/8. Mai 
1627. Eursachsen an Kurbrandenbur^ ddo. 17./27. Mai 1627. Christian IV. 
an Ferdinand II. ddo. 6./16. Juni 1627. Anstruther an Ferdinand II. ddo. 
6./16. Juni 1627. 
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angeblich weil ihn der Mainzer umgestimmt habe. Ferdinand 
hielt zwar noch immer an dem Deputationstage fest, als er 
aber von dem Gesinnungswechsel Maximilians Kunde erhielt, 
liess er sich die Abhaltung des CoUegialtages gefallen, nur er- 
suchte er den Kurfttrsten von Baiem, dafür zu sorgen, dass 
nichts wider die kaiserliche Reputation auf demselben beschlossen 
werde;* damit hatte er sich allerdings im gegenwärtigen Augen- 
blicke an den rechten Mann gewendet. Um in den schweren 
Sorgen, welche das Waldstein' sehe Kriegswesen ihm verursachte, 
eine Erleichterung und Erleuchtung zu finden, unternahm der 
Kaiser im Juli 1627 eine Wallfahrt nach Maria-Zeil. Nach 
seiner Rückkehr entschuldigte er sich vor Leucker, dass durch 
das Einrücken der drei Verdugo'schen Regimenter ins Stift 
Würzburg dem dortigen Bischöfe grosser Schaden zugefügt 
werde, und bemerkte dabei, dass es ihm in seinen eigenen 
Erbländem nicht besser, sondern schlechter gehe und gegangen 
sei. Er liess den Kurfürsten ersuchen, sein Ansehen geltend 
zu machen und seine Freunde zur Geduld zu mahnen. Auf 
die mancherlei Einwendungen Leucker's versprach der Kaiser, 
der sich überhaupt in weicher Stimmung befand, seinem Boten 
Questenberg, den er zu Waldstein schicken wollte, aufzutragen, 
derselbe möge die den Ligisten gemachten Versprechungen 
streng einhalten. Leucker bemerkte zum Schlüsse seines Be- 
richtes: ,Soviel ich verspüre, kommen Ihre kaiserliche Majestät 
nicht gerne daran, gedachtem Herzog von Friedland im Ernst 
etwas zu befehlen, dann sie ihn vor allen jetzt, da er so nütz- 
liche Dienste in Schlesien geleistet, nicht oflFendieren wollen.' * 
Seinem Amte entsprechend schrieb der Kurfürst von Mainz 
den CoUegialtag für den 13. September nach Mülhausen aus. 
Auf demselben sollten die Uebelstände im Reiche erwogen und 
über ihre Abhilfe und über die Art und Weise, wie der allge- 
meine Friede hergestellt werden könnte, berathen werden. Von 
den Geladenen versprach nur der Kurfürst von Sachsen per- 
sönlich zu erscheinen; der Brandenburger wollte sein Erscheinen 



* Münchner St.-A. Leucker an Maximilian ddo. 16. Juni 1627. Maximilian 
an Ferdinand 11. ddo. 1. und 8. Juli 1627. Ferdinand II. an Maximilian 
ddo. 13. und 18. Juli 1627. Dass von ligistischer und nicht etwa von 
sächsischer Seite der Plan der Berufung des CoUegialtages ausging, ergibt 
sich aus dem Schreiben Kursachsens an Kurmainz ddo. 27. April/7. Mai 1627. 

^ Gindely, Waldstein I. 262. Leucker an Maximilian ddo. 4. August 1627. 
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bestimmt znaagen^ und Maximilian^ obschon er die Seele der 
bevorstehenden Verhandlungen war, lehnte es angeblich wegen 
Kränklichkeit ab, persönlich anwesend zu sein; es war also 
gewiss, dass die Verhandlungen fast nur von Gesandten geführt 
werden würden.^ In Frankreich jubelte man über die Haltung 
der deutschen Fürsten, weil sie eine starke Opposition gegen 
die kaiserliche Politik in Aussicht stellte. Marcheville war von 
seiner Reise nach Deutschland zurückgekehrt und berichtete, 
dass der Kaiser die Wahl seines Sohnes zum römischen König 
durchzusetzen beabsichtige, dass aber die Kurfürsten und die 
katholische Liga die Vermittlung des Königs von Frankreich be- 
hufs Abschlusses eines allgemeinen Waffenstillstandes wünschten 
und der Kurfiirst von Trier die ihm angebotene Pension an- 
nehme. Auf diese angenehmen Nachrichten fasste man im 
französischen Staatsrathe den Beschluss, die Wahl Ferdi- 
nands m. zu vereiteln, indem man den KurAirsten von Baiem 
als Candidaten vorschob, die Vermittlung bei dem Waffenstill- 
stände zu übernehmen, wenn die Kurfürsten auf ihrer Versamm- 
lung den Kaiser energisch zum Frieden mahnen würden, und 
dem Kurfürsten von Trier die Pension unter Wahrung des 
tiefsten Geheimnisses zu zahlen. Die Geneigtheit der deutschen 
Fürsten für die französische Vermittlung war mit Ausnahme 
der Kurfürsten von Trier und Baiem nicht so gross, als man 
sich in Paris einbildete und Marcheville glauben machte. Der 
Mainzer blieb trotz seiner Erbitterung gegen den Kaiser auch 
jetzt zurückhaltend und verschob seine Antwort auf die An- 
träge Marcheville's bis auf den Zusammentritt des CoUegial- 
tages, zugleich benachrichtigte er den Kaiser von dem Anerbieten 
der französischen Vermittlung, wofür ihm dieser dankte; und 
gleichzeitig rieth der Kaiser die Ablehnung der Vermittlung an. ^ 
Je länger man in Wien über die Berufang des CoUegial- 
tages nachdachte, desto weniger befreundete man sich mit ihm ; 



* Sachs. St.-A. Kurmainz an Kursachsen ddo. 12. Juli 1627. Kursachsen 
an Kurmainz ddo. 14./24. Juli 1627. Kurbrandenburg an Kursachsen ddo. 
18./28. Juli 1627. Maximilian an Kursachsen ddo. 24. August 1627. 

* Archiv des Minist, des äff. Strang, in Paris. Marcheville an Herbault ddo. 
3. Mai 1627. Beschluss des französischen Staatsrathes ddo. 26. Juni 1627. 
Wiener St.-A. Kurmainz an Ludwig XIII. ddo. 28. Juli 1627 Kurmainz 
an Ferdinand II. ddo. 2. August 1627. Ferdinand II. an Kurmainz ddo. 
20. August 1627. 
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der Kaiser selbst hatte jetzt bittere Sorge und bedauerte, dass 
er den ligistischen Gesandten in Ansehung der in den Rhein- 
landen stationirten 12.000 Mann ein^n so abschlägigen Bescheid 
gegeben und nicht einmal die Versprechungen wegen theilweiser 
Reduction erfüllt hatte. Er schlug sich jetzt jeden ehrgeizigen 
Gedanken aus dem Sinne und beschloss, den mit Waldstein auf 
bestem Fusse stehenden Hof kriegsrath Gerhard von Questenberg 
an diesen abzuschicken, ihn noch vor dem Zusammentritt des 
CoUegialtages um Abberufung der Rheinarmee zu ersuchen und 
inständig zu mahnen, dass seine Officiere gute Disciplin halten 
und den Bürger und Bauer nicht allzusehr belasten möchten. 
Er sprach den Wunsch nach Frieden aus und wollte selbst, 
wenn dieser nicht zustande käme, die Armee reducirt wissen 
und sich hiebei der Hilfe der befreundeten Fürsten bedienen, 
die gewiss das Ihrige leisten würden, um der Plage los zu 
werden. Die kaiserliche Armee zählte damals mehr als 70.000 
Mann, nahezu 31.000 waren mit Waldstein am 3. August aus 
Schlesien nach Niedersachsen gezogen, 22.000 in Schlesien 
zurückgeblieben, den Rest bildete die Rheinarmee, die unter 
dem Commando der Herzoge von Lauenburg und Lüneburg 
stand. Wenn man bedenkt, dass die ligistische Armee unge- 
ftlhr 27.000 Mann zählte und die Kräfte des Dänenkönigs bisher 
in Schach gehalten hatte, so ersieht man daraus, wie unnütz 
und schädlich die starke Vermehrung der kaiserlichen Truppen 
war, wenn damit nichts Anderes bezweckt werden sollte als 
die Beendigung des Krieges. Selbst Tilly trat aus seiner ge- 
wohnten Reserve heraus und richtete fast zu gleicher Zeit, als 
Questenberg sich auf den Weg zu Waldstein begab, an Maxi- 
milian die Bitte, dafür Sorge zu tragen, dass dem kaiserlichen 
General alle weiteren Werbungen verboten würden. Als Questen- 
berg bei Waldstein anlangte, was offenbar in der zweiten Hälfte 
des August der Fall war, hielt der Letztere lange mit der Ant- 
wort zurück und ertheilte dieselbe erst gegen Ende September, 
nachdem er bereits seinen Einzug in Holstein gehalten und die 
Dänen in die bedrängteste Lage gebracht hatte. Jetzt, wo sich 
ihm neue Quartiere für seine Truppen eröffnet hatten, versprach 
er, auf katholischem Gebiete und dem der befreundeten prote- 
stantischen Fürsten gute Disciplin unter seinen Truppen zu 
halten. Er versicherte, dass dem Kaiser nur durch seine zahl- 
reiche Armee eine Niederlage erspart worden sei; wenn man 
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nur soviele Truppen geworben hätte, als man gegen Dänemark 
nöthig habe, bö wäre man der Winterquartiere nicht sicher; 
um dieses Grundes willen müsse man also Truppen in der 
Wetterau und am Rhein einquartieren. Der Kaiser solle sich 
um das Geschrei und die Drohungen der Geistlichen nicht 
kümmern, sie würden es doch nie auf einen Kampf ankommen 
lassen und mit der kaiserlichen Armee, die ihnen Allen über- 
legen sei, nicht anbinden, noch weniger würden sie aber das 
Ausland zu Hilfe rufen, weil sie dabei selbst zugrunde gehen 
müssten. Er wollte also nichts von Abrüstung wissen und 
rieth, die Friedensverhandlungen mit Dänemark fortzusetzen, 
von dessen Könige man eine tüchtige Geldsumme fordern könne; 
die anderen Reichsftirsten müssten sich auch mit ansehnlichen 
Summen loskaufen und der Kaiser überdies im Besitze von 
Magdeburg und Halberstadt verbleiben. Er, Waldstein, werde 
dafür sorgen, dass das Heer nichts über die Billigkeit begehre, 
und so könne der Kaiser die ,bösen Humores aus dem Reiche 
purgierend Waldstein trug demnach den kaiserlichen Wünschen 
keinerlei Rechnung, und Ferdinand konnte dem CoUegialtage 
keine Mittheilungen machen, die den voraussichtlichen Sturm 
wider ihn zu beschwichtigen imstande waren.* 

Zu dem CoUegialtage erschienen persönlich nur der Kur- 
fürst von Mainz und Johann Georg von Sachsen, in dessen Be- 
gleitung sich auch sein Oberhofprediger Dr. Hoe befand, die 
übrigen Kurftlrsten liessen sich nur vertreten. Der Branden- 
burger schickte den Grafen Adam von Schwarzenberg, dem 
er noch zwei seiner gewiegtesten Räthe an die Seite gab.^ 
Schwarzenberg durfte die Reise nach Mülhausen aus Johannis- 
berg in Preussen nicht direct, sondern nur auf einem Umwege 
von 60 Meilen über Masovien antreten, weil er sonst Gefahr 
lief, in die Hände schwedischer Späher zu fallen und sich der 



* Münchner St.-A. Grösse des Waldstein'schen Heeres ddo. 3. August 1 627. 
Qindely, Waldstein 1, 266. Kaiserliche Instruction für Qerhard von Qnesten- 
bei^ ddo. 2. August 1627. Münchner St.-A. Tilly an Maximilian ddo. 
5. August 1627. Waldstein an Ferdinand II. ddo. 28. September 1627. Die 
vier katholischen Kurfürsten an Ferdinand II. ddo. 10. Juli 1627. 

^ Es waren dies Georg von Winterfeld und von GOtz. Neben diesen 
fungirte auch Dr. Johann Hensler. Berliner St.-A. Kurbrandenburg an 
seine Käthe in Berlin ddo. 6./16. August 1627. Sachs. St.-A. Kursachsen 
an Dr. HoS ddo. 6./16. August 1627. 
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Rache Gustav Adolfs auszusetzen,' der auf die Gefangennahme 
dieses katholischen Rathgebers des Kurflirsten von Brandenburg 
einen Preis von 10.000 Thalem gesetzt hatte.* Die Instruction, 
die der Kurfürst seinen Vertretern nach Mülhausen mitgab, 
entspricht vollständig seiner bedrängten Lage und seiner Cha- 
rakterschwäche. Sie sollten sich zuerst über die Verwüstungen 
und Räubereien der kaiserlichen Armee beklagen: keine Unze 
Gold oder Silber sei mehr in der Mark zu finden, ja kein 
zinnernes, kupfernes oder messingenes Gefilss; alles Vieh, 
gross und klein, sei weggetrieben oder tiberfltissigerweise nieder- 
gestochen worden, so dass das Fleisch ungeniessbar wurde; 
Handel und Wandel liege darnieder, die meisten Felder seien 
gar nicht mit der Sommersaat bestellt worden; dessenungeachtet 
verlange die Soldatesca die ,köstlichste' Verpflegung. Gewiss 
ist in dieser Schilderung Manches tibertrieben, denn sonst wäre 
ja die Mark bereits eine Wüste gewesen, aber unzweifelhaft 
war der Druck, unter dem die Mark litt, unbeschreiblich. Dem- 
nach wollte der Kurfürst durch seine Gesandten andeuten lassen, 
dass dieser Druck ihn zur Beschickung des Collegialtages und 
zu ernstlichen Friedensverhandlungen veranlasse, oder dass er 
dem Kaiser die Schuld an den Verwüstungen beimesse. Als 
Friedensbedingungen sollten sie die Aufhebung aller Particular- 
btindnisse und Ligen und die gütliche Beilegung des PMzer 
Streites vorschlagen, ohne die übertriebenen Forderungen des 
Pfalzgrafen zu unterstützen. Zugleich empfahl er, man solle 
zur Erleichterung der Friedensverhandlungen die beiderseitigen 
Armeen mit der Bedingung entlassen, dass der Däne den Anfang 
mache. Da Kurmainz in seiner Ausschreibung ein Bündniss 
aller Reichsstände gegen die Feinde des Reiches vorgeschlagen 
hatte (dies also gegen Dänemark gelten sollte, wenn der Friede 
nicht zustande kam), so wies der Kurfürst seine Gesandten an, 
sich den Berathungen darüber nicht zu widersetzen, aber eine 
allfällige Contribution oder Waffenhilfe mit dem Hinweise auf 
die Verwüstung seines Landes abzulehnen. Die Aufnahme 
des Herzogs von Baiem in das kurfürstliche CoUegium sollten 
sie auch nicht beanständen, da er (der Kurfürst) sich gegen 
den Kaiser in seiner Erklärung vom 12./22. Mai hiezu will- 



* Sachs. St.-A. Schwarzenberg an Caspar von Schönberg ddo. 10./20. Au- 
gust 1627. 
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fkhrig erzeigt, allerdings mit der Einschränknng, dass er durch 
die Anerkennung des Herzogs von Baiem als Kurfürsten in 
nichts dem ,Pfalzgrafen, sowie seinen Kindern, Brüdern und 
Agnaten präjudicieren und sich selbst zur Manutention des Her- 
zogs von Baiem nicht verpflichten wollet Sie sollten diese 
seine limitirte Anerkennung am OoUegialtage nicht verheimlichen, 
damit der Kurfürst von Baiem nicht etwa in der Zukunft aus 
ihrem Stillschweigen grössere Rechte ableiten möchte.^ 

Schärfer trat der Kurfürst von Baiem in der seinen Ver- 
tretern, dem Freiherm von Wolkenstein, dem Maximilian Kurz 
von Senftenau und den Doctoren Peringer und Bayer, ertheilten 
Instruction auf. Er erklärte sich scharf und bestimmt gegen 
die Restitution des Pfalzgrafen in die Kur und verlangte, dass 
über all&llige Vorschläge wider die Erblichkeit derselben in 
seiner Linie zuerst an ihn berichtet werde, und wollte sich für 
die Begnadigung des Pfalzgrafen nur dann aussprechen, wenn 
dieser in die von dem Fürsten von Eggenberg aufgestellten 
Bedingungen einwilligen würde. Wenn bei den Verhandlungen 
über den Frieden mit Dänemark von protestantischer Seite die 
Restitution der Stifter, namentlich Halberstadts und Werdens 
verlangt werden sollte, so wollte er dieses Ansuchen entschieden 
zurückgewiesen wissen, weil er dem Kaiser das Recht zusprach, 
dieselben so lange zu behalten, bis darüber auf dem Wege des 
Rechtes oder der Vereinbarung entschieden würde. Auch die gleich- 
zeitige Entwaffnung gegenüber Dänemark verwarf er; der Elaiser 
und die Liga könnten nicht einmal nach dem Frieden mit dem 
Dänenkönige, s ondem erst dann die Waffen aus (j ^r H"^^ 
g eben, wenn sich England ^ind der pfalT^graf Ai>m Wr\ai\an 
accommodirt hät ten. Im Uebrigen sollten die Gesandten auf 
die gefährlichen Intentionen Waldstein's aufinerksam machen, 
sie sollten aber dabei ,ganz behutsam, sicher und also gehen, 
damit wir bei andern nicht in den Verdacht gerathen, als wenn 
wir uns wider die kaiserliche Armada auflehnen und zu ihrer 
Verfolgung andere animieren wollten^ Jedenfalls habe er von 
dem Kaiser die beste Meinung und sei überzeugt, dass er die 
gehorsamen Stände nicht ruiniren wolle. — Maximilian liefert 
in dieser Instruction einen Beweis von seiner gewohnten Vor- 



* Berliner St.-A. Zwei Instructionen für die brandenburgischen Gesandten 
nach Mülhausen ddo. 7./17. August 1627. 
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sieht und Schlauheit, er wollte sich im Hintergrunde halten, 
den Unschuldigen spielen und den Angriff gegen Waldstein 
durch seine Collegen ausführen lassen. — Die Instruction, die 
der Kurfürst von Köln seinen Gesandten ertheilte, ist uns un- 
bekannt, sie stand jedoch gewiss in Harmonie mit der bairischen. 
Der Kurfürst von Trier stand bereits im Solde Frankreichs, 
und daraus lässt sich der Inhalt seiner uns gleichfalls unbe- 
kannten Instruction vermuthen. Die Kurfürsten von Mainz 
und Sachsen, die sich persönlich an dem CoUegialtage betheiligten, 
erliessen natürlich keine Instructionen; aber sie einigten sich 
schon im Voraus in einer wichtigen Angelegenheit. Um die 
Bedenken des sächsischen Collegen vor einer all&lligen Majo- 
risirung durch die katholische Mehrzahl zu zerstreuen, gab 
Mainz die Versicherung, dass keine Majoritätsbeschlüsse gefasst 
würden, sondern dass man in freundschaftlicher Weise sich 
vereinbaren wolle. ^ 

Auch der Kaiser beschloss, einen Vertreter zum CoUegial- 
tage abzuschicken, um auf die Verhandlungen desselben einen 
bestimmenden Einfluss auszuüben, und wählte hiezu den Präsi- 
denten seines Reichshofrathes, Freiherm von Strahlendorf. Wie 
er in dem oben erwähnten Gespräche mit Leucker die Gefühls- 
seite berührt hatte, um den KurfUrsten von Baiem zu einer 
freundlichen Haltung zu veranlassen, so that er dies auch vor 
der Eröfihung des CoUegialtages in einem Schreiben an Kur- 
mainz. Er versicherte, dass er an Waldstein strenge Weisungen 
bezüglich der Disciplin erlassen habe, bemerkte, dass im Kriege 
nicht Alles ,gerade^ gehen könne, und erklärte, dass alle Be- 
hauptungen, als ob er mit seinen Rüstungen etwas Anderes be- 
zwecke als die Wiederherstellung eines dauerhaften Friedens, 
auf Verleumdungen beruhen. Indem er sich auf die Unterredung 
mit Mettemich berief, bat er, seinen Versicherungen mit der- 
selben Entschiedenheit Glauben zu schenken, wie er selbst das 
,Angesicht Gottes zu schauen begehret Strahlendorf langte 
am 18. September in Mülhausen an, wo er jedoch noch Nie- 
manden antraf. Der Kurfürst von Mainz entschuldigte sich 
im letzten Augenblicke und wollte nicht kommen; nur ein 



* Münchner R.-A. Kurbairische Instruction für die Gesandten zum Mtil- 
hausener CoUegialtage. Rampeckh an den Fürsten von HohenzoUem 
ddo. 9. November 1627. 
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scharfes Schreiben des sächsischen Kurfürsten, der bereits von 
Dresden abgereist war nnd mit seiner Rückreise drohte, änderte 
seinen Entschluss, und so traf er am 13. October in Mülhausen 
ein, Tags darauf kam auch der Kurfürst von Sachsen an. ^ Als 
die bevorstehende Zusammenkunft des CoUegialtages allgemein 
bekannt wurde, ersuchten die Könige von Dänemark und Eng- 
land um freies Geleite flir ihre Gesandten, geradeso wie sie 
dies aus Anlass des Nürnberger Deputationstages gethan hatten ; 
später stellte auch der Pfalzgraf dieselbe Bitte; aber keiner 
von den Bittstellern wurde zugelassen, da der Collegialtag sich 
hiezu für incompetent hielt. Nur von Frankreich, das noch in 
Frieden mit Deutschland lebte, und folglich keines Geleitbriefes 
bedurfte,* fand sich ein Gesandter in der Person des Herrn 
von Marcheville ein, der sogleich nach seiner Ankunft den 
Kurfürsten von Sachsen aufforderte, dafür zu sorgen, dass das 
Haus Habsburg nicht allzumächtig werde. ^ 

Noch vor Beginn der allgemeinen Berathungen, die am 
18. October ihren Anfang nahmen, fragte Graf Seh warzenberg bei 
dem sächsischen Geheimrath, dem Herrn von Schönberg, an, 
ob er gleich Anfangs erklären solle, dass Brandenburg den Her- 
zog Maximilian von Baiem unter denselben Bedingungen wie 
Sachsen als Kurflirsten anerkenne. Schönberg meinte, man 
solle lieber schweigen, um nicht gleich eine aufregende Scene 
hervorzurufen; und als Seh warzenberg die Frage stellte, ob 
man Maximilian als Kurfürsten von Baiem oder von der Pfalz 
bezeichnen solle, hegte Schönberg gegen beides Bedenken; man 
einigte sich zuletzt dahin, diese Bezeichnungen abwechselnd zu 
gebrauchen. Maximilian wollte nämlich die Kur nach seinem 
Erblande Baiem benennen, was Sachsen und Brandenburg als 
im Widerspruch mit der goldenen Bulle stehend nicht zugeben 
wollten; deshalb gaben sie ihre abweichende Ansicht durch die 



» Wiener St.-A. Strahlendorf an Ferdinand II. ddo. 12. October 1627. Münch- 
ner St.-A. Rampeckh an den Fürsten von Hohenzollern ddo. 28. Septem- 
ber 1627. Ferdinand 11. an den Convent zu Mülhausen ddo. 24. August 
1627. Sachs. St.-A. Protokoll über den Mülhausener Kurfürstentag. Aretin, 
Wallenstein. Ferdinand IL an Kurmainz ddo. 8. September 1627. 

* Sachs. St.-A. Christian IV. an Kurmainz ddo. 24. August/3. September 
1627. Pfalzgraf Friedrich an Kursachsen ddo. 16./25. October 1627. Ber- 
liner St.-A. Relation der brandenburgischen Gesandten ddo. 20./d0. Octo- 
ber 1627. 

* Sachs. St.-A. Protokoll des Mülhausener CoUegialtages. 
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wechselnde Bezeichnung kund. ^ In der darauffolgenden gemein- 
samen Sitzung legte ein Mainzer Bath im Namen seines Herrn 
jene Anträge vor, über die sich die folgenden Berathungen 
ausdehnen sollten. Sie betrafen folgende Fragen: 1. wie die 
durch die ,undisciplinierte Soldatesca verübten Insolentien' ab- 
gestellt, 2. wie der Friede im Reiche hergestellt, 3. wie er 
dauerhaft gemacht werden und 4. mit welchen Mitteln man 
den auswärtigen Feinden, die sich dem Frieden nicht anbe- 
quemen wollten, begegnen könne. ^ Der erste Gegenstand der 
Berathung galt also dem kaiserlichen Heere, um dessentwillen 
vor Allem der Collegialtag zusammengetreten war. Es bedurfte 
nicht neuer Klagen gegen das Treiben desselben, um den Un- 
willen der Versammelten zu steigern, jedenfalls dienten die Be- 
schwerden, die auch von anderen Reichsständen erhoben und 
zur Kenntniss des Mülhauser Tages gebracht wurden, nur dazu, 
die Erbitterung wach zu erhalten. So klagte das Capitel von 
Magdeburg, von dem zu dem Stifte gehörigen Aemtem seien 
im Zeiträume von zwei Jahren Contributionen im Betrage von 
687.000 Thalem erhoben worden, ungerechnet die Zahlungen, 
zu denen die Bauern an die Domherren verpflichtet waren, und 
die diese allesammt an die kaiserlichen Officiere abführen 
mussten; die Grafen von Schwarzburg beider Linien berech- 
neten, dass ihre Leistungen und Verluste sich auf 1,271.999 
Gulden beliefen. (Man begreift dies, wenn man beispielsweise 
liest, dass ein Rittmeister in dieser Grafschaft wöchentlich 
300 Gulden begehrte.) Die Stadt Halle klagte, dass sie inner- 
halb zweier Jahre an barem Gelde 430.000 Gulden erlegt habe; 
der ganze fränkische Kreis beschwerte sich wiederholt beim 
Kaiser über die unerträgliche Last der kaiserlichen Einquar- 
tierung. Alle diese Klagen kamen zur Kenntniss des CoUegial- 
tages. Sie wurden durch eine Eingabe der vier vornehmsten 
Reichsstädte vervollständigt, welche sie im Namen aller übri- 
gen an das Kurflirstencollegium richteten, und sich über das 
erlittene Ungemach beschwerten. Sie behaupteten, dass sie 
sich zur Befriedigung der Ansprüche des kaiserlichen Volkes 
auf Jahrhunderte hinaus verschuldet und überhaupt zugrunde 



^ Sachs. St.-A. Protokoll des Mülhausener CoUegialtages. Berliner St.-A. 

Schwarzenberg an Kurbrandenburg ddo. 11./21. October 1627. 
' Londorp, Acta publica a. a. 0. 
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gerichtet hätten. Strassburg beschwerte sich noch nach Schluss 
des Collegialtages, dass es die Kosten für die Anwerbung, Be- 
wafl&iung und Unterhaltung des Sulz'schen Regiments tragen 
müsse; die Grafen Hohenlohe klagten, dass sie in ihrer Graf- 
schaft Hohenlohe ausser den Subsistenzmitteln für einige hundert 
Menschen und Pferde noch wöchentlich zur Zahlung von 3500 
Gulden verhalten und in ähnlicher Weise ihre übrigen Gebiete 
besteuert wurden.^ Am schlimmsten erging es dem Herzoge 
von Zweibrücken wegen seiner Verwandtschaft mit dem Pfalz- 
grafen. Seit acht Jahren wurde sein Gebiet von Truppen durch- 
zogen und bedrückt, aber in der jüngsten Zeit war es noch 
ärger geworden, als das kaiserliche Volk daselbst seinen blei- 
benden Aufenthalt aufschlug und in der unverschämtesten Weise 
einen glänzenden Unterhalt von dem Herzoge verlangte, ihn 
ununterbrochen bedrohte und mit den gemeinsten Schimpfnamen 
belegte, so dass auch der Collegialtag mit ihm Mitleid empfand 
und für ihn ganz besonders beim Kaiser eine Fürbitte einlegte.* 
Alle diese Klagen werden uns begreiflich, wenn wir wissen, 
dass das kaiserliche Heer in diesem Augenblicke nach dem 
Sollstande doppelt so stark war, als Waldstein in der Unter- 
redung zu Brück projectirt hatte. Wir besitzen aus dieser Zeit 
zwei Verzeichnisse über dasselbe; das eine gibt die Gesammt- 
summe auf 36.000 Reiter und 109.000 Mann Fussvolk, das 
andere auf 33.000 Reiter und 132.000 Mann Fussvolk an. 
Andere Nachrichten beweisen, dass diese Zahlen zu hoch ge- 
griffen sind und nur die Sollstärke angeben; die effective Stärke 
war weit geringer, aber die Regimenter, welche die Verzeich- 
nisse anführen, bestanden thatsächlich und verlangten Zahlungen, 
als ob sie complet wären. Die angebliche Zahl der kaiserlichen 



^ Gindely, Waldstein I. 301. Summarischer Auszug^ der Contributionen der 
Magdeburger. Leucker ddo. 22. September 1627. Der fränkische Kreis an 
Ferdinand 11. ddo. 29. August 1627. Klage der Grafen von Schwarzburg 
ddo. 20./30. October 1627. Klage der Stadt Halle, Ende September 1627. 
Wöchentliche Prätension eines kaiserlichen Rittmeisters in der Grafschaft 
Schwarzburg ddo. 7./ 17. November 1627. Klage der Stadt Strassburg ddo. 
7./17. November 1627. Die Reichsstädte an das kurfürstliche Collegium in 
Mülhausen. Ohne Datum. Sachs. St.-A. Zuschrift an den Mülhausener Kur- 
flirstentag von Seite des Herzogs von Braunschweig ddo. l./U. September 
1627. Wiener St.-A. Ordinanz für das Verdugische Volk. 

* Sachs. St.-A. Der Collegialtag an Ferdinand II. ddo. 11. November 1627. 
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Truppen belief sich in Jütland auf 31.000 Mann^ in Holstein 
und in Ditmarsen unter Schaumburg's und Aldringer's Com- 
mando auf 28.000 Mann^ in Mecklenburg, in der Altmark und 
in Pommern unter Amim's Commando auf 22.000, in Mähren 
und Schlesien unter Maradas' Commando auf 24.000, in Wolfen- 
büttel auf 3000, in den Stiftern Magdeburg und Halberstadt 
auf 7000, in Thüringen unter Merode's Commando auf 3600, 
im übrigen Reiche auf 19.000 Mann. ^ 

Als man nun auf dem CoUegialtage zur Erörterung der 
mannigfachen Klagen über das kaiserliche Heer und zur Be- 
rathung über die Mittel zur Abhilfe gelangte, ergriff zuerst der 
Vertreter des Kurfürsten von Köln, der Bischof von Osnabrück, 
das Wort. Indem er über die Bedrückungen klagte, denen 
Kurköln von Seite des kaiserlichen, des spanischen und anderen 
Volkes ausgesetzt sei, suchte er zwischen dem Kaiser und seinem 
Heere zu unterscheiden und den Ersteren von jeder Mitschuld 
zu entlasten. Nur durch den bösen Willen seiner Feinde und 
durch fremde Mächte werde derselbe zu weiterer Kriegführung 
gezwungen; persönlich besitze er das aufrichtigste Gemüth, 
wolle die Bedrückung der Reichsstände nicht zugeben, empfinde 
dieselben bitter und wünsche, ihnen abzuhelfen. Nach diesem 
dem Kaiser ertheilten Lobe schlug der Bischof die Absendung 
einer Gesandtschaft des kurfürstlichen CoUegiums vor, welche 
um eine bessere Disciplin der Soldaten ersuchen solle. Der 
bairische Gesandte schloss sich diesen Anschauungen mit dem 
Zusätze an, dass man an den Kaiser entweder schreiben oder 
eine Gesandtschaft abschicken solle. Der Vertreter Kurtriers 
empfahl dasselbe, schlug aber zugleich vor, man möge über 
weitere Schritte berathen, im Falle der Kaiser den an ihn ge- 
richteten Bitten nicht nachkommen würde und man sich gegen 
jene vertheidigen müsste, die den (inneren) Frieden nicht wahren 
wollten. Durch den Mund Triers sprach Frankreich, welches 
nichts eifriger wünschte als ein Zerwürfhiss des Kaisers mit 
den Kurfürsten und deshalb die innere Entzweiung schüren 
wollte. Es schien, als ob das Auftreten Triers den Baiem die 
Zunge gelöst hätte, denn Wolkenstein stimmte den Trier' sehen 
Vorschlägen bei, er wollte, dass man vom Kaiser die Einstellung 
aller weiteren Werbungen verlange und ihm drohe, dass, wenn 



^ Sachs. St.-A. Verzeichniss der kaiserlichen Krieg^vQlker. 
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keine Besserung erfolge und man die Beschwerden nicht that- 
sächlich abstelle, die Reichsstände sich genöthigt sehen würden, 
zusammenzutreten, den Schutz ihrer Unterthanen selbst zu über- 
nehmen, der weiteren Verletzung der kaiserlichen und fürst- 
lichen Auctorität entgegenzutreten und den bedrohlichen Be- 
schimpfungen ein Ende zu machen. Wolkenstein wendete den 
Kunstgriflf an, als ob die Waldstein' sehen Truppen ebenso Feinde 
des Kaisers wie der Reichsfürsten seien, und als ob der Erstere 
ebenso geschützt werden müsse wie die Letzteren. Um seine 
Unparteilichkeit zu zeigen, gab er zu, dass auch die ligistischen 
Truppen sich vielfache Uebergriflfe erlaubt hätten, und schlug 
deshalb vor, dass die Mahnungen nicht blos an Waldstein, son- 
dern auch an Tilly zu richten seien. Nachdem er sich noch 
schärfer als der Vertreter von Trier ausgesprochen hatte, wurde 
der Vorschlag der Absendung einer Gesandtschaft einstimmig 
angenommen. Trier ersuchte den Kurfürsten von Sachsen um 
die persönliche Uebemahme der Gesandtschaft; seinem Vor- 
schlage schlössen sich Köln und Baiem an, aber Johann Georg 
lehnte diese Ehre ab, selbst als Kurmainz ihn darum ersuchte; 
und so wurde vorläufig die Frage, wer die Gesandtschaft über- 
nehmen solle, nicht entschieden;^ aber man beschloss, schon 
vorher eine Beschwerdeschrift an den Kaiser einzuschicken, und 
that dies am 3. November. 

Die Beschwerdeschrift war scharf gehalten, aber den Um- 
ständen entsprechend. Sie tadelt, dass dem Herzoge von Fried- 
land das Recht eingeräumt wurde, sein Kriegsvolk ohne Mass 
zu erhöhen, dass er Oberstenspatente an Personen gegeben 
habe, die im Kriege unerfahren oder fremden Herren unter- 
than seien, oder dass er einer und derselben Person zwei, drei, 
ja sogar vier Regimentspatente verliehen habe, die nun das 
zwei- bis vierfache Einkommen eines Obersten in Anspruch 
nehmen. In der That hatte Waldstein dem Herzoge Franz 
Albrecht von Lauenburg das Patent zur Anwerbung von zwei 
Regimentern ertheilt, der Markgraf Hans Georg von Branden- 
burg hatte drei, der Oberst Aldringer zwei, der Oberst CoUo- 
redo drei, der Oberst Arnim zwei und der Oberst Hebron, 
einer der ärgsten Beutelschneider, gar über vier Regimenter 
geworben. Die Kurfürsten klagten weiter, dass es in der Obersten 



^ Sachs. St.-A. Protokoll über den Collegialtag. 
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Willkür gestellt sei, übertrieben hohe Summen für die erste 
Ausrüstung zu erheben, wobei sie Tausende von Gulden, ja 
wohl ganze ,Tonnen Goldes^ ersparten, dass sie Contributionen 
und Servicegelder nach Belieben ausschreiben und die Officiere 
Lebensmittel ohne Mass und Ende einfordern dürfen, dass Kaub 
und Plünderung und sonstige Uebelthaten nicht bestraft werden. 
Sie wiesen auf die Folgen dieser Unordnung hin; wenn ein 
Gebiet durch die tyrannische Behandlung ausgeraubt sei, ver- 
liefen sich die Soldaten, so dass auf sie im Falle des Bedarfes 
kein Verlass sei. Bei Erhebung der Contributionen geschehen 
solche Gewaltthaten, dass es einen Stein erbarmen könnte. 
Für ein Regiment werde von der ersten Stunde der Anwerbung 
die ganze Zahlung verlangt, obwohl kaum einige Mann bei- 
sammen seien. Die Desertion nehme grosse Dimensionen an, 
manche Personen treiben sich seit fünf Jahren auf allen Muster- 
plätzen herum, heute lassen sie sich da, morgen dort anwerben, 
um nur der augenblicklichen Vortheile habhaft zu werden. Der 
Kaiser habe viele Regimenter, aber wenig Soldaten. Was auf 
die Unterhaltung eines Regimentes aufgehe, davon könnten drei 
erhalten werden, und dabei bringe man gar nicht den Schaden 
durch Raub und Brand in Anschlag. Das Schlimmste sei, dass 
die schärfsten Befehle des Kaisers keine Linderung herbeiführen, 
dass die Auctorität der Kurfürsten von seinen Truppen mit 
Füssen getreten werde, dass Personen fürstlichen Ranges von 
den Obersten und Verpflegscommissären spöttisch behandelt 
und ihres Einkommens beraubt würden und Bürger und Bauern 
ohne Widerrede alles Ungemach über sich ergehen lassen müssen. 
Keine Privilegien werden geachtet, jedermann sei dem Obersten 
tributpflichtig und ihm gegenüber vogelfrei. Die Winterquar- 
tiere werden bezogen, ohne dass die Obersten es immer für 
nothwendig finden, dem Herrn des Gebietes eine Anzeige zu 
machen. Wenn es zum Abzüge kommt, weil etwa die Quar- 
tiere ausgesogen sind, werden alle Pferde requirirt, um den Raub 
fortzuschleppen, und für die schuldigen Contributionen werden 
angesehene Bürger als Geiseln mitgeführt. — Wir wollen die 
Klagen über Verletzung der Privilegien und des Ansehens der 
Reichsstände nicht weiter erörtern; im Kriegsfalle ist es lächer- 
lich, derartige Prätensionen zu machen; aber was über die Räube- 
reien des kaiserlichen Kriegsvolkes gesagt wurde, hatte seine 
volle Richtigkeit, und die mit dem Kaiser verbündeten Fürsten 
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hatten ein Recht, zu fordern, dass mit den Contributionen ehrlich 
vorgegangen und ihren Unterthanen nicht ein dreifacher statt 
eines einfachen Schadens zugefügt werde. ^ 

Die Klage Kurkölns über das spanische Kriegsvolk, das sich 
in seinem Gebiete niedergelassen, fand bei dem Collegialtage den 
gewünschten Wiederhall, denn wie an den Kaiser so wurde auch 
an die Infantin ein Schreiben erlassen und sie um Einstellung 
der Einquartierungen und Durchzüge auf dem deutschen Reichs- 
boden ersucht. ^ Noch vor Abschickung dieser Beschwerdeschrift 
richtete das kurfürstliche Collegium ein Schreiben an Waldstein. 
Man hatte Nachricht erhalten, dass Merode seine Truppen in den 
Grafschaften Schwarzburg und Stolberg einquartiren wolle und 
dass einige kaiserliche Regimenter in die bis dahin verschonte 
Neumark verlegt werden sollen. Der Collegialtag ersuchte nun 
den Herzog von Friedland, von diesem Vorhaben abzustehen 
und überhaupt den Bitten, die man jetzt an den Kaiser richte, 
Rechnung zu tragen, weil sonst die bedrängten Stände auf 
Mittel bedacht sein würden, wie sie ihre armen Unterthanen 
vor weiteren Beschwerden schützen könnten. Auf Anrathen 
der brandenburgischen Gesandten entfernte man diejenigen 
Stellen aus dem Schreiben, durch welche sich Waldstein per- 
sönlich bedroht fühlen konnte; aber auch so war dasselbe, wie 
das angeführte Citat erweist, ernst gehalten und stellte nament- 
lich die gewaltsame Abwehr in Aussicht. Es handelte sich 
nun um die Titulatur, die der Kurfürstentag dem kaiserlichen 
Feldherm geben solle. Mit grosser Erbitterung hat sich Wald- 
stein in Wien seinerzeit gegen den brandenburgischen Gesandten 
über die geringe Titulatur geäussert, die ihm sein Herr zutheil 
werden liess, indem er ihn blos seinen ,lieben Freund' benannte. 
Aehnlich hatte er sich auch gegen Trier geäussert, und da er 
eine zu gewichtige Persönlichkeit war, um seine Klagen mit 
Stillschweigen zu übergehen, so berieth man sich, in welcher 
Weise ihn das kurfürstliche Collegium ansprechen solle. Köln 
wollte ihn nicht anders titulirt wissen als ,unsern besonders 
lieben Freund', Kürmainz und Trier stimmten ihm bei; Baiem 
erklärte, dass es ihn bisher ,freundlicher, lieber Oheim und 

. * Gindely, Waldstein I. 278. Die Kurfürsten an den Kaiser ddo. 8. No- 
vember 1627. 
^ Sachs. St-A. Der Colleg^ialtag an die Infantin Isabella ddo. 2. Novem- 
ber 1627. 
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Euer Liebden' titulirt habe, aber sich der Entscheidung des 
kurfürstlichen Collegiums fügen wolle; Kursachsen berichtete, 
es habe bisher an Waldstein als an seinen ^hochgeborenen, 
besonders lieben Herrn und Freund* geschrieben. Man einigte 
sich schliesslich dahin, ihn in dem Briefe, den das ganze kur- 
fürstliche Collegium an ihn richte, nur als ,besonders lieben 
Freund' anzureden, im Uebrigen solle es den Kurfürsten frei- 
stehen, ihn in ihrer bisherigen Weise zu tituliren. ^ 

Hatten schon die Klagen der Liga Waldstein zu dem oben 
erwähnten Befehle an Arnim veranlasst, so wurde er durch die 
Drohung des CoIIegialtages noch besorgter; er zeigte dies in einer 
Weisung, die er dem Obersten Aldringer zukommen liess, der im 
December 1627 das Obercommando über den grössten Theil des 
kaiserlichen Heeres (über 30 Regimenter) führte, da der Ober- 
general selbst nach Böhmen gereist war. Die Soldaten sollten sich 
mit dem ihnen jeden Monat zu verabreichenden Solde begnügen, 
die Obersten und Hauptleute nur für den effectiven Stand ihrer 
Mannschaft den Sold fordern; insbesondere aber verbot er, dass 
die Officiere das Geld, das sie für ihre Mannschaft empfangen, 
,in den Beutel schieben' und ihre Ernährung den Quartiergebem 
aufhalsen. Die Dawiderhandelnden sollen ernstlich bestraft 
werden, damit sich Andere daran spiegeln möchten.^ Es mag 
sein, dass dieser Befehl eine Zeitlang wirksam war; gewiss 
wurde er aber nicht überall und nicht dauernd befolgt, wie 
dies die Klagen, die im Jahre 1628 erhoben wurden, sattsam 
beweisen. — Mit den beiden Zuschriften an den Kaiser und an 
Waldstein und mit dem Beschlüsse der Absendung einer Ge- 
sandtschaft an den Ersteren war der erste Punkt der Mainzer 
Propositionen erledigt. Als man sich über den zweiten Punkt, 
über die Art und Weise, wie der Friede herbeigeführt werden 
solle, berieth, stellte Kurköln den Antrag, den kaiserlichen Ge- 

* Berliner St.-A. Die brandenburgischen Gesandten an ihren Herrn ddo. 
25. October/4. November 1627. Sachs. St.-A. Protokoll. Ob das kurfürst- 
liche Collegium an seinem Beschlüsse festhielt und Waldstein nicht höher 
titulirte, wissen wir nicht mit Bestimmtheit anzugeben, da ein im sächsi- 
schen Staatsarchive aufgehobenes Actenstück dieses bezweifeln läset. Es 
ist ein Entwurf des an Waldstein gerichteten Schreibens, welches den- 
selben jFreund, Herr und Euer Liebden* titulirt. Ist dieses Schreiben 
nur ein Entwurf, der abgelehnt wurde, oder eine Copie der an ihn ab- 
geschickten Zuschrift? 

* Londorp. a. a. O. Waldstein an Aldringer ddo. 26. December 1627. 
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sandten zur Sitzung einzuladen und zu befragen, ob er vielleicht 
im Namen seines Herrn passende Friedensvorschläge zu machen 
habe. Der Antrag wurde angenommen, und so erschien Strah- 
lendorf am 23. October in der Sitzung. 

Der Kaiser wagte nicht, sich über die Vorschläge Wald- 
stein's und Tilly's selbständig zu entscheiden, und deshalb er- 
theilte er seinem Vertreter den Auftrag, bei den Kurfürsten 
anzufragen, auf welcher Grundlage der Friede im Reiche ge- 
schlossen und wie namentlich den von dem Könige von Däne- 
mark und dem proscribirten Pfalzgrafen ausgehenden ,Schwie- 
rigkeiten vom Grunde aus abgeholfen werden' könne. Er erklärte, 
auf den Frieden nur dann einzugehen, wenn er, als beleidigter 
Theil, fdr den erlittenen Schaden freigehalten und ihm nament- 
lich für die Verpftndung von Oberösterreich und der Lausitz 
eine Genugthuung (das heisst ein Ersatz) geleistet würde; zu- 
gleich fragte er an, mit welchen Mitteln das Kriegsvolk abge- 
dankt und, wenn der Friede nicht zustande käme, mit welchen 
Mitteln der Krieg weiter geführt werden solle. Die Mitthei- 
lungen Strahlendorfs gipfelten also in dem Wunsche des Kaisers, 
für jeden erlittenen Verlust schadlos gehalten zu werden, sein 
Kriegsvolk auf Kosten des Reiches abzudanken oder das Reich 
für den Fall, dass der Krieg weiter geführt werden müsste, 
zur Bürgschaft für den weiteren Sold zu veranlassen.^ 

Indem der Kaiser das kurfürstliche Collegium um seine 
Meinung befragte, wie den von Dänemark und dem Pfalzgrafen 
ausgehenden Schwierigkeiten ein Ende gemacht werden solle, 
wollte er im Vereine mit den Kurfürsten über den Pfalzgrafen 
auch ein endgiltiges Urtheil ßlllen, also keine Verhandlungen 
mehr mit ihm einleiten, da die Erfahrung gelehrt^ habe, dass 
dieselben zu keiner Einigung führten. 



Kursachsen und Kurbrandenburg hatten keine Lust, sich 
dem Wunsche des Kaisers zu fügen und dem Pfalzgrafen die 
Bedingungen vorzuschreiben, unter denen er zu Gnaden auf- 
genommen werden solle. Johann Georg flüchtete sich hinter 



^ Sachs. St.-A. Propositiouen des kaiserlichen Qesandten, erstattet am 
23. October 1627. \ 
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die Behauptung, dass derselbe sie nicht beachten und der Col- 
legialtag mit seinen Beschlüssen nur zum Gespötte dienen werde. 
Gerade dieser Umstand hätte das kurfürstliche Collegium ver- 
anlassen sollen, das gewünschte Urtheil zu fkUen, denn es konnte 
doch nicht angehen, dass ein Reichsstand sich über das ganze 
Reich erheben durfte. Allein sowohl der Zwiespalt im Glauben, 
wie die flirstliche Eifersucht gegen die Uebung der kaiserlichen 
Gewalt hinderte die gewünschte Einigkeit im kurftlrstlichen 
Collegium, und wenn auch schliesslich Sachsen und Branden- 
burg nachgaben und mit den Katholiken ein gemeinsames Gut- 
achten an den Kaiser erstatteten, so that es Sachsen nur des- 
halb, weil es die Allianz mit dem Kaiser aus Furcht vor seinem 
Weimarer Vetter nicht aufgeben wollte, und Brandenburg, weil 
es durch das kaiserliche Heer in die grösste Gefahr gebracht 
war, und beide noch aus dem Grunde, weil sie die Bedingungen, 
welche die Katholiken dem Pfalzgrafen vorzuschreiben gedachten, 
mildem wollten. 

Als die Berathung über diesen Gegenstand begann, schlug 
der kölnische Vertreter (25. October 1627) die Restitution des 
Pfalzgrafen unter folgenden Bedingungen vor; er sollte sich 
unterwerfen, Abbitte leisten, auf die Kur endgiltig verzichten, 
die calvinische Confession als ungesetzlich abschaffen, dem 
Kaiser für den erlittenen Schaden Genugthuung leisten, die 
restituirten katholischen Klöster (und natürlich auch die Katho- 
liken) dulden. Wenn der Pfalzgraf sich diesen Vorschlägen 
fügte, so übernahm er bei seiner allfälligen Restitution die Re- 
gierung über mittlerweile katholisch gewordene Länder, wenig- 
stens theilte Maximilian am 22. October, also drei Tage vor 
dieser Berathung mit, dass er in der Oberpfalz dieses Resultat 
bereits erreicht habe; er habe alle calvinistischen Prediger ab- 
geschafft, und als diese unter dem Deckmantel der Augsburger 
Confession noch weiter im Lande verbleiben wollten, habe er 
überhaupt alle unkatholischen Prediger und Schulmeister aus- 
gewiesen, und zwar zuerst in den Städten, dann bei dem Adel 
auf dem Lande, und nur der einzige Landmarschall der Ober- 
pfalz, Herr von Fuchs, habe dagegen protestirt, aber damit 
nichts erreicht, da er ihn entschieden zur Abschaffang aller 
Prädicanten gemahnt habe. Aeusserlich war also, da gleich- 
zeitig für die Berufung von katholischen Geistlichen gesorgt 
wurde, die Oberpfalz katholisch, und dass dieselben Verhält- 
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nisse unter dem Einflüsse Spaniens und Maximilians auch in 
der Unterpfalz zur Geltung gelangen würden, verstand sich von 
selbst. Dem Kaiser war dieser Vorgang ganz genehm, aber 
man begreift, dass er dem Kurfürsten von Sachsen um so unan- 
genehmer war, da er als Hort der Augsburger Confession da- 
durch vor seinen Glaubensgenossen biossgestellt wurde. ^ Des- 
halb bekämpfte er im Vereine mit Kurbrandenburg den Vor- 
schlag Kurkölns, während derselbe von Baiem und Mainz 
unterstützt wurde. ^ Es kam also keine Einigung zustande. 
Nach der Sitzung wurden die Mainzer Räthe von sächsi- 
scher Seite zu einer besonderen Besprechung eingeladen. In 
der Conferenz erklärten die Letzteren, ihr Herr werde nie zu 
dem Vorschlage der Katholiken seine Zustimmung geben; und 
als der Mainzer Kanzler sie fragte, welche Bedingung so sehr 
seinen Unwillen erregte, ob etwa die bezüglich der Nichtdul- 
dung des Calvinismus, und hiebei die Duldung des Lutherthums 
aus freien Stücken anbot, gaben die sächsischen Räthe zu, dass 
dieser Artikel ihren Herrn bedenklich mache, aber ebenso jener, 
womach man dem Pfalzgrafen für sich und seine Kinder die 
Verzichtleistung auf die Kur und seinen Besitz zumuthe (und 
also seine theilweise Restitution als blosse Gnadensache ange- 
sehen werden sollte). Der Mainzer Kanzler theilte den Räthen 
der übrigen katholischen Kurfürsten diese Bedenken mit und 
schlug einige Aenderungen an den Aussöhnungsbedingungen 
vor. Nach eingehender Berathung beschloss man, den sächsi- 
schen Wünschen eine mehr formale als thatsächliche Rechnung 
zu tragen, denn die Katholiken verlangten jetzt, dass der Pfalz- 
graf sich in eigener Person beim Kaiser einstelle, um Gnade 
ersuche, auf Böhmen und auf die Kur ,für sich und seine Nach- 
kommen^ Verzicht leiste, alle feindlichen Verbindungen aufgebe 
und für den dem Kaiser verursachten Schaden aufkomme (wo- 
bei zu erwarten stehe, dass ihm ein Theil nachgesehen werde). 
Unter diesen Bedingungen sollte der Kaiser ,nach seinem Be- 
lieben' dem Pfalzgrafen einen Theil seiner ehemaligen Besitzun- 
gen wieder einräumen und seine Kinder dem bairischen Lehen- 



^ Wiener St.-A. Maximilian an den Kaiser ddo. 22. October 1627. Der 
Kaiser an Maximilian ddo. 30. October 1627. 

^ Sachs. St.-A. Protokoll. Münchner St.-A. Rampeckh an den Fürsten von 
Hohenzollern ddo. 6. November 1627. Die bairischen Vertreter an Maxi- 
milian ddo. 80. October 1627. 
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brief einverleiben, so dass ihnen die Erbrechte nach dem all- 
fklligen Erlöschen der bairischen Linie vorbehalten bleiben 
sollten. Diesen Inhalt hatte das Schriftstück, das dem sächsi- 
schen Kurfürsten zur Begutachtung mitgetheilt wurde. Es ent- 
hielt bedeutende Cohcessionen, da die Rechte der pfalzgräflichen 
Kinder beim Erlöschen des bairischen Hauses gewahrt und der 
reUgiöse Punkt mit Stillschweigen übergangen wurde, dem Pfalz- 
grafen also in dieser Beziehung keine Bedingungen vorge- 
schrieben wurden. ^ Der Kurfürst von Sachsen war jedoch auch 
jetzt mit dem ihm zugeschickten Entwürfe nicht zufrieden und 
sandte einen Gegenentwurf, in dem er einverstanden war, dass 
der Pfalzgraf für sich auf die Kur verzichte, und dass auch 
seine Kinder von derselben ausgeschlossen wurden,* dafür aber 
verlangte, dass die unschuldigen pfälzischen Agnaten ,dem bairi- 
schen Lehnbriefe, wie ihn der Kaiser in Regensburg bei der 
Belehnung ertheilt', einverleibt würden, so dass ihr Recht nach 
dem Ableben Maximilians gewahrt bleibe. Johann Georg hatte 
diesen Gegenvorschlag erst gethan, nachdem sich seine Räthe 
mit den brandenburgischen Räthen Götz und Dr. Fritz (aber 
nicht mit Schwarzenberg) darüber berathen hatten.* 



1 Sachs. St.-A. Protokoll. Münchner St.-A. Protokoll über die Verhandlung 
zwischen den katholischen Kurfürsten ddo. 20./30. October 1627. 

' Dass dem so ist, ergibt sich aus der Instruction, die Maximilian dem 
Herrn von Preising ertheilte, als er den Kaiser um die erbliche Ueber- 
tragung der Kur ersuchen Hess. ,Dass aber in vielangezogenen kurfürst- 
lichen gesammten Gutachten bei der dritten Condition von des Pfalz- 
grafen Friedrichs Kinder sowie ausdrückliche Meldung geschehen ist, 
die vermag unserer Gesandten Relation die Ursach gewesen, dass Kur- 
sachsen und Brandenburg bei diesem Convent wegen Ausschliessung 
der Kinder . . . difficultlren .... auch künftig moviren werden, in sonde- 
rer Erwägung, dass sie mit und neben den Katholischen es ins Gut- 
achten schliessen und Ihrer Kais. Mt. an die Hand geben helfen, dass 
der Vater vor sich und seine Kinder wie der Krön Böheimb also und 
gleicher Gestalt auch der Kurpfalz zu ewigen Tagen sich begeben und 
renunciren solle. Dahero die kath. Kurfürsten um so weniger Ursach 
gehabt auf die expressam exclusionem filiorum zu gehen und deren bei 
der dritten Condition Meldung zu thun, weil solche vorhin unter diesen 
Worten zugleich auch relative dann unter dem Wort verwirkten weil 
vis et effectus privationis sich ipso jure auf die Kinder erstreckt virtua- 
liter et re ipsa begriffen seind.* 

* Münchner St.-A. Die bairischen Gesandten an ihren Herrn ddo. 30. Oc- 
tober 1627. Relation der brandenburgischen Gesandten ddo. 20./30. Oc- 
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Auf katholischer Seite wollte man sich mit dem sächsischen 
Vorschlage nur unter der Bedingung befreunden, wenn der Punkt, 
in dem von den Rechten der Agnaten die Rede war, weg- 
gelassen würde und also die Entscheidung, wer nach Maxi- 
milians Tode in der Kur folgen solle, der Zukunft anheimge- 
stellt bliebe. Da die Protestanten nichts Besseres zu erlangen 
fürchteten, so einigten sie sich mit den Katholiken, und nun 
wurde dem Kaiser ein gemeinsames Gutachten erstattet, das 
sich nicht blos auf die pfälzische Angelegenheit, sondern auch 
auf die Befreiung der Kurfürsten von den lästigen Einquar- 
tierungen und auf die Friedensunterhandlungen mit Dänemark 
bezog. Der Punkt 1 dieses Gutachtens besagte, ,dass der Pfalz- 
graf sich gegen Ihre kaiserliche Majestät humiliere, submittiere 
und depreciere auf Mass und Weil, wie es Ihrer Majestät zur 
Erhaltung der Hoheit gefällig und im Reiche herkömmlich sei^ 
Punkt 2 schrieb die Verzichtleistung auf die böhmische Krone, 
Punkt 3 auf die Kur vor, im Punkt 4 und 5 wurde ihm 
aufgetragen, alle Bündnisse mit dem Auslande aufzugeben, 
dem Kaiser Ersatz für den verursachten Schaden zu leisten, 
und dabei die Hoflfhung ausgesprochen, dass der Kiiiser bei 
seinen Ansprüchen Mässigung und Milde walten lassen werde. 
Punkt 6 richtete an den Kaiser die Bitte, dass er den Pfalz- 
grafen, wenn dieser die vorangegangenen Bedingungen erfüllt 
haben würde, von der Acht entbinde und ihm und seinen Kindern 
einen Theil der pfälzischen Länder ,nach seinem kaiserlichen 
Belieben wieder einräumet Punkt 7 betraf die im Reiche 
herrschenden Zwistigkeiten und enthielt das Ansuchen an den 
Kaiser, die Reichsgravamina abzustellen.^ Im 8. Punkte er- 
boten sich die Kurfürsten, ,wenn der Pfalzgraf die angebotenen 



tober 1627. Sachs. St.-A. Der Mainzer AussOhnungsentwurf für den Pfalz- 
g^afen; der sächsische Gegenentwnrf. 
* Sachs. St.-A. ddo. 4. November 1627. Punkt 7 lautet wörtlich: ,Dieweil 
auch zum 7. die Stände des Reichs in ein hochschädliches Misstrauen 
gerathen, daraus bisher nichts Gutes entsprungen, auch noch ferneres 
Unheil zu befahren, so werden Ihre kaiserliche Majestät auch hiemit 
unterthänigst ersucht, die allergnädigste Verfügung zu thun, damit zur 
Aufrichtung guten, beständigen Vertrauens die zum öftem von den 
Ständen eingebrachte und geklagte Gravamina nach Inhalt der Reichs- 
constitutionen, auch Religion- und Prophanfriedens, soweit und viel dar- 
innen submittiert, erörtert und kein Stand denselben zuwider beleidigt 
und beschwert bleibe.' 
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Bedingungen nicht annehmen wlirde^ sondern der Krieg durch 
ihn und seine Adhärenten gegen Ihre kaiserliche Majestät und 
die gehorsamen Stände weiter fortgesetzt werden sollte; Ihrer 
kaiserlichen Majestät neben anderen Ständen des Reiches zu 
assistieren und unter die Arme zu greifen, wenn ihre Länder 
uikI Kurfürstenthümer nicht weiter, als albereit ge- 
schehen, mit Durchzügen, Einquartierungen und Contri- 
butionen verderbt und zugrunde gerichtet würden^ — 
Zum Schlüsse ertheilten die Kurfürsten dem Kaiser Rathschläge 
in Betreff des Friedensschlusses mit Dänemark und in Betreff 
seines Heeres, über die noch am Schlüsse berichtet werden wird. 
Bei Gelegenheit der Verhandlungen theilte der Graf von Schwar- 
zenberg dem von Wolkenstein im tiefsten Geheimniss mit, dass 
er ihm Mittel und Wege weisen werde, wie er Brandenburg 
flir die Erblichkeit der Kur gewinnen könnte. Welches diese 
Wege waren, ist nicht bekannt, möglich, dass der Kurfürst, 
dem das kaiserliche Volk auf dem Halse lag, in die Erblich- 
keit eingewilligt hätte, wenn er dadurch entlastet worden wäre, 
und dass also Schwarzenberg nur einem geheimen Auftrage 
folgte, als er diese Sprache führte. Die übrigen brandenburgi- 
schen und die sächsischen Vertreter gaben an, dass ihre Herren 
hauptsächlich deshalb nicht in die Erblichkeit der Kur für 
Baiem gewilligt hätten, weil der Kaiser sie nicht darum ersucht 
habe.^ Thatsächlich wünschten die bairischen Gesandten, wäh- 
rend diese Angelegenheit berathen wurde, dass der Kaiser das 
kurfürstliche CoUegium um die Zustimmung zur Uebertragung 
der Kur an die Familie Maximilians ersuche, und hielten des- 
halb eine Conferenz mit Strahlendorf ab. Dieser entschuldigte 
sich zwar mit mangelhafter Instruction, rieth ihnen aber, sie 
möchten Sachsen und Brandenburg dazu bereden, dass sie dem 
Kaiser einen Vorschlag thäten, was mit der Kur nach dem 
Tode Maximilians geschehen solle, im Falle sich der Pfalzgraf 
bis dahin noch nicht versöhnt haben würde. Strahlendorf meinte, 
dass dann der Streit zwischen Maximilians Erben und den 
p&lzischen Agnaten entweder im Wege Rechtens oder durch 
friedliche Vermittlung entschieden würde, mittlerweile aber 
die Erben Maximilians im Besitze der Kur bleiben sollten. 



* Münchner St.-A. Rampeckh an den Fürsten von Hohenzollern ddo. 9. No- 
vember 1627. 



Digitized by 



Google 



235 

Die bairischen Gesandten, welche über diese Unterredung an 
ihren Herrn berichteten, zweifelten, dass die Rechte Maximilians 
auf diese Weise gewahrt würden, sie meinten, damit werde nur 
zu neuen Zänkereien Anlass geboten. Maximilian war wohl 
derselben Meinung, denn er verbot seinen Vertretern die weitere 
Unterhandlung mit Sachsen und Brandenburg und erklärte,^ 
dass er sich mit dem Gutachten der katholischen Kurfürsten 
begnüge. — Es ist oben bemerkt worden, dass die Katholiken 
den Wünschen des sächsischen Kurfürsten nachgaben, und dass 
sie in dem an den Kaiser erstatteten Gutachten nichts von der 
Abscha£Pung des Calvinismus in der Pfalz sagten und keinen 
Rath gaben, was mit der Kur nach Maximilians Tode geschehen 
solle. Diese Nachgiebigkeit war nur durch das Versprechen des 
KurfUrsten von Mainz, dass die Protestanten auf dem CoUegial- 
tage nicht majorisirt werden sollten, veranlasst worden. Sie 
war jedoch nur eine scheinbare: wenn die Katholiken die Pro- 
testanten für ihre Wünsche nicht gewinnen konnten, so wollten 
sie deshalb nicht schweigen, sondern sie erstatteten in beiden 
Angelegenheiten ein geheimes Gutachten. In demselben empfah- 
len sie dem Kaiser, er solle der Wilhelm' sehen Linie des Hauses 
Baiem Erbrechte auf die Kur einräumen und die p&lzischen 
Agnaten erst dann zulassen, wenn die Wilhelm'sche Linie 
ausgestorben sei. Ob der Kaiser auch die Kinder des geächte- 
ten Pfalzgrafen nach dem Aussterben der pfälzischen Agnaten 
zur Erbschaft zulassen würde, das wollten sie seiner Gnade 
anheimstellen. Die bairischen Vertreter berichteten an ihren 
Herrn, dass sie die katholischen Kurfürsten für die Erblich- 
keit nur schwer gewinnen könnten, sie fassten diesen Gegen- 
stand ziemlich ,kühl' auf und würden nur durch den Hinweis, 
dass diese Angelegenheit nicht allein das bairische Haus, 
sondern sämmtliche Katholiken betreffe, gewonnen werden 
können. 

Die katholischen Kurfürsten sprachen in ihrem Gutachten 
an den Kaiser auch aus, dass sie seinem ßeformationsrechte in 
der Pfalz keine Schranken gezogen wissen wollten. Den Sinn 



* Münchner R.-A. Die bairischen Gesandten an Maximilian ddo. 30. Oc- 
tober 1627. Maximilian an die Gesandten ddo. 6. November 1627. Wiener 
St.-A. Strahlendorf an Ferdinand II. ddo. 2. November 1627. Sachs. St.-A. 
Protokoll. Berliner St.-A. Die kurbrandenburgischen Gesandten an- ihren 
Herrn ddo. 20./30. October 1627. 
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der Worte, dass er ,nach seinem Belieben' dem Pfalzgrafen 
und seinen Kindern einen Theil der pfillzischen Länder resti- 
ttiiren solle, wollten sie nicht anf die physische Restitution be- 
schränkt wissen, sondern damit andeuten, dass er dem Pfalz- 
grafen bezügUch der Religion und anderer Angelegenheiten be- 
liebige Bedingungen vorschreiben könne. ^ Endlich beabsichtigten 
sie mit der Bitte um die Erledigung der Reichsgravamina die 
Wiedereinsetzung in die ihnen seit dem Passauer Vertrage ent- 
rissenen geistlichen Güter und theilten auch dies dem Kaiser 
in ihrer ebenso geheim gehaltenen wie wichtigen Zuschrift mit. 
Die Frage der Restitution der geistlichen Güter, immer und 
immer wieder vertagt, zum letzten Male im Jahre 1620 berührt, 
trat damit wieder auf die Tagesordnung. 

Bei Gelegenheit der Verhandlungen, die Kursachsen im 
Jahre 1620 mit den ligistischen Fürsten bezüglich der Unter- 
stützung des Kaisers führte, wurde von katholischer Seite 
zugestanden, dass man die Besitzer der nach dem Passauer 
Vertrage confiscirten geistlichen Güter nicht mit Gewalt von 
denselben verdrängen wolle, wenn sie dem E^iser bei der Er- 
oberung von Böhmen Hife leisten würden. ^ Da nur der Kur- 
fürst von Sachsen thatsächliche Hilfe leistete, so galt dies Ver- 
sprechen ihm allein, und die Katholiken konnten in dem übrigen 
Deutschland die Restitution noch immer urgiren, da sie auf 
dieselbe nicht verzichtet hatten. Die Verhältnisse waren jedoch 
zu wenig günstig, als dass sie in den folgenden Jahren ernst- 
lich an die Erreichung ihres Wunsches denken konnten, und 
nur in den von dem Kurfürsten von Baiem und von Spanien 
besetzten kurpfälzischen Ländern ging man an die Restitution 
einiger Klöster. Als nun aber der Krieg gegen Dänemark 
einen siegreichen Ausgang zu nehmen versprach, Tilly's und 
Waldstein's Regimenter in der Nähe der Ostsee ihre Stand- 
quartiere aufschlugen, da lag die theilweise Restitution der ent- 
zogenen geistlichen Güter im Bereiche der Möglichkeit. Soweit 
es bekannt ist, waren die Bischöfe von Augsburg und Konstanz 
und der Abt von Kaisersheim die Ersten, welche im Frühjahre 
1627 die Restitution der theils von dem Herzoge von Württem- 



^ Wiener St.-A. Die katholischen Kurfürsten an Ferdinand II. ddo. 12. No- 
vember 1627. Münchner St.-A. Die bairischen Gesandten an Maximilian 
ddo. 30. October 1627. 

^ Gindely, Geschichte des dreissigj ährigen Krieges, II. 428. 
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berg, theils von dem Markgrafen von Ansbach confiscirten 
geistlichen Güter begehrten. Höchst wahrscheinlich war der 
Bischof von Augsburg, Heinrich von Klnorringen, der Urheber 
dieses gemeinsamen Schrittes, weder sein Vorgänger noch er 
hatte den Religionsfrieden anerkannt, sondern erklärt, dass der- 
selbe für sie gar nicht bestehe. 

Die gegen den Herzog von Württemberg erhobene Be- 
schwerde galt der Restitution einiger Klöster, die sich seine 
Vorfahren schon vor dem Religionsfrieden angeeignet hatten, 
und die durch das Interim für einige Zeit restituirt und nachher 
abermals confiscirt worden waren. Ihr Einkommen betrug jähr- 
lich an 170.000 Thaler und bildete wohl den grösseren Theil der 
Revenuen, die der Herzog aus seinem Lande bezog. Der Kaiser 
beschäftigte sich nach der Versicherung des Nuntius Carafifa 
seit der Schlacht bei Lutter mit dem Gedanken der Wieder- 
einsetzung der Katholiken in die ihnen seit Passau entrissenen 
Güter; aber wie sehr er auch den Wünschen der klagenden 
Bischöfe nachzukommen bereit war, so zögerte er doch, dies 
für sich allein zu thun, und ersuchte die geistlichen Kurfürsten 
um ihr Gutachten. Dasselbe sprach sich dahin aus, dass die 
KathoUken in Passau gewiss nicht auf die ihnen entzogenen 
Güter verzichtet haben würden, wenn sie sich nicht in dem Besitze 
des Restes für gesichert gehalten hätten. Nicht blos die reichs- 
unmittelbaren sondern auch die mittelbaren Stifter seien ihnen 
deshalb später mit Unrecht entrissen worden, denn den Ordens- 
leuten in den Gebieten protestantischer Fürsten hätte gerade- 
sogut wie den Laien im Falle gezwungener Auswanderung 
des Recht zugestanden, ihre Güter zu verkaufen. ^ Der Kaiser 
war entschlossen, diesem Gutachten Rechnung zu tragen, und 
als er seinen Reichshofrathspräsidenten nach Mülhausen schickte, 
befahl er ihm, mit den katholischen Kurfürsten sich über die 
Mittel und Wege zu berathen, wie die Restitution aller seit 
Passau entfremdeten Stifter durchzuführen sei. ^ Es ist möglich, 
dass Ferdinand den Wünschen der Katholiken auch deshalb 
entgegenkam, weil er sie auf diese Weise zu einer freundlicheren 
Haltung in Bezug auf sein Heerwesen veranlassen wollte. Wenn 

^ Londorp, p. 998. Gutachten der drei geistlichen Kurfilrsten ddo. 26. Sep- 
tember 1627. Tupetz, Der Streit um die geistlichen Güter, p. 40. Caraffa, 
Germ. rest. 261—295. 

« Wiener St.-A. Strahlendorf an Ferdinand II. ddo. 12. October 1627. 
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dies der Fall war, so erreichte er fUr seine Person seinen Wunsch, 
der Collegialtag richtete seine Pfeile nur gegen Waldstein und 
hatte für Ferdinand nur Ausdrücke von Hochachtung und 
Unterthänigkeit. 

Als die katholischen Kurfürsten von Strahlendorf über 
die Absichten des Kaisers verständigt worden waren und aus 
der Haltung der protestantischen Kurfürsten erkannten, dass 
diese weder die erbliche üebertragung der Kur an Maximilian, 
noch die Restitution der geistlichen Güter offen zugestehen 
würden, berührten sie in dem oben erwähnten heimlichen Gut- 
achten auch die Restitutionsfrage. Sie erklärten, dass sie mit 
der Abstellung der Gravamina, welche sie im Vereine mit den 
protestantischen Kurfürsten urgirt hätten, ,vomehmlich die Re- 
stitution aller nach dem Passauer Vertrage den Katholiken ent- 
zogenen und profanierten Stifter und Klöster beabsichtigen'. 
Sie ersuchten deshalb, der Kaiser möge ,ohne jeden Verzug, 
zumal er die erwünschte Gelegenheit dazu in Händen habe, 
die Verfügung thun, dass alle dem geistlichen Stande entzoge- 
nen Stifter und Klöster restituiert und bei verhoffter künftiger 
Besetzung berührter Stifter diejenigen geistlichen Kurfürsten 
und Fürsten, welche in treuer Devotion so standhaft verblieben 
seien und deshalb grosse Verfolgung, Drangsale und Schaden 
erlitten, vor andern in billiger Consideration gehalten würden^ ^ 

In dem Gutachten, welches der Collegialtag am 30. Octo- 
ber an den Kaiser richtete, wurde auch des Friedens mit Däne- 
mark und seinen Bundesgenossen gedacht. Der Collegialtag 
hatte den kaiserlichen Gesandten gefragt, ob er im Namen seines 
Herrn gewisse Friedensbedingungen mitzutheilen habe oder 
nicht, und als dieser die Anfrage verneinte, schlug Baiem vor, 
man möge die Friedensvorschläge Tilly's und Waldstein's zur 
Grundlage der Berathuiig machen; dagegen erhob sich Sachsen 
und meinte, man solle dem Kaiser den Vorschlag der Generale, 
sowie die in Braunschweig gestellten Friedensbedingungen über- 
mitteln und ihm die Wahl unter denselben überlassen, doch 
müssten dieselben erträglich und annehmbar sein. Brandenburg 
meinte, man solle auf jeden Fall Dänemark zur Einleitung der 
Friedensverhandlungen auffordern, es würden sich dann schon 



^ Wiener St.-A. Zuschriften der vier katholischen Kurfürsten an Ferdi- 
nand n. ddo. 12. November 1627. 
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passende Bedingungen auffinden lassen. Die bairischen Ver- 
treter verbesserten das vorher abgegebene Gutachten dahin^ 
dass sie Prag zum Verhandlungsort vorschlugen, dem Kaiser 
die Wahl zwischen den Bedingungen seiner Generale, den 
dänischen — die mittlerweile dem Kurfürsten von Sachsen zu- 
geschickt worden waren und mit den Mittheilungen des Grafen 
von Oldenburg an Tilly ziemlich tibereinstimmten — und braun- 
schweigischen tiberliessen, aber ihm die Aufstellung erträglicher 
Bedingungen empfahlen. Später reformirten sie ihre Meinung, 
indem sie es dem Kaiser freistellen wollten, wo und durch wen 
er die Verhandlungen fuhren lassen wolle, ob durch die beiden 
Generale oder durch die Kurfürsten und Fürsten des Reiches. 
Diesem Gutachten stimmten die übrigen Kurfürsten mehr oder 
weniger bei, alle waren der Meinung, dass die Friedensver- 
handlung nicht auf Dänemark allein zu beschränken, sondern 
auf seine Anhänger auszudehnen sei, wenn sie sich derselben 
anbequemen würden.^ Nachdem auch Kurmainz einen resu- 
mirenden Bericht über die Verhandlungen erstattet hatte, wurde 
beschlossen, dem Kaiser zur Vornahme der Friedensverhand- 
lungen zu rathen, wenn Dänemark darum ansuchen werde, zu 
denselben alle Anhänger desselben, mit Ausnahme des Pfalz- 
grafen, über den bereits das Nöthige bestimmt worden, zuzulassen 
und sich hiebei der Vermittlung zweier oder sämmtlicher Kur- 
fürsten zu bedienen. Die Festsetzung der Friedensbedingungen 
tiberliessen sie dem Kaiser, machten ihn aber auf die in Braun- 
schweig erörterten Punkte, auf die Vorschläge der Herzoge 
von Holstein, sowie auf die Tilly's und Waldstein's aufmerksam 
und sprachen die Hoffnung aus, dass seine Forderungen erträg- 
lich und durchführbar sein werden. Bezüglich des Schadener- 
satzes, den Ferdinand von seinen Gegnern verlangte, bemerkten 
die Kurfürsten, dass auch die assistierenden Stände einen An- 
spruch auf Entschädigung hätten, und dass darüber am besten 
bei dem Friedenscongresse verhandelt werden könnte; auf den- 
selben wurde er auch mit seinem Anspruch auf Bezahlung seiner 
Truppen verwiesen und dabei die Bitte ausgesprochen, dass 
alle ferneren Werbungen eingestellt, die ungemusterten Regi- 
menter entlassen, die nicht completen Regimenter aufgelöst und 
in andere eingereiht werden und die erhobenen Contributionen, 
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bezüglich welcher die ßeichsstände genaue Nachweise einzu- 
senden bereit seien, bei der Entlohnung der Truppen eingerechnet 
würden. Zum Schlüsse boten die Kurfürsten in ihrem und im 
Namen der übrigen Reichsstände dem Kaiser ihre Hilfe an, falls 
der Friede mit Dänemark nicht zustande käme. ^ 

Die sonstigen Angelegenheiten, die in Mülhausen zur 
Sprache kamen, betrafen zuerst den Protest des Kaisers, dass 
er als König von Böhmen nicht zum CoUegialtage eingeladen 
war, welcher Protest mit Hinweis auf die bisherige Gepflogen- 
heit abgewiesen wurde. Weiter wurde die Erhebung Tilly's 
in den Fürstenstand besprochen. Sämmtliche Kurfürsten wollten 
hiefiir beim Kaiser Fürbitte einlegen und rühmten die Verdienste 
des Generals. Sie wollten schon aus Opposition gegen Wald- 
stein den Mann auszeichnen, dessen Ehrlichkeit und Uneigen- 
nützigkeit unantastbar waren. Da jedoch Baiem erklärte, dass 
dem bescheidenen Manne mit der Erhebung in den Fürstenstand 
kaum gedient sein dürfte, wurde beschlossen, zuerst bei ihm 
anzufragen, ob ihm die Erhebung genehm sei, und erst dann 
an den Kaiser die Bitte zu richten. Da Tilly thatsächlich nicht 
in den Fürstenstand erhoben wurde, so dürfte er die an ihn 
gerichtete Anfrage verneinend beantwortet haben. Weiter be- 
schloss man, den König von Spanien zu ersuchen, er möge 
dem Handel in Niederdeutschland durch Sperrung des Rhein- 
stromes und Erhebung willkürUcher Zölle keine Hindemisse 
bereiten. Das kurfürstliche CoUegium wollte sich in den Krieg 
Spaniens mit Holland nicht einmischen und verlangte die Wah- 
rung der Neutralität des deutschen Gebietes und die Frei- 
gebung des Handels.^ 

Als der CoUegialtag in Mülhausen zusammentrat, erschien 
auch Marcheville daselbst und sang wieder in neuer Tonart 
dasselbe Lied, das er seit Jahr und Tag gesungen, und bot 
abermals die Dienste seines Königs für die Wiederherstellung 
und Erhaltung des Friedens an. Die Antwort, welche der Kur- 
fürst von Sachsen dem Könige von Frankreich bei dem Besuche 
Marcheville's ertheilte, war abweislich, und noch abweislicher 
war die persönliche Behandlung, die er dem Gesandten ange- 
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deihen liess, weil er es namentlich übel vermerkte, dass derselbe 
ihn um vertrauliche Mittheilungen über die Vorgänge auf dem 
Collegialtage ersuchte. Die Antwort des gesammten kurfürst- 
lichen CoUegiums an den König Ludwig entsprach der Frank- 
reich abgeneigten Stimmung: der König wurde ersucht, seine 
Auctorität bei den Feinden des Reiches geltend zu machen und 
sie zum Frieden zu ermahnen.^ Vier Tage nach dieser Ant- 
wort löste sich der Collegialtag auf. Der Erste, der sich durch 
di^ Beschlüsse desselben bedrückt fühlte, war der Pfalzgraf. 
Als er erfahr, man werde ihm von kaiserlicher Seite den Pardon 
unter Bedingungen anbieten, die mit dem kurfürstlichen Gut- 
achten übereinstimmten, und wenn er sie nicht annehmen würde, 
ihn für immer von demselben ausschliessen, so erfasste ihn grosse 
Angst, und er fragte bei seinem Schwager in London an, wie weit 
er sich zu Opfern gegen den Kaiser entschliessen solle; allein 
dieser, der sonst den Mund so voll genommen hatte, gab jetzt 
eine ausweichende Antwort. In dieser feigen Weise lehnte der 
Letztere jede bestimmte Meinungsäusserung ab. Dagegen riethen 
die Mitglieder des geheimen Rathes, mit denen der Agent des 
Pfalzgrafen, Nethersole, diese Angelegenheit besprach, wie ge- 
wöhnlich von jeder Nachgiebigkeit ab. ^ Ohne sich um diesen 
Rathschlag zu kümmern, ersuchte er später den Kurfürsten von 
Köln um die amtliche Mittheilung der Bedingungen, die ihm 
der Collegialtag für die Versöhnung mit dem Kaiser vorge- 
schrieben habe, und versprach hiebei, er Wolle es seinerseits 
an nichts ermangeln lassen. Er kam nicht in die Lage zu be- 
weisen, ob dies blosse Worte oder ernste Absichten^ waren, 
da der Kaiser mit ihm in keine Verhandlungen mehr eintrat. 



' Sachs. St.-A. Memorial Marcheville's in Mülhausen tibergeben. Kursachsen 
an Ludwig XIII. ddo. 31. October/10. November 1627. Münchner St.-A. 
Rampeckh an den Fürsten von Hohenzollem ddo. 2. und 9. November 
1627. Sachs. St.-A. Protokoll. Antwort des CoUegialtages an Ludwig XIII. 
ddo. 11. November 1627. 

^ Münchner St.-A. Nethersole an Friedrich ddo. 27. November/7. December 
und 19./29. December 1627. Friedrich an Nethersole ddo. 17./27. Decem- 
ber 1627. Ebend. Nethersole an Friedrich ddo. 2./12. Februar 1628. 

3 Münchner St.-A. Friedrich an Kurköln ddo. 21./31. März 1628. 
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